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Meine Kindheit war nicht auf Rosen gebettet
Meine Herbstzeit wird mit Dornen bespickt
Ich habe mich immer aus der Not gerettet

Und noch gehofft auf ein besseres Rentnerglück

Ursula Gatzke



Bremer Montagsdemo

2004

Grundsätze
August: 1. 2. 3.

September: 4. 5. 6. 7.
Oktober: 8. 9. 10. 11.

November: 12. 13. 14. 15. 16.
Dezember: 17. 18. 19.

Mietspiegel
Kurzlehrgang

Urteile
Statistik Kontakt

Flugblatt
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Bremer Montagsdemo

Grundsätze
1. Die Montagsdemonstration ist eine überparteiliche Aktion der Bevölkerung

und trägt entstehende Kosten aus deren Spenden. Die Gelder werden or-
dentlich verwaltet. Es gibt eine regelmäßige Kassenprüfung.

2. Alle Teilnehmer(innen) haben das Recht auf Vertretung ihrer Standpunkte.
Zur Diskussion steht ihnen das Offene Mikrofon zur Verfügung. Damit viele
Menschen zu Wort kommen, sollen Redebeiträge nicht länger als drei Minu-
ten dauern.

3. Alle Teilnehmer(innen) sollen einen Beitrag für das gemeinsame Anliegen
leisten, also ihre Diskussion gleichberechtigt, solidarisch und sachlich füh-

ren. Wir grenzen uns entschieden von Faschisten ab: Sie haben auf der
Montagsdemo nichts zu suchen!

4. Auf einem Vorbereitungstreffen wird eine Koordinierungsgruppe gewählt,
deren Zusammensetzung die Montagsdemo repräsentiert und die für Ein-
heit und Selbständigkeit der Bewegung eintritt. Diese Gruppe hat keine Wei-
sungsbefugnis und muss sich spätestens nach einem Jahr zur Wahl stellen.

5. Die Koordinierungsgruppe fördert gegenseitige Hilfe im sozialen Netzwerk,
pflegt Erfahrungsaustausch und unterstützt gemeinsame Aktivitäten . Sie ar-
beitet auch mit Gewerkschaften, Organisationen und Initiativen sowie der
bundesweiten Koordinierungsgruppe zusammen.

6. Die Koordinierungsgruppe organisiert Vorbereitungstreffen der Montagsde-
mo und schlägt Themenschwerpunkte vor. Sie ist für Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit zuständig und betreibt eine eigenständige Homepage für die Bre-
mer Montagsdemo.

7. Die Moderatoren nehmen Manuskripte gehaltener Reden zur Veröffentli-
chung im Internet entgegen. Erbeten wird Maschinenschrift; außerdem An-
gabe von Datum, Name, (Email-)Adresse, Parteizugehörigkeit; weiterhin Ge-
nehmigung redaktioneller Überarbeitung.

Beschlossen am 14. Februar 2005 von den Teilnehmern
der 26. Bremer Montagsdemo
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Bremer Montagsdemo

Kurzvorstellung
Wie in zahlreichen anderen Städten Deutschlands findet in Bremen seit Mitte Au-
gust 2004 jeden Montag um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz eine Demonstration
gegen die Hartz-Gesetze statt. Sie hat in den ersten fünfzehn Wochen durchweg
dreistellige Teilnehmerzahlen erreicht und wird von einem festen Kern „neuer Po-
litiker“ entschlossen weitergeführt.

Denn Hartz IV heißt: Massenarmut und Zwangsarbeit! Die Regierung ist dazu
übergegangen, nicht mehr die Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeitslosen zu be-
kämpfen! Löhne und Gehälter werden abgesenkt und gleichzeitig mit Ein-Euro-
Jobs weitere Arbeitslose produziert! Dagegen steht unser Schlachtruf: „Weg mit
Hartz IV! Das Volk sind wir!“

Auf der Montagsdemo gibt es ein „Offenes Mikrofon“, an dem jede Frau, jeder
Mann und jede(r) Jugendliche, ob mit oder ohne Job, die eigene Meinung frei
sagen kann. Nur für Neonazis gibt es kein Rederecht! Eingereichte Manuskripte
werden auch im Internet dokumentiert.

Die Bremer Montagsdemo, anfangs vom „Bündnis gegen Sozialkahlschlag
und Bildungsabbau“, seit Mitte Januar 2005 von der Initiative Bremer Montags-
demo organisiert, ist bundesweit vernetzt mit anderen Montagsdemos. Auf de-
mokratischer Grundlage finden Aktionskonferenzen nach dem Delegiertenprinzip
statt, auch eine Koordinierungsgruppe ist gebildet worden.

Die Montagsdemo ist überparteilich, und alle Entscheidungen treffen die Teil-
nehmer selbst. In unserer Bewegung sind bedeutsame Formen unmittelbarer De-
mokratie und solidarischer Streitkultur entstanden. Wir lassen uns nicht vor den
Karren einer Partei spannen! Wir sehen politische Tätigkeit nicht mehr nur darin,
am Wahltag ein Kreuzchen zu machen, sondern nehmen unsere Sache in die ei-
gene Hand!

Initiative Bremer Montagsdemo

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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1. Bremer Montagsdemo

am 16. 08. 2004

Massenprotest gegen Hartz IV
Mehrere zehntausend Menschen haben am Abend gegen die Sozialpolitik der
Bundesregierung protestiert. Schwerpunkt der Demonstrationen war Sachsen-
Anhalt. In der Hauptstadt Magdeburg gingen nach Polizeiangaben rund zwölftau-
send Menschen auf die Straße. In Halle und Dessau waren es jeweils etwa drei-
tausend. Weitere Aktionen gab es unter anderem in Aschersleben, Halberstadt,
Rostock, Gera und Dresden. In Leipzig demonstrierten rund zehntausend Men-
schen. Kundgebungen gab es ebenfalls in Hamburg, Köln und Frankfurt am Main.
Kritisiert wurde vor allem die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe.
Dadurch würden Hunderttausende in die Armut getrieben, hieß es.

Die Bundesregierung kündigte eine Informations-Kampagne an, um ihre Vor-
haben besser zu vermitteln. Ihr Sprecher Langguth äußerte zudem Verständnis
für die Proteste. Er bezeichnete sie aber zugleich als Ergebnis einer Verunsiche-
rungskampagne. Unterdessen geht der Streit weiter, ob für die Kundgebungen der
Begriff Montagsdemonstrationen, der an die Proteste gegen das DDR-Regime er-
innert, verwendet werden sollte. Die Befürworter argumentieren, auch 1989 sei-
en die Menschen auf die Straße gegangen, weil sie keine Perspektive mehr ge-
sehen hätten. Die Gegner führen an, es gebe einen qualitativen Unterschied zwi-
schen der Situation in der früheren DDR und der jetzigen Bundesrepublik.

„Deutschlandradio“ am 9. August 2004

„Bündnis Montagsaktion gegen
Hartz IV“ meldet Kundgebung an

Am 10. August 2004 meldet Architekt Thomas Toussaint (parteilos) für ein
noch zu bildendes „Bündnis Montagsaktion gegen Hartz IV“ beim Bremer

Stadtamt eine Kundgebung am Montag, dem 16. August, zwischen 18 und 19
Uhr unter Verwendung einer Lautsprecheranlage fürs „Offene Mikrofon“ an.

Als Ort wünscht er den Grasmarkt am Rathaus, die Teilnehmerzahl schätzt er
auf 100. Als Versammlungsleiter benennt er Industriearbeiter Wolfgang Lange.
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Auch in Bremen
Demos gegen Hartz IV

Auch in Bremen sind sogenannte Montagsdemonstrationen gegen das umstrit-
tene Sozialgesetz Hartz IV geplant. Dazu aufgerufen hat die Bremer Bürgerbe-
wegung „Aufrechter Gang“. Sie erwartet für die erste Kundgebung am kommen-
den Montag rund 100 Teilnehmer. Mit Transparenten und Sprechgesängen will
die Bürgerbewegung ihrem Ärger Luft machen.

„Es ist ein Sprung ins kalte Wasser. Keine Ahnung, wie viele sich uns an-
schließen“, sagt Mathias Henkel, der Vorsitzende der Initiative. Er geht aber da-
von aus, dass sich auch in Bremen viele Menschen gegen Hartz IV mobilisieren
lassen. „Das Gesetz ist eine Ungerechtigkeit hoch drei“, kritisiert Henkel. Es tref-
fe alle, die arbeitslos sind, ganz gleich, ob sie arbeiten wollen oder nicht.

Henkel, der seit Mai an der Spitze der Bürgerbewegung steht, war bis 2003
Abgeordneter der CDU in der Bremischen Bürgerschaft. Kurz vor der letzten Bür-
gerschaftswahl trat er der Schill-Partei bei.

„Radio Bremen“ am 11. August 2004

Montagsdemo auch in Bremen
Arbeitsplätze fehlen nicht nur in den östlichen Bundesländern, sondern auch in
Bremen mit einer Arbeitslosigkeit von über 13 und in Bremerhaven von über 19
Prozent (offiziell geschönte Zahlen). Diejenigen, die noch Arbeit haben, werden
mit der Drohung des Arbeitsplatzverlustes zum Lohnverzicht erpresst. Dagegen
soll auch in Bremen demonstriert werden – findet die Initiative „Bürgerbewegung
für Bremen und Bremerhaven“. Und zwar am kommenden Montag, dem 16. Au-
gust, ab 17 Uhr auf dem Bremer Marktplatz.

„Tageszeitung“ vom 12. August 2004 mit Verweis
auf die Homepage von „Aufrechter Gang“

Aufgrund der Berichte, eine Gruppe „Aufrechter Gang“ werde am 16. August
2004 ab 17 Uhr auf dem Bremer Marktplatz eine „Montagsdemonstration“ ver-
anstalten, beantragt Thomas Toussaint eine Verlegung der von ihm angemel-

deten Kundgebung an denselben Ort und die vorangehende Stunde ab 16 Uhr.
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Kundgebung des „Bündnisses
Montagsaktion“ wird genehmigt

Am 15. August 2004 stimmt das seit 2003 bestehende „Bündnis gegen
Sozialkahlschlag“ („Sozialplenum“) dem Vorschlag von Thomas Toussaint

zu, die ihm zwischenzeitlich bewilligte Kundgebung zu „übernehmen“.
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Aufrechter Gang
Wir sind eine Gruppe politisch interessierter und engagierter Bürger, die etwas
bewegen möchte und deshalb eine Wählerinitiative für das Bundesland Bre-
men aufbaut, um dem rot-schwarzen Filz der viel zu großen Koalition, aber
auch grünen oder anderen Ideologen ein vernünftiges und bürgernahes Konzept
entgegenzustellen. Unsere Grundsätze: Politik hat sich – wie jeder andere Le-
bensbereich auch – den in unserer Gesellschaft geltenden moralischen und ethi-
schen Normen zu fügen. Kein Zweck heiligt unanständige Mittel.

Politik hat Kundendienst am Bürger
zu sein, das heißt Politiker(innen) ha-
ben sich vorrangig am Interesse ihrer
Wähler(innen) zu orientieren und nicht
nur am eigenen. Dafür werden sie von
uns allen bezahlt (nicht schlecht übri-
gens). Der/die Politiker(in) hat dem/der
Bürger(in) zu dienen – und nicht umge-
kehrt! Das Gemeinwohl hat Vorrang vor
der Raffgier Einzelner (selbst wenn sie
„Sponsoren“ sind).

Freiheit und Sicherheit sind kein Ge-
gensatz, sondern zwei Seiten derselben
Medaille. Nur ein starkes Gemeinwe-
sen – das Sicherheit für jede(n) seiner
Bürger(innen) gewährleistet – ist auch
ein freiheitliches Gemeinwesen, weil nur
dann die Freiheit des/der Einzelnen kei-
ne Frage von Reichtum und Vermögen
ist. Darum fordern wir eine leistungs-
fähige Polizei und eine Justiz, die ent-
schlossen gegen Kriminalität vorgeht.

Wenn gespart werden muss, muss es gerecht und mit Verstand zu gehen.
Geliehenes Geld zum Fenster hinauszuwerfen für unsinnige und unwirtschaftliche
Prestigeobjekte (wie Spacepark, Musicaltheater, Zerstörung der Uniwildnis) und
dafür wichtige Zukunftsaufgaben zu vernachlässigen (wie Bildung, Kindergärten,
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Erhalt und Ausbau von ÖPNV und Straßen),
lehnen wir strikt ab.

Käuflichkeit und Bestechlichkeit zerstört jedes Vertrauen in Politik und Staat.
Ob Politiker(innen) oder Beamte Schmiergelder kassieren, ungerechtfertigte Ver-
günstigungen in Anspruch nehmen (Vorteilsnahme) oder – etwas geschickter –
„Sponsoren“ für ihre privaten Geschäfte bemühen: Alle müssen dafür konsequent
zur Rechenschaft gezogen und aus allen öffentlichen Funktionen entfernt werden.
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Der Staat und die öffentlichen Kassen sind keine Beute, sondern unser aller
Eigentum. Politische Ämter sind keine Auffangeinrichtung für beruflich an eige-
ner Unfähigkeit Gescheiterte, sondern eine anspruchs- und verantwortungsvolle
Aufgabe. Deshalb wollen wir dort keine Schwätzer und Dilettanten mehr sehen,
sondern ausschließlich charakterlich und fachlich zuverlässiges Personal. Darum
wollen wir auch mit den etablierten Parteien und deren Machenschaften nichts
mehr zu tun haben.

Weil diese jedemmann und jederfrau einleuchtenden Grundsätze im Lande
Bremen von keiner Partei konsequent verfolgt werden, haben wir uns zur Selbst-
hilfe entschlossen, denn spätestens im Jahre 2007 wird wieder gewählt im Lande
Bremen – und dann mischen wir mit! Wenn Sie dazu auch Lust haben und un-
ter Politik etwas anderes verstehen als Postenjagd, dann sind Sie bei uns richtig
aufgehoben.

Selbstdarstellung von „Aufrechter Gang“ – „Weser-Kurier “ vom 8. Mai 2004

Keinen Fußbreit den Rechten!
Auch nicht in den Protesten gegen Sozialkahlschlag! Am nächsten Montag, dem
16. August 2004, ruft die aus der rechten PRO („Schill-Partei“) hervorgegangene
Bürgerinitiative „Aufrechter Gang“ zu einer „Montagsdemo“ um 17 Uhr auf dem
Marktplatz auf. Die Demo richtet sich gegen den von der Bundesregierung betrie-
benen Sozialkahlschlag und anderes durch Hartz IV. Dieser Versuch der Instru-
mentalisierung sozialer Proteste durch rechte Populist(inn)en darf nicht unwider-
sprochen bleiben! Am Montag den Widerstand gegen den Sozialkahlschlag orga-
nisieren! Keinen Fußbreit den Rechten!

Flugblatt des „Bremer Sozialplenums“

Montagsdemos unter
ungewisser Flagge

Die geplanten Protestkundgebungen gegen Hartz IV in Bremen und Bremerhaven
tun sich schwer mit politischen Bekenntnissen. Gegen Hartz IV wird heute um
17 Uhr auf dem Bremer Marktplatz demonstriert. Weitgehend offen ist indes mit
wem: Angemeldet hat die Protestkundgebung der Verein in Gründung „Aufrechter
Gang“. Der bezeichnet sich als „Bürgerbewegung für Bremen und Bremerhaven“,
ist bislang aber noch kaum in Erscheinung getreten.
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In Bremerhaven rufen indes „drei Vereinigungen“ dazu auf, ab dem 23. August
„im Armenhaus des Landes Bremen Flagge zu zeigen“. Noch allerdings ohne sie
selbst zu hissen: Die Anonymität sei „bewusst gewählt“, so Ansprechpartner Karl-
Heinz Hoffmeyer. „Wir wollen ein möglichst breites Spektrum erreichen.“ 1999
war Hoffmeyer Kandidat der später aufgelösten Gruppierung „Arbeit für Bremen“.
Für die jüngste Wahlrunde hatte er die „Unabhängige Wählervereinigung BHV“
mitbegründet. Der „Tageszeitung“ sagte er, „rechtslastige Gruppierungen“ würden
„von uns ausgeschlossen – auch Schill“.

Bei „Aufrechter Gang“ fällt diese Abgrenzung schwerer: Vereins-Vorsitzender
Matthias Henkel, einst „DKPist“, war später Vorsitzender der christdemokrati-
schen Gewerkschaft CDA in Bremen und bis Anfang 2003 CDU-Bürgerschafts-
abgeordneter. Kandidiert hat Henkel auch für die laufende Legislaturperiode – al-
lerdings für die „Partei Rechststaatliche Offensive“ – Nickname: Schill. Das sei für
Henkel „ein abgeschlossenes Kapitel“, so Initiativen-Sprecher Norbert Kück. „Wir
wollen gerade mit den gängigen Parteien und den Ideologien von rechts und links
nichts zu tun haben.“

Demonstrieren werde man heute, „um den Sozialabbau zu stoppen“. Das im
Internet dokumentierte „Aufrechter-Gang“-Programm benennt als eigenes sozial-
politisches Hauptziel indes, „den Missbrauch“ staatlicher Leistungen „als sozia-
le Hängematte zu bekämpfen“. Auch schwebt der Initiative „ein starker, wehrhaf-
ter Staat“ vor, dessen Polizei bei Drogenfahndungen „selbstverständlich“ vor dem
„Einsatz von Brechmitteln“ nicht zurückschreckt.

„Tageszeitung“ vom 16. August 2004

PDS geht mit, DGB zögerlich: Hartz-Gegner einigen sich
auf große Montagsdemo („Tageszeitung Berlin“)

Künftige Hartz-IV-Betroffene protestieren vor dem Bremer Roland
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„Radio Bremen“ interviewt einen WASG-Demonstranten

10.000 Demonstranten auf dem Magdeburger Domplatz: Gehen Menschen auf
die Straße, die nicht genügend über Hartz IV informiert sind? („Tageszeitung“)

Das Mikrofon ist jetzt offen!
Liebe Bremerinnen und Bremer! Im Namen des Bündnisses „Montagsaktion ge-
gen Hartz IV“ eröffne ich die heutige Kundgebung. Wir reihen uns damit ein in die
wachsende Zahl von Montagsaktionen. Letzte Woche waren es bundesweit an
die 60.000 Menschen, die gegen die Politik der Bundesregierung auf die Straße
gingen, in Magdeburg allein 15.000, und es werden immer mehr!

Schröder zetert: „Volksfront! Abartiges Bündnis!“ Doch ist nicht gerade die
Politik von Schröder abartig? Mit den Hartz-IV-Gesetzen, die im Januar 2005 in
Kraft treten sollen, werden 600.000 Menschen aus jeglichem Leistungsbezug her-
ausfallen und Millionen in die Armut gedrückt. Mit sechzehnseitigen Fragebögen
sollen die Leute ausgeforscht und zu „gläsernen Menschen“ werden. Gegen all
das setzen wir uns zur Wehr!
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Und die Angst der Berliner Politi-
ker, die geglaubt hatten, uns un-
gestraft um die Früchte unseres
Schaffens bringen zu können und
Arbeitende gegen Arbeitslose ge-
geneinander ausspielen zu kön-
nen, ist nicht unbegründet! Wenn
Schröder von „Volksfront“ spricht,
hat er genau davor Angst: dass
der Zorn des Volkes auf der Straße
sich mit den Kämpfen in den Be-
trieben vereinigt und ihn und sei-
ne Regierung hinwegspült. Schon
einmal musste eine Regierung er-
fahren, was Montagsaktionen be-

wirken können! Weg mit Hartz IV! Das Volk sind wir!
Wir treffen uns heute schon früh am Nachmittag, weil der Marktplatz um 17:30

Uhr für eine andere Kundgebung reserviert ist, die sich frecherweise ebenfalls
Montagsdemonstration nennt. Ich erkläre im Namen des Bündnisses gegen Hartz
IV, dass wir nichts zu tun haben mit dieser Sache, die von einem Mitglied der
Schill-Partei betrieben wird! Was diese Ultrarechten wollen, hat mit den Montags-
demos, wie sie deutschlandweit stattfinden, nicht das Geringste zu tun: Diesen
Leuten geht Hartz IV nicht weit genug! Sie wollen noch rigoroser gegen Arbeits-
lose und Sozialhilfeempfänger vorgehen und versuchen, uns zu spalten!

Hier bei der Kundgebung kann jeder das Wort ergreifen, sofern er sich an die
Begrenzung der Redezeit auf drei Minuten hält und auf antifaschistischer antiras-
sistischer Grundlage steht. Für Leute, die sich an die Montagsaktionen hängen
wollen, um ihr braunes Süppchen zu kochen, ist hier kein Platz! Doch ansonsten
ist das Mikrofon jetzt offen!

Wolfgang Lange (MLPD) als gewählter Moderator und Versammlungs-
leiter der 1. Montagsdemo (Foto: Bücherstand am 1. Mai 1999)

Die Montagsdemo geht uns alle an!
Warum gibt es eine Montagsdemo auch in Bremen? Weil die katastrophalen Aus-
wirkungen von Hartz IV und Agenda 2010 alle Teile der Bevölkerung treffen! Die
Regelsätze für Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeld-Empfänger sowie der Grund-
sicherung für Rentner liegen mit 345 Euro weit unter dem Existenzminimum!
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Von den früheren Arbeitslosenhilfebeziehern erhal-
ten 71 Prozent künftig weniger oder gar keine Geld-
leistungen mehr! Hiervon sind hauptsächlich Frau-
en betroffen: ein politischer Offenbarungseid! Kin-
derbetreuungskosten müssen aus dem viel zu nied-
rigen Regelsatz bezahlt werden: Alleinerziehend zu
sein, bedeutet also Armut!

Durch die Einführung der Ein-Euro-Jobs wer-
den in den Betrieben reguläre Arbeitsplätze ver-
nichtet! Dieses Schicksal kann jeden Erwerbstä-
tigen treffen! Die systematische Vernichtung der
Massenkaufkraft bedroht Kleingewerbetreibende in
ihrer Existenz!

Aber unsere Montagsdemo ist nicht nur Ausdruck des Protestes, sondern or-
ganisiert auch Hilfestellung für Betroffene! Wehrt euch für eine menschenwürdige
Zukunft! Wehrt euch gemeinsam mit uns, bevor es zu spät ist! Wir sind das Volk!
Hartz IV und Agenda 2010 müssen weg!

Jörg Morstein (parteilos)

25.000 ostdeutsche Montagsdemonstranten: DGB-Vize Engelen-Kefer hofft,
dass die Demos zu deutlichen Korrekturen bei Hartz IV führen („Tageszeitung“)
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Politiker der großen Macht
Was habt ihr bloß aus uns gemacht! Das Maß habt
ihr schon längst verloren, dabei hattet ihr doch Gutes
geschworen!

Die Wahrheit ist euch abhanden gekommen, da-
rum werdet ihr nicht mehr ernst genommen! Früher
zogen Ritter ins Land hinaus, heute raubt man vom
Sessel aus!

Die Jahrhundertreform mit Brechen und Biegen
wird euch noch lange im Magen liegen! Ihr denkt bloß
noch an euren Bauch, das ist bei euch schon lange
Brauch!

Doch das ist nicht des Volkes Wille, es brodelt
schon in aller Stille! Mein Fass ist lange schon übergelaufen, ich konnte so viel
gar nicht saufen!

Die Rente ist mir viel zu klein, ich sitze jetzt nur noch daheim! Zu viel wollt ihr
den Kleinen nehmen, ihr solltet euch gewaltig schämen!

Seid ihr so dumm, dass ihr nicht seht, wie’s wirklich unten um uns steht? Elite-
Unis bringen unten kein Essen, habt ihr das vielleicht vergessen?
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Zehn Euro Arztgebühr ist dumm gewesen! Die Menschen können doch schon
lesen: Was ihr verbockt in kurzer Zeit, gab’s früher nirgends weit und breit!

Die Zuzahlungen werden uns schröpfen, bis es qualmt aus allen Köpfen! Eine
Brille sollen wir uns auch nicht mehr gönnen, damit wir nichts über das große
Chaos lesen können!

Essen werden wir, solange die Zähne halten! Was sollen damit auch die
Alten? Viele haben jetzt schon wenig zu beißen, darum könnten sie den Euro
zerreißen!

Zur Krönung hat man nachgedacht und uns die Renten-Nullrunde gebracht!
Das Geld, das ihr vom Volk bekommen, wird uns nun noch einmal genommen!

Wo habt ihr nur das Geld gelassen? Vergeudung ist, was wir so hassen! Die
Mehrheit ist nun voller Sorgen: Was wählen wir denn übermorgen?

Gewiss nicht diese Sauerei, davon wird niemals ein Volk frei! Politiker, die
„Peitsche und Zuckerbrot“ verteilen, bei denen werden wir nicht lange verweilen!
Wir geben euch die rote Karte, da könnt ihr sehen, was euch erwarte!

Bald werdet ihr rennen, ein Lichtlein wird brennen! Erst eins, dann zwei, dann
drei, dann vier: Schaut, Politiker, hier sind wir!

Sollte euch ein Licht aufgehen, seht: Zehn-Euro-Eintrittsgeld müssen nicht
stehen! Solltet ihr sogar eine Leuchte sein, dann holt ihr auch gleich die Nullrunde
rein!

Und überdenkt noch einmal euren Mist, weil der kleine Mensch es nie mehr
vergisst! Wir würden uns schon daran gewöhnen, wird gesagt, um das Volk zu
verhöhnen!

Ich werde mir nicht alles gefallen lassen, darum geh ich fleißig auf die Stra-
ßen! Unten zu sein ist nur das Eine, wir kriegen schon was auf die Beine!

Die Jahrhundertreform ist noch längst nicht vorbei! Es gibt dieses Jahr noch
mächtig Geschrei! Lasst uns gemeinsam etwas bewegen, dafür wünsch ich mir,
uns und euch Gottes Segen!

Gott wird es lenken, wenn wir mitdenken, und die Kraft zu kämpfen uns dann
schenken! Viele werden auf die Hoffnung setzen, denn Hoffnung lässt sich nie-
mals zerfetzen!

Ursula Gatzke (parteilos)

Alles für alle!
Der alten Leier von leeren Kassen, vermeintlichen Sachzwängen und angeblich
alternativlosen notwendigen Reformen zum Umbau des Sozialstaates – wie zum
Beispiel Hartz IV – entgeht mensch nirgends. Dass der staatliche Geldmangel
allerdings einhergeht mit Geschenken an die „Wirtschaft“ und dass die Profite
großer Unternehmen und die Privatvermögen einiger weniger in Milliardenhöhe
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liegen, wird seltener erwähnt. Wir leben in einem der reichsten Länder der Welt.
Das Geld ist da, es wurde von unbezahlt und bezahlt arbeitenden Menschen
erwirtschaftet, vielfach in Ausbeutung von Menschen in anderen Ländern. Diesen
wird bei ihrer Suche nach besseren Lebensbedingungen in der Bundesrepublik
größtenteils eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben verwehrt.

Wenn behauptet wird, die Arbeitslosenversicherung und die Renten-, Ge-
sundheits- und Bildungssysteme seien nicht mehr zu bezahlen, dann liegt das
daran, welche Prioritäten gesetzt werden. Es muss nicht überlegt werden, wie
und wo der Staat einsparen, kürzen oder privatisieren kann, um eine „mitgestal-
tende Rolle in einer multipolaren Weltordnung“ spielen zu können, sondern: Wir
wollen überlegen, was zu tun ist, damit Bildung, Gesundheitsversorgung und so-
ziale Sicherung allen Menschen kostenlos zur Verfügung stehen. Dafür ist grund-
sätzliche gesellschaftliche Veränderung nötig!

Unter den derzeitigen Bedingungen brauchen wir ein klares und bewusstes
„Nein, es reicht!“ Nicht Schluss mit diesem, Schluss mit jenem, sondern Schluss
mit Schluss! Es geht darum, dass die soziale Frage in dieser Stadt von denen
zur Sprache gebracht wird, die von Sozialkürzungen, Ausgrenzung und steigen-
den Lebenserhaltungskosten betroffen sind. Also nahezu allen: Alten und Jungen,
Gesunden und Kranken, Menschen in (noch) gesicherten und ungesicherten Ar-
beitsverhältnissen, Erwerbslosen und unbezahlt Arbeitenden, Migrant(inn)en und
Illegalisierten.

Hartz IV in die Tonne! Wir fordern alles für alle! Das heißt zunächst freien Zu-
gang zu öffentlichen Verkehrsmitteln, zu Schwimmbädern, zu (Aus-)Bildung und
Kultur, zu Gesundheits- und Altersversorgung, ein Bleiberecht für alle und vie-
les mehr. Das heißt zudem: Umverteilung von Arbeit durch radikale Arbeitszeit-
verkürzung, Existenzsicherung für alle, solidarische Umverteilung des Reichtums
weltweit!

Vorschriften, Schikanen und miese Arbeitsbedingungen machen uns nicht nur
das Leben zur Hölle, sondern nehmen uns auch die Zeit für Reflexion und Kritik
und damit die Möglichkeit, Gesellschaft als Ganzes zu erkennen. Das ist in Schu-
le, Ausbildungsbetrieb und Hochschule genauso ein praktisches Problem wie „auf
Arbeit“ oder im Amt: Je mehr Menschen durch reale Zwänge und Meinungsma-
che diszipliniert werden, umso mehr soziale Verhältnisse als unabänderlich er-
scheinen, desto weniger engagieren sie sich verbindlich, politisch und praktisch.

Es ist wichtig, sich selbst zu organisieren und das Gemeinsame zwischen
den Kämpfen zu herauszustellen! Persönliche Kontakte, Menschen, die mitein-
ander diskutieren und sich über ihre Erfahrungen und Kämpfe austauschen, sind
Voraussetzung dafür, dass sich gegen die herrschende Entwicklung (wieder) ein
politisches Geschichts- und Emanzipationsbewusstsein herausbildet! Das befä-
higt uns, gemeinsam praktisch einzugreifen.

Redebeitrag von „Andiamo-Projekt Linke Basis“
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Montagsdemonstration erkämpft
sich den Kundgebungsplatz

Heute fand in Bremen die erste Montagsaktion gegen „Hartz IV“ statt. Kurz-
fristig hatte sich ein Bündnis gebildet, in dem außer vielen Parteilosen Attac,
Antirassismusbüro, Friedensforum, Andiamo, Kassiber, MLPD, Rebell, PDS, So-
zialplenum, SAV sowie Vertreter der IGM teilnahmen. Das klappte deswegen so
kurzfristig, weil das Bremer „Bündnis gegen Sozialkahlschlag und Bildungsab-
bau“, das in Bremen unter anderem die Teilnahme an der Demo am 1. Novem-
ber 2003 organisiert hatte, nie aufgelöst, sondern nur „auf Eis“ gelegt war. Be-
sondere Brisanz entstand, da ein gewisser Herr Henkel, Anhänger der ultrarech-
ten Schill-Partei, ebenfalls zu einer Kundgebung aufgerufen hatte und diese in
„Weser-Kurier“ und „Bild“-Zeitung breit bekannt gemacht worden war.

An der Kundgebung nahmen rund 300 Leute teil, darunter viele, die sonst
nie zu Demos gehen. Es gab zahlreiche Redebeiträge, obwohl entgegen der Ab-
sprache der Lautsprecherwagen nicht rechtzeitig da war. Um 17 Uhr wurde die
Kundgebung offiziell beendet, aber kaum einer der inzwischen circa 400 Teilneh-
mer verließ den Marktplatz. Um 17:30 Uhr versuchte dann der Schill-Mann seine
„Kundgebung“ anzufangen. Das ließen die 400 aber nicht zu, und er ging in gel-
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lendem Pfeifkonzert und „Aufhören!“-Rufen vollständig unter. Höchstens vier Leu-
te wollten ihm zuhören.

Vom Marktplatz zogen dann die rund 400 Hartz-Gegner in einer spontanen
Demonstration die Obernstraße auf und ab. Erst gegen 19 Uhr war die Montags-
aktion beendet. Wie vom Bündnis festgelegt, wurde auf der Kundgebung mehr-
fach verkündet, dass nächste Woche wieder eine Montagsdemonstration stattfin-
det wie auch an allen weiteren Montagen, und zwar nicht mehr in den Nachmit-
tagsstunden, sondern um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz. Diesen Platz und diese
Uhrzeit will man sich nicht mehr streitig machen lassen. Die Stimmung der Teil-
nehmer war ganz überwiegend: Das war ein guter Anfang! Wir machen weiter, bis
Hartz IV vollständig vom Tisch ist!

Das nächste Treffen des Bremer „Bündnisses gegen Sozialkahlschlag“ findet
am Mittwoch, 18. August 2004, um 20 Uhr im „Freizi“, Geschwornenweg, statt.
Dort soll dann die heutige Montagsaktion ausgewertet und die weiteren geplant
werden.

„Rote Fahne News“

Spaltung: Attac und Gewerkschaften fordern von Ex-DDR-Bürgerrechtler
Fred Schirrmacher, alle Berliner Montagsdemo-Anmeldungen ans

„Sozialbündnis“ abzutreten („Tageszeitung“)
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Die Bremer Montagsdemo
gegen Hartz IV am 16. August 2004

Innerhalb weniger Tage wurde von verschiedenen linken Bremer Gruppen zu ei-
ner Demonstration gegen Sozialkahlschlag um 16 Uhr auf dem Marktplatz auf-
gerufen. Hintergrund dieser kurzfristigen Demo-Ansetzung war weniger die bun-
desweite Welle von Montagsdemos als vielmehr der Aufruf zu einer Kundgebung
auf eben diesem Marktplatz um 17:30 Uhr von einer mehr als suspekten Grup-
pierung namens „Aufrechter Gang“.

Diese Gruppierung, gegründet von einem ehemaligen Mitglied der „Partei
Rechtstaatliche Offensive“ („PRO-Partei“, „Schill-Partei“), rief zum Kampf gegen
Hartz IV auf. Es handelte sich um einen der Versuche von rechts, die Stimmung
gegen den Sozialabbau für die Verbreitung autoritärer Denkmuster zu benutzen.
Unsere Kundgebung, die dummerweise anfänglich ohne Lautsprecher auskom-
men musste, hat trotz der minimalen, eigentlich nur auf Mund-zu-Mund- und E-
Mail-Verteiler-Propaganda beruhenden Mobilisierung etwa 250 Menschen aus
verschiedenen linken Spektren erreicht.

Möglich war das sicherlich nur auf Basis der lange bestehenden Zusammen-
arbeit von verschiedenen Gruppen im „Bremer Sozialplenum“ und dem aus An-
lass des Aktionstages am 20. Oktober 2003 gegen die Agenda 2010 ins Leben
gerufenen breiten „Bündnisses gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau“.

Nach den Redebeiträgen „warteten“ fast alle Anwesenden auf die Rechten
auf dem Marktplatz. Diese kamen pünktlich zur angemeldeten Zeit mit einem Au-
to samt Lautsprecher-Anlage, etwa fünf Personen mit einem Transparent, das
ausschließlich Namen und Logo der Gruppierung zeigte. Nach unserer Einschät-
zung waren etwa ein Dutzend weitere Sympathisant(inn)en anwesend, zeigten
sich aber nicht offen als solche.

Glücklicherweise war nun auch endlich unser Lautsprecherwagen eingetrof-
fen. Schon gleich nach Auftauchen des „Aufrechten Ganges“ haben wir einige
unserer Transparente in kurzer Entfernung vor die Rechten gehalten, später blo-
ckierten wir das Grüppchen komplett zum Marktplatz ab. Ihre Rückseite hatte sich
inzwischen mit einigen Polizeiwagen gefüllt. Diese „Abriegelung“ unsererseits ge-
schah, als sich der Vorsitzende der „Aufrechten“ per Mikrofon zu Wort meldete.

Unsere Rufe wie „Haut ab“ und Trillerpfeifen verhinderten, dass irgendetwas
verstanden werden konnte. Nach einer halben Stunde dieses Geplänkels (auf
stärkere Konfrontation mit der die Kundgebung der Rechten schützenden Polizei
wurde verzichtet) fiel die Entscheidung, die Rechten nun alleine zu lassen und
eine kurze Spontan-Demonstration durch die Einkaufsstraße durchzuführen. Ge-
troffen wurde diese Entscheidung von einigen Mitgliedern des „Bündnisses ge-
gen Sozialkahlschlag“, getragen von allen.
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Es war hier die Entscheidung, sich nicht von den Rechten diktieren zu lassen,
welche Inhalte unsere Aktion dominieren sollten. Den Schwerpunkt setzten wir
hier also doch auf den Kampf gegen Sozialabbau. Unserer Einschätzung nach
wurde unsere Demonstration/Aktion/Kundgebung von den Teilnehmenden als Er-
folg bewertet. Die Ansage, nächste Woche, am 23. August, wieder um 17:30 Uhr
auf dem Marktplatz gegen Hartz IV zu demonstrieren, wurde schon auf der Kund-
gebung gemacht.

Eine Auswertung und Entwicklung weiterer Strategien im Rahmen des „Bünd-
nisses gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau“ wird noch in dieser Woche
erfolgen. Das Bündnis trifft sich dafür am Mittwoch, dem 18. August, um 19 Uhr
im Freizeitheim Geschwornenweg 11, Bremen-Neustadt.

Bericht einiger Bremer(innen) und Bilder („Indymedia“)

„Hartz IV im Kern richtig“: Bremer FDP beteiligt sich
nicht an der Montagsdemo („Tageszeitung“)

Bei der „Bürgerbewegung Aufrechter Gang“ handelt es sich um eine aus Anhän-
ger(inne)n der Schill-Partei gegründeten Organisation. Diese hatte um 17 Uhr auf
dem Marktplatz eine Kungebung angemeldet. Linke Gruppen mobilisierten für 16
Uhr dorthin und verließen den Platz dann nicht. Die Kundgebung der „Bürgerbe-
wegung“, die mit etwa zehn Leuten erschienen war, wurde lauthals und erfolg-
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reich gestört. Die ohnehin peinliche Rede ging in Pfiffen und „Haut-ab“-Rufen völ-
lig unter. Die „Bullen“ schützten daraufhin die Rechten vor dem starken Andrang
der Gegendemonstrant(inn)en. Nach einer Weile zogen diese ab und nahmen an
der Demo teil.

Ergänzung von „Youth against Hartz“

„Wir sind nicht für Hartz verantwortlich“: PDS-Sozialsenatorin Knake-Werner
begrüßt Montagsdemos, will aber nicht daran teilnehmen („Tageszeitung“)

PDS in Bremen macht Front
gegen Arbeitslose

Nach einer entsprechender Aufforderung der Demonstrationsleitung der PDS ha-
ben am Montag (16. August 2004) deren Demonstranten in Bremen erfolglos ver-
sucht, durch ohrenbetäubenden Lärm und tätliche Angriffe auf Mitglieder der Bür-
gerbewegung „Aufrechter Gang“ deren Kundgebung gegen Hartz IV und die Ar-
beitslosigkeit zu verhindern und zu sprengen. Gelungen ist es der PDS allerdings
nicht. Dass die ehemalige DDR-Staatspartei auf Montagsdemonstrationen immer
noch allergisch reagiert, versteht der Vorsitzende des „Aufrechten Ganges“, Ma-
thias Henkel, durchaus, leiteten solche Kundgebungen doch das Ende des SED-
Regimes ein:

„Im Grunde müssen wir der PDS dankbar sein. Zum einen hat sie als Partei,
die in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern an der Regierung und selbst an mas-
sivem Sozialabbau beteiligt ist, Flagge gezeigt, auf wessen Seite sie im Konflikt
zwischen Regierung und Arbeitslosen wirklich steht. Zum anderen hat die Empö-
rung unbeteiligter Bürger über den PDS-Versuch, freie politische Meinungsäuße-
rung in bester DDR-Manier zu verhindern, uns als Bürgerbewegung weitere Mit-
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glieder und Sympathisanten gebracht. Ich bedanke mich bei allen Teilnehmern
unserer Kundgebung, dass sie sich nicht haben provozieren lassen. Wir rechnen
mit weiterer Unterstützung dieser Art durch die PDS am kommenden Montag,
dem 23. August 2004, in Bremen. Selbstverständlich lassen wir uns in einem frei-
en Land von Kommunisten nicht daran hindern, für die Arbeitslosen auf die Stra-
ße zu gehen.“

Pressemitteilung von Norbert Kück („Aufrechter Gang“)

Montags: Kotzen!
Manchem wird richtig schlecht, wenn er sieht, wer gegen Hartz IV alles demonst-
rieren will. Dem Kanzler zum Beispiel. Der hat laut DPA eine „gnadenlos populis-
tische Volksfront“ entdeckt. Schröder wörtlich: „Da kann einem richtig übel wer-
den“. Richtig. Das liegt aber in der Natur der Sache: Demonstrieren heißt, die ei-
gene Meinung auf eine massenkompatible Botschaft zu kürzen.

Wer sich fragt, was seine Mitkundgeber noch denken, dem wird immer das
Kotzen kommen, weil er sich mit ihnen gemein gemacht hat. So gibt es in der Öko-
Szene jene, die eine fanatisiert-katholische Haltung zur Abtreibung einnehmen.
Und andere, die mit völkischem Gedankenmüll hantieren. Wetten, dass die auch
bei Anti-AKW-Demos dabei waren?

Das Problem der Montagsdemos: Jene gesellschaftlichen Gruppen, die üb-
licherweise Protest organisieren, sind an Hartz IV entweder – das betrifft sämtli-
che Parteien, die Fraktionen im Bundestag haben – beteiligt oder haben, wie der
DGB, den Widerstand für beendet erklärt. Also ist das Feld offen für ernsthaft Bür-
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gerbewegte ebenso wie für schillernde Polit-Abenteurer. Eine bunte Mischung. Zu
bunt? Die Gefahr ist eher, dass hässliche Schattierungen überwiegen. Vielfältig
hingegen ist die Farbe der Demokratie.

Benno Schirrmeister in der „Tageszeitung“ vom 16. August 2004

Protest weitet sich aus
Die Proteste gegen die Arbeitsmarkt-Reformen der Bundesregierung haben sich
ausgeweitet. In vielen deutschen Städten gingen am Abend etwa 85.000 Men-
schen auf die Straße. In der vergangenen Woche war es etwa die Hälfte gewesen.
Die größten Kundgebungen gab es in Leipzig, Berlin und Magdeburg. In West-
deutschland fanden die Protestaufrufe dagegen nur geringen Zuspruch.

In zahlreichen Städten Ostdeutschlands haben mehrere zehntausend Men-
schen erneut gegen die Arbeitsmarktreform Hartz vier protestiert. In Leipzig gin-
gen nach Angaben der Veranstalter rund 10.000 Bürger auf die Straße, in Magde-
burg waren es 15.000. Demonstrationen und Mahnwachen gab es außerdem in
Dresden, Halle, Rostock, Schwerin und Eisenach sowie in anderen Städten. Auch
in Berlin folgten etwa 15.000 Menschen dem Aufruf zu Protesten. Auf Plakaten
forderten sie die Rücknahme des Hartz-IV-Gesetzes. Bundesweit gab es Kund-
gebungen an insgesamt rund 100 Orten, darunter Köln, Düsseldorf und Frankfurt
am Main.

Die Bundesregierung machte noch einmal deutlich, dass es keine weiteren
Änderungen an der Reform geben werde. Trotz der anhaltenden Proteste schloss
sie weitere Änderungen aus. Ihr Sprecher Anda bekräftigte in Berlin, die beschlos-
senen Regelungen würden umgesetzt. Bundeskanzler Schröder hatte am Wo-
chenende abermals vor Panikmache gewarnt. Schröder rechnete vor, dass ein
Ehepaar mit zwei Kindern nicht nur Haus und Auto, sondern auch bis zu 47.000
Euro Erspartes behalten könne, ohne dass es Leistungseinschränkungen beim
Arbeitslosengeld II geben werde.

Für die Union erklärte der stellvertretende Fraktionschef Bosbach, man dür-
fe jetzt nicht den Eindruck erwecken, als wolle man das Gesetz generell in Frage
stellen. Der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Böhmer, erklärte, wenn das
Gesetz als Ergebnis der Proteste auf der Straße aufgehoben würde, wäre damit
das gesamte demokratische System der Entscheidungsfindung in Frage gestellt.
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Das hätte weitreichende Konsequenzen, die er gar nicht zu Ende denken wol-
le, sagte der CDU-Politiker der „Leipziger Volkszeitung“. Er warf Bundeskanzler
Schröder vor, mit seiner Äußerung über eine Volksfront aus PDS und CDU die
Grenzen des Erlaubten überschritten zu haben. Damit habe Schröder den teilwei-
sen Verlust seiner Wahrnehmungsfähigkeit demonstriert, meinte Böhmer.

„Deutschlandradio“ am 16. August 2004

Segelurlaub im Eismeer: Henning Scherf (SPD) will auch 2007
wieder Bremer Bürgermeister werden („Tageszeitung“)

In Bremen zwei einander feind-
liche Montagsdemonstrationen

Auf dem Bremer Marktplatz standen sich Montagsdemonstranten aus zwei La-
gern unversöhnlich gegenüber. Rund 300 Vertreter eines linken Aktionsbündnis-
ses pfiffen und schrien mit ihrer überwältigenden Mehrheit eine winzige Kundge-
bung der Wählervereinigung „Aufrechter Gang“ nieder, die sich um den früheren
Schill-Vertreter Matthias Henkel gruppiert hatte. Dabei lehnten beide Gruppierun-
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gen die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe als sozial ungerecht
ab. „Millionen werden in die Armut gedrängt“, sagte Wolfgang Lange vom „Bünd-
nis Montagsaktionen gegen Hartz IV“. Matthias Henkel sagte, die Reform komme
einer Enteignung von Arbeitslosen gleich, die Rücklagen gebildet hätten. Beide
Gruppierungen wollen weiter montags demonstrieren.

„Weser-Kurier “ vom 17. August 2004

Montagsdemo

Jeden Montag 17:30 Uhr
Treffpunkt Marktplatz

Hartz IV und Agenda 2010
müssen weg!

Lasst uns gemeinsam gegen
den Sozialkahlschlag antreten

wie in Magdeburg, Köln,
Leipzig und 160 Städten!

Bremer Bündnis gegen
Sozialkahlschlag

und Bildungsabbau

Flugblatt des
„Bremer Sozialplenums“

Pastoren rufen zur Montagsdemo
Evangelische Pastoren in Bremen haben zur Teilnahme an den Montagsde-
monstrationen gegen die Hartz-IV-Reform aufgerufen. Die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe benachteilige und entwürdige Erwerbslose, heißt
es in einem Protestaufruf. Erstunterzeichner sind die Pastoren Hartmut Drewes,
Hans-Günter Sanders und Friedrich Scherrer. Die nächste Demo findet montags
ab 17 Uhr auf dem Marktplatz statt.

„Tageszeitung Bremen“ vom 21. August 2004
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CDU ohne Mitleid: In Bremen geborener „Taliban“ Murat Kurnaz hat
keine Aufenthaltserlaubnis mehr („Tageszeitung“)

Strafanzeige wegen Verstoßes
gegen das Versammlungsgesetz

Am 16. August 2004 fand zunächst von 16 bis 17 Uhr eine genehmigte Kund-
gebung gegen die Hartz-IV-Gesetze statt. Veranstalter und Teilnehmer war ein
Bündnis verschiedener Gruppen, allesamt ruhige und teilweise ältere Demonst-
ranten, deren Zahl bei circa 100 Personen lag. Der Versammlungsleiter, ein Herr
Wolfgang Lange, wurde kontaktiert und mit ihm problemlos die Verfahrensweise
abgesprochen.

In unmittelbarer Nähe des Herrn Lange befand sich von Beginn an der Be-
schuldigte B. Wie zu beobachten, war Herr B. offenbar einer der Organisatoren
dieser Kundgebung, denn alle diesbezüglichen Fragen sprachen der Versamm-
lungsleiter Lange und Herr B. gemeinsam ab. So stellte sich für beide auch die
Frage, wo denn ihre Verstärkeranlage blieb. Als der für die Kundgebung geneh-
migte Lautsprecherwagen nicht erschien, wandten sich beide ratlos an die Beam-
ten und wollten Polizeimittel ausleihen. Dieser Bitte konnte mangels Gerätschaft
nicht nachgekommen werden. Herr Lange führte die Kundgebung schließlich, in-
dem er lautstark seine Zuhörerschaft ansprach.

Ab 17:30 Uhr sollte durch den Verein „Aufrechter Gang“ eine weitere geneh-
migte Kundgebung gegen Hartz IV stattfinden. Es handelte sich um eine Gruppe
von acht älteren Personen, die ebenfalls mit Lautsprecherdurchsagen gegen die
Hartz-IV-Gesetze demonstrieren wollten.

Bereits zum Ende der ersten Kundgebung erschienen gegen 17 Uhr deutlich
erkennbar sowohl PDS-Anhänger mit Plakaten als auch eine Gruppe Autonome.
Hierbei waren circa 40 bis 50 offensichtlich aggressive und gewaltbereite jüngere
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Teilnehmer, die nun eine „spontane Gegendemonstration“ gegen diese vermutete
„Kundgebung der rechten Seite“ veranstalteten. Lautstark wurde der Abbruch der
zweiten Veranstaltung gefordert, wobei sich ein älterer Deutscher als lautstarker
Agitator hervortat und die durchweg jüngeren Autonomen regelrecht aufstachelte.
Aufgrund der geringen Polizeikräfte drängten die Störer immer dichter vor die
Gruppe der zweiten Kundgebung. Zu diesem harten Kern der Bremer Autonomen
gesellten sich auch Teilnehmer der ersten Kundgebung, sodass es sich um eine
Teilnehmerzahl von schließlich circa 350 Personen handelte.

Hiervon zeigten sich nur die vordersten 40 bis 50 Störer gewaltbereit. Ihr laut-
starkes, geschlossenes und aggressives Verhalten wirkte jedoch mehr als be-
drohlich. Ziel dieser Gruppe Autonomer war offenbar, die Kundgebungsteilnehmer
der zweiten Veranstaltung dort zu vertreiben, wie sie lautstark skandierten. We-
gen dieser erheblichen Bedrohungslage stellten sich drei Beamte zwischen bei-
de Gruppen. Nun kamen die Autonomen hinter einem breiten grünen Stofftrans-
parent im Gleichschritt auf die kleine Kundgebungsgruppe „Aufrechter Gang“ zu,
wobei lautstark und rhythmisch der Text „Haut ab, haut ab“ gebrüllt wurde.

Als nur noch ein Zwischenraum von knapp einem Meter herrschte, kam es
schließlich aus der Gruppe der Autonomen heraus zu körperlicher Gewaltanwen-
dung gegen die Teilnehmer der zweiten Kundgebung. Es wurde gestoßen und
geschubst, ein Lautsprecherkabel wurde weggerissen und zerstört. Gleichzeitig
wurden laute und wirklich bedrohliche Parolen skandiert, dass diese Gruppe und
die sie schützenden Beamten endlich abhauen sollten. Zur Durchsetzung der De-
monstrationsfreiheit wurde mit zuvor angeforderten und nun eintreffenden Polizei-
kräften eine Kette zwischen den Gruppen eingenommen. Die Autonomen konn-
ten einige Meter weggedrängt werden.

Trotz entsprechender Aufforderungen der Beamten rückte diese Gruppe Au-
tonomer, die allesamt das Stofftransparent hielten und sich zum Teil dahinter ver-
bargen, nicht weiter weg. Mit weiteren angeforderten Polizeikräften wurde offen
eine zweite Einsatzgruppe postiert, um eine Eskalation der Gewalt zu verhin-
dern. Durch nimmermüde Diskussionen konnten die Beamten die Situation inso-
weit entspannen, dass keine weiteren Handgreiflichkeiten mehr erfolgten. Verletz-
te gab es bislang nicht zu verzeichnen.

Gegen 18:20 Uhr entschlossen sich die „Gegendemonstranten“ um die Her-
ren Lange und B., die zweite Kundgebung nicht mehr weiter zu blockieren, und
führten einen unangemeldeten Aufzug durch die Obernstraße bis zur Brillkreu-
zung und zurück durch. Die Abwesenheit der Störer wurde durch die kleine Ver-
anstaltungsgruppe des „Aufrechten Gang“ zum vorzeitigen Ende und schnellem
Abbau ihrer Kundgebungsgeräte genutzt. Klar erkennbar waren die Teilnehmer
heilfroh, dieser doch erheblichen Bedrohungslage entkommen und nicht ernsthaft
verletzt worden zu sein. Als Genehmigungsdauer für die angemeldete Kundge-
bung galt der Zeitraum von 17:30 bis 19 Uhr. Ende und Abbau der Veranstaltung
war bereits um 18:30 Uhr.
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Ob Herr Lange seine erste Demonstration offiziell und lautstark beendete,
kann von den Beamten nicht gesagt werden. Ein erkennbares Ende der ersten
Veranstaltung wurde von ihnen jedenfalls nicht bemerkt. Keiner der Teilnehmer
ging oder verhielt sich anders. Zum eigentlichen Ende dieser ersten Kundgebung
traf mit den zusätzlichen Demonstranten der PDS und Autonomen nun auch der
anfangs erwartete Lautsprecherwagen, ein weißer Fiat-Kastenwagen des „Asta
Bremen“, ein. Sofort managte Herr B. sowohl den Aufstellungsort als auch den
Aufbau der Verstärkeranlage dieses Fahrzeuges, indem er immer wieder Anwei-
sungen erteilte. Diese Anlage war erheblich lauter als die der zweiten Kundge-
bung des „Aufrechten Gang“ und wurde nach Aufforderungen durch Herrn B. im-
mer wieder zur Störung der zweiten Kundgebung benutzt.

Als Herr B. von den Beamten angesprochen und bereits gegen 17:15 Uhr zum
Entfernen dieses Fahrzeuges aufgefordert wurde, ignorierte er dies und meinte
mehrfach sinngemäß: „Ich habe so lange auf den Wagen gewartet, jetzt werden
wir ihn auch nutzen. Ich konnte ihn die ganze Zeit nicht einsetzen, also machen wir
es jetzt im Anschluss. Was Sie mir sagen, interessiert mich nicht. Ich bin Bürger
dieses Landes und demonstriere, wie es mir gefällt, da können Sie gar nichts
machen! Den Wagen entferne ich hier nicht, damit machen wir sogar gleich noch
eine Demo durch die Obernstraße. Was wollen Sie denn mit Ihren paar Leuten
gegen uns ausrichten?“

Aufgrund der Baumaßnahmen im Bereich Domsheide hätte eine Absperrung
der Obernstraße zum Zusammenbruch des kompletten Verkehrs im Innenstadt-
bereich geführt. Daher wurde Herrn B. mehrfach die Benutzung des Lautspre-
cherwagens in der Obernstraße untersagt, zumal dieser Demonstrationszug nicht
angemeldet war, was er jedoch nur mit einem Lächeln und der Antwort „Wir ma-
chen hier, was wir wollen!“ quittierte. So wurde das Fahrzeug tatsächlich auch
während des Aufzuges durch die Obernstraße für lautstarke „Parolen“ und „Forde-
rungen“ benutzt und der Straßenbahnverkehr durch die Demonstration sehr stark
behindert. Da die wenigen Polizeikräfte die Kundgebungsteilnehmer der zweiten
Veranstaltung schützten, konnte dies nicht unterbunden werden.

Es wurden diverse Fotoaufnahmen der Versammlungsteilnehmer angefer-
tigt, insbesondere der Autonomen. Abgebildet ist auch einer der nachweislich
schlimmsten Agitatoren. Drei Personen, die hinter dem grünen Transparent stan-
den, wurden nur mit erheblicher Kraft weggedrängt und verweigerten sich den
Anordnungen der Polizei. Die Personaldaten der übrigen Personen konnten we-
gen der angespannten Lage und der geringen Polizeikräfte nicht festgestellt wer-
den. Gegen die circa 50 Personen aus dem „Bündnis“, die die Kundgebung der
„Bürgerbewegung Aufrechter Gang“ störten und versuchten, diese vom Kundge-
bungsort zu drängen, wurde eine gesonderte Anzeige gefertigt.

Der verantwortliche Leiter, Herr Wolfgang Lange, geboren 1952 in Stuttgart,
wurde schriftlich für Mittwoch, den 1. September 2004, zur Vernehmung vorgela-
den. Der Beschuldigte erschien jedoch nicht zum vereinbarten Termin, daher wur-
de eine schriftliche Stellungnahme erbeten. Am 4. Oktober 2004 erhielt die Krimi-
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nalpolizei die schriftliche Mitteilung einer Anwaltskanzlei, dass der Beschuldigte
Lange vorerst keine Angaben zur Sachen machen beziehungsweise sich von sei-
nem Rechtsanwalt vertreten lassen wird. Beigefügt wurde die Vollmachtsvorlage.

Über die Montagsdemonstration in Bremen wurde unter anderem im Internet
berichtet. Es liegen diverse Fotos vor. Auf einigen ist zu erkennen, dass der Stra-
ßenbahnverkehr in der Obernstraße in Höhe Rathaus durch die Demonstranten
behindert wurde und zeitweise zum Erliegen kam. Zu der Montagsdemonstration
vom 16. August 2004 wurde durch „Radio Bremen“ am Folgetag in der Sendung
„Buten un binnen“ ein Bericht ausgestrahlt.

Darin kann festgestellt werden, dass diverse Demonstrationsteilnehmer vom
„Bündnis Montagsaktion gegen Hartz IV“ die angemeldete Kundgebung und Re-
de von Herrn Henkel beziehungsweise vom „Aufrechten Gang“ durch lautstarke
Trillerpfeifen und Aufforderungen „Haut ab“ störten. Außerdem ist das Einschrei-
ten der Polizei zu erkennen. Herr Lange als verantwortlicher Leiter vom „Bünd-
nis“ und Herr Henkel als verantwortlicher Leiter vom „Aufrechten Gang“ nehmen
in diesem TV-Bericht Stellung.

Die polizeilichen Ermittlungen sind vorerst abgeschlossen. Der Vorgang
wurde mit Bitte um weitere Entscheidung an die Staatsanwaltschaft Bremen
übersandt.

nach Angaben der Polizei

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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2. Bremer Montagsdemo

am 23. 08. 2004

Wolfgang Lange (MLPD) und Axel Troost (WASG)

Nein zur Agenda 2010
Wie kann es sein, dass Unternehmen einerseits immer höhere Gewinne machen,
aber andererseits von den Beschäftigten immer höhere Opfer verlangen? Erst
sind es nur zwei Stunden Mehrarbeit, aber damit werden die Unternehmen sich
nicht zufrieden geben. Wenn diese Entwicklung jetzt nicht aufgehalten wird, wer-
den die Beschäftigten sich mit immer neuen Forderungen konfrontiert sehen.

Die Agenda 2010 und insbesondere die Hartz-Gesetze werden diese Ent-
wicklung nur weiter vorantreiben. Warum sollten die Unternehmen Arbeitsplätze
erhalten, wenn sie dank Hartz IV Arbeitslose zu Armutslöhnen einstellen können?
Dagegen können sich die Arbeitslosen dank der verschärften Zumutbarkeitskrite-
rien nicht mal wehren.
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Es kommt zu einem Drehtür-Effekt: Schleichend werden Arbeitsplätze durch
immer billiger bezahlte ersetzt. Dadurch wird sich die stagnierende Binnenkon-
junktur noch schlechter entwickeln und zu weiterem Arbeitsplatzabbau führen.

Im Export ist Deutschland bereits Weltmeister. Wie können da die Bedingun-
gen so schlecht sein, wie das Unternehmerlager gerne behauptet? Es ist vor al-
lem die schlechte Binnenkonjunktur, die für die wirtschaftliche Krise verantwort-
lich ist. Niedrigere Löhne und unbezahlte Mehrarbeit werden die Krise hier nur
noch verschärfen.

Deshalb fordern wir: Keine Arbeitszeitverlängerungen, kein Aufweichen der
Tarifautonomie, kein Lohnverzicht! Eine gerechte Besteuerung von hohen Ein-
kommen und Gewinnen und solidarische Sozialversicherungen, für die alle einen
Beitrag leisten! Gerechte Teilhabe an Gewinnen durch Lohnerhöhungen! Arbeits-
marktreformen, die Arbeit schaffen und nicht Armut! Wiedererhebung der Vermö-
gensteuer und eine Reform der Erbschaftsteuer!

Nur die Solidarität aller Beschäftigten und Arbeitslosen kann diese Entwick-
lung aufhalten und umkehren. Wir rufen auf zur Teilnahme an den Montagsde-
monstrationen! Nein zu Lohnkürzungen! Nein zu Arbeitszeitverlängerungen! Nein
zur Abschaffung der Tarifautonomie!

Wir laden auch zu unserem nächsten Regionaltreffen ein, das am Donners-
tag, dem 26. August 2004, ab 19 Uhr im Konsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34,
stattfindet.

Flugblatt von Axel Troost (WASG)

Montagsdemo, ich bin dabei!
Wo ist der große, laute Schrei? Wir wurden belogen
und betrogen! Wo sind nur die großen Protestwogen?

Wir haben geschuftet, tagein, tagaus! Heute mis-
tet man uns aus! Wir haben gezahlt, tagein, tagaus!
Man warf das Geld zum Fenster raus!

Wir haben geschuftet bis in die Nacht! Was hat
das Leben uns gebracht? Wir werden ausgenommen
wie eine Gans: Das ist unser Politiker-Eiertanz!

Sie nehmen hier, sie nehmen da, nur von unten,
das ist doch klar! Die von unten werden sich nicht
wehren, und oben können sie unser Geld vermehren!

Politik ist so einfach, wenn man bedenkt, dass
nur Volkes Geld die Politiker lenkt! Sie haben nie genug Geld von uns bekommen,
drum werden jetzt auch Arme und Kranke ausgenommen!
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Wir haben geschuftet, tagein, tagaus! Politiker leben in Saus und Braus! Das
Geld für unsere Rente haben sie vernichtet! Sie schämen sich nicht, wenn die
Wahrheit sich lichtet!

Politiker haben kein normales Gewissen, darum wird das Volk so mächtig
beschissen! Politik ist „Frühling-, Sommer-, Herbst- und Winter-Theater“! Politiker
haben mächtig viele, teure Berater!

Wenn Politiker es nicht schaffen, unser Geld auszugeben, helfen die meist
unnützen Berater ihnen eben! Die Politik versagt im ganzen Land! Wo stehn wir,
Leute, Hand in Hand?

Wir müssen schreien, dass laut es dröhnt: Politiker, ihr habt uns mächtig ver-
höhnt! Politiker, ihr habt uns jahrelang belogen, betrogen, bestohlen! Ihr seid da-
bei, alles, alles, tagein, tagaus zu wiederholen!

Darum, Politiker, werde ich euch auf einen Sockel heben! Ihr könnt euch aber
auch allein hinaufbewegen! Drei gelbe Zitronen sollt ihr von mir bekommen, denn
ihr habt mir schon viel zu viel genommen!

Jeweils eine fürs Belügen, Betrügen, Bestehlen! Auch das Volk würde sicher
euch dafür wählen! Politiker, was ihr macht, ist beschissen! Das solltet ihr vom
Volke wissen!

Kommt endlich auf die Erde, damit es besser werde! Wollt ihr nicht runter von
eurer Wolke, holt euch irgendwann das Volke, denn dessen Zorn ist mächtig groß!
Es fragt sich längst: „Was macht man bloß?“

Wer soll das bezahlen, wer hat soviel Geld? Die da oben aus der anderen
Welt? Nein: Die Alten, Armen, Kranken sollen es lieber sein, denn die werden
gewiss nicht so laut schrein!

Doch ich schrei hier und heute laut: Was habt ihr euch da nur getraut? In den
Köpfen war Schwachsinn drin! Das nehme ich so nicht mehr hin!

Die Zehn-Euro-Kassen-Strafgebühr muss weg! Alle drei Monate dieser
Schreck! Die Zuzahlungen sind hinaufgeschnellt! Wir denken, wir leben in einer
andern Welt!

Betrug ist: ein Prozent für die chronisch Kranken! Wenn ich da ran will, komm
ich ins Schwanken! Gläsern muss ich sein bis in den Tod und sparte doch für die
große Not!

Verboten werden muss die Renten-Minus-Runde! Sie reißt bei vielen Men-
schen eine tiefe Wunde! Ab vierzehn Jahren für die Rente geschuftet und jetzt
sieht man zu, wie sie verduftet!

Mehr Abzug als Lohn die letzten Jahre, da standen uns zu Berge die Haare!
Haben trotzdem gespart für die Rente später! Heute löst sich alles auf wie Äther!

Ein Grauen geht durch das deutsche Volke: Das ist es nicht, was das Volke
wollte! Geschuftet bis zum alten Greis! Nun hat man diesen Politiker-Scheiß!

Ursula Gatzke (parteilos)
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Weg mit dem Lügenkanzler!
Gerhard Schröder sagte vor der Wahl, wir müssten al-
le den Gürtel enger schnallen. Tatsache ist: Die Ein-
kommensteuer wird zum 1. Januar 2005 erneut ge-
senkt! Großkonzerne wie Daimler zahlen seit Jahren
keine Steuern! Die Arbeitslosen- und Sozialhilfeemp-
fänger sind die Opfer und erhalten noch weniger Geld!

Gerhard Schröder sagte vor der Wahl, er werde
neue Arbeitsplätze schaffen. Tatsache ist: Allein im
Jahr 2003 sind 392.000 Arbeitsplätze vernichtet wor-
den! Niedriglohn wird zum Standardlohn! Millionen von
Menschen müssen unter der Armutsgrenze dahinve-
getieren – in Deutschland!

Gerhard Schröder schwor nach der Wahl wie jeder
Bundeskanzler einen Eid auf das Grundgesetz und versprach, Schaden vom Volk
abzuwenden. Tatsache ist: Hartz IV und die Agenda 2010 verstoßen gegen die
Verfassung, die Sozialcharta der EU und die Menschenrechtscharta der Vereinten
Nationen!
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Gerhard Schröder bricht Gesetze wie kein Bundeskanzler vor ihm! Er versucht
krampfhaft, seine Lügen als alternativlos zu verkaufen! Er setzt unsere Zukunft
aufs Spiel! Er zerstört mit seinen Reformlügen den sozialen Frieden in Deutsch-
land! Darum bleibt nur noch eins: Weg mit Hartz IV! Weg mit Agenda 2010! Weg
mit dem Lügenkanzler!

Matthias Brittinger (parteilos)

Albern: Arbeit statt Hatz IV („WDR-Monitor“)

Das Verteilungsproblem in unserem
Land muss endlich gelöst werden

Die „Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Bremen“ unterstützt den vom „
Sozialforum“ initiierten öffentlichen Protest gegen den Abbau des Sozialstaats
durch die Hartz-IV-Gesetze, der am letzten Montag auch in Bremen in Form einer
Kundgebung auf dem Marktplatz zum Ausdruck gebracht wurde und der an den
nächsten Montagen fortgesetzt werden soll.
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Die Absenkung des Einkommens der Arbeitslosenhilfebezieher auf Sozial-
hilfeniveau, die Verschärfung der Zumutbarkeitsregelungen, der Zwang zur Auf-
lösung von Kleinvermögen vertiefen die Spaltung zwischen Arm und Reich in
Deutschland. Auch viele GEW-Mitglieder, insbesondere unregelmäßig beschäf-
tigte Dozent(inn)en im Weiterbildungsbereich, sind durch Hartz IV und den durch
Hartz I-III bewirkten Zusammenbruch des Weiterbildungsmarktes in ihrer sozia-
len Existenz bedroht.

Die GEW sieht in den geplanten Ein-Euro-Jobs eine Gefahr für die Beschäf-
tigungsbedingungen und die Qualität im Bildungs- und Erziehungsbereich. Wir
fordern: Kein Arbeitszwang zu Dumpinglöhnen! Schluss mit der Aushöhlung der
Tarifverträge! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mit Hartz IV will die Bundesregie-
rung ab dem 1. Januar 2005 circa 2,5 Milliarden bei den Langzeitarbeitslosen ein-
sparen. Gleichzeitig werden den Besserverdienenden und Reichen rund 2,5 Mil-
liarden durch die Senkung des Spitzensteuersatzes geschenkt. Das ist sozialpo-
litisch nicht zu verantworten!

Wenn durch Hartz IV mehr als zwei Millionen Menschen die Einkommen ge-
kürzt werden, dann wird sich auch die Binnennachfrage nicht erhöhen lassen.
Über eine gerechte Steuerpolitik wären dagegen Sozialleistungen finanzierbar,
und die Binnennachfrage würde gefördert. Es muss weder ein „Standortproblem
Deutschland“ noch ein „Demographieproblem“ geben, wenn endlich das Vertei-
lungsproblem in unserem Land gelöst wird.

Jürgen Burger (Landesvorstandssprecher „GEW Bremen“)

„Aufrechter“ Gang?
Widerliche Hetze!

In der Tradition der „Schill-Partei“ tritt neuerdings
in Bremen die Gruppe „Aufrechter Gang“ auf. Ihr
Vorsitzender ist mittlerweile in deren Nachfolge-
partei PRO organisiert. Unter dem Vorwand, ge-
gen Hartz IV zu demonstrieren, stehen sie auf
dem Markt. Als „politisch interessierte und enga-

gierte Bürger“ bezeichnet sich die Gruppe „Aufrechter Gang“. Auf ihrer Internet-
Seite jedoch findet sich jede Menge Hetze.

So schreiben sie über die 250 Leute, die am vergangenen Montag, dem 16.
August 2004, auf dem Marktplatz gegen Sozialabbau demonstrierten: „Wer die
Gestalten leibhaftig gesehen hat, weiß, warum wir uns darin bestärkt sehen, je-
den Cent an denen zu sparen, die es noch nie mit Arbeit und Ausbildung ver-
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sucht haben“. Die sogenannten Gestalten, für die jeder Cent zu schade ist, sind
Erwerbslose, Erwerbstätige, Jugendliche, Schüler(innen), Rentner(innen).

Zur Bremer Montagsdemonstration hatte das „Bündnis gegen Sozialkahl-
schlag“ aufgerufen, ein Bündnis, an dem ein breites Spektrum von sozialpoli-
tisch aktiven Gruppen beteiligt ist. Die „Aufrechten“ schreiben: „Nicht wenige äu-
ßerlich verlotterte Gestalten, davon etliche erkennbar angetrunken – und wohl
auch bekìfft, kurzum: Punker, Sielwallszene“. Wenig später heißt es: „Mob“, „Irre-
geleitete“, „PDS-Bodentruppen“ – und vom „Terror“ gegen sie selbst ist die Re-
de. Tatsächlich hatten die Teilnehmer(innen) der Montagsdemonstration die „Auf“-
Rechten stimmgewaltig übertönt. Aus gutem Grund: Wir werden auch in Zukunft
niemandem zuhören, der Menschen eine würdige Existenz abspricht!

Den „aufrechten Gang“ wollen die „Auf“-Rechten für sich reservieren. Allein-
erziehende Eltern, Ausländer(innen), Erwerbslose, Flüchtlinge und andere Men-
schen, die ihren Vorstellungen nicht entsprechen, haben nichts Gutes zu erwar-
ten: Sozialhilfe für Alleinerziehende bezeichnen sie als „staatlichen Anreiz, leicht-
fertig zu Lasten von Kindern unter dem Anspruch der eigenen Selbstverwirkli-
chung Familien zu zerstören“. Nein, „Familie“ muss man nicht um jeden Preis
aushalten!

Die „Auf“-Rechten wollen Alleinerziehende zu gemeinnützigen Arbeiten zwin-
gen, ebenso wie alle anderen „Sozialhilfeempfänger im arbeitsfähigen Alter“. Sie
schreiben: „Im Gegensatz zur derzeitigen Praxis sehen wir keinen Grund, Alleiner-
ziehende generell davon auszunehmen. Schließlich ist nicht einzusehen, warum
diese besser gestellt werden sollen als die große Zahl der Alleinerziehenden, die
es schaffen, Kindererziehung und Beruf unter einen Hut zu bringen.“ Eine grau-
same Logik: Wer Beruf und Kinder nicht „schafft“, hat Pech gehabt und wird zu
gemeinnütziger Arbeit gezwungen, ginge es nach den „Auf“-Rechten!

Volles Vertrauen haben die „Auf“-Rechten aber in einen „wehrhaften Staat“
und eine „leistungsfähige Polizei“. Die bräuchte man nur dann nicht, wenn man
„sein Haus mit moderner Sicherheitstechnik zur Festung ausbauen und sich und
seiner Familie eine eigene Leibgarde gönnen kann. Leider verfügen die wenigsten
Bürger über die dafür nötigen Mittel.“ Nein, falsch: Alle Menschen brauchen ein
Auskommen, Wohnraum, Essen und Respekt, aber keine Festung!

„Freizeitangebote für Jugendliche“ sollen „artgerecht“ sein – auch in „städ-
tischen Landschaften“. Hauptschulen bezeichnen sie als „Restveranstaltung für
völlig Unbegabte“. Anders halten es die „Auf“-Rechten mit den Tieren: „Der Tier-
schutz hat für uns einen derart hohen Stellenwert, dass wir jedem Mitglied un-
seres Vereins ausdrücklich abverlangen, sich dazu zu bekennen“. Menschen, die
nicht in ihr Weltbild passen, sprechen sie Schutz jedoch ab. Wir werden men-
schenverachtender Hetze in der Öffentlichkeit auch zukünftig Paroli bieten. Kein
Fußbreit den Hetzern in Hemd und Kragen! Alle Menschen haben ein Recht auf
Würde und materielle Absicherung!

Flugblatt des „Bremer Sozialplenums“
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Schluss mit Schluss!
Uns dröhnen schon die Ohren vom
Mediengetrommel, dass alle sparen
müssen, dass es ohne harte Ein-
schnitte ins soziale Netz nicht wei-
tergeht et cetera. Ich weiß nicht, wie
viele heute hier sind, die das wirklich
glauben. Wird der Kapitalismus wirk-
lich nett zu uns sein, wenn wir noch
einen Finger mehr hergeben?

Es ist an der Zeit, bei all dem Jam-
mertal der Sachzwangdebatten wie-
der auf ein paar alte bekannte Tatsa-

chen zu verweisen: Nein, diese Gesellschaft ist nicht pleite, der Staat verteilt wei-
terhin Geld von unten nach oben. Nein, der Staat ist nicht dazu geschaffen wor-
den, damit es uns allen hier gut geht. Er ist dazu da, diese Umverteilung von ge-
sellschaftlichem Reichtum zu sichern – und zwar gegen unsere Interessen. Nein,
wir betteln nicht um Almosen, wenn wir sagen, dass wir genug davon haben!

Doch wer ist dieses „wir“? Es sind wir mit unseren wechselnden Jobs und
unseren Sorgen, wo die Kohle für die nächste Miete herkommt. Wir mit unse-
rem Gerenne von einem Amt zum Bewebungstermin zum nächsten Amt und
zum Ein-Euro-50-Job. Mit „wir“ sind jobbende Student(inn)en genauso wie illega-
lisierte Bauarbeiter aus dem Sudan, polnische Putzfrauen genau wie IT-Jobber,
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McDonald’s-Küchenkräfte wie Grafik-Designer(innen), von Entlassung bedrohte
Stahlarbeiter wie Sozialhilfeempfänger(innen) gemeint.

Wir scheren uns nicht um den Standort Deutschland – Ländergrenzen und so-
genannte „ethnische Probleme“ sind für uns nicht von Belang. Wir sagen: Schluss
mit der Debatte, wie der Staat besser sparen könnte, Schluss mit dem schlechten
Gewissen, aber auch Schluss mit der Hoffnung, irgendwer sonst würde die Dinge
schon richten. Unsere Befreiung geschieht auch nicht durch Demonstrieren und
das Schwenken von Fahnen.

Diese Demonstration ist sicherlich eine Möglichkeit zu zeigen, dass wir da
sind, dass es uns gibt. Entscheidend ist jedoch das, was nach der Demonstration
passiert. Wir dürfen nicht wieder den Fehler machen, anderen den Kampf für
unsere Interessen zu überlassen – nicht den Gewerkschaftsapparaten und auch
nicht den Parteien. Wir sind uns bewusst, dass selbstorganisierter Widerstand
dort stattfinden muss, wo das Leben spielt, und dass er in unserem Alltag wieder
sichtbar werden muss.

Tut euch zusammen, dort wo ihr seid: in den Jobs, in Schule und Ausbildung,
auf den Ämtern und in den Stadtteilen! Nehmt eure Interessen in die Hand! Gegen
Kürzungen und Sachzwanglogik setzen wir unseren Anspruch auf ein schönes
Leben. Die Regierung sagt Schluss mit diesem, Schluss mit jenem! Wir sagen:
Schluss mit Schluss! Genug gespart: Wir nehmen uns, was wir brauchen!

Machen wir die Stadt auf für Bewegungsfreiheit, für Nulltarif in Bus und Bahn,
für Zugang zu Straßen und Plätzen ohne Kontrolle und Platzverweis, für den freien
Zugang zum sozialen und kulturellen Leben, für radikale Arbeitszeitverkürzung!
Ob fünf Minuten mehr Pause oder Weltrevolution – wir kriegen nur, wofür wir
kämpfen!

Redebeitrag von „Freier Arbeiter(innen)-Union“ und „Andiamo“

Fundsache Forderungen: Grundeinkommen und Mindestlohn („Stattnetz“)

Montagsaktion gewinnt an Breite
An der heutigen Montags-Aktion nahmen über 600 Menschen teil. Auffallend war,
wie viele „normale Leute“ gekommen waren. Letztes Mal waren noch mehr po-
litisch Organisierte da, zum Teil aus der Antifa-Bewegung, die den Auftritt des
Schill-Mannes verhindern wollten, dieses Mal mehr unmittelbar Betroffene, Arbei-
ter, Lehrer, Auszubildende und Schüler. Natürlich auch die politisch aktiven Lin-
ken.

Nach einer einstündigen Versammlung auf dem Marktplatz – die Behörden
hatten nur eine halbe Stunde genehmigt, um einen zeitlichen „Puffer“ zum Schill-
Mann zu haben, worüber sich die Versammlung aber hinwegsetzte – führte der
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Demozug zum Hauptbahnhof. Dort gab es nochmals eine Kundgebung mit offe-
nem Mikrofon.

Es gab viel mehr Beiträge, auch spontane, frei gehaltene. Mehrere Bremer
Pfarrer hatten zur Teilnahme aufgerufen, und Pfarrer Drewes redete für sie. Laut-
stark beklatscht wurden Beiträge, die zum Streik gegen Hartz IV aufforderten.
Viel Beifall gab es auch für Professor Bauer von der Bremer Uni, der die Auswir-
kungen von Hartz IV gut wiedergab, und für die drei AV-Vorsitzenden von Airbus,
die zum Kampf um die Dreißig-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich aufrie-
fen und Einbeziehung der Jugend empfahlen.

Von Moderator Lange wurde die Berichterstattung von „Weser-Kurier“ und „Ra-
dio Bremen“ scharf kritisiert, die nicht sachlich berichten, sondern versuchen, die
Montagsdemo als gespalten darzustellen, als ob sich mit unserem breiten Bündnis
und der Handvoll Schill-Leuten gleichwertige Hartz-IV-Gegner entgegenstünden.

Dieser Beitrag und einer über das internationale Echo der Montagsaktionen
in Deutschland wurden mit starkem Beifall bedacht. Auch die Beiträge von PDS,
MLPD, Antirassismusbüro, SAV und Rebell kamen gut an. Alle sprachen sich klar
dafür aus, dass Hartz IV komplett weg muss und mit ihm die ganze Regierung.

Die nächste Montagsaktion und alle weiteren finden um 17:30 Uhr auf dem
Bremer Marktplatz statt oder beginnen dort. Die Schill-Anhänger müssen fortan
auf einen anderen, nicht so großen Platz ausweichen. Das nächste Treffen der
Aktionseinheit ist am Mittwoch, 25. August, um 20 Uhr im „Freizi“, Geschwornen-
weg, Neustadt.

„Rote Fahne News“
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Erneut Protestaktionen
Am Abend sollen in mehr als hundert Städten erneut Protestaktionen gegen die
Arbeitsmarktreform „Hartz IV“ stattfinden. In Schwerin gingen nach Angaben der
Polizei bereits 1.200 Menschen auf die Straße. In der vergangenen Woche hatten
sich rund 700 Demonstranten an dem Protestmarsch dort beteiligt.

Die SPD-Spitze will sich auf eine Position zu gesetzlichen Mindestlöhnen fest-
legen. Parteichef Müntefering, der die Debatte angestoßen hatte, kündigte an,
das Präsidium werde bis November darüber entscheiden. Er wolle das Thema
zusammen mit den Gewerkschaften diskutieren und nicht etwa gegen sie durch-
setzen. Regierungssprecher Anda machte in Berlin deutlich, für Bundeskanzler
Schröder handele es sich um eine Grundsatzdiskussion zwischen SPD und Ge-
werkschaften. Derzeit gebe es keinen Handlungsbedarf.

Wirtschaftsminister Clement hat sich mehrfach gegen die Einführung eines
Mindestlohns ausgesprochen. Statt Mindestlöhnen, wie sie die SPD diskutiert,
plädiert die CDU-Spitze dafür, Arbeitgebern Lohn- und Lohnkostenzuschüsse
zu gewähren. Dadurch solle vor allem Langzeitarbeitslosen im Osten eine Ein-
stiegschance in den Arbeitsmarkt geboten werden.

Mehr Anstrengungen für Wachstum und Beschäftigung in Ostdeutschland ha-
ben Politiker von CDU und SPD gefordert. CDU-Präsidium und Vorstand verlang-
ten in Brandenburg/Havel, noch gesperrte Bundesmittel für mehr Wachstum und
Beschäftigung freizugeben. Öffnungs- und Experimentierklauseln sollten mehr
Gestaltungsfreiheit vor Ort ermöglichen.

Auf einer Konferenz in Potsdam trat der brandenburgische Ministerpräsident
Platzeck für einen umfassenden Bürokratieabbau und eine stärkere Förderung
kleinerer und mittlerer Betriebe ein. Der für den Aufbau Ost zuständige Minister
Stolpe versicherte, die Bundesregierung stehe zum Solidarpakt II. Bis 2019 stün-
den rund 159 Milliarden Euro Fördermittel bereit.

„Deutschlandradio“ am 23. August 2004, 18 Uhr

Sozialrevolutionäre Gruppen
beenden den braunen Spuk

In Bremen demonstrierte heute etwa 400 Leute gegen Hartz & Co. Das waren
etwas mehr als letzten Montag. Es gab wieder ein Offenes Mikrofon. Anwesend
waren zahlreiche Kleinstparteien, aber auch sozialrevolutionäre Gruppen und die
„Freie Arbeiter(innen)-Union“. Schließlich zogen die Kleinstparteien und die PDS
als Demonstrationszug vom Marktplatz zum Bahnhof. Die anderen (nur circa 50
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bis 60 Menschen) blieben vor Ort, um einer Kundgebung des „Aufrechten Gangs“
(ein „Schill-Partei“-Ableger) beizuwohnen.

Da die Polizei leicht hätte eingreifen können (von der SAV wurde im Vorfeld
vorgeschlagen, sich von antifaschistischen Protesten öffentlich zu distanzieren),
beließen es die Verbleibenden dabei, die Kundgebung der Rechten (nur etwa
zehn an der Zahl und ein schwacher Lautsprecher) an den für sie unpassendsten
Stellen wahlweise mit frenetischem Applaus oder mit Buh-Rufen einzudecken, so-
dass die Rechten im Gejohle und Schmährufen mit ihrer „Kundgebung“ untergin-
gen. Außer ihren Gegnern waren auch kaum Passanten anwesend.

Stattdessen mussten sich die Rechten das „Alles-für-alle“-Transparent und
eine FAU-Fahne anschauen. Doch machten sie seelenruhig weiter, obwohl ihnen
niemand zuhörte. Für die Polizei waren wir ja nur Teilnehmer(innen), die, wie auf
lebhaften Kundgebungen eigentlich üblich, applaudierten oder Mißfallensbekun-
dungen ausstießen. Es gab auch lautstarke „Haut-ab“-Rufe!

Das Schönste war jedoch ein mit Einverständnis seines Besitzers entwende-
ter Leierkasten, der eigentlich die Touristen beglücken sollte. Dieser wurde dann
unter tosendem Applaus der antifaschistischen Kundgebungsteilnehmer(innen)
direkt vor den rechten Rednern laut orgelnd auf- und ab gefahren. Das war eine
lustige Schau! Die Polizei hielt sich zurück, und die Rechten beendeten schließ-
lich unter Schmährufen „ihrer“ Teilnehmer(innen) ihre Veranstaltung.

Die Rechten wollen nächsten Montag nicht mehr auf dem Marktplatz de-
monstrieren und dürften wohl kaum mehr Beachtung finden. Die Kundgebung
der Rechtsradikalen wurde nicht von Parteien (SAV, PDS, MLPD) und Zentralge-
werkschaften unmöglich gemacht, sondern von selbstorganisierten sozialrevolu-
tionären Gruppen! Nun sollte der braune Spuk ein Ende haben und unsere Kund-
gebung oder Demonstration sich nicht mehr spalten lassen.

Bericht eines Teilnehmers für „Indymedia“

Es waren nicht unter 500 Leute da. Am meisten waren um circa 17:30 Uhr auf dem
Marktplatz, weil die Demo in der Woche zuvor auch für diese Zeit angekündigt
war. Kurz bevor es in Richtung Bahnhof ging, fing es allerdings ein wenig an zu
regnen, und diverse Leute zogen es vor, nicht mitzudemonstrieren.

Was ich als unorganisierte Teilnehmerin nicht gut fand: dass die Demo von
einigen junglinken Grüppchen geprägt wurde, die nicht begriffen haben, dass Pa-
rolen, in denen das „Kapital“ herumspukt und auf die „Barrikaden“ gestiegen wer-
den soll, eine abschreckende Wirkung haben; ebenso Redebeiträge, die Wörter
wie „systemimmanent“ enthalten und mit denen in fünf Minuten und mit deutscher
Gründlichkeit die ganze Welt erklärt werden soll.

Ergänzung einer Beobachterin

44

http://de.indymedia.org/2004/08/90400.shtml


Ungefähr auf Höhe Schüsselkorb waren es 437 Demonstrationsteilnehmer, die
ich gezählt habe. Die Demo bewegte sich zu diesem Zeitpunkt nicht, und auch
innerhalb der Demo gab es kaum Bewegung, weshalb die Zahl ziemlich genau
sein dürfte (plus/minus zehn). Dazu kommen die 50 bis 60 am Marktplatz Verwei-
lenden, was dann ziemlich dicht an 500 ist.

Nachtrag von „Kalle“

Hier wird lieber gegen „Kleinstparteien“ gehetzt, als zu erwähnen, dass auf der
Demo explizit gefragt wurde, „wollen wir losgehen oder bleiben“, und die Mehrheit
der Teilnehmer sich lautstark fürs Loslaufen aussprach. Die acht Schill-Hanseln
sind nicht gerade der faschistische Massenmob, bei dem es wichtig gewesen wä-
re, sie zu stoppen. Die Leute wollten gegen Hartz IV demonstrieren, das armse-
lige Häuflein war den meisten egal.

Zum Thema, die SAV habe vorgeschlagen, sich öffentlich von den Antifas zu
distanzieren, einige Auszüge aus der Rundmail der Anmelderin der Demo: „Mei-
nes Erachtens war der Diskussionsstand, dass unser gemeinsames Anliegen in
erster Linie ist, gegen Hartz IV zu demonstrieren und eine Bewegung aufzubau-
en, die auch breitere Gesellschaftsschichten umfasst.

Bitte bedenkt, dass wirksame Arbeit gegen Rechts und gegen Rassismus nur
möglich ist, wenn wir den Menschen eine Perspektive auf echten Widerstand ge-
gen Hartz IV bieten und nicht, indem wir uns jetzt darauf einschießen, unbedingt
diese Typen am Reden zu hindern. Wenn wir Montag eine große Demo zustande
kriegen, haben wir meiner Ansicht nach erreicht, was wir wollten – wir haben ver-
hindert, dass Rechte, in diesem Fall der „Aufrechte Gang“, die Bewegung gegen
Hartz IV vereinnahmen. Das ist ein politischer Erfolg, den wir nicht durch unüber-
legte Aktionen gefährden sollten.

Ich fände es sinnvoll, mit einem Flugblatt, das den „Aufrechten Gang“ inhalt-
lich bloßstellt, bei deren Kundgebung anwesend zu sein und auch mit den Leuten
zu diskutieren, warum man an deren Kundgebung nicht teilnehmen sollte. Dieser
reaktionären kleinen Gruppe aber die Aufmerksamkeit zukommen zu lassen, sich
auf eine Konfrontation mit denenn (und der Polizei) einzulassen und ihnen damit
ein Forum zu bieten, sich als arme, rechtschaffene Opfer linker Gewalt darzustel-
len, wertet sie meiner Ansicht nach unnötig auf und schadet unserer gemeinsa-
men Sache – sowohl gegen Hartz IV als auch gegen die Rechten.“

Die „selbstorganisierten sozialrevolutionären Gruppen“ haben sich auch nicht
gerade mit Ruhm bekleckert, als sie nach der demokratischen Entscheidung der
gesamten Demo versucht haben, den Lautsprecherwagen physisch am Weiter-
fahren zu hindern!

Anmerkung von „Soviet“
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Montags ist Antifaschismus wohl nicht so wichtig? Circa 400 Menschen kamen
zur zweiten Bremer „Montagsdemo“ und blieben nicht lange. Während im direkten
Anschluss an die Demonstration des Montagsdemobündnisses der Schill-Partei-
Ableger „Aufrechter Gang“ ebenfalls auf dem Marktplatz eine eigene Kundge-
bung angemeldet hatte, war dies einem Großteil des Montagsdemobündnisses
egal. Kurz vor dem Eintreffen der Rechten bildete ein Großteil der Protestieren-
den einen Demozug und überließ so problemlos diesen den Marktplatz. Zurück
blieben circa 70 Demonstrant(inn)en, die dazu nicht bereit waren.

Die hier – gerade von SAV und PDS – vorgenommene Trennung vom Wider-
stand gegen Sozialkahlschlag und Antifaschismus ist dabei genauso falsch wie
gefährlich, ignoriert sie doch die unmittelbaren gemeinsamen Ursachen beider.
Das instrumentelle Verständnis gegenüber den Demonstrierenden wird dabei im
Angesicht von Begründungen wie „die Menschen nicht in Auseinandersetzungen
mit hineinzuziehen“ umso deutlicher. Fatale Fehler mit historischen „Vorläufern“!
Der Widerstand gegen den Sozialkahlschlag darf nicht vom Protest gegen rechte
und faschistische Politik getrennt werden! Gemeinsam gegen Rechts und Sozial-
kahlschlag! Alles für alle, und zwar umsonst!

Die Politik des Sozialkahlschlages, die Umverteilung von unten nach oben,
nimmt scheinbar kein Ende. Ganze Reformpakete, alle furchtbar wichtig zur Ver-
teidigung des „Wirtschaftsstandortes Deutschland“ bewirken vor allen Dingen ei-
nes: Die weitere Verarmung eines Großteils der Menschen bei gleichzeitigen ste-
tig wachsenden Profiten. Dass dieser Sozialkahlschlag aber überhaupt in dieser
Form möglich ist, ist mit auch Ausdruck unserer eigenen Schwäche, des gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisses zu unseren Ungunsten.

Zudem sind auch ein Großteil der zurzeit an den Protesten sich beteiligenden
traditionellen linken Gruppen aufgrund ihrer Inhalte nicht in der Lage, den sozialen
Protesten eine erfolgreiche Perspektive zu bieten: Die Verteidigung des „alten“
Sozialstaates gegen den „neuen“, die Bitte an den Staat um ein „Recht auf Arbeit“,
die Reduzierung der Kritik auf einzelne Personen und die Berufung auf irgendein
„Volk“ stellen keine Alternative zur herrschenden Politik des Sozialkahlschlages
dar.

Stellungnahme von „Solid Bremen“

Bereits am letzten Montag gab es Stimmen unter den „Normalos“, die nicht ver-
standen haben, was los ist, als gegen die Rechten vorgegangen wurden. Das
nicht, weil sie nicht gegen Rechts waren, sondern weil sie einfach nicht erklärt be-
kommen haben, was der „Aufrechte Gang“ für Leute sind. Die Leute wollten was
gegen Hartz machen und sich nicht mit ein paar Braunen schlagen, die man ge-
nauso ignorieren oder inhaltlich schlagen kann!

Die Innenstadt war fast leer. Sie haben sich mit nicht mal zehn Rechten an-
gelegt, für die sich keiner interessiert hat, während woanders bis zu 500 wütende
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Leute was gegen die Regierung machen wollten und vor allem Redebeiträgen, in
denen es um einen Generalstreik und um Wut ging, applaudiert haben.

Dreist ist die Tat von „Solid“-Mitgliedern, die versucht haben, den Lauti-
Wagen-Fahrer am Einsteigen zu hindern, wenn man die demokratische Entschei-
dung vorher bedenkt! Man kann es der Demoleitung nicht verübeln, dass sie eine
Handvoll Rechte lieber ignoriert hat, als ihnen Aufmerksamkeit zu schenken und
sie, mit etwas Pech, auch noch als Opfer dastehen zu lassen.

Die sozialrevolutionären Gruppen rennen blind auf die Faschos los, ohne zu
gucken, was der Rest der Welt tut. Dass der gegen Hartz IV ist und ihm Faschos
egal sind, so lange die sie in Ruhe lassen, war offensichtlich. Ich bin gespannt,
ob die Selbstorganisierten zu den nächsten Montagsdemos wieder auftauchen,
wenn keine Faschos da sind, sondern nur noch normale Menschen, die was ge-
gen Hartz machen wollen und mit denen man sich auseinandersetzen muss!

Anmerkung von „kleines, rotes Fähnchen“

Montagsdemos
und Herbstkampagne

Der Koordinierungskreis tauscht sich über die Einschätzungen zur aktuellen
politischen Lage angesichts der Montagsdemonstrationen aus. Versuch einer
Zusammenfassung:

Die Proteste gegen Hartz IV sind das beherrschende Thema. Der „heiße
Herbst hat begonnen“. Während die Gliederungen der Gewerkschaften langsam
anfangen, sich den Montagsdemos anzuschließen, zögert die DGB-Spitze vor
den Wahlen in Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Sachsen. Offenbar machen
die Proteste aber schon jetzt so viel Eindruck, dass sich die Regierung zu Nach-
besserungen gezwungen sieht.

Die spontane Massenbewegung in Ostdeutschland findet aber noch keine
Entsprechung in Westdeutschland. Hier sind die „Attac“-Gruppen gefordert. „
Attac“ hat eine wichtige Rolle als Bindeglied in den sozialen Bewegungen vor
Ort und kann Akzente setzen, die über Hartz IV hinausgehen („genug für alle,
weltweit“).

Um die Aktivitäten der „Attac“-Gruppen zu unterstützen, wurde ein Aktions-
paket an die Gruppen verschickt, dem noch zwei weitere Aktivbriefe folgen sollen.
Der 17. November 2004 bietet sich als lokale Perspektive über die Demos hinaus
an. Die Montagsdemos sind auch eine Gelegenheit, neue aktive Leute in die Ver-
antwortung bei den „Attac“-Gruppen hineinwachsen zu lassen.

Der Bewegung abträglich sind Versuche von politischen Kleinstgruppen wie
der MLPD und anderen, das zarte Pflänzchen Montagsdemo bereits jetzt unter
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ihre Kontrolle bringen und für eigene Zwecke instrumentalisieren zu wollen. Das
überregionale Koordinationstreffen in Leipzig, zu dem ein Teil des Leipziger So-
zialforums am 28. August 2004 eingeladen hatte, droht jedenfalls von der MLPD
unterwandert zu werden. Ob ein weiteres überregionales Koordinierungstreffen,
zu dem die Berliner Demovorbereitung am 28. August einlädt, nützt oder schadet,
wird im Koordinierungskreis unterschiedlich beurteilt.

Da viele Leute, die die alten Auseinandersetzung der westdeutschen Linken
nicht miterlebt haben, das Problem mit der MLPD nicht verstehen werden, soll
ein erklärendes Papier vorbereitet und an die Gruppen verschickt werden. Eine
Schlammschlacht über die Presse sollte aber unbedingt vermieden werden. Eine
bundesweite Struktur zur Koordinierung der Demos wird nicht für notwendig er-
achtet und sollte zum jetzigen Zeitpunkt unbedingt vermieden werden.

Eine große Demonstration Anfang Oktober, die von der MLPD unter dem völ-
lig inakzeptablen Motto „Marsch auf Berlin“ ins Gespräch gebracht worden ist, fin-
det gerade in Ostdeutschland großen Anklang. Sie läuft aber auch Gefahr, als
Endpunkt der Montagsdemos zu wirken und in den Medien mit dem 3. April 2004
verglichen zu werden.

Protokoll des „Attac“- Koordinierungskreises vom 23. August 2004 (unter
den Teilnehmern: Klaus-Rainer Rupp, PDS, und Pedram Shahyar, „Attac“)

Donnerstags dann differenziert
Alle sind gegen Sozialabbau. Es kommt aber darauf an, wie man protestiert: Im
Angebot sind drei getrennte Montagsdemos und eine DGB-Kundgebung Mitte der
Woche in Bremerhaven – mit und ohne geistlichen Beistand.

Gegen Hartz IV demonstrierten gestern auf dem Bremer Marktplatz mehrere
linke Gruppen um die „Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit“ (WASG):
Teilnehmerzahl rund 250 Bürger(innen). Anschließend gab ebendort die Bürger-
initiative „Aufrechter Gang“ (AGg) kund, mit Hartz IV nicht einverstanden zu sein.
Nicht zu vergessen: Der von der „Sozialistischen Wahlalternative“ (SW) veranstal-
tete Montagsprotest gegen Hartz IV, gestern Abend in Bremerhaven. Dort wird
nun auch am Donnerstag demonstriert: Auf dem Fritz-Reuter-Platz tritt die Regio-
nalgruppe des DGB für Nachbesserungen an der Agenda 2010 ein.

Der Grund für die abweichende Terminwahl: „Die allgemeine Kritik an Hartz
IV können wir nicht teilen“, erläutert Gewerkschaftssekretär Reinhard Dietrich.
„Wir wollen differenzierter vorgehen.“ Der Aufruf zu der Veranstaltung lässt das
nicht erahnen: „Jetzt reicht es“, ist er überschrieben, und „Bremerhaven steht
auf!“ Immerhin: Man werde „keine Mittwochsdemo dazwischenschieben“, erklär-
te der parteiunabhängige Bremerhavener Karl-Heinz Hoffmeyer, der auch eine
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Montagskundgebung in Fishtown geplant hatte. Man werde „schauen, wem man
sich anschließen kann“.

In Bremen hatte vergangene Woche das Aufeinandertreffen linker Hartz-
Gegner mit den rechtspopulistischen AGglern zu Rempeleien geführt. Auch ges-
tern wurde aufgerufen, über die genehmigte Zeit hinaus „den Markt zu halten“.
Es sei „ungeheuerlich, dass die Rechten hier auftreten“, hieß es. Gerügt wurde
die Presse dafür, beide Kundgebungen als „gleichwertig darzustellen“. Als dann
um 17:45 Uhr der Einsatzleiter der Polizei zum Demo-Mobil schritt, blieb von dem
Kämpfer-Gestus wenig – Abmarsch „zur Abschlusskundgebung am Bahnhof“.

Obgleich die Demo-Anbieter sich wenig zu sagen haben, ähneln sich ihre Pa-
rolen. Nicht nur, weil auch der AGg-Vorsitzende Matthias Henkel, Ex-CDU-MdBB
und Ex-Schillianer die Presse als feindselig empfindet. In Hartz IV sieht er „ein
Gesetz gegen die Arbeitslosen und nicht gegen die Arbeitslosigkeit“. Dieselbe
Formel benutzt Axel Troost, der bei der WASG den Ton angibt.

Große Bedeutung wird in dieser Gemengelage schwer einschätzbarer Grup-
pen der kirchlichen Haltung zukommen. So hatten zur links-orientierten Bremer
Kundgebung zehn Pfarrer mit aufgerufen – unter ihnen der Friedensbeauftragte
der Bremer evangelischen Kirche, Friedrich Scherrer. Die Frage, ob er sich auch
eine Teilnahme an der AGg-Demo vorstellen könne, beantwortet der Stephani-
Pastor energisch: „Nein, keinesfalls“.

„Tageszeitung Bremen“ vom 24. August 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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3. Bremer Montagsdemo

am 30. 08. 2004

Montags auch in Bremerhaven
Zu einer ersten Kundgebung aufgerufen hat das „Bremerhavener Aktionsbünd-
nis Montagsdemo“. „Es ist Zeit, im Armenhaus des Landes Bremen Flagge zu
zeigen“, heißt es in der Erklärung des Zusammenschlusses von „Unabhängiger
Wählervereinigung“, „Pro-Bürger-Partei“ und der Bürgerinitiative „Projekt Neue
Wege“. Die Demonstranten fordern neben Nachbesserungen bei Hartz IV auch
den Erhalt der Werft-Arbeitsplätze bei SSW. Die Kundgebung beginnt um 18 Uhr
auf dem Fritz-Reuter-Platz.

„Tageszeitung Bremen“ vom 30. August 2004
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„Wir müssen die neoliberalen Mythen entlarven“: Auf der
Montagsdemo spricht Klaus-Rainer Rupp (PDS)

Aufruf zur Montagsdemo in Bremen
Am „Bremer Bündnis gegen Sozialkahlschlag
und Bildungsabbau“ sind Aktivistinnen und Ak-
tivisten aus verschiedenen Bereichen – sozia-
len Projekten, Gewerkschafts- und Friedensbe-
wegung, Erwerbsloseninitiativen, politischen Or-
ganisationen – und Einzelpersonen beteiligt. An-

lässlich der wöchentlichen Proteste in vielen Städten rufen wir seit dem 16. Au-
gust 2004 auch in Bremen zur Montagsdemonstration auf. Bei den ersten zwei
Veranstaltungen hatten wir sowohl mit Widrigkeiten zu kämpfen als auch Erfolge
zu verbuchen.

Unsere Moblisierung gegen den Sozialkahlschlag ist gleichzeitig auch eine
gegen die PRO-nahe Bürger-Initiative „Aufrechter Gang“, die mit allerlei Unappe-
titlichem im Hintergrund („Weg mit sozialen Hängematten“, „Sozi für alleinerzie-
hende Frauen schädigt die Familie“) ihre eigene Montagskundgebung veranstal-
ten wollten. Das ist ihnen nicht gelungen, da sich die immer mehr werdenden Teil-
nehmer(innen) unseren Aufrufen, Inhalten und der Demo an den vergangenen
zwei Montagen angeschlossen haben.

Wir werden auch in den nächsten Wochen in Bremen mobilisieren: zur De-
monstrationen gegen Hartz IV und Agenda 2010, immer montags um 17:30 Uhr
auf dem Markplatz. Unser Anliegen ist es, dass auf den Montagsdemos diejeni-
gen zu Wort kommen, die von Sozialkürzungen und Verdrängungspolitik durch
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Hartz IV, Agenda 2010 und anderen „Reformen“ sowie steigenden Lebenserhal-
tungskosten betroffen sind. Es geht um Milliardensummen, die den Sozialfonds
entzogen werden und die das Lebensniveau von vielen hier lebenden Menschen
senken sollen.

Die „Sparpolitik“ und der Versuch, den ständig wachsenden Reichtum für we-
nige zu reservieren, hat viele Gesichter: Für die einen bedeutet es eine gravie-
rende Einschränkung bei der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, für die an-
deren hemmt es die persönlichen Entwicklungsmöglichkeiten. Für wieder ande-
re bedeutet es die Vernichtung der bisherigen Existenz. Wenn zum Beispiel eine
Abschiebung mit dem Hinweis auf knappe öffentliche Kassen begründet wird, ist
das eine extreme und zynische Form der Existenzbedrohung.

Vielen tritt die Verteidigung des Reichtums in Gestalt eines Bollwerks, als
„Festung Europa“, gegenüber. Gegen diesen in der Geschichte der Bundesrepu-
blik bisher nicht dagewesenen Sozialangriff rufen wir auf, sich zur Wehr zu set-
zen. Die Montagsdemos können ein Anfang dafür sein, die Kursbestimmung nicht
einer selbsternannten Elite zu überlassen, sondern uns wieder mehr in Politik ein-
zumischen, sie verstärkt in die eigenen Hände zu nehmen und gemeinsam dar-
über nachzudenken, wohin die Reise gehen soll.

Jürgen Willner („Bremer Sozialplenum“
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Demonstrationen im ganzen Land
Dass Politiker nichts taugen, ist bekannt! Politik wird
bloß für die Reichen gut gemacht, für die Armen wird
sie nur schlecht erbracht!

Die Reichen schweben auf „Wolke sieben“, die
Armen sollen die Armut lieben! Dass wir zu dumm
seien, um zu begreifen, muss erst noch in unseren
Köpfen reifen!

Wir seien zu dumm und auch zu faul, wir hät-
ten ja bloß ein großes Maul! Das Wirtschaftswunder
kommt nicht von alleine: Steht auf und stellt was auf
die Beine!

Unsere Politiker hinterlassen uns ein Armenhaus
und machen sich da gar nichts draus! Unsere Politiker müssen nicht von Sozial-
hilfe leben: Wie schön ist doch ein Politiker-Leben!

Und haben sie auch ganz und gar keinen Schimmer, tun sie doch, als wären
sie die Schlausten immer! Nun aber haben wir die Nase voll und zeigen lauthals
unsern Groll!

Uns passt es nicht, was ihr da treibt, was ihr so habt und was ihr zeigt! Ihr
nehmt noch den Kleinen die Butter vom Brot, und Arbeitslose schickt ihr in Not!

Den Blinden nehmt ihr das Blindengeld! Was ist das für eine Politikerwelt? Die
Blinden hätten sogar zu viel zum Leben, ihnen reiche doch die Sozialhilfe eben!

Die Politiker machen alle Blinden ärmer und folglich auch vor Wut kochend
und wärmer! Die Kinder, Jugendlichen, Armen, Kranken, Schwachen haben bei
dieser Politik nichts mehr zu lachen!

Wir haben so viele Verlierer wie noch nie, drum zwingen wir die Politiker auf
die Knie! Was sollen wir mit Politikern ohne Verstand? Nehmt euren Hut, verlasst
auch das Land!

Ihr habt zu viel gelogen, betrogen und gestohlen! Woher wollt ihr unser ge-
klautes Rentengeld holen? Wann kriegen die Rentner das geklaute Geld zurück?
Politiker, ihr lügt uns nur was vor, Stück für Stück!

Milliarden habt ihr den Rentnern geklaut! Wer hat eure Lüge damals geglaubt?
Zurückzahlen wolltet ihr, Stück für Stück! Wir warten heute noch auf unser Glück!

Wer so viel lügt und die Armen bescheißt, der braucht nicht zu glauben, dass
man ihn preist! Die bestohlenen Rentner sterben dahin! Hat Beitragszahlung noch
einen Sinn?

Warum hat man das Geld nicht „oben“ geklaut? Hat man sich etwa dort nicht
getraut? Glaubt man, die da „unten“ verstünden das nicht, sie hätten keine Berater
von teurem Gewicht?
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Doch habt ihr schon einmal daran gedacht: Wir fordern das Geld zurück, mit
all unsrer Macht! Wir glauben euch fortan kein einziges Wort und versammeln
uns darum an diesem Ort!

Milliarden vergeudet ihr heute noch und jammert laut über das Rentenloch!
Wir sind enttäuscht von den Beratern und euch auch, denn ihr denkt alle nur gierig
an euren Bauch!

Doch endlich werden wir jetzt wach und machen auf der Demo Krach! Politi-
ker, hört uns nur zu, wir lassen euch nicht mehr in Ruh!

Macht ihr weiter solchen Brei, landet doch noch mal ein Ei! Das hätte dann
sogar einen guten Zweck: Es wären gleich tausend Arbeitslose weg!

Die „Ich-AG“ wäre sehr im Kommen, würde Eierwerfen ernst genommen! Doch
ärgert euch nicht und kriegt nicht die Krätze: Politiker, schafft neue Arbeitsplätze!

Ursula Gatzke (parteilos, ehemals „Graue Panther“)

Arbeitslose sind nicht faul
Der „Spiegel“ betreibt im Internet ein
Diskussionsforum, worin uns fast je-
der sagen darf, was er über die Ar-
beitsmarktreform denkt. Zum Beispiel
schreibt ein Herr Bruno Boskop in Re-
debeitrag Nummer 1290 vom 10. Au-
gust 2004: „Wer nicht arbeiten will,
dem sollte gehörig in den Hintern ge-
treten werden!“

Meinen Antwortbrief hat der „Spie-
gel“ nicht gebracht. Er lautet: Verehrter
Herr Boskop! In einem Nebensatz brin-
gen Sie hier eine weitverbreitete, sehr
deutsche, nichtsdestoweniger entsetz-
liche Geisteshaltung auf den Punkt:

Die Überzeugung, man müsse den Verlierer immer weiter erniedrigen, beginnend
damit, dass man ihm schlechte Absichten unterstellt und ihm abspricht, sich wie
alle andren Menschen nützlich machen zu wollen, um für sein Tagewerk Aner-
kennung zu bekommen.

Wie findet man heraus, ob jemand etwa nicht arbeiten will? Längst haben zu
diesem Zweck die Fürsorgeämter das Marterbesteck des fingierten Vorstellungs-
gesprächs ersonnen, bei dem das tatsächliche Vermitteln eines der knappen Plät-
ze bloß die zweitbeste Lösung ist, weil es in Wirklichkeit um das Überprüfen des
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Arbeitswillens eines Hilfeempfängers geht: Ein überführter Arbeitsunwilliger kos-
tet nämlich noch weitaus weniger als ein Straßenkehrer oder Abfalltrenner!

Angeboten wird irgendein Drecksjob, den der Vermittler selbst im Leben nicht
annehmen würde, da er schließlich eine Ausbildung hat. Wehe dem Vorgelade-
nen, der mit der Wimper zuckt oder durchblicken lässt, dass er solch einen – Ent-
schuldigung – Scheiß nur ungern täte, anstatt nun dem Vermittler, dankbar für
diesen Ausweg aus der Hölle der Arbeitslosigkeit, gleich die Füße zu küssen!

Wer jetzt nicht ja sagt, dem wird die Unterstützung gestrichen, so einfach
geht das. Damit ist er ausgestoßen aus dieser Gesellschaft und kann sich bloß
noch bei Verwandten und Bekannten durchschnorren, bis ihn keiner mehr leiden
mag. Ich versichere Ihnen, lieber Herr Boskop: Wenn die Behörden dieses Landes
angefangen haben, Ihnen gehörig in den Hintern zu treten, dann sind Sie binnen
kurzer Zeit selbstmordgefährdet.

Mit Ihrer zu Beginn angeführten Bemerkung reden Sie einer Mobbing-
Gesellschaft das Wort, die massenhaft seelisch Kranke gebiert. Planmäßi-
ges Unterstellen von Arbeitsunwilligkeit, verbunden mit dem Grundsatz des
Kanzlers, zumutbar sei, was dem Gesetz entspricht, bedeutet die künftige Ab-
erkennung jeglicher Bildungsabschlüsse und die Abschaffung der freien Be-
rufswahl. Menschen hingegen, die Jahre und Jahrzehnte an Lebenszeit auf
Ausbildung verwendet haben, führt diese Erkenntnis unmittelbar in schwärzeste
Niedergeschlagenheit.

Lieber Herr Boskop, wie ermuntern Sie denn Ihre Kinder zum fleißigen Lernen
in der Schule, wenn der Arbeitsvermittler ihnen später nur sagen wird: Du nicht
schlau reden, du putzen!?

In der Sache jedoch sprechen wir über ein Almosen, über einen Betrag von
knauserigen 345 Euro, der den Bedürftigen davon abhalten soll, Mundraub zu
begehen. Schamlos, für das Gewähren dieser Barmherzigkeit mehr an Leistung
zu verlangen als den schieren Verbrauch, also das Wiedereinbringen des Geldes
in den Wirtschaftskreislauf durch Nachfrage nach Gütern des täglichen Bedarfs!
Unserem Land hilft es nicht, wenn als arbeitsunwillig entlarvte Mitbürger in den
Wald gehen müssen, um sich dort Beeren zu pflücken! Spart euch das Geld für
Vermittler, die nichts zu vermitteln haben!

Gerolf D. Brettschneider (parteilos)

Existenzbedrohung: Wie solidarisch sind Parteivertreter? („Stattnetz“)
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Kein Gott, kein Staat, kein Vaterland
Wofür steht Hartz IV? Für Enteignung von Vermögen und Alterssicherungen, für
Zwangsumzug und soziale Entrechtung, für Zwangsarbeit zu Niedriglöhnen und
„kommunale Beschäftigung“ für einen Euro Stundenlohn! Was wir als Gewerk-
schaft leisten wollen, ist die Mobilisierung des Widerstandes, nicht einen biede-
ren bürgerlichen Protest. Wir fordern einen richtigen, einen anständigen Aufstand
gegen die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und all die anderen arbeiterfeind-
lichen Schweinereien von Regierung, Staat und Kapital! Klassensolidarität statt
Almosen!

Die Dimension des plötzlichen Protestes gegen Hartz IV verblüfft eigentlich.
Was bisher für Sozialhilfe-Bezieher(innen) galt, soll künftig auch für Langzeitar-
beitslose gelten – und der Sturm der Entrüstung ist groß. Warum aber hat es bis-
her keinen Widerstand gegen die Regelsätze zum Lebensunterhalt in der Sozi-
alhilfe gegeben? Weil es keine Enteignung und keine Zwangsumzüge gegeben
hat? Wohl eher, weil es jetzt den „erwerbslosen Mittelstand“ trifft, der sich bisher –
trotz Langzeitarbeitslosigkeit bei hoher Arbeitslosenhilfe – noch über Wasser hal-
ten konnte. Der ist jetzt entsetzt und fragt: „Wieso soll ausgerechnet ich verar-
men? Ich habe jahrlang eingezahlt, ich will arbeiten, ich bin doch kein Penner!“ –
„Warum nicht?“, sagt die Regierung, „das ist gerecht!“

Die bürgerlich-liberale „Zeit“ fordert eine notwendige „Unterklassen-Politik“,
die Springer-Presse mit ihrer „Bild“ ist „entsetzt“ über die brutalen Folgen von
Hartz IV. Na und? Davon reden wir seit Jahren – und nichts ist passiert. Heute geht
es um die Organisierung eines effektiven Widerstandes, der auch tatsächlich die
Herrschenden in Angst und Schrecken versetzt und die Regierung dazu zwingt,
die Gesetze zurückzunehmen: Hartz I bis IV und die Agenda 2010 müssen weg!
Wir planen keine Unterschriftensammlungen, keinen Volksentscheid, wir gründen
keine linkspopulistische Wahlalternative oder mobilisieren einen rechtsradikalen
„Volkszorn“ – wir wollen gewerkschaftliche und klassenkämpferische Aktionen!
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Die Angsthasen wie die sozialde-
mokratische Arbeiterwohlfahrt schü-
ren bereits jetzt die Angst vor einer
neuen „außerparlamentarischen Op-
position“, die im Januar 2005 zu Stra-
ßenkämpfen führen könnte. Wieso
auch nicht, denn sie entpuppen sich
langsam als große Nutznießer dieser
ganzen Reform. Schließlich sind sie
es, die tatkräftig an der Entstehung
der Ein-Euro-Jobs arbeiten. Und der
DGB? Er ruft gar nicht mehr zum Wi-

derstand auf. Wozu auch – für diese „guten Demokraten“ ist es für den Protest
jetzt „zu spät“, weil die Gesetze bereits beschlossen sind. Im Juni hatte der DGB
bundesweit noch zum Stopp des ALG II aufgefordert, auch wenn es „fast zu spät“
sei. Aber diesen sozialpolitischen Heuchlern glauben wir ohnehin nichts mehr,
sie machen jede Schweinerei der Kapitalisten zur Profitmaximierung und zur Ver-
teidigung des Standortes Deutschland auf dem Rücken der Kolleginnen und Kol-
legen mit!

Gegen Staat und Kapital! Wir verteidigen nicht den „Sozial“- oder „Wohlfahrts-
staat“. Der Staat nimmt jederzeit – wie jetzt! – soziale Leistungen, wenn die Ka-
pitalisten ihre Abschaffung fordern. Basta! Wir sind keine Anhänger des Sozial-
staates, wir verteidigen diese „parlamentarische Demokratie“ nicht, die diese Ge-
setze gemacht hat. Wir berufen uns auch nicht auf den Paragrafen im Grundge-
setz, der „alle Deutschen“ zum Widerstand gegen die Änderung der Verfassung
aufruft. Ein bürgerliches Recht auf Widerstand gegen soziale Verelendung sieht
das Grundgesetz nicht vor, denn die „soziale Marktwirtschaft“ wird nicht abge-
schafft. Diese Diskussion interessiert uns auch nicht, weil wir gar keinen Bock auf
irgendwelche sinnlosen Gespräche mit Politikern haben – wir sind grundsätzlich
gegen diese kapitalistische Gesellschaftsordnung, ob parlamentarisch legitimiert
oder per Diktatur à la CDU/SPD/PDS/NPD/Grüne!

Zum Schluss ein Gedicht von John Henry Mackay (1864–1933) zur „Anar-
chie“: Immer geschmäht, verflucht, verstanden nie, bist du das Schreckbild dieser
Zeit geworden. Auflösung aller Ordnung, rufen sie, seist du und Kampf und nim-
merendend Morden. 0 lass sie schrein! Ihnen, die nie begehrt, die Wahrheit hin-
ter einem Wort zu finden, ist auch des Wortes rechter Sinn verwehrt. Sie werden
Blinde bleiben unter Blinden. Du aber, Wort, so klar, so stark, so rein, das alles
sagt, wonach ich ruhlos trachte, ich gebe dich der Zukunft! Sie ist dein, wenn je-
der endlich zu sich selbst erwachte. Kommt sie im Sonnenblick? Im Sturmgebrüll?
Ich weiß es nicht. Doch sie erscheint auf Erden! Ich bin ein Anarchist! Warum?
Ich will nicht herrschen, aber auch beherrscht nicht werden!

Flugblatt von Max Hilse („Freie Arbeiter(innen)-Union“)
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700 Teilnehmer – Neue Ideen
kommen auf

Wir machten eine Kundgebung am Bremer Marktplatz mit 700, eine De-
monstration zum Hauptbahnhof mit 500 Teilnehmern und anschließend eine
Abschlusskundgebung.

Wieder etliche Menschen waren zum ersten Mal dabei. Mehr Kinder und Ju-
gendliche. Beim offenem Mikrofon redeten circa 20 Menschen. Die Beiträge hat-
ten eine breite Vielfalt und räumten mit Mythen der herrschenden Propaganda
auf. Es gab lebendige Berichte von Betroffenen und einem Betriebsratsmitglied.

Kultureller Höhepunkt waren zwei Gedichte einer Kollegin, die in witziger Form
die Meinung der Teilnehmer zu dieser Politik auf den Punkt brachten und be-
geistert aufgenommen wurden. Viele Gespräche kreisten um Vorschläge, wie der
Kampf weitergehen soll. Am Schluss der Kundgebung wurde die Leipziger Re-
solution vorgetragen und mit großer Mehrheit, bei etwa zwei Gegenstimmen und
zwei Enthaltungen, angenommen.

Als nächste Aktion wurde vorgeschlagen, dem „Weser-Kurier“ für sein Schön-
reden der Regierungspolitik und Nichtbeachten des örtlichen Protestes einen Be-
such abzustatten, ebenso der „Tageszeitung“ und den Parteibüros von SPD und
Grünen. Weiter wollen wir die Aktivitäten in den Stadtteilen verstärken und da-
mit mehr Menschen für die Proteste heranziehen. Das fordert Diskussion und Ab-
stimmung über neue Formen solcher Aktionen und deren Koordinierung heraus.
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Zwei anwesende stadtbekannte Faschisten wurden mit großer Zustimmung
aufgefordert, die Kundgebung zu verlassen. Die Aktivität unter den Teilnehmern
nimmt weiter zu, neue Ideen kommen auf. Bei sachlicher Auseinandersetzung
werden Einzelinteressen dem Aufbau einer breiten Bewegung der Montagsaktio-
nen untergeordnet.

„Rote Fahne News“

Wieder über 500 bei Montagsdemo
Auf dem Marktplatz waren weit mehr als 500 Zuhörer, manche haben um 18 Uhr
sogar zwischen 700 und 800 geschätzt, und es gab keine langweiligen Reden von
Splittergrüppchen, sondern neben einem längeren (und sehr informativen) PDS-
Beitrag kürzere Wortmeldungen von Bremer Bürgern, ein längeres und sehr wit-
ziges Knittelvers-Gedicht einer Büttenrednerin von den „Grauen Panthern“ sowie
die circa fünfminütige Rede einer mit der WASG sympathisierenden Bremerin, die
wie das Gedicht beigeisterten Beifall fand, und zwar bei allen Versammelten.

Tatsache ist: „Buten un binnen“ hat bewusst tendentiös berichtet. Der Kame-
ramann hat die meiste Zeit über gefilmt, also gesehen, dass gegen 18 Uhr mehr
Zuhörer als am letzten Montag auf dem Marktplatz waren. Gezeigt wurden zu Be-
ginn des Beitrags aber nur Aufnahmen, die gegen 17:30 Uhr gemacht wurden,
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als die Kundgebung noch gar nicht begonnen hatte, und behauptet wurde, es sei-
en nur 250 Leute dagewesen. Eine dreiste Lüge! Um sie als wahr erscheinen
zu lassen, wurde der Ton aus der später gehaltenen oben genannten Rede ein-
gespielt. Die passenden Bilder aber wurden nicht gezeigt. Und dies aus gutem
Grunde – denn es war die bisher größte Bremer Montagsdemo mit den besten
Redebeiträgen.

Bericht eines Teilnehmers für „Indymedia“

Proteste gegen Arbeitsmarktreform
der Bundesregierung halten an

Mindestens 70.000 Menschen forderten in rund 200 west- und ostdeutschen Städ-
ten erneut die Rücknahme des umstrittenen „Hartz-IV“-Gesetzes. In Berlin betei-
ligten sich nach Angaben der Veranstalter etwa 5.000 Menschen an zwei Protest-
Zügen, in Magdeburg waren es rund 8.000 Demonstranten. Auch in Dortmund
und zahlreichen weiteren Städten gab es Protestmärsche.

Die größte Veranstaltung gab es in Leipzig, wo nach Polizeiangaben rund
20.000 Menschen auf die Straße gingen – die Veranstalter sprachen dagegen von
60.000. Dort kritisierte der frühere SPD-Vorsitzende Lafontaine, die Arbeitsmark-
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treform belaste ausschließlich die sozial Schwachen. Zu Beginn der Veranstal-
tung war Lafontaine mit einem Ei beworfen worden, das ihn aber verfehlte. Sein
Auftritt war im Vorfeld der Demonstration von einem Teil der Veranstalter kritisiert
worden.

Im ARD-Fernsehen verlangte Bundeskanzler Schröder mit Blick auf die Pro-
teste gegen die Änderungen am Arbeitsmarkt und in der Sozialgesetzgebung, die
Ostdeutschen müssten anerkennen, welche Aufbauleistung es in ihren Ländern
gegeben habe. Er verwies darauf, dass von den 15 Millionen Ostdeutschen nur
etwa 70.000 gegen seine Politik protestierten. Schröder warnte angesichts der
Demonstrationen vor einer neuen Ost/West-Spaltung in Deutschland. Niemand,
der politisch verantwortlich handele, könne ein Interesse an einem solchen Ge-
gensatz haben.

Bundestagspräsident Thierse sprach sich im MDR-Fernsehen gegen radika-
le Tendenzen auf den Protestmärschen aus und kritisierte in diesem Zusammen-
hang insbesondere die PDS. Die beiden größten Kommunalverbände, der Deut-
sche Städtetag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund, stellten sich hin-
ter die Arbeitsmarktreformen. Die meisten Menschen würden dadurch besser ge-
stellt, sagten Sprecher der Verbände dem „Hamburger Abendblatt“.

„Deutschlandradio“ am 30. August 2004
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Montagsdemo, die dritte
Eine Massenbewegung gegen die Hartz-Gesetze kommt in Bremen nicht in die
Hufe. „Es müssen immer mehr werden“, sagte gestern der Redner auf der dritten
Bremer Montagsdemo, dann würde die Regierung merken, was los ist im Land
und Abstand nehmen von den Hartz-Gesetzen. Allein, es werden nicht mehr, je-
denfalls nicht in Bremen. 200 bis 250 Leute, schätzte ein Polizist, sein Kollege ist
mit 300 Demonstranten noch etwas großzügiger. „Letzte Woche waren es mehr“,
sagt er.

„Stimmt nicht“, kontert Sebastian Rave von der „Sozialistischen Alternative“,
einer von zahlreichen Gruppierungen, die sich im „Bündnis gegen Sozialkahl-
schlag und Bildungsabbau“ zusammengefasst haben und die Demos organisie-
ren. Dass sich bis gestern keine Massenbewegung entwickelt hat, liege daran,
dass „die Bewegung in den Medien schlecht gemacht wird“, glaubt Rave. Es wer-
de behauptet, die Demos seien von Rechten unterwandert. „Absoluter Quatsch“,
sagt Rave.

Tatsächlich sind die Mitglieder des „Aufrechten Gangs“ nicht zu entdecken.
Vor zwei Wochen hatte die Teilnahme des Vereins von Rechtsaußen Mathias
Henkel noch für Zoff gesorgt, dieses Mal waren die Linken – dem äußeren An-
schein nach – weitgehend unter sich.

Neben der IG Metall hielt die PDS gleich zwei Flaggen hoch, auch die „Wahl-
alternative“ und „Attac“ waren vertreten. Das Mikro hingegen stand ausdrücklich
allen zur Verfügung. „Jeder, der will, kann etwas sagen gegen Hartz IV.“ Und sie
wollten. Zum Beispiel Jörg, der arbeitslose Metaller, der wissen wollte, warum die
hohen Löhne den Standort Deutschland gefährdeten, wenn Deutschland gleich-
zeitig „Exportweltmeister“ sei. „Das sollen die Unternehmer mal erklären!“

„Tageszeitung Bremen“ am 31. August 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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4. Bremer Montagsdemo

am 06. 09. 2004

Das Bündnis will die
Gewerkschaften abholen!

Anlässlich der 4. Montagsdemonstration in Bre-
men will das „Bündnis gegen Sozialkahlschlag“
den Protest gegen die Agenda 2010 und Hartz IV
auf eine breitere Basis stellen. Aus diesem Grund
werden wir am Montag den Gewerkschaften im
DGB-Haus am Bahnhofsplatz einen Besuch ab-

statten und sie auffordern, sich zu beteiligen.
Wir fordern eine Stellungnahme dazu, warum bisher aus dem Gewerkschafts-

haus keine Verlautbarungen zu den Protesten zu hören sind! Wir fordern, dass
die Gewerkschaftsmitglieder über die Montagsdemos in Bremen in Kenntnis ge-
setzt werden oder ihnen erklärt wird, warum die Gewerkschaften der Durchset-
zung der Agenda tatenlos zusehen, wenn sie doch bedeutet, dass ein Großteil
der Beschäftigten unter erheblichen Folgen zu leiden haben wird!

Jürgen Willner („Bremer Sozialplenum“)

Wir stehen am Roland
Heut und hier! Wir sind gegen das ungerechte Hartz IV! Es heißt, wir hätten nicht
alle Tassen im Schrank: Wir sind wegen Hartz IV hier hergerannt!

Verleumdung macht uns gar nichts aus: Unsern Ärger lassen wir trotzdem
raus! Was machen unsre Politiker in Bremen, ob die sich etwa schon mächtig
schämen?

Für unsern Herrn Scherf ist es dumm gewesen, dass er den „Kanzlerbrief“
nicht richtig gelesen! Ja, Herr Bürgermeister Scherf, so ist das eben: Man sollte
nie dem „Lügenkanzler“ Zusagen geben!

Millionen kann Bremen in den Himmel schreiben und sich nun auch selber
mit Hartz IV bekleiden! Die Bremer Politiker tun ganz geschockt, was der „Lügen-
kanzler“ da wieder verbockt!
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Nun kommt es auch noch knüppeldick hinter-
her: Der „Lügenkanzler“ will kein Bundesland Bremen
mehr! Bremen soll dem „Nordstaat“ einverleibt sein,
fällt bei Widerworten dem Schröder ein!

Der Bürgermeister würde sich die Haare raufen, müsste er den „Lügenkanz-
lerbrief“ selber kaufen! „Wovon?“, denkt Scherf in seiner Not, „Bremen ist doch
schon fast tot!

Der Kanzler war so furchtbar gemein! Er wird nicht mehr mein Lügenfreund
sein!“ Die Millionen hätten Bremen gerettet, darauf hätte Scherf den Spacepark
verwettet!

Darum, Scherf, glaube nie dem Schröder, wenn er etwas verspricht, weil
der „Lügenkanzler“ immer sein Wort bricht! Dem Größenwahn setzte Scherf den
Spacepark als Denkmal hin, darin liegt der verlorenen Millionen letzter Sinn!

Da Lügen so kurze Beine haben, wird Schröder bald auf Brustwarzen traben
und wider Willen ein Zeichen setzen: Bremen lässt sich so leicht nicht zerfetzen!

Ursula Gatzke (parteilos)

Das sind unsere Forderungen
Ich danke euch, dass ihr gegen die „Reformen“,
vor allem gegen die Hartz-Gesetze, auf die Stra-
ße geht! Es gibt in Bremen und ganz Deutsch-
land rechte Rattenfänger wie die Gruppe „Aufrech-
ter Gang“, die unsere Forderungen für ihre Zie-
le missbrauchen. Sie haben auf unseren Demos
nichts zu suchen!

Als die Faschisten 1933 an die Macht kamen,
strichen sie das Arbeitslosengeld und führten mit
dem Reichsarbeitsdienst den Arbeitszwang ein. Sie
verboten Verhütungsmittel: Frauen funktionieren als

Gebärmaschinen, um Soldaten für Kriege und billige Arbeitskräfte hervorzubrin-
gen. Ihnen wurde das Selbstbestimmungsrecht über ihren Körper genommen,
während Menschen, die für „minderwertig“ erklärt wurden, zu Unfruchtbarma-
chung und Abtreibung gezwungen wurden.

Parallelen zu damals sind offensichtlich: „Superminister“ Clement will insge-
samt 600.000 Stellen mit Ein-Euro-Jobs einführen, davon 30.000 als Erzieher und
Ersatz für Zivildienstleistende, 100.000 als Tagesmütter und 70.000 im gewerbli-
chen Bereich. Im öffentlichen Dienst gab es 1991 in den Gemeinden noch 1,59
Millionen Beschäftigte, doch im Jahr 2001 nur noch 978.000, also 40 Prozent we-
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niger. Durch die Zwangsarbeitsverhältnisse kommt es zu Lohndumping! Darum
sind die Hartz-Gesetze abzulehnen und auch die gesamten anderen „Reformen“!

In der „TAZ Bremen“ vom 12. August 2004 steht: „Pille nicht mehr bezahl-
bar“. Die Kosten für empfängnisverhütende Mittel werden in der Stadt Bremen
bei Sozialhilfeempfängerinnen nur bis zum vollendeten 20. Lebensjahr übernom-
men. Sozialstaatsrat Knigge meinte, für freiwillige Leistungen habe Bremen kein
Geld. Diese verlogene Moral lässt einem den Atem stocken! Es wird gesagt, Frau-
en sollen verhüten, damit sie nicht abtreiben müssen. Auf der anderen Seite gibt
es den Schandparagraphen 218, der Abtreibung verbietet und nur eine Notlagen-
Lösung vorsieht. Dank der „Gesundheitsreform“ sollen sie die Pille selbst zah-
len, von lachhaften 275 Euro Sozialhilfe im Monat! Auch für Brille und Zahnersatz
müssen sie selber blechen!

Der Sozialhilferegelsatz reicht nur 20 Tage aus, um sich gesund zu ernäh-
ren, hat die Uni Gießen schon 2001 festgestellt. Kinder, die arm sind und sich
schlecht ernähren, haben schlechte Zähne. Ich hatte in meiner Jugend schlech-
te Zahnärzte, die mich nicht zum Kieferchirurgen schickten. Nur bis zum 18. Le-
bensjahr zahlt die Krankenkasse eine Spange; heute müsste ich 1000 Euro dafür
selbst zahlen, denn das Sozialamt oder die Krankenkasse übernehmen die Kos-
ten nicht!

So zeigt sich, dass die „Reformen“ zu Lasten der Allgemeinheit gehen. Bei
privaten Vermögen von über sechs Billionen Euro wundert es nicht, dass die öf-
fentlichen Kassen leer sind! Die Grünen seien das soziale und ökologische Ge-
wissen der Nation, erklärte Parteichef Reinhard Bütikofer jetzt wieder, aber den
Hartz-Gesetzen und den anderen „Reformen“ haben sie zugestimmt! Christian
Ströbele sagt als Einziger „Nein“ und geht mit auf die Montagsdemos. Er ist eine
Ausnahmeerscheinung, die uns nicht davon abhalten sollte zu sagen, dass die
Grünen sich in eine Kopie der FDP verwandelt haben!

Der Neoliberalismus blüht in allen Parteien auf. Selbst bei der PDS ist
das so: Früher sprach sich Heidi Knacke-Werner gegen Zwangsarbeit und für
Sozialhilfesatz-Erhöhung aus, doch als Berliner Sozialsenatorin ist sie für die
Hartz-Gesetze. Rosa Luxemburg lehnte einst eine Beteiligung der Sozialisten an
bürgerlichen Regierungen ab, weil diese die Lebenslage der Bevölkerung ver-
schlechtern! Was wir haben, ist keine Volksherrschaft, sondern eine Diktatur des
Kapitals. Von diesen Parteien habe ich die Nase gestrichen voll, denn auch der
„real existierende Sozialismus“ war nicht viel besser!

Bei der Arbeiterwohlfahrt steht als Leitbild, den freiheitlichen Sozialismus und
die Errungenschaften der Arbeiterbewegung zu verteidigen, doch der Gewerk-
schaft Verdi sind zum Ende des ersten Quartals 2004 die Tarifverträge gekün-
digt worden: 170.000 Hauptamtliche und 1.262 soziale Einrichtungen sind davon
betroffen. Darum ist es abzulehnen, dass die Wohlfahrtsverbände Ein-Euro-Jobs
einrichten und dadurch feste Stellen streichen, und dass es zur Verelendung der
Beschäftigten kommt! Die Errungenschaften der Arbeiter- und Frauenbewegung
werden damit zu Grabe getragen!
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Unsere berechtigten Forderungen sind: Zurücknahme der „Reformen“! Ab-
schaffung des Paragrafen 218! Gezielte Aufklärung über sichere Verhütung! Kos-
tenlose Verhütungsmittel! Schaffung von Lebensumständen, die es allen ermög-
lichen, Kinder zu haben! Familiengerechter, bezahlbarer Wohnraum! Ausreichen-
de Versorgung mit qualitativ guten Krippen- und Kindergartenplätzen! Freiraum
für Kinder! Ganztagsschulen als Einheitsschule! Bedarfsorientiertes Kindergeld
ohne Anrechnung! Erziehungsjahr bei vollem Lohnausgleich! Freiwilliger, stufen-
weiser Wiedereinstieg ins Berufsleben! Verkürzte Arbeitszeiten für Eltern bei vol-
lem Lohnausgleich! Unbegrenzte Beurlaubung bei vollem Lohn, wenn ein Kind
krank ist! Hilfe für Alleinerziehende! Anhebung des Sozialhilfesatzes auf 750 Euro
im Monat plus Warmmiete! Gesetzliche Verkürzung der Arbeitszeit auf 30 Stun-
den bei vollem Lohnausgleich! Einführung eines Mindestlohns, der an den Infla-
tionsausgleich gebunden ist! Erhebung einer Ausbildungsplatzabgabe! Eine ge-
rechte Steuerreform von oben nach unten!

Bettina Fenzel (parteilos)

Klassenkampf statt
Sozialpartnerschaft!

Ein Gespenst geht um in Europa:
Nicht nur in Deutschland gibt es mo-
mentan einen Frontalangriff seitens
Politik und Wirtschaft auf die von
uns erkämpften sozialen Rechte. In
ganz Europa werden die Löhne real
gekürzt, die Lebensarbeitszeit nach
oben geschraubt, das Bildungssys-
tem privatisiert. Hauptsache Arbeit,
egal zu welchen Bedingungen!

Wir Lohnabhängigen, ob mit oder
ohne Job, haben nichts außer der

„Ware“ Arbeitskraft. Genau diese soll nicht nur immer billiger werden, damit die
Profite der Bosse immer noch höher werden, nein, wir sollen auch gezwungen
werden, jede Arbeit anzunehmen, die man uns aufträgt, und das zu Niedrigst-
löhnen von ein bis zwei Euro die Stunde. Dafür werden einerseits neue Gesetze
erlassen (Hartz I bis IV und Agenda 2010), andererseits setzen uns die Bosse
und Ideologen des Kapitals und der Politik verstärkt unter Druck. So werden bei
Siemens mittlerweile Menschen zur 40-Stunden-Woche ohne Lohnausgleich ge-
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zwungen. Bei der Firma Nappo in Krefeld versuchen die Chefs, eine 60-Stunden-
Woche zum Lohn einer 38,5-Stunden-Woche durchzusetzten!

Was tut der Deutsche Gewerkschaftsbund? Wir könnten annehmen, der DGB
würde bei solch heftigen Attacken durch Regierung, Opposition und Wirtschafts-
verbände zu seiner mächtigsten Waffe greifen, dem Streik. Einige hoffen viel-
leicht sogar auf den unbefristeten Generalstreik zur Verteidigung unserer sozialen
Rechte. Aber nichts dergleichen passiert, im Gegenteil. DGB-Chef Sommer hat
den noch im Frühling, am 3. April, angekündigten „heißen Herbst“ schon längst
wieder abgesagt.

Die Handlungen, oder besser: das „Nichteingreifen“ der im DGB organisier-
ten Einzelgewerkschaften ist jedoch sehr verständlich. Einerseits hat der DGB al-
le diese Gesetze mit entwickelt (so sind nicht nur Sommer und Engelen-Käfer Mit-
glieder des SPD-Parteivorstandes, sondern auch viele andere DGB-Funktionäre
in der Partei, den Parlamenten und den Ausschüssen und Arbeitsgruppen), an-
dererseits ist der DGB weder in den Tarifauseinandersetzungen noch sonst wil-
lens oder in der Lage, uns gegen die Angriffe zu verteidigen, zumal viele DGB-
Funktionäre in den Aufsichtsräten der Konzerne sitzen, also selber Bosse sind.

Es rettet uns kein Gott, kein höheres Wesen, keine alte oder neue Partei
oder die alten Gewerkschaften. Deshalb müssen wir die Sache in unsere eige-
nen Hände nehmen! Es hat keinen Zweck zu warten, dass es besser wird. Nur
wenn wir selbst anfangen, uns zu organisieren – ohne Bosse, Chefs oder Anfüh-
rer(innen) – wird der Widerstand gegen die Unzumutbarkeiten wie Praxisgebühr,
Kürzung sozialer Leistungen, Besteuerung der Renten, Einführung von Studien-
gebühren oder der Zwang, jede Arbeit annehmen zu müssen, eine Aussicht auf
Erfolg haben.

Es geht aber um mehr, nämlich darum, dass wir uns allen ein schönes und
angenehmes Leben in kultureller Vielfalt, sozialer Sicherheit, ökonomischer Un-
abhängigkeit und ökologischer Verträglichkeit ermöglichen. Darum müssen wir,
die direkt und indirekt Lohnabhängigen, egal ob mit oder ohne Job, die Ursachen
der heutigen Misere abschaffen, wenn wir nicht alle paar Jahre die gleichen al-
ten, neuen Abwehrkämpfe führen wollen. Wovon die Menschen vor hundert Jah-
ren nur träumen konnten, ist heute längst möglich. Verteilen wir die „gesellschaft-
lich notwendige Arbeit“ auf alle und lassen Maschinen überall, wo es möglich und
sinnvoll ist, die unnötige Plackerei übernehmen. Gesellschaftlichen Reichtum ver-
teilen! Für Niedriglohn und Zwangsarbeit bleibt uns leider keine Zeit!

Zum Schluss ein Gedicht von Erich Mühsam (1878–1934) über den „Revo-
luzzer“: War einmal ein Revoluzzer, im Zivilstand Lampenputzer; ging im Revo-
luzzerschritt mit den Revoluzzern mit. Und er schrie: „Ich revolüzze!“, und die Re-
voluzzermütze schob er auf das linke Ohr, kam sich höchst gefährlich vor. Doch
die Revoluzzer schritten mitten in der Straßen Mitten, wo er sonsten unverdrutzt
alle Gaslaternen putzt. Sie vom Boden zu entfernen, rupfte man die Gaslaternen
aus dem Straßenpflaster aus, zwecks des Barrikadenbaus.
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Aber unser Revoluzzer schrie: „Ich bin der Lampenputzer dieses guten Leuch-
telichts, bitte, bitte, tut ihm nichts! Wenn wir ihm das Licht ausdrehen, kann kein
Bürger nichts mehr sehen. Lasst die Lampen stehn, ich bitt, denn sonst spiel ich
nicht mehr mit!“ Doch die Revoluzzer lachten, und die Gaslaternen krachten, und
der Lampenputzer schlich fort und weinte bitterlich. Dann ist er zu Haus geblie-
ben und hat dort ein Buch geschrieben: nämlich, wie man revoluzzt und dabei
doch Lampen putzt.

Flugblatt von Max Hilse („Freie Arbeiter(innen)-Union“)

Der Montagsbetrug
Besonders klug stellen sie sich nicht an, unsere fei-
nen Missbraucher der Montagsdemos: jene alles an
sich reißenden Nichtskönner aus Parteien, Organisa-
tionen und Gewerkschaften, denen der montägliche
Volkszorn eine kostenfreie Werbeplattform zulasten
der Ärmsten der Gesellschaft bietet.

Da hüpfen sie dann wieder umher, mit ihren blö-
den Gesichtern, und werben mit Kinderarbeit für ei-
ne bessere Welt – im Sinn nur die einmalige Chan-
ce, ein kleines Stüfchen auf der Karriereleiter weiter-
zukommen. Oh, sie fordern sogar etwas: „Hartz IV
muss weg!“ Schön, und was sonst?

Darf ich als jemand, der sich den Arsch aufreißt
gegen den Sozialraub, dann weiterhin vom halben Sozialhilfesatz schleichend
krepieren? Als es noch darum ging, den Demos Zulauf zu bescheren, wurden
Forderungen wie Grundeinkommen und guter Mindestlohn mal ein wenig „ange-
dacht“. Jetzt, da die Massen auf der Straße sind, geht nur noch um: „Alles soll
bleiben, wie es ist! Hartz soll weg, ich will meinen Höchstsatz an Stütze behalten,
und dass jetzt schon Leute krepieren, ist mir schnuppe!“

Wenn dann mal ein „Hartz-Gegner“ die Chance hat, vor Millionenpublikum
in einer Talkshow zu reden, liefert er sich gern an Clement und Konsorten aus.
Clements durchaus wahren Worte, dass Leute, die in bitterster Armut leben, von
den Reformen profitieren, werden mit idiotischem Grinsen weggewischt. Diese
verarmten Menschen interessieren nicht!

Einer dieser Organisierten meinte sogar in die Kamera sagen zu müssen, sie
hätten sich ja mit ihrer Situation arrangiert. Gegen solch ein asoziales Schwein
wirkt Clement wie jemand, der problemlos das soziale Gewissen der Nation ver-
körpern könne. 10:0 für die Regierung! Ja, das schlägt dem Fass den Boden aus!
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Genau an dem Punkt, an dem die Regierung den Protest spalten kann, bie-
ten diese Profilierungssüchtigen die offene Flanke. Das stupide „Stoppt Hartz“
der von V-Leuten unterwanderten Zwergparteien und der profilierungssüchtigen
Fatzkes, parteibuchhörigen Gewerkschaftler und anderer Politkasper hat nur den
Sinn, entweder hohe Stütze für Bonzen zu sichern oder den Protest ganz zum
Erliegen zu bringen.

Nicht umsonst verzichten diese Kreise auf wirkliche Mobilisierung und wirk-
lich solidarische Forderungen. Es mag sogar sein, dass die regierungstreue Be-
reitschaft zur Präsentation der Flanke es der Regierung ermöglicht, den Protest
in diesem Herbst zum Erliegen zu bringen. Ich jedenfalls kann es mir mit dem hal-
ben Sozialhilfesatz nicht leisten, mich für den Luxus dieser Egoisten zum Popanz
zu machen!

Ich bleibe den Montagsdemos fern. Zumindest solange, bis ich dort wirklich
solidarische Forderungen höre. Gänzlich abwürgen werden diese Hirntoten den
Protest nicht: Spätestens ab Januar, Februar werden auch die letzten Leute be-
merkt haben, wie sie verarscht und gespalten wurden. Spätestens dann wird die-
ses Land „brennen“. Da ich nichts zu verlieren habe, gehen mir sämtliche Mon-
tagsdemos bis zum Januar am Arsch vorbei!

Was mich so wütend macht, ist die Tatsache, dass Hartz IV für mich besser
ist als keine Reform. Ohne Reform krepiere ich innerhalb der nächsten Monate an
Armut. Wenn das System so bleibt, wie es ist, geht es genauso an der Deflation
zugrunde wie mit Hartz IV. Nur mit Hartz IV habe ich persönlich eine minimale
Überlebenschance, ohne keine. Ihr intriganten Waschlappen, stellt solidarische
Forderungen – oder hängt bald an der „Laterne“!

Christian Wetter (parteilos) betreibt das „Stattnetz“-Magazin für Querdenker

Einheit und Vorankommen der
Montagsdemo stehen

im Vordergrund
Wir haben uns wieder um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz getroffen. Bei sehr gutem
Wetter waren wir zuerst nur etwa 200 Teilnehmer, aber die Zahl wuchs bis zum
Ende noch auf etwa 400. Bei der anschließenden Demonstration zum Haupt-
Bahnhof waren wohl 500 dabei. Die dominierende Rufparole war: „Weg mit Hartz
IV! Das Volk sind wir!“

Verschiedene Gruppen oder Einzelpersonen waren heute nicht dabei. So
gab es am Offenen Mikrofon weniger Beiträge von betroffenen Menschen. Da-
für brachte unsere aktive Rentnerin wieder ein erheiterndes Gedicht, und auch
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der Vortrag eines Kollegen mit Brechts „Stempellied“ zeigte, dass ein Wille zur
kulturellen Bereicherung sich entwickelt. In allen Beiträgen war zu spüren, dass
Einheit und Vorankommen der Montagsaktion als Ganzes im Vordergrund stehen
und Alleingänge Einzelner oder von Gruppierungen nicht gut ankommen.

Wichtiges Thema war die Nichtbeteiligung der Gewerkschaften. Einladun-
gen und Aufforderungen haben bisher nichts erbracht. Die Wahlalternative wollte
nochmals mit einer Resolution versuchen, den DGB und die Einzelgewerkschaf-
ten zur Teilnahme zu bewegen: angenommen bei vier Ablehnungen und vier Ent-
haltungen. Bedeutend war der Redebeitrag eines Moderators, dass für die Ge-
werkschaftsvertreter keine Sonderrechte eingeräumt würden und wir die errun-
genen demokratischen Rechte wie Offenes Mikrofon, Rederecht und Selbstän-
digkeit der Montagsdemonstration nicht aufgeben werden. Sein Zitat des letzten
Satzes der Leipziger Resolution erhielt dafür den stärksten und uneingeschränk-
testen Beifall.

Eine Verbesserung in der Vorbereitung war die Verlegung des Koordinations-
termins von der Wochenmitte auf die Zeit gleich nach der Demo, denn fast ein
Drittel der Teilnehmer waren unorganisierte Betroffene, die sich einsetzen wollen
und zum ersten Mal dabei waren. In der etwas chaotischen Diskussion erkannten
wir, dass wir neue Aktive erreichen und in die Arbeit, die Hartz-Gesetze zu kip-
pen, einbeziehen können. Alle Teilnehmenden stimmen darin überein, sich von
niemandem außer den Beschlüssen der Montagsaktion etwas vorschreiben zu
lassen. Mit neuen Arbeitsgruppen wollen wir die Tätigkeit in verschiedenen Berei-
chen verstärken. Damit wird auch der Zusammenhalt unter den Aktiven der Mon-
tagsdemonstration gestärkt.

„Rote Fahne News“

25.000 Demonstranten in Leipzig
In zahlreichen Städten Ost- und Westdeutschlands haben erneut insgesamt meh-
rere zehntausend Menschen gegen die geplanten Arbeitsmarktreformen protes-
tiert. In Leipzig nahmen rund 25.000 Demonstranten an dem Umzug gegen das
Hartz-IV-Gesetz teil. Auch in Berlin und Dresden versammelten sich mehrere tau-
send Menschen. In Nordrhein-Westfalen nahmen rund 15.000 Demonstranten an
den Kundgebungen und Umzügen in rund 40 Städten teil.

Vor dem Hintergrund der Proteste gegen Hartz IV hat Bundeskanzler Schrö-
der SPD und Gewerkschaften zum „Schulterschluss“ aufgerufen. Auch der DGB-
Vorsitzende Sommer mahnte eine enge Zusammenarbeit an. Morgen wollen
Schröder und Sommer bei einem Treffen über die Reform-Politik beraten.

Die SPD will auch nach der Wahlniederlage im Saarland an ihrer Reform-
Politik festhalten. Bundeskanzler Schröder äußerte sich enttäuscht über die deut-
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lichen Verluste für seine Partei und verlangte zugleich, jetzt nach vorn zu schau-
en. SPD-Chef Müntefering kritisierte, der saarländische Spitzenkandidat Maas
hätte sich besser vollständig hinter die Reformen der Regierung gestellt.

Generalsekretär Benneter machte den früheren Partei-Vorsitzenden Lafon-
taine mitverantwortlich für die Niederlage. Lafontaine wies dies als lächerlich zu-
rück. In der „Bild“-Zeitung betonte er, die Wahl sei wegen der Agenda 2010 und
wegen Hartz IV verloren gegangen. Die Grünen erhoffen sich nach den Worten
von Fraktionschefin Göring-Eckardt nun Auftrieb für die Landtagswahlen am 19.
September in Brandenburg und Sachsen.

Nach Ansicht von CDU-Chefin Merkel zeigt das Ergebnis, dass man mit Mut
und Klugheit Abstimmungen gewinnen kann. Die CDU habe den Menschen un-
ter anderem notwendige Veränderungen wie den Ausstieg aus der Steinkohle er-
klärt. Laut FDP-Vorsitzendem Westerwelle belegt der Wahlausgang einen fort-
schreitenden Vertrauensverlust für die rot-grüne Politik.

Nach dem vorläufigen amtlichen Endergebnis verbesserte sich die Saar-CDU
um 2,2 Prozentpunkte auf 47,5 Prozent. Die SPD verlor knapp 14 Punkte auf
30,8 Prozent. Die Grünen und die FDP schaffen mit 5,6 beziehungsweise mit 5,2
Prozent den Einzug in den saarländischen Landtag. Die Wahlbeteiligung wurde
mit 55,5 Prozent angegeben.

„Deutschlandradio“ am 6. September 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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5. Bremer Montagsdemo

am 13. 09. 2004

Mit Hartz IV wird
gegen die Wand gerannt!

Das haben unsere Politiker noch nicht erkannt! Hartz
IV macht die Menschen wütender, ängstlicher, ärmer,
kränker, manche sogar krimineller! Das „Armenka-
russel“ dreht sich immer schneller! Hartz IV macht
die Reichen noch fröhlicher, gesünder, satter und rei-
cher! Reichtum macht blind, Armut macht bleicher!

Wir stehen hier, haben „nicht alle Tassen im
Schrank“, denn wir sind wegen Hartz IV herbeige-
rannt! Nun bin ich hier wieder und schrei ganz laut:
Die Politiker haben mit Hartz IV auf Sand gebaut!

Man kann nicht nur kürzen und streichen, hier
und dort, denn außerdem nimmt man uns den Ar-

beitsplatz fort! Her mit Arbeit und gutem Geld, nur so wird eine bessre Welt!
Was bringen Ein-Euro-Arbeitsplätze uns nun? Wer noch eine Stelle hat, kriegt

nichts mehr zu tun! Wir steigen alle tiefer ins „Armenloch“, genau dazu haben wir
Hartz IV ja doch!

Hartz IV soll uns retten aus aller Not, doch immer noch schlechter wird unser
Brot! Gebt mir doch ein Pöstchen für ein Euro zehn, ich würde so gern am „Hartz-
IV-Knöpfchen“ drehn! Und wär ich ab morgen ein Schuster, ich machte Hartz IV
schnell ganz duster!

Ursula Gatzke (parteilos)

Wie solidarisch sind unsere
Gewerkschaften?

Das zur Goethezeit aus dem Französischen übernommene Wort „Solidarität“ be-
deutet „Zusammengehörigkeitsgefühl, Gemeinsinn, enge Verbundenheit“. „Soli-
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darisch“ ist ursprünglich ein Rechtsbegriff und heißt „gemeinsam, miteinander
übereinstimmend, füreinander einstehend, eng verbunden“.

Hauptziel der Gewerkschaften in den westli-
chen Ländern sind laut bürgerlichem Lexikon „ne-
ben Einrichtung und Erhaltung der Vollbeschäfti-
gung die Vergrößerung des Arbeitnehmeranteils
am Sozialprodukt, die soziale Sicherung der Ar-
beitnehmer und die Mitbestimmung. Durch Ab-
schluss von Tarifverträgen werden Verbesserun-
gen der Arbeits- und Lohnbedingungen sowie Ar-
beitszeitverkürzungen angestrebt.“

Im Buch von Olga Worolbyowa und Irma Sine-
likawa „Die Töchter von Marx“ heißt es über die englischen Gewerkschaften: „Der
Aufschwung der Arbeiterbewegung in den 1870er Jahren in England führte da-
zu, dass Tausende von Arbeitern in die einzigen zu jener Zeit in England existie-
renden Organisationen des Proletariats, die Gewerkschaften, strömten. Diese er-
fassten damals jedoch nur qualifizierte Arbeiter. Gegen Ende der achtziger Jah-
re entstanden neue Trade-Unions, die auch ungelernte Arbeiter aufnahmen und
einen kämpferischeren Geist bewiesen als die alten Gewerkschaften, die den Ka-
pitalismus und seine Ordnung anerkannten und legendlich einige Zugeständnis-
se von den Unternehmern erstrebten. Die neuen Trade-Unions erhoben viel radi-
kalere Forderungen: Sie kämpften um den Achtstundentag, und das nicht mehr
auf dem Weg von Kompromissen mit den Fabrikanten, sondern durch Streiks und
Ausstände. So strebten sie danach, die Lage der Arbeiter zu verbessern.“

Solidarität, Beistand und gegenseitige Hilfe sind nicht einzuklagen, da sie aus
dem Herzen kommen. Unsere Aufgabe ist es, über die unsolidarische Politik auf-
zuklären, die Gewerkschaftsführungen und rot-grüne Regierung gemeinsam be-
treiben, wodurch sie den Beschäftigten Lohnkürzungen, Arbeitszeitverlängerun-
gen und Arbeitsplatzverlust bereiten und uns in Sklavenarbeiterverhältnisse trei-
ben. Seit uns die Globalisierung des Kapitals aussaugt, ist es Aufgabe der Ge-
werkschaften und aller Kritiker dieser Entwicklung, international dagegen anzu-
gehen. Alle Menschen, die ein besseres Leben wünschen, sollen aufstehen!

U. Niemöller aus Dresden hat ein Gedicht verfasst: „Als man ihnen sagte, es
wird niemand mehr eingestellt, schwiegen alle, denn sie hatten ja ihren Arbeits-
platz. Als man ihnen sagte, die Befristeten werden nicht verlängert, dachten sie,
die finden schon wieder etwas. Als man ihnen sagte, die Auszubildenden werden
nicht übernommen, dachten sie, wenigstens haben wir eine Ausbildung. Als man
ihnen sagte, die Hälfte der Belegschaft wird entlassen, atmeten sie tief durch,
denn es war ja nicht ihr Arbeitsplatz. Und als man ihnen sagte: Ihr seid entlas-
sen! war keiner mehr da, der sich mit ihnen gegen das Unrecht wehren konnte“.
Kämpfen wir solidarisch miteinander, um dies nicht wahr werden zu lassen!

Bettina Fenzel (parteilos)
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Alle gemeinsam gegen
Sozialkahlschlag!

Der Angriff auf die sozialen Sicherungssysteme
hat in Deutschland verschiedene Namen: Agen-
da 2010, Hartz, Rürup und Gesundheits-„reform“.
Damit betreibt die Schröder/Fischer-Regierung
die größten Angriffe auf die Rechte, Lebens- und
Arbeitsverhältnisse seit dem Zweiten Weltkrieg.

Nahezu alle sind betroffen: Menschen in ungesicherten oder in Normalarbeits-
verhältnissen, Erwerbslose, Illegalisierte, Frauen, Flüchtlinge, Jugendliche und
Rentner(iinnen).

Mit der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und der Kürzung der Bezugsdau-
er des Arbeitslosengeldes macht sie Millionen von Erwerbslosen zu Sozialhilfe-
bezieher(inne)n. Das Hartz-Konzept bereitet Lohnsenkungen den Weg, höhlt Ta-
rifverträge aus – wie die Streichung von Weihnachtsgeld im öffentlichen Dienst –
und fördert den Arbeitszwang. Für Zahnersatz und Krankengeld sollen wir in Zu-
kunft selbst aufkommen, Eintrittsgeld beim Arzt und höhere Zuzahlungen für Me-
dikamente sind geplant: Wir sollen 20 Milliarden Euro mehr zahlen!

Die Renten sollen so abgesenkt werden, dass die meisten Rentner(innen) in
Zukunft nicht mehr haben als Sozialhilfe und die Altersarmut steigt. Flächentarif-
verträge sollen abgeschafft, der Kündigungsschutz gelockert und das Streikrecht
der Gewerkschaften beschränkt werden. Die Arbeitsbelastungen steigen, mit gra-
vierenden Folgen für die Gesundheit der Beschäftigten.

Geld und Reichtum sind da. Den Unternehmerverbänden und einer großen
Koalition aus SPD, Grünen, CDU und FDP geht es nur darum, den Banken und
Konzernen auf unsere Kosten höhere Gewinne zuzuschieben. Sie sind es, die für
Arbeitslosigkeit, leere Staatskassen und Krisen verantwortlich sind. Tatsächlich
hat sich die Produktivität in den letzten zehn Jahren verdoppelt, und der private
Reichtum von wenigen ist enorm gewachsen.

Die Senkung der Steuern auf Gewinn und Vermögen ab 2001 spülte bisher
30 Milliarden Euro jährlich in die Kassen der Unternehmen. Der Verzicht auf die
Vermögenssteuer belässt den Reichen jährlich 16 Milliarden Euro mehr auf ihren
Konten. Die geplante Senkung des Spitzensteuersatzes von 48,5 auf 42 Prozent
wird in gleicher Höhe durch Kürzungen bei Erwerbstätigen und Erwerbslosen von
sechs Milliarden Euro finanziert.

Der Ausbau der Bundeswehr zur Interventionsarmee, für Auslandseinsätze
wird mit 130 Milliarden Euro bis 2015 betrieben, während mit Antiterrorpaketen
die „Innere Sicherheit“ verschärft durchgesetzt werden soll. Der internationale
Standortwettbewerb der großen Konzerne führt auch in anderen Ländern durch
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die Regierungen zu „Strukturanpassungen“, Senkung von Unternehmersteuern,
Kürzung von sozialen Leistungen, Löhnen und Gehältern.

In Frankreich, Spanien und Österreich hat diese Politik große, erfolgreiche
Proteste und Streiks ausgelöst. Auch wir dürfen diese dreisten Angriffe nicht län-
ger hinnehmen! Wir dürfen uns nicht spalten lassen und müssen unsere Interes-
sen in die eigenen Hände nehmen! Wir lehnen alle Angriffe auf den Lebensstan-
dard der Masse der Bevölkerung ab! Wir fordern die umfassende Heranziehung
der Unternehmensgewinne und hohen Vermögen zur Finanzierung menschen-
würdiger Lebensverhältnisse für alle!

Flugblatt des „Bremer Sozialplenums“

Wir lassen uns vom
Landesvorsitzenden der SPD

nicht die Butter vom Brot nehmen!
Auf dem Marktplatz waren wir um 17:30 Uhr mit rund 300 Teilnehmern etwas we-
niger als bei den vorangegangenen Treffen. Eingeleitet wurde die Auftaktkund-
gebung mit offenem Mikrofon durch einen der Moderatoren, der, ausgehend von
den Schwierigkeiten der Schröder/Fischer-Regierung, die Proteste gegen Hartz
IV mit verschiedenen Mitteln (bundesweite Lagezentren beim Verfassungsschutz,
Ausrichtung der Presse- und Medienarbeit, Hochjubeln der Faschisten, Spitzen-
gespräche zwischen Gewerkschaften und Kanzler) zu kontrollieren, über die Kon-
ferenz in Berlin berichtete, wo, unter Führung von „Attac“ mit Hilfe von PDS und
anderen wenig Legitimierten, die Einheit der Montagsdemonstrationen gespalten
und eine völlig andere Stoßrichtung mit windelweicher „sozialer Gerechtigkeit“
durchgesetzt worden war.

Viele zeigten sich schockiert von dieser Entwicklung und richtig wütend, hat-
ten wir doch vor 14 Tagen auf der Montagsdemonstration bei ganz wenigen Ge-
genstimmen und Enthaltungen der Leipziger Resolution vom 28. August zuge-
stimmt. Die Erhaltung der Selbständigkeit der Montagsdemonstration ist den Be-
teiligten wichtig und wird immer mit großem Beifall bedacht. So trauten sich ein-
zelne Vertreter von PDS und SAV nur, den Moderator für seinen Beitrag leise per-
sönlich zu kritisieren, nicht aber am Offenen Mikrofon den Kurs der Spalter zu ver-
treten oder zu verteidigen. Zu einer Diskussion und Entscheidung über den wei-
teren Kurs der Bremer Montagsdemonstration kam es nicht.

Ein Beitrag verglich die geplanten Zwangsmaßnahmen und die Einschrän-
kungen der persönlichen Rechte und Möglichkeiten, die Hartz IV den Betroffenen
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zumutet, mit dem scheinbar „harmlosen“ Beginn der Nazi-Gesetzgebung und for-
derte auf, jetzt dagegen vorzugehen.

Die anschließende Demonstration führte durch die Haupteinkaufsstraße und
weiter zum SPD-Büro in Findorff. In diesem Stadtteil und vor dem Parteibüro
wurden Protestzug und Kundgebung von vielen Menschen beachtet. Der SPD-
Landesvorsitzende Carsten Sieling stellte sich den Demonstranten. Er wollte uns
mit gespielt großzügigem Eingehen auf unsere Fragen die Butter vom Brot neh-
men. Da war er aber bei uns genau bei den Richtigen! Buhrufe und Pfeifkon-
zert schallte seinem arroganten Ton entgegen. Mehrere Beiträge von Betroffenen
nahmen die SPD-Argumentation und den Bruch von Wahlversprechen aufs Korn.
Landen konnte er mit seinen Antworten bei uns nicht. Auf unsere Forderung, dass
Hartz IV komplett weg müsse, meinte er nur, dass man für die Schwächsten die
Gesetze nochmals durchgucken könne, wo vielleicht noch etwas korrigiert wer-
den müsste, ansonsten sei Hartz IV aber richtig. Das verstärkte unseren Willen,
noch mehr zu tun, noch mehr Menschen zu mobilisieren und in den Kampf ein-
zubeziehen, damit Hartz IV, die Agenda 2010 und, wenn erforderlich, die ganze
Regierung gekippt wird.

Das Ziel, das SPD-Parteibüro zu besuchen und „denen mal ordentlich Be-
scheid zu stoßen“, war genau richtig und machte uns kämpferisch. So wuchs der
Protestzug auch zahlenmäßig noch an. Einheitliche Rufparolen, vom Lautspe-
cherwagen verstärkt, machten einen viel entschlosseneren Eindruck als bei den
Demonstrationen zuvor.

Zu unserem breit bekannt gemachten Auswertungs- und Vorbereitungstref-
fen kamen noch mehr Menschen, die erstmals dabei waren, als vor einer Wo-
che. Keine einheitliche Meinung gab es zur Terminfrage des Sternmarsches am
2. oder 3. Oktober nach Berlin. Die dahinter stehenden inhaltlichen Differenzen
konnten noch nicht geklärt werden. Von allen wurde aber bekundet, dass die Ge-
meinsamkeit und das vereinheitlichte Handeln der Montagsdemonstration erhal-
ten und gewahrt werden muss. Als immer wichtiger wurde erachtet, bei der gege-
benen Mediensperre die Mobilisierung in den Stadtteilen anzupacken und Ideen
für kulturelle Aktivitäten zu entwickeln.

Gleich zu Beginn hagelte es von PDS, SAV und Wahlalternative Kritik an der
Einleitungsrede des Moderators, er habe mit seinem „MLPD-lastigen“ Beitrag die
Neutralitätspflicht als Moderator verletzt. Es müsse überlegt werden, ob er diese
Funktion noch ausüben dürfe. Der Moderator verteidigte sich und stellte klar, dass
er mit seinem Beitrag nur die Montagsdemonstranten über die aktuellen Vorgänge
informiert habe. Das Recht der Menschen sei es, alles zu erfahren, damit sie
selber über den Weg entscheiden könnten.

Für die vielen parteilosen Aktiven war die geäußerte Kritik völlig unverständ-
lich. Gleiches gilt für den von SAV oder anderen erhobenen Vorwurf, „völkisch“ zu
sein. Dass hier im „stillen Kämmerlein“ Kritiken auftauchen, die deren Vertreter
sich nicht trauen, auf dem Marktplatz vorzubringen, zeigt das geringe Vertrauen
in die Massen. Die Wahlalternative startete mit Appellen und Resolutionen immer
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wieder Versuche, Teilnahme und Führung durch die örtlichen Gewerkschaftsver-
treter anzustreben. Als das bei den Teilnehmern nicht ankam, verschwand die
Wahlalternative. Von der Kritik am Moderator blieb am Ende nichts übrig, und er
wurde einstimmig für das nächste Mal wiedergewählt.

„Rote Fahne News“

Carsten Sieling stellt sich den
Montagsdemonstranten

Am 13. September 2004 versammelten sich mit etwa
300 Teilnehmern etwas weniger Menschen auf dem
Bremer Marktplatz als beim letzten Mal.

Die DGB-Landesvorsitzende Helga Ziegert, die
sich am letzten Montag zwar „solidarisch“ erklärt
hatte, aber aus Termingründen „entschuldigen“ ließ,
fand offenbar erneut keine Zeit dafür, zu den Forde-
rungen der Demonstranten und großer Teile der Ge-
werkschaftsmitglieder nach Rücknahme von Hartz IV
Stellung zu nehmen.

Glücklicherweise verbergen nicht alle Bremer
Gewerkschaften ihre Meinung über dieses Thema,

das seit Wochen Hunderttausende auf die Straße treibt, so konsequent wie Frau
Ziegert: Eine Vertreterin der GEW äußerte am Offenen Mikrofon die Solidarität
ihrer Gewerkschaft und ermutigte die Demonstranten, in ihrem Engagement nicht
nachzulassen.

Eine der größten Einzelgewerkschaften in Bremen unterstützt nun öffent-
lich die Montagsdemonstrationen. Auf der Verdi-Homepage heißt es: „Steht auf!
Nehmt teil an den Montagsdemonstrationen gegen Agenda 2010 und Hartz IV“.
Wichtig wäre nur, dies nicht bloß im Internet, sondern beim nächsten Mal auch
auf der Kundgebung und vor allem in den Betrieben bekannt zu machen!

Nach den Diskussionsbeiträgen zogen die Demonstranten zum Parteibüro
der Bremer SPD in Findorff. Der Landesvorsitzende Carsten Sieling ließ sich kei-
neswegs verleugnen und kam mit einem weiteren Parteisekretär heraus auf die
Straße. Ein Mitglied der WASG fragte ihn, ob er zu einer Stellungnahme bereit sei
und bat dann bei der Demonstrationsleitung und vor den Kundgebungsteilneh-
mern darum, ihn sprechen zu lassen.

Auch wenn ihm dabei Wut und Enttäuschung entgegenschlug und diese sich
immer wieder in empörten Zwischenrufen Luft machte: Die Demonstranten woll-
ten hören, was der SPD-Vorsitzende zu ihren Forderungen zu sagen hatte. Cars-
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ten Sieling äußerte Verständnis für die Unzufriedenheit mit Hartz IV und ver-
sprach, sich über die bisher angekündigten Korrekturen hinaus für Verbesserun-
gen im Gesetz zu engagieren.

Mehrere Demonstranten erklärten, dass sie mit kosmetischen Änderungen
nicht zufrieden seien und sprachen sich erneut für eine vollständige Rücknahme
von Hartz IV aus. Ein Mitglied der WASG zitierte anschließend aus dem Wahlpro-
gramm der SPD, in dem sie sich ausdrücklich gegen eine „Absenkung der zukünf-
tigen Leistungen auf Sozialhilfeniveau“ ausgesprochen hat, und fragte Herrn Sie-
ling unter dem Beifall der Demonstranten, ob die Zustimmung zu Hartz IV dann
nicht ein klarer „Wahlbetrug“ sei.

Herr Sieling antwortete ausweichend, dass die SPD schon vor den Wahlen ei-
ne „Zusammenlegung“ von Arbeitslosen- und Sozialhilfe angekündigt habe. Einen
entsprechenden Hinweis, dass dies im Wahlkampf zwar ein Thema war, aber die
Absenkung auf Sozialhilfeniveau damals noch abgelehnt wurde, nahm Herr Sie-
ling nicht weiter auf.

Nachdem die Kundgebung mit Sprechchören „Wir kommen wieder!“ abge-
schlossen war, fragten wir Herrn Sieling, ob er zum weiteren Dialog mit den
Montagsdemonstranten und zur Beantwortung eines präzisen Fragen- und For-
derungskataloges bereit sei. Der Landesvorsitzende begrüßte diesen Vorschlag
ausdrücklich. Auf die Frage, ob er außerdem für eine gemeinsame Diskussions-
oder Podiumsveranstaltung zu diesen Problemen mit Vertretern der WASG zur
Verfügung stehe, bekundete er sein Interesse, meinte aber, er müsse das zu-
nächst in den Gremen seiner Partei diskutieren.

Nach der Demonstration nahm eine Delegation von vier Mitgliedern der
WASG am Treffen des Sozialplenums (30 Anwesende) zur Vorbereitung der Mon-
tagsdemonstrationen teil. Eine Beschlussfassung über einen mündlich vorgetra-
genen Resolutionsvorschlag der WASG, der die Fortsetzung der Diskussion mit
der SPD sowie mit dem DGB in Bremen präzisierte, wurde auf das nächste Tref-
fen verschoben.

Bericht von Anthony Young (WASG) und anderen bei „Indymedia“

Vom Ende der Bewegung in Bremen
Schon die letzten Male zeichnete es sich ab: Die sogenannte „Wahlalternative Ar-
beit und soziale Gerechtigkeit“ versucht massiv, die Montagsproteste zu überneh-
men. Diese starteten in Bremen aber nicht von der WASG, sondern vom „Bünd-
nis gegen Sozialkahlschlag“, an welchem unterschiedliche Gruppen und Einzel-
personen beteiligt sind. Die WASG trieb es erst auf die Straße, als die Bewegung
bereits entstanden war.
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Es ist nichts Neues, dass Zentralge-
werkschaften und Parteien erst tätig
werden, wenn die Basis schon ak-
tiv geworden ist. Die WASG ist wie
die Zentralgewerkschaften eine so-
zialdemokratische Organisation, wel-
che die Proteste nicht fördern will,
sondern vor nichts mehr Angst hat,
als dass Betroffene sich selber orga-
nisieren und selbständig ohne Stell-
vertreter agieren. Der soziale Protest
wird hierbei immer auf die politische

Ebene gehievt: Statt Klassenkampf in den Betrieben soll Druck auf die Parteien
ausgeübt werden.

Dabei wissen wir doch, dass die Parteien und ihre Vertreter nur das befolgen,
was die Wirtschaft ihnen vorgibt, und nicht das, was wir wollen. WASG und Zen-
tralgewerkschaften – nun wohl Verdi – sind sich darin einig, die Proteste möglichst
schnell unter ihre Kontrolle zu bekommen, um dann in ihrem Namen verhandeln
zu können – zulasten der Betroffenen natürlich. Wir erinnern uns noch sehr ge-
nau an die schändlichen Tarifverhandlungen der IG Metall in Ostdeutschland!

Parteien und Zentralgewerkschaften sind die Vorposten der Wirtschaftselite.
Sie spielen dabei die „Guten“, denen wir vertrauen sollen, an die wir unsere Wut
und Energie delegieren sollen, weil wir uns zu schwach fühlen oder einfach nicht
das Selbstvertrauen haben. Wer aber die Lösung seiner Probleme an Institutionen
wegdelegiert, wird zum Spielball ihrer Interessen. Ihr Ziel ist der Machterhalt, nicht
die Lösung unserer Probleme.

Um unsere Angelegenheiten müssen wir uns daher selber kümmern, das
macht niemand außer wir selber. Dabei sollten wir uns auch organisieren, aber
niemals unsere Macht an andere wegdelegieren. Föderalistische Organisation
tut gut! Den zentralistischen Strukturen von Parteien und herrschenden Gewerk-
schaften sollten wir nicht nur misstrauen, sondern ihnen auch entgegentreten,
statt uns von ihnen verarschen lassen! Auf deren Unterstützungsangebote sollten
wir mit Erich Kästner antworten: „Nie dürfen wir so tief sinken, von dem Kakao,
durch den man uns zieht, auch noch zu trinken.“

Der Protest in Bremen wird jetzt durch das Wegdelegieren an Verdi und DGB
(Helga Ziegert) in die falschen Hände kanalisiert, in die Hände, die uns schon
so oft verschaukelten. Der Protest wird „gedeckelt“, eingedämmt und schließlich
erstickt werden. Die Selbstbestimmung weicht der Indoktrination der Partei- und
Zentralgewerkschaftsredner(innen). Immer aggressiver reißt dabei die WASG die
Initiative an sich: mit zahlreichen gut getimten Wortmeldungen am Offenen Mikro-
fon, langen Vorträgen und taktisch gut inszenierten „Resolutionen“ an die „Politik“.
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Geschickt verstehen sie es dabei, mit plumper und undifferenzierter Stim-
mungsmache viele Jas zu erheischen. Wer stimmt anschließend schon gegen ei-
ne bereits angeheizte „Ja!“-jubelnde Menge? Nur noch diejenigen, welche die-
ses Politikantenspielchen durchschauen. Das waren in Bremen nicht mal eine
Handvoll von 400 Menschen. Die Proteste haben somit keinen kämpferischen und
selbstbewussten Charakter, sondern lediglich einen appellativen: „Bitte, ihr Politi-
ker, seid doch wieder gut zu uns!“

Als die deutsche Nationalversammlung infolge der Revolution 1849 dem Kö-
nig demütig ihre Anliegen vortrug, ließ dieser die protestierenten Politikanten
der Nationalversammlung niederkartätschen, während diejenigen, die tatsächlich
kämpften, von König und Nationalversammlung gleichermaßen bekämpft wurden.
Dieses Prinzip zieht sich durch die ganze Geschichte, wobei heute die Sozialde-
mokratie mit den Wirtschaftsbossen sogar regelrecht verwachsen ist.

Was die WASG macht, ist auch nicht neu. Sie ist eine sozialdemokratische
Abspaltung von ihrer Mutterpartei, der SPD. Sie hat dabei die Aufgabe, frustrier-
te und enttäuschte Mitglieder letztlich wieder ins Parteiboot zurückzuholen. Da-
bei treten ihre Sprecher wie gewohnt verbalradikal auf, polemisieren sich in die
Herzen der Verzweifelten, beruhigen sie – und werden dann in einigen Monaten
oder Jahren wieder mit der SPD fusionieren oder als eigene Partei dasselbe bit-
tere Spielchen mit uns treiben wie die alte SPD.

Das gab es schon einmal, und zwar während des Elends der Weltkriegs- und
Nachkriegjahre von 1917 bis 1922 in Form der „Unabhängigen Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands“. Diese bildete sich aufgrund der Proteste gegen die
kriegsbefürwortende SPD – nicht um Elend und Hunger zu beenden, sondern um
die Proteste wieder in parteipolitische Bahnen zu lenken.

Sie bekämpfte jeden selbstorganisierten Ansatz von Betroffenen, sich von
ihren Peinigern aus Wirtschaft, Militär und Politik zu befreien. Sie trat dabei so
verbalradikal auf wie heute die WASG. Sie beherzigte dabei genau dieselben
intriganten Politikspielchen und versuchte sich ebenso über die Betroffenen zu
stellen und sie schließlich zu bevormunden wie heute die WASG. Die WASG wird
diejenigen, die an sie glauben, genauso wieder an die herrschenden Verhältnisse
ausliefern, wie es damals die USPD tat.

Meiner Meinung nach hat die Sozialdemokratie ausgedient, wie sie sich auch
präsentiert: als Zentralgewerkschaft wie Verdi oder IG-Metall, als „Wahlalternati-
ve“, als kommunistische Partei – generell als zentralistische Organisation. Ein ef-
fektiver und langer, kontinuierlicher Widerstand ist nur möglich, wenn wir, die von
den Sozialkürzungen Betroffenen, uns eigenständig selber organisieren und uns
nicht von den oben beschriebenen Politikanten verunsichern lassen.

Eine Möglichkeit hierzu bietet die föderalistisch organisierte „Freie Arbei-
terinnen- und Arbeiter-Union“, die in Deutschland in allen Bundesländern vertre-
ten und auch international in der „Internationalen Arbeiter-Assoziation“ organisiert
ist. Wir denken, dass gegen die international agierende Wirtschaft eine internatio-
nale Vereinigung der Betroffenen erforderlich ist, damit sich die Arbeiterinnen und
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Arbeiter nicht gegeneinander ausspielen lassen wie aktuell bei Daimler-Chrysler.
Wir setzen auf gegenseitige Hilfe und Solidarität, statt auf Stellvertreterpolitik und
Kuhhandel!

Stellungnahme von Max Hilse („Freie Arbeiter(innen)-Union“) bei „Indymedia“

Was mich an einigen Ortsgruppen der FAU stört, ist eine gewisse Selbstherrlich-
keit. Da wird das revolutionäre Subjekt – der Arbeiter, die Arbeiterin – verklärt dar-
gestellt, als ob es die „Bild“-Zeitung als Arbeiter(innen)bildungsinstitution, verblö-
dende Medien oder den Einfluss rechtsextremer Rattenfänger auf die Arbeiter-
schaft nicht gäbe.

Eine anarchosyndikalistische Organisation sollte mehr Anspruch haben als
zu erreichen, dass Lohnabhängige – in einem der reichsten Länder der Erde –
sich selbst organisieren und ihre Pfründen retten. Zudem sollte es die FAU nicht
mit der Arroganz gegenüber anderen aktiven Gruppen übertreiben. Es langt aus,
mit sachlichen Argumenten die Vorteile des Anarchismus aufzuzeigen. Wichtiger
als sich auf die Geschichte der Sozialdemokratie zu berufen, ist die Beschreibung
des Hier und Jetzt. Auch die Geschichte der FAU ist nicht immer ruhmreich.

Anmerkung von „Fauista“

Die WASG versucht sich als Haupttreiber der Bewegung in Bremen darzustel-
len. Seit sie im „Bündnis gegen Sozialkahlschlag“ mitmacht, werden die dort ge-
fällten Beschlüsse von ihr ignoriert. Die WASG versucht, durch basisdemokrati-
sche Gruppen als Spinner(innen) abzutun. Als Konsequenz sind in dem Bremer
Bündnis fast alle basisdemokratischen Gruppen weggeblieben. Auch das Verhal-
ten der Kleinstparteien hat dafür gesorgt.

Anmerkung von Bernhard Koch

Proteste geringer
als in den Vorwochen

Aus Protest gegen die Arbeitsmarktreform Hartz IV sind am Abend vor allem in
Ostdeutschland wieder mehr als zehntausend Menschen auf die Straßen gegan-
gen. Die Beteiligung fiel nach Polizeiangaben geringer aus als in den Vorwochen.
In Leipzig, einem Schwerpunkt der Demonstrationen, zählte die Polizei 6.000 Teil-
nehmer, in Berlin waren es mehr als 3.000. Bundesweit waren rund 230 Kundge-
bungen und Aktionen angemeldet.
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Die Diskussion über die Äußerungen von Bundespräsident Köhler zu unter-
schiedlichen Lebensverhältnissen in Deutschland hält an. Der Kritik vor allem von
ostdeutschen Politikern aller Parteien schloss sich der Vorsitzende von „Bünd-
nis90/Die Grünen“, Bütikofer, an. Er bezeichnete die Äußerungen als bedauer-
lich. Bei den Ostdeutschen komme die Botschaft an: „Gebt euch zufrieden, mehr
Gleichheit gibt es nicht“, sagte Bütikofer der „Berliner Zeitung“.

Der stellvertretende SPD-Fraktionschef Stiegler nannte Köhlers Worte eine
Aufforderung zur Resignation. FDP-Chef Westerwelle meinte dagegen, Köhler
habe Recht. Die Politik müsse für Chancengleichheit sorgen, könne aber nicht
gleiche Ergebnisse garantieren. Die CDU-Vorsitzende Merkel betonte, es stimme
nun einmal, dass es Unterschiede zwischen den verschiedenen Regionen gebe.

„Deutschlandradio“ am 13. September 2004

Nix über Montagsdemos
Als langjähriger Leser der „Tageszeitung“ wundere ich mich schon seit einigen
Wochen darüber, dass die Bremer Montagsdemos gegen Hartz IV und die Agen-
da 2010 überhaupt nicht erwähnt werden. Was ist aus meiner ehemals linken
und kritischen Bremer Tageszeitung geworden? Es besteht kaum noch ein Unter-
schied zur neoliberalen Lobhudelei der anderen „normalen“ Tageszeitungen. Es
scheint, dass ihr euch genau wie diese zu einem reinen neoliberalen Werbeblatt
für Sozialabbau entwickelt habt! Aus welchen Grund soll mann/frau euch dann
noch lesen? Ich werde es mir ab jetzt genau überlegen, ob ich am Kiosk noch zu
eurer Zeitung greife, und bin froh darüber, dass ich kein Abo habe!

Leserbrief von Roland Maréchal an die „Tageszeitung Bremen“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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6. Bremer Montagsdemo

am 20. 09. 2004

Politiker, ihr seid ein Haufen!
Mit euch mag ich kein Bier mehr saufen! Drum steh
ich auf und sag es euch glatt: Ihr macht mit Hartz IV
ganz Deutschland platt!

Doch ihr habt nicht mehr den Verstand, sonst hät-
tet ihr es längst erkannt! Die Menschen werden euch
das zeigen, wenn sie gänzlich der Wahl fernbleiben!

Zwei Prozent SPD, fünf Prozent CDU: Dazu sag
ich dann bloß noch: „Muh! Hartz IV, eins, zwei, drei,
und klatsch, noch eine Ei!“

Die teuerste Steuergeldlüge, das ist wohl der
„Kanzlerbrief“! Dummheit, Lügen und Gemeinheit
gibt’s beim Schröder in Vereintheit!

Das Volk sind wir! Ja, wir haben die Macht und diesen Kanzler nach oben
gebracht. Damals kannten wir kaum sein wahres Gesicht, heute wollen wir solch
einen Kanzler nicht!

Die Macht haben wir noch lange nicht verloren: Es wurde schon wieder ein
Kanzler geboren! Der neue Kanzler ist noch ganz klein, doch bald hören wir ihn
sicher schrein!

Ursula Gatzke (parteilos)
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Ist ein Krüppel, wer nichts leistet?
In den Medien wird die Lüge verbreitet, dass es uns durch die Hartz-Gesetze
besser gehen werde. Genau das Gegenteil ist der Fall!

In ihren Lied „Was sollen wir trinken?“ singen die „Bots“: „Dann wollen wir
schaffen, sieben Tage lang, dann wollen wir schaffen, Hand in Hand. Es gibt ge-
nug für uns zu tun, darum lasst uns schaffen: Jeder packt mit an, wir schaffen zu-
sammen, nicht allein!

Jetzt müssen wir streiken, keiner weiß wie lang, ja für ein Leben ohne Zwang
und das Glück von jedermann, dafür heißt es kämpfen, los, fangt heute an, wir
kämpfen zusammen, nicht allein!“

Und im Lied „Krüppel“: „Im Schlaf hab ich ’nen
Traumjob: Beinah jede Nacht besitz ich eine Vil-
la und eine weiße Jacht! Ich träume, ich wäre der
Boss von einen Stahlkonzern. Könnte ich nur so le-
ben, lebte ich sehr gern! Doch ich fühl mich wie ein
Krüppel, fühl mich kaputt, denn ich komme nicht
mehr klar: Ich hab es satt, immer weiter hin- und
hergeschubst zu werden zwischen Sozial- und Ar-
beitsamt und Scheißformular!

Ich bin kein Drückeberger, und ich bin kein Held,
ich will ja doch nur was machen: arbeiten für Geld.

Ich werde nur vertröstet: im Moment nichts da. Am Rande der Gesellschaft stirbt
man in der Kartei, aber verdammt, es schnürt mein Hirn zu, und es macht mich
ganz krank, dass ich im Abseits steh. Ich bin es leid, mit den andern hin- und her-
zuwandern, zwischen Sozial- und Arbeitsamt, ganz ohne Sinn!

Was wird nun werden? Wie soll es weiter gehen? Ich mag ja doch nicht mehr
träumen, ohne Land zu sehen. Ich pack das nicht mehr länger, so ausgesperrt!
Ich muss wohl lauter werden: Ich bin auch etwas wert! Denn, verdammt, bin ich
denn ein Krüppel, der es nicht versteht, der nicht gewinnt, sondern verzagt? Es
kotzt mich an, immer weiter herumgeschubst zu werden zwischen Sozial- und
Arbeitsamt, wie ein wehrloser Ball!“

In ihren beiden Liedern haben die „Bots“ den Nerv der Probleme der kapita-
listischen Arbeitswelt getroffen: Die Ein-Euro-Jobs nehmen uns das Recht, genug
Geld für ein menschenwürdiges Leben zu verdienen. Der Widerspruch zwischen
Armut und Reichtum kommt hier krass zum Ausdruck: dass Menschen, die „nichts
leisten“, die nicht dem Profitinteresse dienlich sind, als „unwertes Leben“ vernich-
tet und auf den Abfallhaufen des Kapitals gehören! Diese Gesellschaft macht die
Menschen krank, da sie von der Arbeit entfremdet werden. Die inhumanen Hartz-
Gesetze führen den Arbeitszwang ein, sodass die Löhne sinken und es zu einer
breiten Verarmung der Bevölkerung kommt!
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Setzen wir uns gemeinsam für eine Gesellschaft ein, in der mensch nicht
mehr durch den Menschen ausgebeutet wird, in der wir solidarisch zusammenar-
beiten, eine Gesellschaft, in der die Natur geschützt wird und Frauen und Män-
ner sich Haus- und Erziehungsarbeit aufteilen! Mit den Satz der „Bots“ im Lied
„Aufstehen“ möchte ich schließen: „Alle Menschen, die ein besseres Leben wün-
schen, sollen aufstehen!“

Bettina Fenzel (parteilos)

Wachstum überall!
Der Bundeskanzler glaubt, wir seien alle Pessimis-
ten und Schwarzmaler! Dem will ich heute einmal
entgegentreten und eine positive Bilanz des rot-
grünen Regimes in Berlin ziehen!

Gerhard Schröder wird nicht müde, darauf hin-
zuweisen, dass am Ende des Tunnels Wachstum in
Sicht sei. Dabei haben wir doch schon lange Wachs-
tum: Bei der Arbeitslosigkeit! Bei der Armut in wei-
ten Teilen der Bevölkerung! Bei der Bereitschaft, Ar-
beitsplätze ins Ausland zu verlagern!

Wir haben auch wachsendes Einkommen bei
den Millionären! Wachsende Unternehmensgewin-

ne! Wachsende Bereitschaft, Steuern zu hinterziehen! Wachsende Schattenwirt-
schaft! Und deshalb auch wachsenden Unmut in der Bevölkerung und eine rie-
sengroße Lust, Anfang Oktober in Berlin zu demonstrieren!
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Erich Seifert (parteilos)

Zur Kritik an „Wir sind das Volk!“
Der Begriff „Volk“, als nationalistische und rassistische Kategorie, ist als soziale
Kategorie überholt! Mit diesen Zeilen wollen wir einige Argumente und Thesen
zu der umstrittenen Parole „Wir sind das Volk!“ beisteuern. Unser Beitrag ist kein
geschlossener und „runder“ Text. Im „Bremer Bündnis gegen Sozialkahlschlag“
wurde das Für und Wider eines „Volk“-Begriffs sehr emotional diskutiert, ohne in
der Kürze und Hitze der Debatte zu gemeinsamen Positionen zu kommen. Da
inhaltliche Vertiefungen im Bündnisplenum notwendig zu knapp kommen, weil
immer viel Organisatorisches ansteht, schlagen wir vor, parallel dazu thematische
Treffen zu organisieren, nicht nur zu diesem Thema.

Bis 1848 kennzeichnete „Volk“ den 3. Stand der Bürger, Bauern und Arbeiter
gegen Adel und Klerus. Die Berufung auf „Volk “ als Schicht, Klasse oder „sozia-
les Unten “ konnte somit sozialrevolutionäre Bedeutung haben. „Volk“ als sozia-
ler und kultureller (eben nicht ethnischer beziehungsweise rassischer!) Zusam-
menhang kann gegen kolonialistische oder imperialistische Unterdrückung eben-
so progressiven Charakter haben.

Nicht erst im Faschismus wird mit „Volk“ und „Volksgemeinschaft“ der Klas-
sencharakter der Gesellschaft verschleiert. Die unvereinbaren Interessen von Ka-
pital und Arbeit werden hier zugunsten der Herrschaft des Kapitals durch die Ideo-
logie „Wir sitzen alle im selben (deutschen) Boot“ vernebelt. Diese Logik „Zuerst
Deutscher, dann Arbeiter“ wurde in der SPD mit der Bewilligung der Kriegsanlei-
hen schon 1914 bei Aufgabe des Arbeiterinternationalismus mitgetragen.

Derselbe herrschaftsverschleiernde Grundgedanke liegt auch allen „Sozial-
partnerschafts“-, „Bündnis-für-Arbeit“-, „Standort-Deutschland“-Modellen zugrun-
de. Nicht erst im Faschismus wird „Volk“ auch pseudowissenschaftlich „biologisch-
rassisch“ begründet und dient als Ein- und Ausschlusskriterium. Hierarchisierung,
Ausgrenzung, Verfolgung und Vernichtung (zum Beispiel der Juden und Slawen)
gingen und gehen mit solchen Vorstellungen einher.

In der DDR findet 1989 mit der Parole „Wir sind das Volk!“ eine Revolution von
unten gegen einen entkoppelten Herrschafts- und Staatsapparat statt. „Volk “ ist
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hier noch eine soziale Kategorie und darin legitim und emanzipatorisch gegen
die stalinistische Apparatestruktur. Innerhalb weniger Tage und Wochen wird dar-
aus unter medialem Einfluss interessierter Kräfte – aber sicher auch „falschen“
Verinnerlichungen der Beteiligten – die Parole „Wir sind ein Volk!“. Hier wird die
soziale Dimension aufgegeben, und fragwürdige nationalistische Tendenzen neh-
men überhand.

Wer sich auf „Volk“ beruft, wäre in Frankreich 1789 und in „Deutschland“ 1848
durchaus revolutionär und wohlwollend interpretiert, auch 1989 in der DDR – was
aber mehr über den verkommenden Charakter der DDR als über die Interessen
der Aktiven andeutet. Wer in der Bundesrepublik 2004 von „Volk“ positiv spricht,
ist nicht gleich ein Nationalist oder Faschist, täte aber gut daran, klarzumachen,
dass es ihm oder ihr um eine soziale Frage geht. „Volk“ ist gerade aufgrund der
deutschen Geschichte als sozialer Begriff unbrauchbar, aber eben auch generell
überholt.

Wer sich auf „Demokratie und Bürgerrechte“ bezieht, sollte zur Kenntnis neh-
men, dass in der BRD, im Gegensatz zu zahlreichen anderen Ländern, das Staats-
bürgerrecht ein Blutrecht und kein Geburtsrecht ist. Unzählige nicht eingebürgerte
Migrant(inn)en und illegalisierte Menschen, die in der BRD zum Teil ohne Papiere
und ohne irgendwelche Rechte arbeiten und leben, wären dann ausgegrenzt. Wer
„nationale Einheit von unten“ fordert, deutet zwar einen sozialen Bezug an („von
unten“), erklärt aber nicht, warum diese Einheit nur „national“ sein soll. Warum
denn nicht „internationale Einheit von unten“?

Flugblatt von „Sozialistische Alternative Bremen“ und „Andiamo“
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Hartz IV soll weg! Was soll her?
Eine gute Armenbetreuung vielleicht? Man protestiert gegen die beschlossenen
Verschlechterungen der sozialen Lage und verlangt eine bessere Sozialpolitik.
Will man allen Ernstes die ganze Hilf- und Mittellosigkeit der Millionen Erwerbs-
losen unterstellen und stehenlassen und auf dieser Basis eine gute Behandlung
für Langzeitarbeitslose verlangen? Vielleicht eine so wunderbare wie bisher – mit
Arbeitslosenhilfe statt ALG II, mit schrittweise verfallenden Anwartschaften aufs
Arbeitslosengeld statt der einjährigen Deadline? Und ist es nicht unangemessen,
sich fordernd an einen Staat zu wenden, der Arbeitslosigkeit und Armut erst ent-
stehen lässt und organisiert, und zu erwarten, ausgerechnet er würde dann die
Armen großzügig versorgen?

Und Arbeitsplätze? Schröder soll „Arbeit schaffen, anstatt die Arbeitslosen zu
bestrafen!“ So, hofft man wohl, werde das Elend nicht nur verwaltet, sondern echt
überwunden. Da täuscht man sich. Der kapitalistische Arbeitsplatz ist kein Heilmit-
tel gegen wachsende Armut, sondern ihr Grund. Der Ruf nach Arbeit ist verkehrt!
Denn genaugenommen hat kein Mensch ein Bedürfnis nach Arbeit, nach dem
Aufwand nämlich, den man zur Herstellung der nützlichen Güter treiben muss.
Ein jeder ist froh, wenn die Arbeit erledigt ist und auch mal wieder aufhört.

Wo Leute massenhaft nach Arbeit seuzfen, leben sie unter Bedingungen, die
es ihnen verwehren, die Lebensmittel, die sie brauchen, in ihrem Interesse her-
zustellen. Sie können die Arbeit, die sie für sich erledigen müssen, nicht verrich-
ten, weil die Produktionsmittel, Fabriken, Werkzeuge und Maschinen anderen ge-
hören. Die Eigentümer lassen die Bedürftigen an ihre Produktionsmittel nur ran,
wenn deren Arbeit ihnen Gewinn erwirtschaftet und ihr Vermögen mehrt. Nur un-
ter dieser Vorbedingung können Arbeitsleute den Lohn verdienen, den sie für ih-
re Lebensbedürfnisse brauchen. Ihre Bedürfnisse selbst sind einfach kein Grund
für Produktion im Kapitalismus.

Im Gegenteil. Wenn Unternehmer Gelegenheit zur „Arbeit geben“, kalkulie-
ren sie den Lohn, den sie zahlen, als leidige Kosten: Er hat knapp auszufallen,
die Leistung aber, die eingekaufte Arbeitskräfte bringen müssen, kann gar nicht
groß genug sein. Sie werden möglichst lang, intensiv und produktiv benutzt, damit
man möglichst wenig von ihnen entlohnen muss. Ständig wird durch den Einsatz
neuer Technik der Ertrag der Arbeitsstunde gesteigert und Arbeit überflüssig ge-
macht. Selbstverständlich nicht, um Arbeitern mehr Güter zugänglich zu machen
oder um ihnen Arbeit zu ersparen, sondern um dem Kapital bezahlte Arbeit und
damit Lohnkosten zu ersparen. Es fördert seinen Gewinn, indem es die eine Hälf-
te der Belegschaft entlässt, sich die Bezahlung von deren Lebensunterhalt spart
und der anderen Hälfte die verbliebene Arbeit zum alten Lohn aufbürdet. Arbeits-
losigkeit ist die Form der Arbeitszeitverkürzung, die der kapitalistische Fortschritt
hevorbringt. Das Elend der Arbeitslosen ist nur die andere Seite der Arbeitsplät-
ze, an denen die Kapitaleigner ihren wachsenden Reichtum produzieren lassen.
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Das Heer der Überflüssig-Gemachten ist dafür nicht nutzlos. Mit Arbeitslo-
sen, die sich aus Not für ein Butterbrot anbieten, erpressen die Arbeitgeber ihre
Belegschaften: Wenn die nicht bereit sind, für weniger Geld länger zu arbeiten,
dann drohen die Unternehmer Arbeitslose in Deutschland, Polen oder Indien an
ihrer Stelle zu nehmen – und Produktion dorthin zu verlagern, wo das ausbeut-
bare Elend noch größer ist. „Arbeit“ gibt es nur, wenn sie nach Preis und Leis-
tung mit jedem Hungerlohn und jeder Leuteschinderei auf dem Globus konkurrie-
ren kann und dem Kapital weltspitzenmäßige Renditen verspricht. Wer unter die-
sen Umständen seinen Willen zur Arbeit beteuert und nach „Arbeitsplätzen“ ruft,
hat die feindlichen Existenzbedingungen akzeptiert, seine Abhängigkeit von den
Kalkulationen der Gegenseite anerkannt und bittet ohnmächtig darum, benutzt zu
werden.

Der Ruf nach besserer Politik ist verkehrt! Denn auf Wachstum und renta-
ble Arbeitsplätze für Deutschland zielt Schröders neue Sozialpolitik ja schon von
selbst. Die Regierung bezichtigt sich, mit alten sozialstaatlichen Regelungen ers-
tens das „Beschäftigen“ für Unternehmer teuer gemacht und zweitens die ge-
sunde Erpressung der Beschäftigten durch die Arbeitslosen behindert zu haben.
So habe man dem Kapital Wachstumsbedingungen verweigert und das Schaffen
von Arbeitsplätzen erschwert. Bisher sollen die Sozialsysteme nämlich den inter-
essanten Fehler begangen haben, Leuten Unterstützung zu gewähren, weil sie
arbeits- und daher mittellos sind. Jetzt sieht man es umgekehrt: Leute sind nun
angeblich arbeitslos, weil der Staat Unterstützung gezahlt und ihnen die Selbst-
behauptung auf dem Arbeitsmarkt erspart hat.

Nach den Hartz-Reformen darf und kann niemand mehr für längere Zeit von
staatlichen Zuschüssen leben. Wer auf Hilfe angewiesen ist, muss „jede lega-
le Arbeit annehmen“, jeden Billgjob mit den übelsten Konditionen. Das heizt die
Konkurrenz zwischen den Arbeitslosen und den Beschäftigten an und wirkt schon
jetzt auf das Lohnniveau und die Arbeitszeiten im Land. So werden die gesunden
kapitalistischen Verhältnisse hergestellt, in denen das Ausbeuten wieder Spaß
macht. Dass dadurch wirklich mehr von den Drecksjobs entstehen, nach denen
alle Welt ruft, will Schröder nicht einmal versprechen, aber so viel schon: Wenn
überhaupt, dann wird nur auf diese Weise „Arbeit geschaffen“, fürs Kapital loh-
nende Anwendung von Arbeitskräften nämlich. Und wo er recht hat, hat er recht.
Glaubt dem Schröder ruhig, wenn er sagt, dass der Erfolg Deutschlands in der in-
ternationalen Konkurrenz eure Armut braucht. Euer Lebensunterhalt ist mit dem
Fortschritt der deutschen Wirtschaft nicht vereinbar. Weg damit! Womit?

Flugblatt von „Gegenstandpunkt Bremen“
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Montagsdemo will einig bleiben!
Wind und Regen bliesen den circa 200 Teilnehmern auf dem Marktplatz ins Ge-
sicht, aber das tat den Aktivitäten keinen Abbruch. Es waren weniger Betroffe-
ne am Offenen Mikrofon, was bedauert wurde. Enttäuschung machte sich auch
breit, weil von der PDS ohne weitere Begründung Busfahrkarten für den 2. Okto-
ber nach Berlin angeboten wurden, während „Montagsdemo aktuell 9“ für den 3.
mobilisierte.

Das Moderatorenteam versuchte, die Kundgebung einig zu halten und auf das
Ziel des anschließenden Protestzuges einzustellen: das Pressehaus von „Weser-
Kurier“ und „Bremer Nachrichten“. Wie zu erwarten, zeigten sich dort nur ein paar
Gesichter hinter den Scheiben, als die Demonstranten forderten, dass endlich ei-
ne korrekte Berichterstattung und Information über ihre Ziele hergestellt werden
müsse. Die Redakteure wurden aufgefordert, sich gegen die Mediengleichschal-
tung durch Regierung und Arbeitgeberverbände zu wenden und diese bekannt
zu machen. Reaktionen gab es keine nach außen.

Die Bündnisgrünen, unser nächstes Ziel, waren auch schon nach Hause gegan-
gen, um nicht Stellung beziehen zu müssen. Die Teilnehmer kritisierten den Verrat
der Grünen an ihren früheren Zielen und zeigten den Zynismus auf, mit dem fette
Minister und ihre Gefolgsleute heute über ihre ehemalige Wählerschaft hinweg-
gehen, um sich den Großkonzernen willig zu präsentieren. Ihren frühen fluchtar-
tigen Büroschluss wollen wir am kommenden Montag mit einer Selbsteinladung
zu Kaffee und Kuchen aufgreifen, um zu sehen, wie sie sich winden werden, um
aus ihrer Verantwortung zu entkommen.

Bei unserem wöchentlichen Auswertungs- und Vorbereitungstreffen des
„Bündnisses gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau“ waren die Abnahme
der Teilnehmerzahlen und unsere Außenwirkung wichtige Themen. Aus Beiträ-
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gen von Demonstranten wurde deutlich, dass wir viele Betroffene gar nicht er-
reichen. Manche haben Angst, kommen mit den Hartz-IV-Fragebögen nicht zu-
recht oder verstehen als Migrant(inn)en die Probleme nicht. Wir arbeiten verein-
zelt schon an zahlreichen Stellen in der Stadt, aber wir schaffen es noch nicht,
unsere Freude an der politischen Arbeit auf viele andere zu übertragen.

Gerungen wurde um den Weg, Gewerkschaftsmitglieder anzusprechen und
für Aktivitäten zu gewinnen. Einige wollen die Delegiertenversammlung der ört-
lichen IG Metall am kommenden Montag nutzen, um einen Beitrag zur Agenda
2010 vor den Kollegen zu halten oder mit ihnen ins Gespräch zu kommen.

Auch die Auseinandersetzung um den 2. oder 3. Oktober kam zur Sprache.
Vertreter der PDS fühlten sich von „Montagsdemo aktuell 9“ und früheren Flug-
blättern angegriffen und meinten, dies sei im Bündnis kein „richtiger Umgang“ mit-
einander. Inhaltlich gingen ihre Vertreter kaum auf die Kritikpunkte ein: Der 3. Ok-
tober sei, weil Sonntag, „halt ein Scheißtag“ und die Veränderung des Mottos
von „Weg mit Hartz IV“ zu „Soziale Gerechtigkeit: Wir haben Alternativen“ wenig
erheblich, sondern diene der „größeren Bündnisfähigkeit“. Von Selbstkritik keine
Spur! An das überwiegend einhellige Votum der Bremer Montagsdemo vom 30.
August zur Leipziger Resolution vom 28. fühlte man sich nicht gebunden.

Von einigen bei dem Treffen wurde diese Haltung gebilligt, von anderen aber
abgelehnt und die stattgefundenen Mauscheleien auf Bundesebene kritisiert. Al-
le Teilnehmer sprachen sich dafür aus, diese Auseinandersetzung nicht auf Bre-
men auszudehnen, sondern an der inzwischen gewachsenen Fähigkeit zur Zu-
sammenarbeit unter den Organisationen und Einzelpersonen festzuhalten.

Vertreter der MLPD bedauerten, dass es zu der Entwicklung mit zwei De-
monstrationen gekommen ist, wiesen aber darauf hin, dass „Weg mit Hartz IV, das
Volk sind wir“ Ausdruck einer gewachsenen selbständigen Massenbewegung ge-
worden sei, während „Soziale Gerechtigkeit: Wir haben Alternativen“ eben die Un-
terordnung unter Gewerkschaftsführung und Regierungspolitik bedeute und sich
mit „kleinen Korrekturen“ begnüge, die die Berliner Regierung gar nicht gewähren
wolle. Dieser Schwenk schwäche die selbständige Montagsdemo-Bewegung.

Vom Bremer Bündnis gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau, das sich in
der Forderung „Weg mit Hartz IV“ einig ist, wird nun zur Teilnahme am 2. Oktober
aufgerufen; es soll aber auch einen Hinweis auf die Demonstration am 3. geben.

„Rote Fahne News“
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Proteste ebben offenbar
langsam ab

An den Demonstrationen gegen die Arbeitsmarkt-Reformen der Bundesregierung
haben sich heute weniger Menschen als in den letzten Wochen beteiligt. Dies
gilt sowohl für den Osten als auch für den Westen. In ganz Deutschland gingen
mehrere tausend Personen auf die Straße. In Nordrhein-Westfalen nahmen etwa
700 Menschen an den Kundgebungen gegen Hartz IV teil, in Schwerin etwa 250
an den Protestaktionen vor der Staatskanzlei.

Noch vor drei Wochen waren rund 2.000 Demonstranten durch die Straßen
der Landeshauptstadt von Mecklenburg-Vorpommern gezogen. Auch aus ande-
ren ostdeutschen Städten wurden sinkende Teilnehmerzahlen gemeldet. Ledig-
lich in Berlin gingen wieder einige tausend Personen auf die Straße. In Leipzig
beteiligten sich etwa 2.500 Menschen an der Kundgebung gegen Hartz IV. Nach
Angaben der Organisatoren waren für heute insgesamt Demonstrationen in 230
Städten geplant.

Dennoch bezeichnete Verdi-Chef Bsirske die Proteste als Volksbewegung.
In Dresden sprach der Verdi-Chef zu den Demonstranten. Es sei richtig, an den
Kundgebungen teilzunehmen. Bsirske betonte, es gebe eine Kluft zwischen den
Organisatoren der Montagsdemonstrationen und der NPD. Deren Anhänger ver-
achteten die Menschenwürde, erklärte der Gewerkschaftsvorsitzende.

Nach den Wahlen in Sachsen und Brandenburg wollen die Parteien rasch
über die Bildung der neuen Regierungen entscheiden. Der sächsische Minister-
präsident Milbradt erklärte, er wolle nach dem Verlust der absoluten Mehrheit
für die CDU mit allen Parteien verhandeln, die hinter der Verfassung stünden.
FDP und Grüne schlossen inzwischen aber eine mögliche Dreier-Koalition mit der
CDU aus. SPD-Spitzenkandidat Jurk betonte dagegen, seine Partei stehe als Ko-
alitionspartner in Dresden bereit. Im sächsischen Landesparlament braucht die
CDU entweder ein Bündnis mit den Sozialdemokraten oder mit FDP und Grünen
zusammen.

Der brandenburgische Ministerpräsident Platzeck will nach dem Sieg der SPD
bei der Landtagswahl noch in dieser Woche Gespräche mit CDU und PDS füh-
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ren. Der Koalitionsvertrag müsse klar an den Problemen in seinem Bundesland
ausgerichtet sein, sagte Platzeck in Potsdam. Allerdings sei die politische Grund-
haltung der PDS schon relevant bei den Beratungen. CDU-Landeschef und In-
nenminister Schönbohm erklärte, er sehe gute Chancen für eine Fortsetzung der
Großen Koalition. PDS-Chef Bisky setzte sich für eine rot-rote Koalition ein.

Bundeskanzler Schröder hat nach den Wahlerfolgen von DVU und NPD bei
den Landtagswahlen in Brandenburg und Sachsen ein gemeinsames Handeln
gegen rechtsextreme Parteien verlangt. Die Wahlergebnisse müssten jedem De-
mokraten Sorgen bereiten, sagte Schröder in Berlin.

Bundespräsident Köhler sieht das Abschneiden von NPD und DVU nicht als
Anlass zur Panik. Allerdings müsse die Politik das Signal ernst nehmen und nach
den Gründen für das Wahlverhalten der Bürger suchen, sagte Köhler in Wiesba-
den. Als besonders bedenklich bezeichnete er den Erfolg von NPD und DVU bei
jungen Wählern.

Der Vorsitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland, Spiegel, appellier-
te an die etablierten Parteien, schlüssige Konzepte vorzulegen, damit Rechtsex-
tremisten keinen weiteren Zulauf bekämen.

„Deutschlandradio“ am 20. September 2004
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200 auf Bremer Montagsdemo
zum „Weser-Kurier“

Da hat der Besuch am Montag beim „Weser-Kurier“ ja ein wenig genützt: Zumin-
dest scheint die Teilnehmerzahl aus Bremen halbwegs zu stimmen, wenn auch
die „Ausführlichkeit“ des Artikels noch Wünsche offen lässt. Zitat vom 21. Sep-
tember 2004:

„Montags-Proteste flauen weiter ab. In Leipzig versammelten sich nach Po-
lizeiangaben etwa 3.000 Menschen, halb so viele wie eine Woche zuvor. Vor 14
Tagen waren noch 12.000 Teilnehmer gezählt worden. In Magdeburg, wo die Pro-
testwelle Ende Juli ihren Ursprung hatte, kamen 1.500 Demonstranten zusam-
men. In Bremen protestierten am frühen Abend rund 200 Menschen gegen die
Arbeitsmarktreformen.“

Meldung der WASG Bremen bei „Indymedia“

Die Bremer Montagsdemo, überhaupt die ganze Montagsdemo-Bewegung, ist
augenscheinlich ein Misserfolg. Vielleicht liegt das ja an den Anliegen, die sie vor-
bringt. Sicher, man stellt sich auf die Straße und gibt sich kämpferisch – aber die-
se Sorte Aktionismus, die vor allem darin besteht, die Berechtigung des eigenen
Anliegens hochzuhalten und sich dafür lauter symbolische Aktionen auszuden-
ken, die gar nicht auf Wirkung berechnet sind, ist und bleibt eben bodenlos.

Alle Vorwürfe an die Politik, alle Appelle, sich auf das „Soziale“ zu besinnen,
werden von der Politik zurückgewiesen. Wo sich die DDR-Häuptlinge anno 1989
vom Volk noch haben beeindrucken lassen – schließlich wollten sie sich ja ganz in
dessen Diensten stehend wissen –, verweisen die herrschenden Demokraten zu
Recht einfach darauf, dass es sich bei ihnen um gewählte Herrscher handelt, die
den Wählern nie mehr versprochen haben, als dass sie ihnen genau die Gesetze
vor die Nase setzen, die sie für notwendig und nützlich erachten.

Von den Herrschenden sollte man sich besser nichts erhoffen. Wer es den-
noch tut, täuscht sich über den menschenfeindlichen Charakter der demokratisch
verfassten Marktwirtschaft. Das Elend der Massen ist eben kein böser Ausrut-
scher, sondern gewollt: Es ist notwendig, für das kapitalistische Wirtschaftswachs-
tum und die Weltgeltung der Nation.

Nur mit Argumenten, die sich nicht an der Wirklichkeit blamieren, sondern
diese erklären, besteht die Chance, nicht ewig in der eigenen Erfolglosigkeit zu
schmoren und auf einen wundersamen „Stimmungsumschwung“ der Massen zu
hoffen, sondern wirklich etwas zu tun, das Hand und Fuß hat.

Anmerkung eines Bremers
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Auch in Bremen dürfte sich der „Parteienstreit“ etwas auswirken – ob WASG, „At-
tac“, MLPD oder sonst wer herumturnt. Ein wirklich ernsthaftes Interesse, etwas
für die Betroffenen zu erreichen, besteht leider kaum. Die WASG hat sogar – wie
im eigenen Forum nachzulesen – „erkannt“, dass es eine „tolle Möglichkeit“ ist,
sich zu präsentieren. Klar, dass dann nirgendwo im Stadtgebiet Plakate hängen!
Die Mobilisierung wird vom CDU-nahen „Weser-Kurier“ erwartet, toll.

Gott sei Dank ist Bremen eine der eher kleinen und unbedeutenden Städ-
te. Da ist schon hinzunehmen, dass die Montagsdemos einschlafen. Wenn die
Rechtsradikalen nicht angefangen hätten, gäbe es bis heute keine linke Montags-
demo. Gegen Rechts ist der absolute Minimalkonsens, der hier möglich ist. Für
die Menschen zu sein, ist schon zu viel verlangt.

Dann schlafen die Demos eben ein! Na und? Spätestens wenn die Parteien-
werber weg sind, ist der Weg frei für selbstorganisierte Montagsdemos, zu denen
dann auch mehr mobilisiert werden wird. Nur gibt im Moment niemand Geld für
selbstgedruckte PR-Mittel aus, um von der eigenen Sozialhilfe noch Werbung für
WASG, MLPD und „Attac“ zu machen. Darauf hat niemand von denen Bock, die
der Demo inzwischen fernbleiben.

Anmerkung von Hans
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Etwa 80 bis 120 Leute haben sich bei Regen auf dem Bremer Marktplatz zu-
sammengefunden, um gegen Hartz IV zu demonstrieren. Erste Station war das
Pressehaus des „Weser Kuriers“, der lauthals als „Lügner und Feigling“ nieder-
gemacht wurde. Als sich auch nach 15 Minuten immer noch kein Sprecher der
Demo stellen wollte, zog man weiter zu den Grünen auf der Schlachte, die schon
vor Stunden Feierabend gemacht hatten.

Verabredet wurde, dass man sich am Montag, dem 27. September 2004, um
16 Uhr bei den Grünen zu Kaffee und Kuchen einladen wird. Mit dem Offenen Mi-
krofon wurde die Demo beendet. Das Publikum bestand zu zwei Dritteln aus Ge-
werkschaften, WASG , MLPD und zu einem Drittel aus direkt von Hartz IV Betrof-
fenen. Linke und Anarchos waren gar nicht vorhanden. Beim Offenen Mikrofon
wurde das Problem mit den Rechten nur sehr indirekt angesprochen. Die Stim-
mung war wie das Wetter, mit Wut im Bauch.

Anmerkung und Bilder von IMC-HB
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www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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7. Bremer Montagsdemo

am 27. 09. 2004

Politiker,
wir lassen euch

nicht in Ruh!
Zeigt her eure Hände, zeigt her eure Schuh! Euer
Kopf hat gepennt seit vielen Jahren, obwohl Refor-
men nötig waren!

Bei Diätenerhöhung seid ihr hellwach gewesen,
die Rentenentwicklung verstandet ihr nicht zu lesen!
Dem Volke habt ihr nicht „aufs Maul“ geschaut, das
habt ihr euch wohl nicht getraut!

Ihr hattet Angst um eure guten Posten und schau-
tet weg, wo Stützen rosten! Das Geld sprudelt ja gut
vom Volke! Man nahm es sich, wann man es nehmen
wollte!

Ihr lebtet fleißig in Saus und Braus und warft un-
ser Geld zum Fenster raus! Doch das war euch nicht genug gewesen: Ihr dachtet
wohl, das Volk kann nicht lesen!

Darum habt ihr es auch noch mächtig betrogen! Ihr wart kriminell, dumm
und verlogen! Milliarden wurden hin und her geschoben, vertuscht, verschleiert,
abgezogen!

So ging das viele, viele Jahre schon, da oben! Ihr dachtet nur: „Erst muss ich
an die fetten Diäten ran, dann kommt da unten der kleine Mann! Ich bin da oben
doch mächtig wichtig! Ihr da unten hört bloß nicht richtig!

Ich bin doch glaubhaft, bei meinem Gehalt! Wer glaubt euch denn, mit der
armen Gestalt? Wo seid ihr denn bisher schon gewesen? Ihr könnt nicht mal
sechzehn Seiten Fragebogen lesen!

Euch das Geld zu nehmen, fällt uns nicht schwer, notfalls kommen andre
Gesetze her! Ihr da unten habt immer nur auf Sand gebaut, das wird euch nun
wohl endlich mal vertraut!

Jetzt machen wir weiter, ganz wie bisher, denn das Volk auszunehmen, fällt
uns gar nicht schwer!“ Doch wir, das Volk, sind nun auch aufgewacht und haben
einmal mächtig nachgedacht!
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Ihr klaut uns von unserm „Gnadenbrot“! Wir haben gesorgt für die Zeit bis zum
Tod! Wir haben nicht für euch geschuftet! Macht euch vom Acker und verduftet!

Nehmt euch selber die Butter vom Brot, bevor ihr uns, das Volk, jagt in Not!
Hartz IV wird euch brechen das Genick, es ist auch für euch ein Missgeschick!

Die Hände sollen euch werden schwarz bis hier, das wäre euer Lohn von uns,
für Hartz IV! In jeder Stadt werden euch die Füße brennen, denn ihr sollt Hartz IV
einmal selber erkennen!

Und hätten wir Politiker, ehrlich, nicht korrupt, mit Herz und Verstand, wir leb-
ten heute in einem besseren Land!

Ursula Gatzke (parteilos)

Existenzvernichtung
verhindern!

Mein Glückwunsch gilt unserem Bundesinnenminis-
ter Otto Schily zu seinem grandiosen Erfolg! Auf An-
hieb haben es die informellen Mitarbeiter des Ver-
fassungsschutzes geschafft: Mit 9,2 Prozent ziehen
sie in den sächsischen Landtag ein. Eine taktischen
Meisterleistung!

Ich aber habe gestern einen Fehler begangen
und mir mit „Sabine Christiansen“ den Abend ver-
saut. Als Gast für das Unternehmertum zum Thema
„Soziale Sicherungssysteme“ war Heiner Kamps
eingeladen, der Tausende von mittelständischen
Bäckermeistern in den Ruin getrieben und Abertau-

sende Vollzeitarbeitsplätze in Teilzeitstellen umgewandelt hat!
Wer diese Leuchte des deutschen Unternehmertums reden gehört hat, weiß,

wie Gewalt entsteht. Lasst uns den Kampf gegen die staatliche Sozialgewalt des
rot-grünen Regimes aufnehmen und am 2. und 3. Oktober in Berlin eindrucksvoll
zum Erfolg führen! Verhindern wir gemeinsam die massenhafte Existenzvernich-
tung im Namen der Sozialstaatsreform!

Erich Seifert (parteilos)
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Untertänige Beschwerden
bei der Obrigkeit

„Weg mit Hartz IV – das Volk sind wir!“ Seit Wochen finden sich, vornehmlich im
deutschen Osten, jeden Montag nach Beendigung ihres Tagewerks Menschen
massenhaft auf großen Plätzen ein, um ihrer Enttäuschung über eine Politik Aus-
druck zu geben, von der sie sich seit der „Wende“ anderes erwartet haben. Das ist
schon enttäuschend. Dass die Beschlussfassung über ihre Lebenslage im Prin-
zip bei der jeweils gewählten politischen Obrigkeit am besten aufgehoben ist, die-
sen Grundsatz wollen sie nicht aufkündigen. Den unterstreichen sie lautstark mit
ihrer Lieblingsparole: „Wir sind das Volk!“ Dabei hätten sie ganz besonders gute
Gründe, auf die Berliner Politik zu pfeifen.

Wie absolut unverträglich Schröders Reformen zur Sanierung des deutschen
Standorts mit ihren eigenen materiellen Interessen sind, erfahren sie nämlich ganz
besonders: Erstens dadurch, dass zusammen mit dem wirtschaftspolitischen Ab-
schreiben des Aufbruchprojekts für den deutschen Osten – Kohls „blühende Land-
schaften“ – auch sie ihre Wünsche auf Dauer beerdigen können, vielleicht doch
irgendwann einmal auf halbwegs gesittetem Niveau in ihrem neuen Vaterland
durchs Leben zu kommen; und zweitens dadurch, dass das Ersetzen von Rech-
ten aus einer Arbeitslosenversicherung durch reduzierte Leistungen nach Maß-
gabe der sozialen Bedürftigkeit zwar überhaupt nicht speziell auf sie gemünzt ist,
speziell sie aber ganz besonders trifft.

Doch scheint das nicht hinzureichen, ein wenig an dem grundsätzlichen Ver-
trauen irre zu werden, das sie in ihre Herrschaft und deren Wirken setzen. Viel-
mehr stellen sie sich unter der Parole zu Demonstrationen auf, mit der sie in
Deutschland bei ihren Herren schon einmal großen Eindruck gemacht haben. Das
tun sie diesmal aber nicht, um den Regierenden des Staates den Gehorsam auf-
zukündigen und zu einem anderen überzulaufen, der sie gerne bei sich aufnimmt.
Sie erinnern nur an den Dienst, den sie seinerzeit für Deutschland getan haben
und für den sie noch heute bei jedem Jubiläumstag unendliche Anerkennung ge-
nießen. Daraus leiten sie für sich das Recht ab, von ihrer Obrigkeit auch weiter-
hin in entsprechender Weise gewürdigt zu werden.

„Wir sind das Volk!“, lassen sie sich vernehmen, um erstens ihre besondere
Betroffenheit durch die Berliner Politik zum Ausdruck zu bringen, und um zwei-
tens wegen dieser Betroffenheit auch besonderen Respekt einzufordern. Leute
stellen sich da auf, die auf ihre politische Herrschaft ausgerechnet mit dem Ar-
gument Eindruck machen wollen, dass sie wirklich nur die Manövriermasse sind,
die „Volk“ heißt und die ein Staatsvolk auch nur ist. Ausgerechnet von der Instanz,
die sie zu Opfern macht, möchten sie bitteschön nicht auch noch offiziell als sol-
che abgeschrieben werden. Sie möchten partout gegen jede Erfahrung und ge-
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gen die ziemlich anders liegenden Absichten von Hartz I bis IV noch weiter an die
Arbeitsplätze glauben können, die man ihnen mal versprochen hat.

Dafür ist ihnen keine Entgleisung zu billig. Sie halten ihr fünfzigstes Bewer-
bungsschreiben für einen Arbeitsplatz hoch, den es nicht gibt, nur um zu zeigen,
dass sie wirklich jedes Opfer auf sich zu nehmen bereit sind. Sogar auf ihre „Wür-
de“ verweisen sie auf Plakaten, die sie gegen Hartz IV erbarmungslos zu verteidi-
gen gedenken, und bringen da nur das Groteske ihres Protestierens auf den Be-
griff: Ausgerechnet den schäbigen Rest, der von einem aller seiner Mittel beraub-
ten Menschen noch übrig bleibt, halten sie als ihren allerwichtigsten Besitzstand
hoch! „Alles können sie mir nehmen, nur meine Würde nicht!“ Woher kennt man
das doch gleich?

Wie unbedingt sie auch weiterhin die willigen Untertanen ihrer Herren sein
wollen, stellen sie mit der Drohung klar, sie würden dann, „wenn die da oben in
Berlin Hartz IV nicht zurücknehmen“ – so ein Demonstrant im Fernsehen –, „den
Herrschaften einen Denkzettel verpassen“. Bei Gelegenheit der nächsten Wahl
ein anderes Personal zur Führung des Landes zu bestellen, eine andere Politiker-
riege zum Kommando über sich und zur Verfügung über die eigenen Interessen
zu ermächtigen: das ist in der Tat die ultimative Waffe von Leuten, die einfach nur
„Volk“ sein wollen.

Doch selbst das kommt den Regierenden der deutschen Demokratie wie ei-
ne ungeheure Amtsanmaßung ihrer Untertanen vor. Für Schröder, Clement und
Co. beweisen die Montagsdemonstrationen nur eines: Denen haben wir die Sa-
che mit der Demokratie immer noch nicht richtig erklärt. Hier ist Nachhilfeunter-
richt nötig – und zwar im Schnelldurchgang: Erstens ist jeder Vergleich mit den
Montagsdemonstrationen von 1989 eine „Beleidigung“ (Clement) der damaligen
ostdeutschen Freiheitskämpfer. Denn die haben ihren Stammplatz in der nationa-
len Ruhmeshalle gefunden; die Erinnerung an sie darf keinesfalls für so profane
irdische Zwecke wie die Sicherung des Lebensunterhalts missbraucht werden.

Zweitens richtete sich der Protest damals gegen eine „unmenschliche Dikta-
tur“, die prompt resigniert hat; heute dagegen trifft er auf eine frei gewählte demo-
kratische Obrigkeit, die sich dem „Druck der Straße“ auf keinen Fall beugen darf.
Insoweit hat ein demonstratives Aufbegehren also zu unterbleiben, weil sonst der
fundamentale Unterschied zwischen Diktatur und Demokratie eingeebnet wird.
Wer es trotzdem tut, beweist damit, dass er noch immer nicht in der Demokra-
tie angekommen ist. Drittens ging es den Demonstranten damals doch nicht um
Wohlstand, sondern um Freiheit. „Freiheit statt Sozialismus“, dafür war man doch
wohl damals angetreten. Wer trotzdem protestiert, missbraucht glatt die Demons-
trationsfreiheit und hängt einem „rückwärtsgewandten“ Denken an. Deshalb ist es
viertens kein Wunder, dass lauter populistische Rattenfänger die Proteste für ihre
finsteren Zwecke benutzen.

Was fünftens deswegen umso schlimmer ist, weil ausgerechnet jetzt und
ausgerechnet im einstigen Heimatland der glorreichen Montagsdemonstrationen
Wahlen anstehen, bei denen Trittbrettfahrer wie die PDS und die Rechten Stim-
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men abzusahnen drohen. Das darf schon deshalb nicht sein, weil die PDS – dar-
an kann gar nicht oft genug erinnert werden – doch früher die SED war und des-
wegen bis heute dafür verantwortlich ist, dass westdeutsche Politiker die „ver-
deckten Arbeitslosen“ des Realen Sozialismus, nämlich die Masse der „Werktä-
tigen“ der alten DDR, in ehrliche kapitalistische Arbeitslose transformieren müs-
sen – und damit, wie man ja wohl sehen kann, bis heute noch nicht ans Ende
gekommen sind. Und das darf auf der anderen Seite des politischen Spektrums
deswegen erst recht nicht sein, weil bekanntlich rechts von der CDU in unserer
demokratischen Parteienlandschaft einfach kein Platz ist.

Das enttäuschte „Volk“ protestiert untertänig und wird von der Obrigkeit be-
schimpft. Das Fazit dieses demokratischen Sozialkundeunterrichts: Bei Kritik an
den herrschenden Verhältnissen hat man sich immer zuerst zu fragen, ob sie
auch legitim und von konstruktivem Geist geprägt ist. Nur das zeugt vom rechter
demokratischer Gesinnung. Bei „Extremisten“, egal ob vom rechten oder vom lin-
ken Rand, ist davon auszugehen, dass solche Kritik nicht erlaubt ist. Jede grund-
sätzliche Beschwerde ist „altes Denken“, muss deswegen gar nicht erst geprüft,
sondern kann gleich als abartig verworfen werden. Denn die „Extremisten“ sind
ja immer nur unterwegs, um auf allem und jedem ihr Süppchen zu kochen – was
die regierenden und opponierenden Demokraten mit ihren Lektionen bekanntlich
überhaupt nicht vorhaben.

Flugblatt von „Gegenstandpunkt Bremen“

Montagsdemo-Bewegung
verstärkt Aktivitäten

Zur heutigen Montagsdemo kamen mit circa 350 Leuten wieder etwas mehr als
letztes Mal. Im Zentrum der Kritik stand neben der Bundesregierung der Arbeit-
geberverband BDI. Zu dessen Bremer Sitz führte auch die anschließende Demo.

Vor unserem Treffen auf dem Marktplatz nahmen einige am Butterkuchenes-
sen im Parteibüro der Grünen teil, deren Bremer Vertreter durchblicken ließen,
man hoffe, dass Hartz IV verfassungswidrig sei, denn es verstoße gegen alles,
weshalb sie selbst einmal in die Politik gegangen seien, aber man könne ja nicht
„den Revolver ziehen“.

Andere waren zur Delegiertenkonferenz der IG Metall gezogen. Dort wurde
eine Aufforderung zur Teilnahme an der Montagsdemo vorgetragen und eine Re-
solution gegen Hartz IV eingebracht. Letztere sei zwar abgeschmettert worden,
so der Bericht, habe jedoch deutlich gemacht, dass ein kämpferischer Teil der
Delegierten den Entwurf sehr wohl unterstützen und durchbringen wollte.
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Auf dem Marktplatz wurde wieder über eine Stunde das offene Mikrofon be-
nutzt. Es gab viele kämpferische Beiträge, gerade auch von Leuten, die schon
heute unmittelbar vom sozialen Kahlschlag betroffen sind. Rege Nachfrage fan-
den die Fahrkarten für den Sternmarsch in Berlin. Sowohl am 2. als auch am
3. Oktober fährt ein Bus; viele reisen auch mit Bahn oder PKW. Etliche wollen an
beiden Demos teilnehmen, die meisten allerdings an der ersten.

Zum Abschluss fand der Protestzug zum Arbeitgeberverband statt. Natürlich
zeigte sich auch hier niemand, nachdem wir lautstark eine Stellungnahme ver-
langt hatten. Besonders erregte uns die Äußerung Rogowskis, der nach dem Ein-
zug der Faschisten in den sächsischen Landtag diese als harmlos und ungefähr-
lich bezeichnet hatte, weil die Hauptgefahr „von links“ ausgehe.

Wichtig am heutigen Tage war, dass die Spaltung der Bewegung bezüglich
des 2. oder 3. Oktobers bei allen Teilnehmern als bedauerlich angesehen wurde,
aber der Einheitlichkeit der Bremer Demo keinen Abbruch tun sollte. Leider zeigte
sich auch, dass viele Menschen nicht mit nach Berlin fahren werden, weil sie das
dafür erforderliche Geld nicht haben.

Die große Mehrheit ist sich einig, dass es noch viele Montagsdemos geben
wird und wir weitermachen, bis Hartz IV vom Tisch ist. Allerdings machen im-
mer mehr Leute Erfahrungen wie auf einer PDS-Veranstaltung, wo es den Funk-
tionären gar nicht mehr um das „Weg mit Hartz IV“ ging, sondern um die Ausar-
beitung neuer Steuergesetze. Daher sagten beim anschließenden Bündnistreffen
auch einige, dass sie langsam Klarheit gewinnen, warum hier gespalten wurde.

Scharfe Kritik handelte sich wieder die Presse ein, die systematisch die Mon-
tagsdemo verschweigt – bis auf einen Kurzhinweis, der Woche um Woche im
„Weser-Kurier“ erscheint, dass die „Wahlalternative für Arbeit und Soziale Ge-
rechtigkeit“ hierzu aufrufe, obwohl schon mehrere Presseerklärungen verschickt
wurden und persönliche Besuche stattgefunden haben, die klarlegten, dass die
Montagsdemo eine selbständige, überparteiliche Bewegung ist. Das Verhalten
der „Wahlalternative“, die schon mehrfach versucht hat, sich in den Mittelpunkt zu
spielen, um der Montagsdemo ihre Selbständigkeit zu nehmen, wurde als „Saue-
rei“ gekennzeichnet.

Geplant wurden auch die nächsten Montagsdemos bis weit in den November
hinein. Die Demo wird mehr in bewohnte Viertel verlagert, und es sollen verschie-
dene Künstlergruppen mitwirken. Außerdem wurde vereinbart, mehr Infoblätter in
Stadtteilen und vor Betrieben zu verteilen.

Einen neuen Schwung zeigte auch das Nachbereitungstreffen des Bündnis-
ses gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau. Die konsequenten und aktiven
parteilosen Mitstreiter im Bündnis werden zur bestimmenden Kraft. Gruppierun-
gen wie die „Wahlalternative“ erscheinen gar nicht mehr beim Treffen, weil sie er-
kennen, dass sie ihren Führungsanspruch nicht durchsetzen können. Leute, die
anpacken wollen, die Ideen haben, übernehmen jetzt auch Funktionen und Ver-
antwortung. Da fühlen sich die selbsternannten Führer fehl am Platz.
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In unseren Vorüberlegungen für die Zeit nach dem 3. Oktober haben wir schon
feste Eckpunkte gesetzt mit kulturellen Beiträgen aus den Stadtteilen und vertief-
ter Arbeit auch unter ausländischen Kollegen. Am 4. 10. heißt es dann wieder:
Auf zur Montagsdemo!

„Rote Fahne News“

„Attac“ will nicht mehr
zur Montagsdemo aufrufen

Die Montagsdemonstrationen gegen die Reformen am Arbeitsmarkt sind auch
heute fortgesetzt worden. In zahlreichen Städten Deutschlands haben am Abend
erneut Tausende Menschen gegen die Arbeitsmarktreformen der Bundesregie-
rung protestiert. Der Schwerpunkt der Kundgebungen lag wie in den vergange-
nen Wochen im Osten.

Die Zahl der Teilnehmer ging nach Polizei-Angaben jedoch weiter deutlich
zurück. In Berlin, Magdeburg, Halle, Leipzig, Zwickau und Dresden versammel-
ten sich insgesamt rund 6.000 Demonstranten. An den Protesten in Berlin, Mag-
deburg, Halle und Leipzig nahmen nach Polizeiangaben insgesamt noch knapp
5.000 Menschen teil, einige Tausend weniger als vor einer Woche.

Für Samstag haben Initiativen aus ganz Deutschland zu einer zentralen Pro-
testveranstaltung in Berlin aufgerufen. Die Globalisierungskritiker des Netzwerks
„Attac“ kündigten an, danach nicht mehr zu Montagsdemonstrationen aufzurufen.
Der Funke bei den Kundgebungen sei nicht auf den Westen übergesprungen,
sagte ein „Attac“-Vertreter der Zeitung „Tagesspiegel“. Der Osten allein werde mit
den Protesten nichts erreichen.

Einen Tag nach der Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen haben sich Ver-
treter der Parteien auf Landesebene zufrieden mit dem Ausgang gezeigt. Der
CDU-Vorsitzende Rüttgers betonte in Düsseldorf, die Abstimmung habe deutlich
gemacht, dass es das sozialdemokratische Stammland NRW nicht mehr gebe.
FDP-Landeschef Pinkwart erklärte, die Bürger wollten den Politikwechsel mit ei-
ner starken liberalen Kraft.

Ministerpräsident Steinbrück sieht die SPD trotz des erneut schlechten Er-
gebnisses in einer besseren Ausgangsposition als vor einigen Wochen. Die Partei
könne mit Selbstbewusstsein in den Landtags-Wahlkampf gehen. Der nordrhein-
westfälische Grünen-Politiker Vesper führte die Gewinne für seine Partei darauf
zurück, dass sie sich klar hinter die Reformpolitik im Bund gestellt habe.

Bundeskanzler Schröder sieht sich durch das Ergebnis der Kommunalwahl
in Nordrhein-Westfalen in seinem Reformkurs bestätigt. Die SPD habe zwar
kein glanzvolles Resultat erzielt, man könne aber durchaus zufrieden sein, sagte
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Schröder in Berlin. Auch die CDU, die trotz Verlusten erneut stärkste Partei wur-
de, zog eine positive Bilanz. Der nordrhein-westfälische Vorsitzende Rüttgers be-
tonte, man habe mehr Stimmen erhalten als SPD und Grüne zusammen. Aller-
dings müsse die Union auch in der Reformpolitik eine klare Alternative zur Regie-
rung bieten.

„Deutschlandradio“ am 27. September 2004

Dementi: Lokale Gruppen dürfen montags weiterdemonstrieren („Attac“)

Bündnis-Sitzung am 27. September
Die Teilnahme an der Kundgebung war etwa wie beim letzten Montag, etwas
mehr nahmen an der Demo zum Arbeitgeberverband teil. Kritisiert wurde, dass
der größte Teil in die Passage eingebogen ist, statt die Straße außen herum zu
benutzen. Generell stößt es auf Kritik, dass wir meist durch Gegenden laufen, wo
kaum jemand wohnt. Viele junge Leute sind weggeblieben. Gewerkschaften und
Kirchen oder Organisationen wie „Attac“ sind zwar durch Einzelne vertreten, aber
treten nicht in Erscheinung.

Es fehlen betriebliche Kolleg(inn)en, wir müssen auf sie zugehen. Es fehlen
Migrant(inn)en, obwohl gerade auch sie zu den direkt Betroffenen gehören. Viele
kommen nicht, weil ihnen noch nicht klar ist, was auf sie zukommt. Darauf müs-
sen wir in unseren Aufrufen mehr eingehen. Welche anderen Betroffen können
angesprochen werden (etwa Blinde, Kulturgruppen, soziale Einrichtungen)?

Eine Teilnehmerin hat Kontakt zum Betriebsrat von Daimler-Chrysler aufge-
nommen wegen des Tarifabschlusses im Juli, der insbesondere Bereiche mit Frau-
enbeschäftigung benachteiligt. Es wurden keine Auskünfte gegeben. Sie hat auch
einen Brief an die IG-Metall und den Betriebsrat geschrieben.

Mehrere Teilnehmer(innen) berichten vom Ablauf der IGM-Delegiertenver-
sammlung vom 27. September 2004, wo ein Initiativantrag zur Unterstützung und
Teilnahme an Montagsdemonstrationen eingebracht wurde. Es gab dazu eine Dis-
kussion und eine Abstimmung, bei der 40 Prozent für eine Unterstützung stimm-
ten, während 60 Prozent dem Vorstand folgten, den Antrag im Ortsvorstand zu
behandeln – was als „Beerdigung“ betrachtet wird.

Die Montagsdemo ist nach einem Bericht bei Migrant(inn)en kaum bekannt,
und Informationen zu Hartz IV sind gering. Es sollen Möglichkeiten gesucht wer-
den, Migrant(inn)en mehr einzubeziehen, unter anderem über den Dachverband.
Weitere Möglichkeiten werden gesucht. Ein Teilnehmer wäre bereit, bei Informa-
tionen durch Fachleute zum Beispiel in Vereinen zu dolmetschen. Flugblätter wer-
den dagegen als nicht sinnvoll angesehen. Sie würden kaum gelesen, auch wenn
sie in türkischer Sprache wären.
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Beim Besuch im Büro der Grünen am Nachmittag des 27. September waren
die Damen Linnert und Schön ausweichend bis beleidigt, wenn sie auf konkrete
Dinge angesprochen wurden. Kaffee und Kuchen können nicht über die Abgeho-
benheit und Ferne von den Problemen der Menschen hinwegtäuschen.

In der Vahr und im Roland-Center wurden Flugblätter verteilt. Es gibt unter-
schiedliches Echo. Die Teilnehmerzahl erhöht sich dadurch bisher nicht.

Die nächste Montagsdemo am 4. Oktober 2004 findet wie gehabt auf dem
Marktplatz statt. Anmeldung und Lautsprecherwagen sind geklärt. Können inter-
essante Aktivitäten über das Offene Mikrofon hinaus auf die Beine gestellt wer-
den? Gibt es sonst Kontakte zu Künstlergruppen oder Kindergärten, die auch von
Sparmaßnahmen betroffen sind und etwas beitragen könnten?

Am 11. Oktober ist vermutlich schon Freimarktsaufbau auf dem Marktplatz.
Ausweichmöglichkeiten werden diskutiert. Es könnte aus der Not eine Tugend ge-
macht und in bewohnte Stadtteile ausgewichen werden. Eine Route in der Neu-
stadt wird geprüft und für den 4. Oktober vorbereitet.

Vom 18. Oktober bis 1. November könnten dann weitere Stadtteile besucht
und auch andere Bevölkerungsgruppen erreicht werden, etwa Migrant(inn)en.
Info-Stände und Plakate in den Stadtteilen wären zur Vorbereitung hilfreich. Das
Angebot aus Tenever mit verschiedenen Gruppen, Laternen und Samba ist erst
für den 8. November zu realisieren. Die Teilnehmerzahl aus Tenever kann aber
nicht vorhergesagt werden.

Für alle nächsten Termine gilt, dass zumindest eine kleine Gruppe mit Trans-
parent am Marktplatz sein muss, um Teilnehmer zum Treffpunkt mitzunehmen
oder hinzuschicken. Es gibt Arbeitsgruppen zum Transparentemalen, für ein neu-
es Flugblatt und zur Pressearbeit. Das Material für den 2./3. Oktober 2004 in Ber-
lin wurde verteilt. Busse stehen bereit.

Protokoll von Annegret Bauer für das „Bündnis gegen Sozialkahlschlag“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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8. Bremer Montagsdemo

am 04. 10. 2004

Wir stehn bei Karstadt-Quelle hier
Wir stehn bei Karstadt-Quelle hier, mit einer Rolle
Klopapier! Wir bieten der Konzernleitung die extra
weiche Rolle an, damit die Bank den laufenden Kre-
dit von 1,75 Milliarden verlängern kann!

Versteigert die Rolle mit großem Gewinn, denn
Menschen rauszuschmeißen hat keinen Sinn! Ver-
schlampt habt ihr da oben den schönen Laden, und
die kleinen Leute müssen das wieder ausbaden!

Karstadt-Quelle, wir sind helle, wir stehen den
kleinen Leuten bei, deshalb gibt es heute viel Ge-
schrei! Nehmt ihr die Menschen so mächtig aus, kom-
men wir nicht mehr in euer Haus!

Ursula Gatzke (parteilos)
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Das Volk und seine Demagogen
Einen schönen Nachmittag wünsche ich allen hier Anwesenden! Ich bin von Beruf
her Hochschullehrer, Professor der Bremer Universität. Ich brauche mich natürlich
eigentlich nicht hier als Betroffener einzumischen, aber ich bin dennoch betrof-
fen über die Entwicklung, die durch die Hartz-Gesetze eingeleitet wird. Ich habe
für meine Ansprache eine Zeitungsanzeige mitgebracht, aus der „Süddeutschen
Zeitung“. Hier steht: „Auch wir sind das Volk!“ Ich fand das toll, dass sich da Leute
bereitfinden, eine Riesenanzeige zu finanzieren, in der „Süddeutschen Zeitung“ –
wahrscheinlich in der „Frankfurter Rundschau“, in der „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“, in der „Welt“ – um die Montagsdemonstration und die zentrale Demons-
tration gestern in Berlin zu unterstützen!

Denkste, denkste! Der erste Satz, der zu lesen ist nach der Überschrift „Auch
wir sind das Volk!“, lautet: „Die unter dem Angst machenden und abschreckenden
Schlagwort Hartz IV beschlossenen Änderungen in der Arbeitslosen- und Sozi-
alhilfe sind überlebensnotwendig für den Standort Deutschland.“ Diesen Aufruf
haben 62 Personen unterzeichnet. Hochinteressant ist zunächst, dass unter die-
sen 62 Personen 61 Männer sind. Und eine einzige Frau, eine gewisse Nicola
Fortmann-Drühe, wer immer das ist (Zwischenruferin: „Architektin, Freundin von
Herrn Schröder!“) Wunderbar, da wissen wir’s.

Dann haben viele Leute, insgesamt 26, mit dem Doktortitel unterschrieben,
und vier Professoren-Kollegen. Einer dieser Professoren ist der bekannte SPD-
Dampfplauderer Professor Doktor Peter Glotz. Aber wen finden wir denn noch un-
ter den Unterzeichnern? Siehe da: Zum Volk gehört auch der Arbeitgeberpräsi-
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dent Doktor Dieter Hundt und der Präsident der Industrie- und Handelskammer,
Doktor Michael Rogowski! Und dann ein Nicht-Doktor, aber auch sehr bekannt:
Herr Roland Berger, der dem Staat schlanker macht. Die gehören also auch al-
le zum Volk. (Zwischenruferin: „Und am besten: Günter Grass!“) Moment, das
kommt ja erst noch!

Auch ein paar Leute aus der Kunst- und Pop-Szene haben unterzeichnet:
der Kunstmaler Markus Lüpertz, Marius Müller-Westernhagen und – statt dass er
sich hier in Bremen um die Grass-Stiftung ein bisschen kümmert, der Kerl! – der
Literaturnobelpreisträger und Blechtrommler Günter Grass. Es ist anzunehmen,
dass der Grass natürlich das nicht genau gelesen hat, was er da unterschrieben
hat, denn da stehen beispielsweise Sätze wie: „Wir haben das Jammern über
Deutschland satt. Wer mutig ändert, was geändert werden muss, hat uns auf
seiner Seite.“ Also, das Deutsch ist auch nicht das Beste, aber das ist ja egal.

Man langt sich an den Kopf. Wer, bitteschön, sind denn die Leute, die schon
seit Jahren und immer noch über Deutschland, den „Standort Deutschland“, jam-
mern? Über zu hohe Löhne, über zu hohe Lohnnebenkosten, über zu kurze Ar-
beitszeiten? Über die demographische „Altenlast“ und das „Methusalem-Komplott“
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und darüber, dass wir uns, verdammt noch einmal, diesen schönen Sozialstaat
Deutschland einfach nicht mehr leisten können, wer jammert denn da ständig?
Diese Leute erklären „Wir haben das Jammern satt“ und jammern! (Zwischenru-
fer: „Weil sie nicht ganz dicht sind!“) Sehr richtig.

Ich komme zum Schluss. Es wäre noch vieles zu sagen. Ich will nur kurz
auf eine weitere Formulierung in dieser Anzeige hinweisen. Da heißt es: „Nur
Demagogen, die ihre Zukunft hinter sich haben, reden dem Volk nach dem Maul.
Ihre Rezepte sind so simpel wie ihre Motive durchsichtig.“ Also, erst mal ist mir’s
noch nicht so über den Weg gelaufen, dass man dem Volk nach dem Maul redet,
sondern man schaut ihm auf das Maul. Das tun die Burschen allerdings nicht!
Und das Witzige ist, sie sagen: „Auch wir sind das Volk!“ Andererseits sagen sie:
„Nur Demagogen reden dem Volk nach dem Mund.“ Also: Die Politiker, die nach
dem Mund dieser Unterzeichner reden, sind Demagogen! Na, klarer kann man es
eigentlich nicht sagen.

Professor Rudolph Bauer – Tonaufnahme (MP3, 2.221 kB)

Erntet die Antwort auf den Straßen!
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Am vergangnen Wochenende demonstrierten zehn-
tausende Menschen in Berlin gegen den rot-grünen
Sozialabbau. Bei den seit Monaten anhaltenden
Protesten vermisste natürlich auch ich den Auf-
schrei der sogenannten Intellektuellen – bis zu die-
sem Wochenende. Als ich erfuhr, dass Günter Grass
dieses unterschrieben hat, da fiel mir nur ein: Gün-
ter, gib deinen Nobelpreis zurück, du hast ihn nicht
verdient!

Ist der „geistigen Elite“ die Rechtschreibreform
wirklich wichtiger als der Erhalt des sozialen Frie-
dens in diesem Land? Einem jeden Deutschen muss
doch das Blut in den Adern gefrieren, verfolgt er, wie in den sogenannten politi-
schen Führungsebenen über unser aller Heimat und seinen Menschen gedacht,
geschrieben und gesprochen wird! Für mich ist aus dem Land der „Dichter und
Denker“ das Land, in dem die Denker nicht mehr ganz dicht sind, geworden.

Worte wie Gemeinwohl, Solidarität und soziale Verantwortung werden diffa-
miert, kriminalisiert, ja gar der Lächerlichkeit preisgegeben, und der BDI-Präsident
Michael Rogowski würde lieber heute als morgen ausrufen: „Die soziale Markt-
wirtschaft ist tot, es lebe die Deutschland-AG!“

Ich lebe in meiner deutschen Heimat und nicht in einer Deutschland-AG, denn
dieses Land ist mehr als nur ein Wirtschaftsstandort, seine Bevölkerung mehr als
nur ein Kostenfaktor! Und wer wie mit der Agenda 2010 und Hartz IV im Besonde-
ren die selbstausbeuterische Deutschland-AG – durch Egoismus, Ressentiments
und Diskriminierung – sät, der wird die Antwort auf deutschen Straßen ernten.

Noch vor zwei Wochen hätten mir Karstadt-Quelle-Mitarbeiter gesagt: „Hartz
IV? Das betrifft mich nicht!“ Seit letzter Woche wissen wir: Hartz IV wird für vie-
le Karstadt-Quelle-Mitarbeiter alsbald die real existierende Wirklichkeit sein! Lie-
be Mitarbeiter von Karstadt-Quelle, ihr sollt wissen, dass wir hier noch auf dem
Marktplatz stehen, wenn ihr eure Kündigung in Händen haltet! Ihr könnt euch der
Montagsdemonstration aber auch heute schon anschließen.

Ich möchte mit einer Erkenntnis schließen, die ich für mich persönlich aus der
Politik der letzten Jahre gezogen habe. Erstens: Auf deutschem Boden darf nie
wieder ein rot-grünes Bündnis aus Bundestagswahlen hervorgehen. Und zwei-
tens: Jeder Tag früher, den dieses Land vom rot-grünen Regime befreit wird, ist
ein guter Tag für die Menschen dieses Landes!

Erich Seifert (parteilos) – Tonaufnahme (MP3, 1.483 kB)

Untreue: Bremer Senat leitet 500.000 Euro aus einer 20-Millionen-
Zahlung von EON an die Günter-Grass-Stiftung weiter („Tageszeitung“)
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IG-Metall-Vertrauenskörper von
Daimler ruft auf zur Montagsdemo

Ich arbeite bei Daimler, und die Frage, die ja schon öfter aufgetaucht ist, lautet:
Wo ist denn eigentlich die Gewerkschaft, wo ist die IG Metall, wo ist der DGB?
Ich kann euch mitteilen: Seit letzter Woche ruft die Vertrauenskörperleitung der
IG Metall bei Daimler-Chrysler zu dieser Montagsdemo auf! Ich habe hier leider,
glaube ich, kein Mitglied der Vertrauenskörperleitung gesehen, bisher. An der
Einheit von Wort und Tat arbeiten wir noch! Auf alle Fälle ist breit für alle Kollegen
dieses Flugblatt der Vertrauenskörperleitung verteilt worden, auf dem festgestellt
wird, dass Hartz IV abzulehnen ist. Dazu ein bisschen, was Hartz IV ist und wie
es auch uns Arbeiter bedroht: mit Lohnsenkung!

Dann sind aber die Alternativen aus dem Arbeitnehmerbegehren der IG Metall
hier aufgeführt. Um die wird man sich wohl noch etwas streiten müssen, zum
Beispiel ist eine „Alternative“, dass die Staatsverschuldung höher gehen soll. Wir
sollen noch mehr Schulden machen, damit sie mehr investieren können – meiner
Meinung nach nicht wirklich die Lösung! Da wird noch viel zu diskutieren sein,
aber gut finde ich, dass jetzt aufgerufen ist. Damit kann ich bei meinen Kollegen
auch besser arbeiten, wenn ich sage: Unsere Gewerkschaft ruft auf!

Zum Zweiten wollte ich berichten: Ich war gestern in Berlin. Auf RTL wurde
gesagt, wir waren 23.000, aber ich finde die Zahl auch nicht wirklich wichtig und
interessant. Ich finde schade, dass da eine Spaltung war, dass am Samstag eine
Extra-Demo gemacht wurde. Ich finde gut, dass die Demoteilnehmer allem An-
schein nach nicht das gemacht haben, was diejenigen wollten, die diese Demo
einberufen haben, denn auch am Samstag wurde, das habe ich in der „Tages-
schau“ gesehen, von den Leuten, die sie vor das Mikrofon gekriegt haben, ge-
sagt: „Wir demonstrieren weiter, montags ist unsere Demonstration!“ Was ja eini-
ge Leute wohl eigentlich nicht wollten.
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Was habe ich gestern in Berlin erlebt, bei diesen gut 20.000 Leuten! Ich war
am 3. April in Berlin, da waren es 250.000, da kam ich mir vor wie auf einem Kon-
zert der Popgruppe „Die Prinzen“, wo der Vorsitzende vom DGB nebenbei noch
geredet hat. Gestern waren gut 20.000 Leute da, und es war eine so anstecken-
de Demo, dass ich mir gesagt habe: Gut, das ist nur ein Zehntel vom 3. April,
aber hier ist richtig was los, hier ist Stimmung, das ist eine Demokultur und Offe-
nes Mikrofon! Während der Demo haben sich Leute angeschlossen, zu Hunder-
ten, das habe ich noch nie erlebt. Ich muss ehrlich sagen, wenn wir so weiterma-
chen, dann ist die Montagsdemo-Bewegung doch auf einem guten Weg!

Ein Montagearbeiter von Daimler-Chrysler – Tonaufnahme (MP3, 1.211 kB)

Revolutionäre Stimmung: Stark anschwellende Teilnehmerzahl durch spontan
mitdemonstrierende Passanten am 1. November 2003 in Berlin („Stattnetz“)

Revolutionäre Grüße
Ich bringe euch warme Grüße von der Demonstration! Wir haben dort so viele
Menschen auf den Straßen gesehen, wie ein Wasserfall sind sie gelaufen! Und
die Polizei ist winzig geblieben. Ich glaube, es waren sogar mehr als 70.000 Leute.
Aber bemerkenswert war, dass die Leute, die gesprochen haben, sehr entschlos-
sen waren, dass diese Montagsdemonstration immer weitergehen soll. Keiner will
einen Schritt zurückgehen! Wenn wir auch hier, würde ich sagen, zum Beispiel
400 Leute sind, das ist kein Problem. Die Nichtwähler sind auch mit uns zusam-
men, und andere protestierende Parteien. In 50 Städten wird demonstriert, die
sind auch mit uns zusammen!

Was wir in der Demo auch gehört haben, war eine Frau, die aus Simbabwe
kam. Sie sagte: Ihr müsst diese Montagsdemonstration weitermachen, weil wir
in Simbabwe von euch Kraft nehmen. Wir wissen, dass der Kapitalismus nicht
mehr funktioniert! Da war noch eine Frau, die kam aus Argentinien. Sie hat ge-
sagt: Was die Herrschenden jetzt argumentieren – wir haben kein Geld, wir ha-
ben Schulden – das haben sie doch auch in Argentinien wiederholt! Das ist die
gleiche Masche, eine Taktik: Denen geht es unheimlich gut, die lügen die ganze
Zeit, um uns kleinzukriegen und noch mehr auszubeuten. Also, wir machen wei-
ter, immer weiter! Revolutionäre Grüße euch allen!
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Abidin Bozdag (parteilos) – Tonaufnahme (MP3, 936 kB)

Wir machen weiter!
Nach dem großen Demowochenende in Berlin waren heute bei unserer achten
Montagsdemo circa 250 Teilnehmer dabei, nach anderen Schätzungen sogar 300
bis 400. Auf dem Marktplatz wurden viele interessante Beiträge am Offenen Mi-
krofon gehalten. So geißelte ein Gewerkschaftsveteran die Haltung der Führung
seiner Organisation und forderte uns auf, dem Klassenkampf von oben den Klas-
senkampf von unten entgegenzusetzen.

Professor Rudolph Bauer von der Universität Bremen nahm eine Großanzeige
in der „Süddeutschen“ und anderen bürgerlichen Zeitungen aufs Korn, in der sich
namhafte Vertreter von Parteien und Monopolverbänden, dazu der Schriftsteller
Günter Grass, als „auch“ zum „Volk“ gehörig bezeichnen, um kund zu tun, dass
die „Reformen“ für den „Standort Deutschland“ notwendig seien, was auf großen
Protest stieß.

Die Wirkung intensiver Arbeit unter Kollegen verdeutlichte ein Beschäftigter
von Daimler-Chrysler, indem er berichtete, dass seit kurzem auch die Vertrauens-
körperleitung des Unternehmens zu den Montagsdemonstrationen aufruft, was
auch nötig ist, um noch mehr aktive Mitstreiter gegen Hartz IV und die Agenda
2010 zu gewinnen.

Auf unserer Demoroute bekundeten wir unsere Solidarität mit den Karstadt-
Quelle-Kolleginnen und Kollegen aus den angeschlossenen Häusern. Bei unse-
rem Ziel, der CDU, waren wie zu erwarten alle Lichter aus. Angst und Schwä-
che vor Auseinandersetzung mit den Massen, um sich aber an anderer Stelle mit
einem Parteitagsleitantrag auf weitgehende Aufhebung des Kündigungsschutzes
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und Verlängerung der Wochenarbeitszeit als besondere Scharfmacher für die Mo-
nopole zu profilieren: Das zeichnet diese Leute als „asoziale Ferkel“ aus!

Weil die Demo vor dem Ort unserer wöchentlichen Auswertungstreffen ende-
te, nahmen besonders viele Aktive daran teil. Dort standen sich dann auch Vor-
wärts und Zurückweichen für alle sichtbar gegenüber: Einige hatten unter der Wo-
che viel gearbeitet, Transparente gemalt, neue Flugblattvorlagen erarbeitet und
Betroffene mobilisiert. Dagegen stand dann die Mitteilung der PDS, dass sie sich
nach „eingehender Beratung“ als Partei aus dem Bündnis zurückziehen werde,
weil die „zurückgehenden Teilnehmerzahlen“ an den Demos „eine Pause“ erfor-
derten. Vorher war schon aufgefallen, dass die PDS ihre Fahnen zuhause gelas-
sen hatten. Auch waren sie zu feige gewesen, ihre Entscheidung den Teilneh-
mern direkt kund zu tun. Hier im kleinen Kreise hofften sie, die anderen zum Auf-
geben zu bewegen; aber gerade die Zunahme der Zahl von Aktiven beflügelte die
anderen, erst recht weiterzumachen und sich nicht von Freimarkt-Volksfest, Käl-
te, Regen, Dunkelheit und Zurückweichlern den Wind aus den Segeln nehmen zu
lassen.

Das Lied „Keiner schiebt uns weg“ wurde, obwohl vielen noch unbekannt, bei
der Musik aus dem Lautsprecherwagen auf der Demo gut aufgenommen, und
wir wollen mit verteiltem Text möglichst alle mitsingen und unsere Demokultur
voranbringen.

„Rote Fahne News“

Protest gegen Hartz IV
nimmt weiter ab

Die Beteiligung an den Protestaktionen gegen die Arbeitsmarktreformgesetze
der Bundesregierung nimmt weiter ab. Die größten Demonstrationen gab es am
Abend in Magdeburg und Leipzig, wo nach Polizei-Angaben jeweils rund 800 Men-
schen auf die Straßen gingen. In Rostock und Berlin schätzten die Veranstalter
die Zahl der Teilnehmer auf knapp 1.000.

In anderen ostdeutschen Städten wurden jeweils mehrere hundert Demonst-
ranten gezählt. In Jena und Weimar versammelten sich nach Polizei-Angaben
jeweils etwa dreihundert Demonstranten. Nach einer Kundgebung in Halle zogen
rund 600 Menschen zur Karstadt-Filiale und protestierten gegen den drohenden
Wegfall von Arbeitsplätzen.

Im Ringen um die Zukunft des Karstadt-Quelle-Konzerns haben sich die Ar-
beitnehmervertreter auf eine Strategie für die Verhandlungen mit der Unterneh-
mensspitze verständigt. Dies teilte die Gewerkschaft Verdi in Kassel mit. Einzel-
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heiten würden morgen vorgestellt und anschließend in den Betrieben erörtert.
Gespräche mit der Konzern-Leitung sollen in der kommenden Woche stattfinden.

Der Vorstand von Karstadt-Quelle forderte die Arbeitnehmer-Seite nochmals
zu Kompromissen auf. Ein Solidarpakt sei von entscheidender Bedeutung für die
weitere Entwicklung, sagte ein Sprecher in Essen. Das Management will Ein-
schnitte bei den Beschäftigten durchsetzen sowie 77 kleine Filialen ausgliedern
und verkaufen.

„Deutschlandradio“ am 4. Oktober 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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9. Bremer Montagsdemo

am 11. 10. 2004

Gemeinsam gegen Hartz IV und
den ganzen Agenda-2010-Mist

„Dass eine massive Ausdehnung der Pro-
teste und des Widerstandes bis hin zu
Streiks notwendig ist, um den größten An-
griff auf unsere Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse und Rechte seit dem Zweiten
Weltkrieg zu stoppen, war schon vorher
klar. Der Widerstand wird mindestens Aus-

maße erreichen müssen wie zuletzt in Italien, Frankreich, Spanien und Österreich.
Jeder wird sich bewegen müssen, denn die einzigen, die verschont werden, sind
die Reichen. Die Sozialräuber verstehen jedes Ausbleiben von Widerstand, ja so-
gar Äußerungen wie ‚man verschließe sich nicht vor Reformen, aber sie müssten
gerecht sein‘, nur als Einladung, den Sozialkahlschlag noch schneller und bruta-
ler durchzuführen.“ („Kollegeninfo“ Nummer 460, nach der Demonstration am 1.
November 2003 in Berlin)

Die letzten Monate haben die damalige Aussage inzwischen wohl – für je-
den sichtbar – mehr als bestätigt. 100.000 Menschen in Berlin und 500.000 in
Deutschland beim europäischen Aktionstag im April schienen die Sozialräuber
wenig zu beeindrucken. Erst das Einsetzen der Montagsdemos veranlasste die
große Koalition aus SPD/Grünen/CDU/CSU/FDP, etwas vorsichtiger zu agieren.
Ein bisschen Kosmetik an Hartz IV wurde betrieben, die weitere Verschlechte-
rung der Gesundheits„reform“ erst einmal zurückgestellt.

Auch in Bremen wurde das „Bündnis gegen den Sozialkahlschlag“ wieder ak-
tiv und organisierte inzwischen die achte Montagsdemo. Treffen ist jeden Montag
um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz, während der Freimarktzeit auf dem Platz vor
dem Hauptbahnhof. Auf den Demonstrationen nerven die vereinzelten „Wir-sind-
das-Volk“-Rufe, weil es nicht darum geht, dass „Volk“ geärgert wird, sondern dar-
um, dass hier Unternehmer sowie – in deren Auftrag – Regierung und Opposition
eine gigantische Umverteilung von unten nach oben durchziehen, frei nach dem
Motto: den Armen nehmen und den Reichen geben.

Immer wieder erfrischend an diesen Demos sind aber die Organisation und
der Ablauf. Es gibt keine Partei- oder Organisationsreden, sondern am Offenen
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Mikrofon kann jeder drei Minuten lang seine Meinung sagen. Da müssen sich
anwesende PDS-Mitglieder schon mal anhören, man freue sich zwar, dass sie da
sind, aber ihre Partei im Berliner Senat betreibe doch auch den Sozialraub.

Anders als in vielen anderen Städten hielten sich bisher sowohl die offizi-
elle IG Metall als auch ihre bekannteren Funktionäre von diesen Montagsde-
mos fern. Können sich die Bremer Spitzenfunktionäre immer noch nicht von einer
falschen Rücksichtnahme auf die SPD lösen? Erfreulich ist immerhin, dass unse-
re Vertrauenskörperleitung in der „Kopfstütze“ am 30. September 2004 zur Teil-
nahme an den Montagsdemos aufgerufen hat.

Egal, warum die Unterstützung durch die IG Metall bisher schleppend lief –
Montagsdemos allein werden die Sozialräuber nicht stoppen. Wer von dem Raub-
zug genug hat, sollte nicht darauf warten, dass andere etwas tun, sondern sich
selber bewegen und jede Gelegenheit zum Protest nutzen!

Daimler-„Kollegeninfo“ Nummer 471 vom 7. Oktober 2004

Gebt mir Hartz IV
Und die Köpfe dazu, dann habt ihr vor dieser Regie-
rung Ruh! Ich stecke sie alle in meine Waschmaschi-
ne, ich will sie alle, so ist Clementine!

Gallseife hab ich für die schwärzeste Weste,
sonst nehm ich Ariel, ich hab noch die Reste! Der
Schongang wird bei mir sehr geschont, ich starte
den Kochwaschgang, der sich auch lohnt!

Sollte etwas zerfetzt oder nicht sauber sein, werf
ich das Teil in den Mülleimer rein! Ist meine Tonne zu
voll, dann und wann, ruf ich bei der Entsorgung an!

Hab ich alles weichgekocht, fehlt Schleudern und
Mangeln noch! Wer meine Zwangswäsche übersteht,

auch den Ein-Euro-Job überlebt! Doch Garantie kann ich nicht geben, ich kann
darauf nur einen heben! Ich fürchte, meine Maschine hält das nicht alles aus!
Hartz IV ist einfach zu viel, sehr schlimm und ein Graus!

Ursula Gatzke (parteilos)

„Auch wir sind das Volk“: Gewerkschaft und etablierte politische Linke
beugen sich metapherngeschwängerter Strafpredigt von Moral-
apostel Günter Grass und seinen Industriefreunden und been-
den Unterstützung der Montagsdemo („Süddeutsche Zeitung“)
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Dieser Kanzler „hat fertig“!
Als die SPD-Basis vor Monaten gegen Gerhard
Schröder aufmuckte, weil eine Landtagswahl nach
der anderen verloren ging, sprach der Kanzler zu
seinen aufgebrachten Genossen die Worte: „Ich ha-
be verstanden!“ – Verstanden? Ja! Aber begriffen
hat er den Wählerprotest bis heute nicht, und des-
halb sind wir heute wieder hier! Die von der Agenda
2010 und Hartz IV betroffenen Menschen in diesem
Land finden kein Gehör bei Parteien, Gewerkschaf-
ten und Wohlfahrtsverbänden. Deshalb klage ich die
deutsche Sozialdemokratie an, bei den Menschen
falsche Hoffnungen geweckt, Versprechen gebro-

chen und somit Wahlbetrug begangen zu haben!
Ich klage den Deutschen Gewerkschaftsbund an, der mit dem rot-grünen

Regime ein Stillhalteabkommen geschlossen hat, das gegen die Interessen sei-
ner beitragszahlenden Mitglieder verstößt! Ich klage die Wohlfahrtsverbände in
diesem Land an, sich ihren Montagsdemoprotest mit 3,6 Milliarden Euro jähr-
lich abgekauft haben zu lassen! Ich hätte auch die Bündnisgrünen angeklagt,
aber diese Alternativen befinden sich schon lange jenseits der politischen Zu-
rechnungsfähigkeit! Die betroffenen Menschen in diesem Land haben nur die
Montagsdemonstration an ihrer Seite. Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen,
dass wenigstens das nicht nur heute, sondern auch in Zukunft so bleibt!

Als Montagsprotestierer und Abonnent des „Weser-Kuriers“ ist man stets der
Gefahr ausgesetzt, magersüchtig zu werden: Schlägt man die Zeitung auf, fällt ei-
nem gleich das Essen wieder aus dem Gesicht! Am vergangenen Freitag muss-
te ich lesen, was Christian Weber, Präsident der bremischen Bürgerschaft, zum
Thema Diätenerhöhung gesagt hat. Er warnte nicht nur davor, Diäten und Auf-
wandsentschädigungen „immer weiter abzusenken“, nein, Weber sagte wortwört-
lich: „Politische Arbeit zu Dumpingpreisen, das kann nicht der Weisheit letzter
Schluss sein! Unsere Arbeit ist nicht so unwichtig, als dass sie nicht angemes-
sen bezahlt werden müsste!“ Bedarf es angesichts der Diskussion über Ein-Euro-
Jobs noch irgendeines Kommentars?

Auch am Sonntag scheiterte der Versuch, feste Nahrung zu mir zu nehmen,
an der Berichterstattung des „Weser-Kuriers“, als ich lesen musste: „Senat will Fa-
milienkarte ablehnen, Projekt scheitert an 500.000 Euro“! – Diese Karte sollte kin-
derreichen und armen Familien kostenlosen oder vergünstigten Zutritt in Kultur-
und Freizeiteinrichtungen ermöglichen!

500.000 Euro, wo haben wir diese Zahl schon einmal gehört? Es ist genau
der Betrag, den die Günter-Grass-Stiftung widerrechtlich durch den Senat erhal-
ten hat! Günter, gib das Geld zurück, dieses soziale Projekt für Bremer Familien
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ist wichtiger als deine Stiftung! Wer glaubt, dass Praxisgebühr und vermehrte Me-
dikamentenzuzahlung Reformpolitik im Gesundheitswesen sei, wer das Kastrie-
ren der deutschen Sprache für Reformpolitik im Bildungswesen hält, wer Hartz IV
eine Reformpolitik im Beschäftigungswesen nennt, der glaubt auch, dass Zitro-
nenfalter Zitronen falten!

Herr Bundeskanzler, Sie können die Montagsdemonstrationen sofort been-
den: Schaffen Sie Arbeitsplätze und ermöglichen Sie es den Menschen, ihren Le-
bensunterhalt durch Arbeit zu bestreiten! Geben Sie den Arbeitslosen und de-
ren Familien ihre Würde zurück! Doch schließen muss ich mit den Worten eines
großen italienischen Philosophen, denn, wie Giovanni Trappatoni sagen würde:
Dieser Kanzler „hat fertig“!

Erich Seifert (parteilos)

Erst bei den Kommunisten
lernte ich Lesen und Schreiben!

Ich bekenne offen, dass ich zu den „Dummen und
Blöden“ dieser Gesellschaft gehöre: Ich bin als ein
Siebenmonatskind mit Kaiserschnitt zur Welt ge-
kommen, wobei es zu einer Schädigung des Ge-
hirns durch zu wenig Sauerstoffzufuhr kam. In der
vierten Klasse versagte ich bei der Aufgabe, aus
einem Buch vorzulesen. Ich wurde von der Fami-
lie für „dumm“ erklärt, weil ich wie mein von meiner
Mutter geschiedener Vater nicht lesen und schrei-
ben konnte, und man wollte mich in eine Schule für
geistig Behinderte stecken.

Erst 1975, als ich elf Jahre alt war, fand ich beim Kommunistischen Bund
Westdeutschland in Mannheim Genossinnen, die mir Lesen und Schreiben bei-
brachten. Diese Fähigkeiten konnte ich dann auch anwenden, doch die Quälerei
in der Schule nahm trotzdem kein Ende: Die Kinder verspotteten mich und schlu-
gen auf mich ein. Von 1979 bis 1981 schwänzte ich fast zwei Jahre lang den Un-
terricht. In dieser Zeit nahm ich an politischen Schulungen des KBW teil, sang im
Arbeiterchor und führte Theaterstücke auf. Das letzte Halbjahr ging ich wieder zur
Schule und wusste auf einmal viel mehr als die anderen Kinder in meiner Klasse:
Da wurde ich von ihnen anerkannt.

Weil ich nur einen Sonderschulabschluss habe, musste ich für das Arbeitsamt
einen Intelligenztest absolvieren. Weil ich die Bilder im Testbogen nicht deuten
konnte, wurde mir bescheinigt, ich sei „intellektuell minderbegabt“ und erhielt dar-
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aufhin keinerlei Förderung vom Arbeitsamt. Nach neoliberaler kapitalistischer Les-
art gehöre ich zu den Minderwertigen, die sich schlecht eignen für die Profitma-
ximierung! Doch im Jahr 2001 erkannte die Uni Bremen, dass mir nur die räumli-
che Wahrnehmung fehlt und ich „ganz normal intelligent“ sei.

Die eigene Erfahrung beweist mir, dass wir eine Einheitsschule nach dem fin-
nischen und schwedischen Schulmodell benötigen: kleine Klassen mit Nachhil-
felehrern, Gesundheitspflegern und Sozialarbeitern. Das kleine Finnland gibt 50
Prozent mehr für die Bildung aus als wir! Die Bundeswehr-Krisenkräfte sollen bis
2006 auf 150.000 Mann aufgestockt werden, und das Geld fehlt in Kindergärten
und Schulen, damit es Fachkräften ermöglicht wird, Leseschwäche zu erkennen
und den Kindern zu helfen!

In Mecklenburg-Vorpommern gab es vom zweiten bis zum vierten Schuljahr
Legasthenie-Sonderklassen, danach wurden die Kinder in die reguläre Schu-
le eingegliedert. Sie erhielten bei Bedarf spezielle Einzelförderung. Die Bremer
Schulbehörde bietet nur Kurse für zehn Teilnehmer ohne qualifiziertes Personal
an. Nach einem Jahr werden die Kinder als „geheilt“ entlassen. Doch Legasthenie
ist nicht „heilbar“ wie eine Krankheit; es können nur Techniken erlernt werden, um
die Symptome abzumildern. Nach langen Kämpfen gibt es jetzt endlich einen Er-
lass, der den Betroffenen Notenschutz garantiert und bis zur elften Klasse geht.
Bis zum Abitur sollte er gelten!

Legasthenie tritt unabhängig von der Intelligenz in allen sozialen Schichten
auf und ist nicht auf unzulänglichen Unterricht oder zu geringe häusliche Anre-
gung zurückzuführen. Sie macht sich wie bei mir auch durch eine gestörte Fein-
motorik bemerkbar. Erschwerend kommt hinzu, dass ich umgeschulte Linkshän-
derin bin. Wenn Kinder Probleme mit Handarbeiten haben und Buchstaben ver-
tauschen, sollten Eltern und Pädagogen hellhörig werden, doch Legasthenie-
Kinder sind auf gar keinen Fall dumm! Nicht nur in Deutsch gehört ihnen gehol-
fen, sondern auch bei Fremdsprachen!

Als ich in Bremen versuchte, meinen erweiterten Hauptschulabschluss auf
der Erwachsenenschule nachzuholen, hieß es, ich würde mich „auf meiner Le-
gasthenie ausruhen“. Ich habe nur Berufe wie Altenpflegerin und Gemüsegärtne-
rin erlernen können, für die ich gar nicht geeignet bin, und als Putzfrau bin ich
„zu langsam“. So unmenschlich ist diese Ellenbogen- und Leistungsgesellschaft!
Wir Erwerbslosen werden als „Faulenzer“ beschimpft und sollen Ein-Euro-Jobs
annehmen. Mir reicht es, schon seit meinem zweiten Lebensjahr von Sozialhilfe
abhängig zu sein!

Karl Marx schrieb im „Kapital“, Band III: „War Arbeit angeboten, so wurden
die Arbeiter gezwungen, sie anzunehmen. Weigerten sie sich, war ihr Verdienst
nur minimal. Die Herren Spießbürger hatten doppelten Profit: Erstens bekamen
sie das Geld zur Verbesserung ihrer rauchigen und vernachlässigten Städte zu
ausnahmsweise niedrigen Zinsen, zweitens bezahlten sie die Arbeiter weit unter
den regulären Lohnsätzen“.
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Bei den Hartz-Gesetzen ist ganz ähnlich: Menschen werden gezwungen, zu
Löhnen unter den Tarifverträgen zu arbeiten, Unternehmen hinterziehen Steuern
oder bekommen sie geschenkt. Was wir brauchen, ist eine Steuerreform von oben
nach unten, die dafür Sorge trägt, dass sich Schul- und Ausbildungssystem all-
gemein verbessern! Wir brauchen Mindestlöhne, die über dem Existenzminimum
liegen und die 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich! Wir wollen ein Le-
ben in Würde führen! Stoppt Hartz IV und Agenda 2010!

Bettina Fenzel

Jubelbonzen sind nicht das Volk
„Auch wir sind das Volk“: Unter dieser Überschrift solidarisieren sich derzeit
60 Wirtschaftsbosse, Schmalzbarden und Schmierenliteraten per Anzeige in ei-
ner süddeutschen Klatschzeitung mit dem Kanzlerdarsteller und Gewinner des
Heinrich-Brüning-Ähnlichkeitswettbewerbes.

60 Anhänger einer Politik, die beginnt, mit dem
Wiederbeleben des Reichsarbeitsdienstes Ähnlich-
keiten mit der des Dritten Reiches zu zeigen, wollen
also das Phänomen der Diktatur des Kapitals und Ar-
mutsförderung, die sie beide als supertoll befinden,
als rein deutsches Problem sehen. Völlig in der na-
tionalistischen Besoffenheit torkelnd, sehen sie sich
also als Teil des Volkes!

So ein Humbug! Schon Machiavelli unterschied
säuberlich zwischen den „großen Herren“ und dem
„Volk“. Da es sich bei den 60 allesamt um das han-
delt, was man heutzutage „Bonzen“ zu nennen pflegt,
fallen sie bei Machiavelli unter die Kategorie „große

Herren“. Im Gegensatz zu den bonzigen 60 ist der politische Volksbegriff Machia-
vellis keine bräunlich-nationalistischer, sondern ein eher soziologischer.
Da aber der Kanzlerdarsteller sich auf die Bonzen, also die großen Herren stützen
muss, da das Volk in ihm nichts anderes als die Bedrohung der Demokratie mehr
zu sehen vermag, lohnt es zu rekapitulieren, was Machiavelli über die Herrscher
schrieb, die sich gegen das Volk auf die großen Herren stützen.

Im IX. Kapitel des „Fürsten“ hält er es für nicht ratsam, sich auf die großen Her-
ren zu stützen, da einerseits zu viele den Herrscher umgeben, die keine Befehle
entgegen zu nehmen bereit sind. Das sehen wir deutlich, wenn Bonzen, die auch
zu denen der 60 gehören, keinerlei Anstalten machen, Absprachen über Lehrstel-
len etc. einzuhalten. Gesetze zu ihrer Kontrolle lehnen sie ab, fordern aber solche
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zur Kontrolle des Volkes. Sie wollen also dem Kanzlerdarsteller nicht gehorchen,
sondern gar noch an seiner Stelle die Befehle geben. 1:0 für Machiavelli.

Zweitens hält Machiavelli es für unklug, sich als Herrscher auf die großen Her-
ren zu stützen, da man diese nie zufriedenstellen könne, wolle man rechtschaffen
bleiben und den anderen kein Unrecht tun. Arbeitskräfte für nur einen Euro sind
der Wirtschaft schon jetzt zu teuer, Steuergeschenke in Milliardenhöhe reichen
nicht aus, Millionen Menschen unterhalb der Armutsgrenze reichen den großen
Herren und Unterzeichnern nicht, sie wollen mehr und schlimmere Armut. 2:0 für
Machiavelli.

Das Streben des Volkes sei rechtschaffener als das der Bonzen, schreibt
Machiavelli, da das Volk nur nicht unterdrückt werden will, die Bonzen aber das
Volk unterdrücken und ausbeuten wollen; deshalb könne man im Gegensatz zur
maßlosen Gier der Bonzen das Volk zufriedenstellen.

Das Schlimmste, was einem beim Volk verhassten Herrscher geschehen kön-
ne, sei, dass dieses ihn im Stich lässt. Dass dies längst geschehen ist, braucht
hier nicht extra belegt zu werden.

Alles, was man nach Machiavelli falsch machen kann, hat der Kanzlerdarstel-
ler falsch gemacht; dass er jetzt eine Jubelbonzen-Anzeige schalten läßt, und da-
mit deutlichst beweist, dass die habgierigen, wechselbälgischen Bonzen die Stüt-
ze seiner Herrschaft sind, zeigt, dass es mit ihm zu Ende geht. Auch wenn seine
Jubelbonzen es noch so häufig wiederholen, sie sind eben kein Teil des Volkes,
sie sind Bonzen, Schund- und Schmierenkomödianten, Schmalzbarden, Schma-
rotzer, kurzum Bonzen.

Dass diese Jubelbonzen in ihrer ekelerregenden und zudem schlecht gesetz-
ten Annonce nationalistische Volksbegrifflichkeiten verwenden, zeigt, dass alle 60
nicht verstanden haben, dass ihre Zeit seit dem 8. Mai 1945 endgültig vorbei ist!

Ein Bonze bleibt ein Bonze, er wird nie Teil des Volkes! Des Volkes, das in
ganz Europa und bald auch den USA aufsteht gegen die Ausbeutung durch das
Bonzenpack!

Christian Wetter (parteilos) betreibt das „Stattnetz“-Magazin für Querdenker

Wir machen weiter!
Heute hatten wir bei unserer neunten Montagsdemo zu Anfang mit einigen Widrig-
keiten zu kämpfen: Neuer Treffpunkt wegen des Bremer Volksfestes „Freimarkt“,
Lautsprecheranlage nicht verfügbar, kleines Megafon vergessen, kalter Wind, zu-
nächst spärliche, dann aber doch auf circa 200 anwachsende Teilnehmerzahl.
Schließlich konnte ein etwas kräftigeres Ersatzmegafon beschafft werden.

Auf dem windigen Bahnhofsvorplatz wollte erst keine Stimmung aufkommen.
Trotzdem wurden wir beachtet, und es entwickelten sich Gespräche. Neben be-

123

http://www.stattnetz.de/politik/artikel/auch_volk.htm
http://www.Stattnetz.de


kannten waren auch wieder neue Teilnehmer dabei. Trotz Medienboykott wird un-
ser Kampf von den Menschen beobachtet und begleitet.

Auf unserer Demoroute, die schließlich in einem belebten Wohn- und Sze-
neviertel endete, kamen zeitweise allerlei Leute dazu. Unser Umzug wirkte bei
zwar wenigen, aber oft wiederholten Sprechparolen kämpferisch und relativ dis-
zipliniert. Mit dabei war natürlich ein Transparent für unsere Solidarität mit den
Karstadt-Quelle-Kolleginnen und -Kollegen.

Auf unserem wöchentlichen Auswertungstreffen des „Bündnisses gegen Sozi-
alkahlschlag und Bildungsabbau“ nahmen wieder viele Aktive teil. Mit der großen
Teilnehmerzahl fand eine gute Auseinandersetzung um die vielen Standpunkte
statt. Eine deutliche Mehrheit sprach sich erneut für die Fortsetzung der Mon-
tagsdemos aus und erteilte verschiedenen Versuchen, mit anderen Aktionsfor-
men auf das „Abbröckeln der Teilnehmerzahlen“ zu reagieren, eine Absage. Be-
sonders die nicht politisch Organisierten sprachen sich dabei kompromisslos für
eine Fortsetzung des Kampfes aus.

Einig sind sich aber alle im Bündnis, dass trennende oder spaltende Tenden-
zen bekämpft werden müssen, damit es wieder zu einer einheitlichen Montags-
bewegung kommt. Mit diesem Bremer Votum wollen fünf Aktive an der Konferenz
der Montagsdemonstrationen am 16. Oktober 2004 in Hannover teilnehmen.

„Rote Fahne News“

Proteste stoßen auf
immer weniger Resonanz

Die Proteste gegen die Hartz-IV-Arbeitsmarktreform stoßen auf immer weniger
Resonanz. In Leipzig versammelten sich am Abend rund 400 Menschen zu einer
Kundgebung. Zu Beginn der Demonstrationen im August waren es noch mehrere
Tausend. Auch in anderen ostdeutschen Städten sinkt die Teilnehmerzahl von
Woche zu Woche. In Berlin gingen bei zwei Protestzügen nach Polizeiangaben
rund 800 Menschen auf die Straße.

Die am Nachmittag in Nürnberg begonnenen Verhandlungen zur Sanierung
von Karstadt-Quelle dauern an. Nach den Worten von Unternehmenssprecher
Howe gestalten sich die Gespräche mit den Arbeitnehmervertretern konstruktiv,
aber schwierig. Ein Sprecher der Gewerkschaft Verdi sagte, die Beschäftigten sei-
en zu Zugeständnissen bereit. Dies gelte jedoch allenfalls auf Kreditbasis. Sobald
sich die Lage des Konzerns gebessert habe, müssten die gestundeten Leistun-
gen zurückgezahlt werden. Bundeswirtschaftsminister Clement betonte, Anteils-
eigner, Banken, Belegschaft und Gewerkschaften müssten gemeinsam zu einer
Sanierung beitragen.
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Der sogenannte Kleine Parteitag der Brandenburger CDU hat mit großer
Mehrheit für den Abschluss eines Koalitionsvertrages mit der SPD gestimmt. In
Potsdam votierten 102 Delegierte für die Vereinbarung, drei dagegen. Es gab vier
Enthaltungen. Auch die Sozialdemokraten verständigten sich bei einem Treffen in
Ludwigsfelde auf die Zusammenarbeit mit der CDU. 103 Teilnehmer stimmten für
das Abkommen, neun dagegen, acht enthielten sich. Das Papier soll morgen von
beiden Parteien unterzeichnet werden.

„Deutschlandradio“ am 11. Oktober 2004

Freimarkt statt Montagsdemo
Ein einziger Demonstrant hatte sich gestern gegen fünf Uhr auf dem Markt-
platz eingefunden, um wie all die Montage zuvor gegen die Hartz-Gesetze zu
demonstrieren. Stattgefunden hat die Montagsdemo dennoch, des anstehen-
den Freimarkts wegen allerdings auf dem Bahnhofsvorplatz. Rund 100 Demonst-
rant(inn)en hatten sich dort nach Angaben von Polizei und Veranstaltern versam-
melt, 200 bis 300 waren es noch Ende August gewesen. Aufgeben wollen die
Protestierenden aber nicht, trotz stetig abnehmender Beteiligung. Auch nächste
Woche wolle man wieder demonstrieren – es sei denn, das Plenum entscheidet
heute anders.

„Tageszeitung Bremen“ vom 12. Oktober 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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10. Bremer Montagsdemo

am 18. 10. 2004

Wir sind die mutigen Menschen
auf den Straßen

Wir kommen von überall her, aus den Gassen! Wir
haben die Hoffnung noch nicht ganz verloren! Den
Herrschenden dröhnt unser Chor in den Ohren!

Agenda 2010 und Hartz IV noch dazu, die lassen
uns Menschen nicht mehr in Ruh! Wir sehen mehr
als ihr dort oben! Deutschland liegt bald noch mehr
am Boden!

Mit Hartz IV und Agenda 2010 werdet auch ihr da
oben bald im Regen stehn! Ihr seid fast alle vor Geld-
gier blind! Bald weht auch euch ein anderer Wind!

Auch ihr dort oben werdet einmal alt! Ich wün-
sche euch dann eure Welt sehr kalt! Unsere Welt

macht euch die Hölle heiß, dann kriegt ihr die Quittung für euren Scheiß!
Auch euch wird einmal mächtig bange, das dauert jetzt wohl nicht mehr lange!

Eure Gesichter hab ich zum Fressen gern, aber nur im Dunkeln und von fern!
So geht es Millionen Menschen auch, denn sie sind für euch heute nur Schall

und Rauch! Aber in zwei Jahren ist wieder Wahl: Der Wähler will nie wieder eure
Qual!

Wer kann schon wählen euren Mist? Bestimmt kein Wähler euch jemals
vergisst!

Ursula Gatzke (parteilos)

Schaffen wir
eine Sozialbewegung!

Vor einigen Wochen stand ich auf dem Marktplatz und sagte, Deutschland sei
mehr als nur ein Wirtschaftsstandort, seine Menschen mehr als nur ein Kosten-
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faktor. Seit dem vergangenen Donnerstag weiß ich, dass die Bochumer Opelmit-
arbeiter das auch sie sehen: Entgegen der Aufforderung von Geschäftsleitung,
Betriebsrat, Gewerkschaft und Bundeswirtschaftsminister haben die Arbeiter die
Arbeit nicht nur niedergelegt, sondern sie halten praktisch rund um die Uhr mit ih-
ren Familienangehörigen das Werk besetzt!

Ich hoffe, die Opelaner lassen sich nicht von der Gewerkschaft und ihrem Be-
triebsrat einen „sozialverträglichen Arbeitsplatzabbau“ aufschwatzen. Das bedeu-
tet nämlich nichts anderes, als dass die Gewerkschaften ihre Mitglieder verraten
und verkauft haben! Die Bremer Montagsdemonstration wünscht den Arbeitern
der Adam Opel AG auf diesem Wege alles Gute und viel Erfolg im Kampf um ihre
Arbeitsplätze!

Für die Schaffung dieses Sozialstaates haben
Sozialdemokraten und Gewerkschafter ihr Leben
gelassen. Nun ist es Gerhard Schröder, der sozial-
demokratische Bundeskanzler, der auf den Gräbern
der einstigen Kämpfer für soziale Gerechtigkeit her-
umtrampelt und ihre Ideale verhöhnt und verspottet!

Wir brauchen bessere Politiker für eine bessere
Reformpolitik, die für Hoffnung und Zuversicht steht,
Existenzängste nimmt und den Menschen in die-
sem Land eine lebenswerte Zukunft ermöglicht.
Was heißt Reformieren? Schau doch mal in die
Gelben Seiten, Schröder, und frage jemanden, der

etwas davon versteht! Hast du nicht den Mut, das Sozialsystem menschlich
und gerecht zu reformieren, auch gegen die Interessen der sogenannten global
player? Dann tritt zurück, lass dieses Land und seine Menschen nicht unter dei-
ner Unfähigkeit leiden!

Es gab eine Bewegung, die wollte „Frieden schaffen ohne Waffen“, und ei-
ne weitere, die sagte: „Atomkraft? Nein, danke!“ Lasst uns jetzt eine Bewegung
schaffen, in der sich Hunderttausende engagieren und für soziale Gerechtigkeit
in diesem Land kämpfen! Wir müssen die Spaltung der Montagsdemobewegung
überwinden, denn dieses Mal sind es die da oben, die eine andere Republik wol-
len! Schaffen wir diese Sozialbewegung, damit wir nicht eines Tages in einem
Staat aufwachen, in dem Worte wie Gemeinwohl, Solidarität und soziale Gerech-
tigkeit keine Bedeutung mehr besitzen!

Zum Abschluss noch ein Ratgeber für die Bundestagswahl 2006, denn das
Ergebnis dieser Wahl wird für den Wähler eine Qual! Schlimmer als die Pest und
das Tuberkel ist als Kanzlerin: Angela Merkel! Die Fresse groß, das Maul hat
breit: der Edmund Stoiber, stets bereit! Das Volk jedoch, dank Pisa blöder, wählt
wieder einmal: Gerhard Schröder! Kurz nach der Wahl will er schon gehn: der
Oskar Lafontaine! Der Fischer Josef ist der größte Blender, darum reist er besser
in fremde Länder! Und der Westerwelle ist ganz entzückt, wenn sich vor ihm der
Stoiber bekreuzigt! Doch der Deutschen größter Scherz ist als Kanzler: Friedrich
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Merz! Welches Ergebnis wir auch immer haben: Am Ende wird stets der Wähler
verraten.

Erich Seifert (parteilos)

Zwangsarbeit ist verboten!
In der letzten Woche hatten wir bei
der gemeinsamen Bremer Montags-
demonstration gar keinen Lautspre-
cherwagen mehr, und wir bekamen
bloß ein Megafon, das zeitweilig sehr
verzerrt klang und kaum zu verstehn
war. Aber wie sich gezeigt hat, be-
darf es notfalls nur der kräftigen Stim-
me eines einzelnen Menschen, um
einen ganzen Sprechchor anzusto-
ßen. Deshalb hab ich keinen Zwei-
fel daran, dass die Montagsdemo
weitergehn wird, bis wir das Hartz-
Gesetzbuch gegen die Arbeitslosen
vom Tisch gekippt haben!

„Eins! Zwei! Drei! und Vier! Die Hartz-Gesetze stoppen wir!“ – das haben wir
auf der ganzen Strecke vom Goethe-Theater bis zum Ziegenmarkt im Steintor-
Viertel fast ohne Pausen im Chor gerufen. Wir sind von den Passanten und Stra-
ßenbahnfahrern aufmerksam gehört und beobachtet worden, denn solange nicht
„Werder“ spielt, ist solche Begeisterung für uns zurückhaltende sogenannte „Han-
seaten“ absolut ungewöhnlich.

Aber wir sind wütend und verzichten allmählich auf Höflichkeiten! Wir haben
schon „Merkel“ mit „Ferkel“ gereimt. Wir nennen die große Allparteien-Koalition für
sozialen Kahlschlag eine „Roiberbande“. Wir sagen lauter Dinge, die weh tun und
von denen manche noch der Klärung bedürfen. Nur lasst uns nicht streiten, wer
das „Volk“ sei, sondern feststellen, dass kein Mensch zuallererst einen Billigjob
braucht, sondern eine Wohnung und etwas zu essen, um frei von Ängsten für den
folgenden Tag Kraft sammeln zu können!

Wir haben auch einen weiteren Spruch mehrfach im Chor gerufen, und zwar:
„Für Niedriglohn und Zwangsarbeit bleibt uns leider keine Zeit!“ – Klar, dass
hier viele zusammenzucken. Es wurde angemerkt, die Verwendung des Begrif-
fes „Zwangsarbeit“ sei zwar nicht so ganz unzutreffend, aber jede Assoziation mit
dem Faschismus fehl am Platze. Zweifellos sind wörtlich verstandene Vergleiche
mit Gewaltherrschaft eine Verharmlosung derselben und eine Herabwertung ih-
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rer Opfer. Aber wir sprechen nicht mit dieser Absicht von „Zwangsarbeit“, son-
dern weil wir in den Sozialreformgesetzen der Bundesregierung erniedrigende
und menschenverachtende Tendenzen erkennen müssen!

Wenn man Menschen, die lesen und schreiben können und sogar einen Beruf
haben, Arbeitsvorschläge macht bis hinunter zum Hundekotsammeln und ihnen
bei Ablehnung die Unterstützung streicht, dann ist offenkundig, dass diese Arbeit
erzwungen wird. Wer sich das Wort „Zwangsarbeit“ entwinden lässt, verzichtet
auf einen Rechtsbegriff, den das Grundgesetz durchaus kennt. Offenbar glaubten
die Eltern unserer Verfassung nicht, dass der Sturz der faschistischen Regierung
allein schon ausreiche, um Zwangsarbeit auf Dauer zu bannen!

Auch wenn der Kanzler sagt, es gebe kein „Recht auf Faulheit“ und bei
Wirtschaftsflaute Gesetze zum Arbeitseinsatz oder zur Arbeitslenkung verlangt,
selbst dann darf man nur im Rahmen einer allgemeinen, für alle gleichen öffentli-
chen Dienstleistungspflicht zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden. Die-
se Pflicht müsste genauso für diejenigen gelten, die dank einer Erbschaft bisher
nicht zu arbeiten brauchten. Um es kurz und deutlich zu sagen: „Zwangsarbeit ist
kein Unwort, Zwangsarbeit ist verboten!“

Gerolf D. Brettschneider (parteilos)

Protest vor Pressehaus
und Grass-Stiftung

Unsere zehnte Montagsdemo fand unter dem „unbemannten Flugobjekt“ auf dem
Bremer Bahnhofsplatz statt. Weithin schallte die Lautsprecheranlage und zog In-
teressierte an. Auch unsere Arbeit vor dem Arbeitsamt führte einige Kollegen hier-
her. Bei den etwa 150 bis 200 Teilnehmern hat sich ein fester Kern herausgebil-
det. Trotz totalem Medienboykott werden wir von den Menschen beobachtet, und
unsere konsequente Haltung wird gewürdigt.

Wir hörten bei großem Beifall eine Solidaritätserklärung für die Kollegen von
Opel in Bochum und sammelten Spenden. Neben unserer tapferen Dichterin „Cle-
mentine“ stieß auch eine Musikerin mit Trompete und Kostüm zu uns. Ein Kollege
aus Gießen, der in Bremen zu Besuch war, sang einen Vers auf Schröder.

Auf der anschließenden Demo legten wir wieder beim „Weser-Kurier“ Halt ein,
um den arroganten Boykott beziehungsweise die zersetzende Tendenz bei den
summarischen Berichten zu kritisieren. Danach erklärten wir der „Günter-Grass-
Stiftung“ unseren Zorn, die kürzlich vom Bremer Senat 700.000 Euro für ihre „Do-
kumentationsarbeit“ erhielt, während fast gleichzeitig dieser Senat für eine „Fami-
lienkarte“, die weniger finanzkräftigen Familien mit Kindern zustehen sollte, kei-
ne 500.000 Euro mehr übrig hat. Grass hatte sich vor circa 14 Tagen eindeutig in
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einer großformatigen Anzeige gegen die Montagsdemonstrationen auf die Seite
der Rogowski und Konsorten gestellt. Eine tolle Satire auf das „Literarische Kabi-
nett“ im Tonfall Reich-Ranickis über Grass beendete den Abend.

„Rote Fahne News“

Montagsdemonstrationen
haben nur noch geringen Zulauf

Die sogenannten Montagsdemonstrationen gegen die Arbeitsmarktreform Hartz
IV haben nur noch geringen Zulauf. In Berlin und Leipzig nahmen nach Angaben
der Polizei jeweils rund 600 Menschen teil. In Leipzig solidarisierten sich die De-
monstranten mit den vom Arbeitsplatzabbau bedrohten Beschäftigten von Opel
und Karstadt-Quelle. Weitere Proteste gab es unter anderem in Dresden, Chem-
nitz und Zittau. Zu Beginn der Aktionen vor mehreren Wochen waren noch bis zu
15.000 Menschen auf die Straße gegangen.

Beim Opel-Werk in Bochum sollte die Produktion nach Ansicht von Bundes-
kanzler Schröder so schnell wie möglich wieder aufgenommen werden. Bei ei-
nem Kongress in Berlin rief Schröder Arbeitgeber und Belegschaft zu Verhand-
lungen auf. Dabei müssten die Interessen der Beschäftigten ebenso wie die For-
derung nach Reformen gleichermaßen berücksichtigt werden. Aus Protest gegen
den drohenden Stellenabbau stehen in Bochum die Bänder weiter still. Durch die
Produktionsausfälle werden in anderen Standorten die Teile knapp.

Am Opel-Hauptsitz Rüsselsheim verhandelten heute Management und Be-
triebsrat über Sanierungsmaßnahmen. Beide Seiten trennten sich nach zehn
Stunden, ohne Details bekanntzugeben. Konzernsprecher Weber erklärte, bei die-
sem Treffen sei es darum gegangen, einen Fahrplan für die Verhandlungen fest-
zulegen. Der Mutterkonzern GM plant, in Deutschland in den nächsten zwei Jah-
ren zehntausend Arbeitsplätze abzubauen. In Großbritannien sollen beim Toch-
terunternehmen Vauxhall nach Gewerkschaftsangaben über 430 Jobs wegfallen.

Der stellvertretende IG-Metall-Vorsitzende Huber warnte das Management
von General Motors vor Massenentlassungen und Betriebsschließungen. Das
werde nicht friedlich zu Ende gehen, sagte Huber der „Stuttgarter Zeitung“. Die
Belegschaften würden es nicht hinnehmen, „zur Schlachtbank geführt“ zu wer-
den. Er forderte die Unternehmens-Leitung auf, an Bochum festzuhalten und be-
triebsbedingte Kündigungen auszuschließen. Dies könnte die Streikenden im dor-
tigen Opelwerk veranlassen, ihre Arbeit wieder aufzunehmen.

„Deutschlandradio“ am 18. Oktober 2004
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Bündnis-Sitzung am 18. Oktober
Es wird ein Koordinierungskreis gegründet, bestehend aus sechs Personen: Jörg
Morstein, Erich Seifert, Roberto Schwerdtfeger, Wolfgang Lange, Barbara Kle-
rings, Vivien Mast. Bettina Fenzel fordert geheime Wahl zum Koordinierungskreis
und spricht sich aufgrund seines „machohaften Verhaltens“ gegen die Wahl von
Erich Seifert aus. Wird mehrheitlich abgelehnt.

Es gibt den Vorschlag, ein Bürgerbegehren gegen die Umsetzung von Hartz
IV in die Wege zu leiten. Es wären über 4.000 Unterschriften nötig, um eine Volks-
abstimmung überhaupt in die Wege zu leiten. Wird mehrheitlich abgelehnt, weil
der finanzielle und zeitliche Aufwand zu groß ist und der Schwerpunkt der Arbeit
lieber die aktive Mobilisierung für politische Aktionen sein sollte.

Es kommen nach wie vor neue Leute zu den Kundgebungen, doch zur an-
schließenden Montagsdemo ging nur circa die Hälfte mit. Es gibt von verschie-
denen Seiten Kritik an der Methode der Abstimmungen auf der Kundgebung. Für
die nächsten beiden Montage werden weiterhin Demos angemeldet. Ob sie auch
stattfinden, wird spontan entschieden. Danach wird es vorerst nur noch Kundge-
bungen geben, anschließend sofort das Bündnistreffen.

Ort der Kundgebung wird weiterhin der Bahnhofsvorplatz sein. Da der Asta in
Zukunft 95 Euro für das Auto mit Lautsprecher haben will, kümmert sich Matthias
Brittinger um eine günstigere Lösung. Notlösungen wären das PDS-Megafon und
eine kleine Anlage des Arbeitslosenzentrums Tenever.

Es wird eine gemeinsame Aktion mit dem anderen Anti-Hartz-Bündnis, das
sich im „Sielwallhaus“ trifft, anlässlich der AWO-Bundeskonferenz am Wochen-
ende vom 29. bis 31. Oktober beschlossen. Die weitere Planung übernimmt eine
Vorbereitungsgruppe.

Es hat sich eine Arbeitsgruppe gebildet, die inhaltliche Veranstaltungen im
Rahmen der Bündnis-Aktivitäten vorbereitet. Termine und weitere Infos wurden
schon durch den Verteiler geschickt. Es wurde beschlossen, Solidaritätserklä-
rungen an die streikenden Opel-Beschäftigten und an Marc Treude zu schicken,
der wegen Widerstandes gegen Kürzungen und Entlassungen fristlos entlassen
wurde.

Es gab einen Bericht von der bundesweiten Konferenz der Montagsdemons-
trationen am 16. Oktober 2004. Mitglieder des Bündnisses fahren auch zur Kon-
ferenz am 23. Oktober.

Protokoll von Vivien Mast (SAV) für das „Bündnis gegen Sozialkahlschlag“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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11. Bremer Montagsdemo

am 25. 10. 2004

Wer hat schon den
Reformer-Knall gehört?

Er kommt bestimmt, ich bin restlos empört! Der
Reformer-Knall ist ein „menschliches Versagen“ mit
Millionen von Opfern, für die keine Versicherung
zahlt, denn hat es erst mal geknallt, war es eben hö-
here Gewalt!

Doch wie entsteht solch ein Reformer-Knall? Da
schweben die hochbezahlten Köpfe oben im „sieben-
ten Himmel“! Sie mischen in Windeseile ein teufli-
sches Gebräu ohne Verstand, und das wird eins zu
eins angewandt!

Den Kranken nehmen sie das Geld aus dem
Hemd, was man dann „Gesundheitsreform“ nennt!

Den Rentnern klaut man das Rentengeld, die Alten leben in einer Armenwelt!
Der Heimbewohner wird abgezockt auf Brechen und Biegen, der alte Mensch

kann ja im Bette liegen! Ein Euro wird für die Stunde Arbeitskraft gegeben, den
Rest bezahlt die Agentur für ein Luxusleben!

Gespart wird vom Baby im Bauch bis zum Greis, da wird uns die Suppe ganz
schön heiß! Gekürzt und gestrichen, verteuert, verschlampt, verschludert, ver-
geudet, verschleudert, verprasst, was alles noch in die „heiße Suppe“ passt!

Es brodelt die Suppe schon mächtig über! Die Menschen kriegen jetzt ein
Fieber! Wer hat Agenda 2010 und Hartz IV in einem Topf geschmissen? Das geht
auf keinen Fall! Dieser „heißen Suppe“ fehlt jedes Gewissen!

Peng, peng, peng! Das ist der Reformer-Knall! Politiker, wir sind für euch nur
Schall und Rauch! Einmal in den Himmel heben könnt ihr uns auch! Wir würden
so gerne schweben hoch oben auf „Wolke sieben“!

Agenda 2010 und Hartz IV könnten wir sehen aus dem All, und hören würden
wir den Reformer-Knall! Es wird knallen, dass die Fetzen fliegen, und Deutsch-
land wird am Boden liegen! Erst dann hören wir die Politiker schreien, dass ihre
Reformen wohl ein Irrtum seien!
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Ursula Gatzke (parteilos)

Wir brauchen ein anderes System
Wir demonstrieren heute hier zum elften Mal, weil wir Hartz IV weghaben wollen:
Wer will schon „HIV“? Beides tötet langsam. Aber Hartz IV ist nur die Spitze des
Eisbergs!

Dieses und andere Gesetze gehören zu einem globalen Vorhaben, die Welt
anders aufzuteilen. Auch mit Hartz IV wird weiter geteilt, zwischen Arm und Reich!
Wir müssen begreifen, dass wir nicht wirklich in einer Demokratie leben, sondern
in einer Wirtschaftsdiktatur!

Welche Rechte hat denn das Parlament in Straßburg? Warum wird plötzlich
nicht mehr EU-Recht „eins zu eins“ in Bundesrecht umgesetzt? Holen wir uns
ein Stück der Definitionsmacht zurück! Arbeiten wir für eine hohe Steuer auf alle
Luxusgüter! Wir brauchen ein anderes System, um aus den Klauen von Hartz IV,
Banken und Konzernen herauszukommen!

Was tut die Regierung, um Ölspekulationsgewinne abzuschöpfen? Nichts!
Sie ist eingebunden in die WTO-Verträge, die sie vor circa zehn Jahren unter Füh-
rung der USA selbst mit auf den Weg gebracht hat. Das sind kriminelle Knebel-
verträge, absolut undemokratisch zustandegekommen, an den Vereinten Natio-
nen vorbei!

Wenn Gertrud Höhler, einst „Beraterin“ von Helmut Kohl, jetzt öffentlich er-
klärt, was mit Hartz IV vor sich gehe, sei unter Umständen verfassungswidrig,
dann fragt man sich doch, was tun eigentlich unsere Politiker?

Auch Juristen lassen sich immer ein Hintertürchen offen, wir kennen doch die
Sprüche: „Näheres regelt ein Bundesgesetz “ oder so ähnlich. Diese und die vo-
rige Regierung verstoßen etwa fünf Millionen Mal gegen die Menschenrechtser-
klärung! Klagen wir auf Einhaltung vor dem Europäischen Gerichtshof! Wer nicht
kämpft, hat schon verloren!

Roland Springborn (parteilos)

Angebliche Alternativlosigkeit: Putsch von ganz oben („Stern“)

„Lohnt es sich, die SPD zu retten?“
Angesichts der anhaltenden Proteste gegen die Agenda 2010 und Hartz IV wird
die SPD-Parteibasis langsam, aber sicher nervös!
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Gestern konnte ich im „Weser-Report“ lesen, dass die SPD-Ortsvereine Horn,
Achterdiek, Borgfeld und Oberneuland am morgigen Dienstag eine öffentliche
Diskussionsrunde zur aktuellen Sozialpolitik im Hotel „Deutsche Eiche“ veranstal-
ten, mit einem Thema, das mir genüsslich auf der Zunge zergeht, nämlich: Lohnt
es sich, die SPD zu retten?

Abgesehen davon, dass ich spontan mit Nein
antworten würde, stellt sich doch die Frage: Wie ver-
zweifelt und verunsichert muss die SPD sein, wenn
sie eine Veranstaltung mit solchem Titel versieht?
Will sie auf diese Weise Vertrauen schaffen und Po-
litikverdrossenheit bekämpfen?

Die Politik hat Angst vor der Montagsdemo, nicht
weil wir den Protest auf die Straße tragen, sondern
weil wir auch auf Veranstaltungen von Parteien, Ge-
werkschaften und Sozialverbänden als Montagsde-
monstranten und betroffene Bürger auftreten und
die Vertreter solcher Organisationen auf deren aso-

ziales Verhalten hinweisen!
Die Politik hat Angst vor der Montagsdemo, weil wir ihr Bild von einer heilen

Gesellschaft zerstören, in der Probleme so weit weg oder zumindest so gut ver-
steckt sind, dass ihre Wahrnehmung eine theoretische bleibt!

Deshalb ist es notwendig, dass wir auch weiterhin mit betroffenen Bürgern
auf solche Veranstaltungen gehen, um den Protest in die Diskussion zu tragen,
damit die Armut und der Widerstand in diesem Land ein Gesicht bekommen!

Ich kann nur alle von der gesetzlich verordneten Armut betroffenen Menschen
auffordern: Geht in öffentliche Veranstaltungen und schildert dort die Folgen des
Sozialkahlschlags für eure eigenen Lebensverhältnisse! Gebt den Auswirkungen
von Hartz IV ein Gesicht: euer Gesicht!

Erich Seifert (parteilos)

Für soziale Gerechtigkeit,
weltweit und vor Ort!

„Eine Montagsdemonstration in Bremen – ist das nicht ein bisschen übertrieben?“,
wird sich manch eine(r) fragen. Wir finden nein. Seit einigen Wochen breitet sich
in Deutschland eine Protestwelle aus, die sich an den „Sozialreformen“ der Bun-
desregierung – insbesondere an Hartz IV – entzündet hat. Auch wer nicht unbe-
dingt die Erwartung hat, dass diese Proteste zu einer kurzfristigen Rücknahme
von Hartz IV führen werden, sollte sie doch als politische Chance begreifen. Als
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Chance dafür, klarzumachen, dass es so nicht weitergehen kann. Als Chance da-
für, Politik nicht allein Parteien und Verbänden zu überlassen, sondern sie ver-
stärkt in die eigenen Hände zu nehmen und gemeinsam darüber nachzudenken,
wohin die Reise gehen soll.

Wir erleben eine Diktatur der Großaktionäre, Investmentbanker, Anleger und
Vorstände. Es hat sich eine moderne Geldelite gebildet, deren einziger Wert der
gefüllte Geldbeutel ist. Die Lobbygruppen dieser Geldelite bestimmen die öffent-
liche Diskussion darüber, wie Gesellschaftlichkeit und gesellschaftliche Entwick-
lung national und international auszusehen hat – vorgeführt jeden Sonntag bei
Sabine Christiansen. Sie schaffen es erfolgreich, dringend notwendige Änderun-
gen des globalen Wirtschaftssystems mit Verweis auf vermeintliche ökonomische
Sachzwänge zu blockieren. Unter dem Stichwort „Entlastung der Wirtschaft“ wid-
men sie sich mit hohem Elan und großer Aggressivität dem Angriff auf die sozia-
len Verhältnisse.

So ist Hartz IV Teil und Kehrseite der Umgestaltung dieser Gesellschaft im
Sinne des maximalen Gewinns der Aktionärs- und Vorstandscliquen. Anstatt aus-
schließlich über „die Politiker“ zu schimpfen, müssen wir uns die Frage stellen, ob
wir dem weiter zusehen wollen. Oder ob wir anfangen wollen, uns selbst einzumi-
schen. Denn dass Vorständler wie die Herren Schrempp oder Ackermann es sich
erlauben können, im Jahr elf Millionen Euro an Bezügen einstreichen, ist auch
Teil unserer Schwäche und Nichteinmischung.

Wir erleben eine Entwicklung, die eine gnadenlose Konkurrenz aller gegen al-
le mit sich bringt. Bundesländer, Regionen und Staaten liefern sich einen Wettbe-
werb um die besten Rahmenbedingungen. Firmenstandorte werden gegeneinan-
der ausgespielt, um eine Senkung der Standards im Unternehmen zu erreichen.
Weltweit profitieren Gruppen von Reichen und Superreichen von dieser Entwick-
lung, während das Ganze überall auf der Welt für viele nichts anderes als eine
stetige Abwärtsspirale ist. Wir müssen uns die Frage stellen, ob es eine Möglich-
keit gibt, dieses weltweite Rattenrennen zu beenden. An eine nationale Lösung
glauben wir nicht. Wir sind uns sicher: Ohne Nachdenken darüber, wie soziale
Gerechtigkeit im internationalen Maßstab aussehen und umgesetzt werden kann,
werden wir auch hier keinen Erfolg haben.

„Sparpolitik“ und der Versuch, den ständig wachsenden Reichtum für weni-
ge zu reservieren, hat viele Gesichter: Für die einen bedeutet es eine gravieren-
de Einschränkung bei der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, für die ande-
ren hemmt es die persönlichen Entwicklungsmöglichkeiten. Für wieder andere
bedeutet es die Vernichtung der bisherigen Existenz, wenn zum Beispiel die Ab-
schiebung mit dem Hinweis auf knappe öffentliche Kassen begründet wird. Vielen
tritt die Verteidigung des Reichtums in Gestalt eines Bollwerks, als Festung Euro-
pa, gegenüber. Und der Versuch, deren Mauern zu überwinden endet für Unge-
zählte tödlich.

Wir sind der Auffassung, dass diese Dinge zusammengehören und wir sie
auch zusammen angehen sollten. Proteste gegen das, was uns als „Reform“ ver-
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kauft werden soll, sind richtig und notwendig. Sie sollten ein Anfang dafür sein,
uns wieder mehr in Politik einzumischen, selbst aktiv zu werden und die Kursbe-
stimmung nicht einer selbsternannten Elite zu überlassen.

Redebeitrag des „Antirassismusbüros Bremen“

Mehr Orte für
unseren Protest nutzen!

Zu unserer elften Montagsdemo kamen wieder etwa 150 Menschen. Von den Teil-
nehmern selbst recherchierte Beiträge fanden Gehör. Die ganze Kundgebung und
Demonstration wird von einem aktiven Kreis selbst organisiert, und viele Aufga-
ben werden freiwillig übernommen. Diese neue Demokultur wird aktiv praktiziert
und hat alle beteiligten Einzelpersonen und Organisationen im Bremer „Bündnis
gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau“ enger zusammengeführt.

Aber wir können uns damit nicht zufrieden geben: Die dunkle und bald auch
kalte Jahreszeit verringert die Zahl der Straßenpassanten. Wir wollen deshalb
noch mehr an andere Orte und in die „Säle“ gehen und mit Fragen und Protes-
ten die Veranstalter, Betroffenen und Interessierten ansprechen. Eine erste gute
Gelegenheit, unseren Widerstand gegen die Ein-Euro-Jobs auszudrücken, ist der
Bundeskongress der Arbeiterwohlfahrt in Bremen am kommenden Wochenende.

„Rote Fahne News“

Einige Tausend Menschen
demonstrieren erneut

Einige Tausend Menschen haben am Abend erneut gegen die Arbeitsmarkt- und
Sozialreformen demonstriert. Der Zuspruch war damit weiter rückläufig. In Leip-
zig kamen nach Angaben der Polizei 500 Teilnehmer zu der Protestkundgebung.
Auch in Berlin, Rostock, Schwerin und Chemnitz demonstrierten jeweils einige
hundert Menschen gegen Hartz IV.

Der baden-württembergische Ministerpräsident Teufel hat seinen Rücktritt
angekündigt. Um die Nachfolge wollen sich die stellvertretende CDU-Bundes-
vorsitzende, Landeskultusministerin Schavan, und der CDU-Fraktionschef im
Landtag, Oettinger, bewerben. Teufel hatte heute in Stuttgart erklärt, er werde am
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19. April kommenden Jahres sowohl das Amt des Regierungschefs als auch den
CDU-Landesvorsitz niederlegen.

Der 65-jährige betonte, seine Partei sei nicht mehr geschlossen für ihn als
Spitzenkandidaten bei der Landtagswahl 2006. Daher wolle er gehen. Teufel kri-
tisierte den innerparteilichen Umgang mit ihm. Eine neue Gruppe wolle endlich
selbst an die Regierung. Dies sei legitim, rechtfertige aber nicht jedes Mittel.

In der baden-württembergischen CDU hatte es einen monatelangen Streit
darüber gegeben, ob Teufel 2006 noch einmal antreten solle. Gestern kam es zu
einem Eklat. Staatsminister Palmer, ein Vertrauter des Ministerpräsidenten, ohr-
feigte den CDU-Bundestagsabgeordneten Pfeiffer und nannte ihn einen Verräter.
Palmer trat heute zurück.

Die Freien Demokraten in Baden-Württemberg wollen das Bündnis mit der
CDU auch nach dem angekündigten Rücktritt Teufels fortsetzen. FDP-Chef Wes-
terwelle sagte, seine Partei werde der Union in Stuttgart ein verlässlicher Koaliti-
onspartner bleiben. Die SPD-Landesvorsitzende Vogt erklärte, der Rückzug des
Ministerpräsidenten sei Ergebnis einer – so wörtlich – gnadenlosen Demontage
durch die eigene Partei.

„Deutschlandradio“ am 25. Oktober 2004

Aktion bei AWO-Bundeskonferenz
Am Freitag, dem 29. Oktober 2004, fand im „Bremer Congress-Centrum“ der Bun-
deskongress der „Arbeiterwohlfahrt“ statt. Dabei kam es zu einer Protestaktion
von gut 50 Personen in Bezug auf die Ein-Euro-Zwangsarbeit und die Beteiligung
der AWO an der sogenannten „freiwilligen Rückkehr“. Gegen 17 Uhr trug diese
Gruppe ihren Protest gegen die AWO in ihren Tagungsort. Dabei wurden die Re-
de des Ehrenvorsitzenden Manfred Ragati gestört und Flugblätter an die anwe-
senden Deligierten verteilt. Einige AWO-Anhänger(innen) versuchten, die Protes-
tierenden aus dem Saal zu drängen, was allerdings kaum gelang.

Die Aktion richtete sich gegen die AWO, da diese als einer von mehreren
Wohlfahrtsverbänden von den Ein-Euro-Zwangsjobs profitieren wird. Der dama-
lige AWO-Vorsitzende Manfred Ragati (neuer Vorsitzender ist der Geschäftsfüh-
rer der SPD Bundestagsfraktion Wilhelm Schmidt) beschrieb das Interesse der
Wohlfahrtsverbände mit den Worten „Die Wohlfahrtsverbände scharren mit den
Füßen“ (Frankfurter Rundschau, 7. September 2004).

Ferner richtete sich der Protest gegen die Mitwirkung der AWO an der soge-
nannten „freiwilligen Rückkehr“, einem Instrument der staatlichen Abschiebepoli-
tik, das Freiwilligkeit vortäuscht, um die Rückkführungspolitik zu legitimieren und
auszuweiten. Exemplarisch hierfür ist „Heimatgarten“, ein Ableger der AWO Bre-
merhaven, spezialisiert auf die Rückkehr alter und kranker Menschen.
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Bericht von „egal“ für „Indymedia“
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12. Bremer Montagsdemo

am 01. 11. 2004

Der Freimarkt ist vorbei
Und der Spaß ist vorbei! Bremer müssen sich jetzt
warm anziehen! Die Devise für unsere Stadt wird
sein: „Sparen, dass die Schwarte kracht!“

Was ist passiert? Herr Dannemann hat laut in den
Wald des gemeinsamen Verdrängens gerufen: „Er-
wartet keine dauerhafte Hilfe aus Berlin! Der Kanz-
lerbrief bedeutet keine Lösung der miesen Finanzla-
ge in Bremen!“

So wurde das Pferd notgeschlachtet, und alle rei-
ßen sich um die größten Brocken! Nehmt euch doch
endlich mal den Schröder vor, vielleicht hat er noch
einen Euro in seiner Hosentasche!

Die könnte er wenigstens Bremen zum Überleben ausleihen und später viel-
leicht erlassen, wenn er mal wiederkommt! Stattdessen will er uns lieber einen
Feiertag streichen, den „Tag der Deutschen Einheit“, um die Wirtschaft anzukur-
beln und eine Winzigkeit mehr Steuern einzunehmen!

Wie viel hochbezahlten „Verstand“ muss man haben, um sich solche Lösun-
gen auszudenken? Tatsächlich freuen sich doch nur die Bosse über das Ge-
schenk unserer verlängerten Arbeitszeit!

Ursula Gatzke (parteilos)

Der Sozialstaatsprügelknabe
In der letzten Woche hat sich gezeigt, dass Deutschland tatsächlich ein Sozial-
staat ist: Das belegt der Rücktritt des baden-württembergischen Staatsministers
Christoph Palmer von der CDU, nachdem er einen Bundestagsabgeordneten sei-
ner Partei in der Öffentlichkeit geohrfeigt hatte. Pack schlägt sich, Pack verträgt
sich, sollte man denken, aber dem ist nicht so!

Was würde uns wohl passieren, wenn wir einen Arbeitskollegen verprügeln,
sofern wir noch einen haben? Fristlose Kündigung? Sperre beim Arbeitslosen-
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geld? Strafverfahren mit saftiger Geldbuße? Und was passiert dem armen ehe-
maligen Staatsminister Palmer dagegen?

Er erhält für die nächsten drei Monate ein Über-
gangsgeld in Höhe von 11.041 Euro, das war sein bis-
heriges Gehalt. Danach steht ihm zusätzlich zu seinen
Abgeordnetendiäten in Höhe von 4.750 Euro, denn der
Prügelknabe bleibt dem Landtag natürlich erhalten, ein
monatliches Ruhegeld von 6.334 Euro zu. Da dieses
nun doch teilweise verrechnet wird, bleiben dem Be-
dauernswerten unterm Strich monatlich 9.050 Euro!

Falls er nach dieser Legislaturperiode nicht mehr
in den Landtag gewählt werden sollte, denn vielleicht
nehmen ihm seine Parteifreunde die Ohrfeige tatsäch-
lich übel, erhält er bis zu seinem Lebensende weiter-
hin 6.334 Euro. Auch wenn er einen zusätzlichen Job

in der Privatwirtschaft annimmt, zum Beispiel als Personalchef bei Volkswagen,
erhält er dieses Geld in voller Höhe weiter. Das bedeutet rund gerechnet bis zu
seinem 65. Lebensjahr circa 1,71 Millionen Euro brutto. Bei der gegenwärtigen
durchschnittlichen Lebenserwartung von 78 Jahren bei Männern kommen dann
noch etwa 900.000 Euro hinzu!

Daran kann man doch erkennen, dass der Sozialstaat, wie im Grundgesetz
garantiert, funktioniert, wenn er gebraucht wird! Zumindest unsere verehrten Po-
litiker erhalten eine kleine monatliche Rente auf Lebenszeit, damit sie nicht am
Hungertuch nagen müssen!

Und was machen wir? Wir beschweren uns wegen 345 Euro monatlich! Das
wären doch bis zum 65. Lebensjahr hochgerechnet immerhin circa 95.000 Euro.
Wenn wir jetzt noch die Miete hinzurechnen, etwa 82.000 Euro, erhalten wir doch
auch rund 177.000 Euro, gute zehn Prozent von dem Geld, das dieser arme Prü-
gelknabe erhält!

Dies ist nur ein Beispiel von Tausenden, die zeigen, wie „sozial“ unser Staat
wirklich ist. Besonders zu seinen ehemaligen Staatsdienern! Denn jeder Abge-
ordnete, Minister oder Staatssekretär erhält nach acht sogenannten Dienstjahren
ein entsprechendes lebenslanges Ruhegeld. Wen kann es jetzt noch wundern,
dass unsere ach so geliebten Volksvertreter ihren Sozialstaat mit allen Mitteln
schützen wollen? Und was machen sie mit uns? Sie vertreten uns! Im wahrsten
Sinne des Wortes.

Matthias Brittinger (parteilos)
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Billig, willig!
Schätzungen gehen von 60 bis 80 Milliarden aus
oder noch höher, die Schwarzgeldbesitzer außer
Landes schaffen. Das ist Betrug! Ich habe hier auf-
geschrieben, was mich bewegt: Ein-Euro-Job für
Langzeitarbeitslose! Firmen und Organisationen,
besonders im Sozialbereich, besetzen freie Stel-
len nicht mehr oder nur sehr gering, zum Beispiel
auf 400-Euro-Basis. Zeitverträge werden mit faden-
scheinigen Ausreden wegen Einsparungen in die-
sem beziehungsweise im nächsten Jahr auslaufen,
weil die Arbeitgeber jetzt schon gierig auf die Lang-

zeitarbeitslosen waren, die für einen Euro arbeiten sollen.
Das Motto: Geiz ist geil! Billig, willig! Das ist Werbung, die ich grauenvoll fin-

de, vor allem, wenn man noch ein Kind durchs Bild jagen lässt. Die Bürger, die
das täglich durch die Medien hören müssen – besonders Schröder, Clement und
Konsorten –, hören das auch mit Freuden! Denn ab 2005, einige Firmen machen
das jetzt schon, ist es absehbar: Agentur für Arbeit bietet – billig, willig! – leben-
de Produkte an. Das ist eine neue Form von Sklaverei, menschenverachtend, er-
niedrigend und entwürdigend!

Selbst kirchliche Einrichtungen stürzen sich schon habgierig darauf, denn
man muss ja sparen. Sonntags predigen die Pfarrer auf der Kanzel von der Nächs-
tenliebe, sind aber selber auf die Produkte von Agenda, äh, Agentur für Arbeit,
schon sehr scharf drauf! Daher fordere ich die Firmen, Konzerne und auch gera-
de die christlichen Organisationen auf, uns wie Menschen leben zu lassen und
uns dementsprechend zu behandeln! Wir sind Menschen und haben ein Recht
darauf. Wir leben als Bürger hier im Lande! Für einen Euro sollte man Menschen
nicht kaufen. Das ist nicht richtig!

Christine Wegener (parteilos) – Tonaufnahme (MP3, 785 kB)

Hin zu einer Diskussions-
und Debattenpolitik!

Das Herbstgutachten der sechs „Wirtschaftsweisen“ zu Hartz IV ist negativ aus-
gefallen: Es werden noch mehr Arbeitslose erwartet, und die Regierung soll wei-
tere Sparprogramme auflegen!
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Diese sogenannten „Weisen“ wollen die gleichen Bedingungen wie in den
Vereinigten Staaten: 90 Prozent der US-Bürger verdienen heute weniger als vor
20 Jahren. Zwei Drittel haben in einer Hinsicht mehr: nämlich zwei Jobs, ohne
damit anständig durchzukommen!

Eine eigene Studie der Bundesagentur für Arbeit besagt, dass der Abbau des
Kündigungsschutzes keine neuen Arbeitsplätze schafft. Warum hören Schröder
und Konsorten nicht einmal darauf?

Wir müssen weg von der Verkündungspolitik, hin zu einer neuen Diskussions-
und Debattenpolitik! Ich habe etwas gegen Geheimverhandlungen, wo im Vor-
feld von internationalen Treffen Fakten geschaffen werden, die dann in den hei-
mischen Parlamenten nur noch abgenickt werden: Wo bleibt da die Demokratie?

Zum Beispiel die Verhandlungen zwischen Deutschland und Frankreich zum
Beitritt der Türkei zur EU. Oder der Schuldenerlass um 80 Prozent von 42 Milli-
arden Euro an den Irak, einem der reichsten Länder der Erde, obwohl doch an-
geblich die Staatskassen leer sind! Bist du dazu gefragt worden? Und wo bleibt
die Schamesröte in den Gesichtern der Demokraten in Sachsen? Passen wir auf,
wen wir wählen!

Es gibt kein richtiges Leben im falschen, sagt Adorno. Fordern wir, dass wir
selbst die 500 Euro ausbezahlt bekommen, die es angeblich kostet, eine „Be-
schäftigungsmöglichkeit“ zu schaffen! Der Betroffene sieht davon nur circa 100
Euro. Warum gründen wir nicht so einen eingetragenen Verein, um an das Geld
zu kommen?

Übrigens kann von euren Erben das „HIV“-Geld über zehn Jahre zurückgefor-
dert werden. Wo ist der Sozialstaat? Wo bleibt die Menschenwürde? Herr Robbe,
natürlich SPD, fordert mehr Geld für die Bundeswehr, sie brauche neues Gerät
für neue Aufgaben. Woher nimmt Hans Eichel das wohl? Ich fordere die Abschaf-
fung der Bundeswehr! Was kostet die Einrichtung der neuen „battle groups“? Weg
damit!

Was hilft es uns, wenn Jürgen Habermas den diesjährigen Kyoto-Preis be-
kommt, die Politiker aber nicht lesen können oder wollen oder das, was sie viel-
leicht lesen, aber nicht verstehen, keinesfalls umsetzen? Immerhin herzlichen
Glückwunsch, Jürgen!

Roland Springborn (parteilos)

Unsanfte Türsteher beim
AWO-Bundeskongress

Die zwölfte Montagsdemo umfasste wieder circa 150 Menschen. Erstmals nah-
men daran auch einige junge Punks teil, die bei ihrem Auftreten mit Bierflasche in

142



der Hand nicht immer ein gutes Bild boten. Ältere Teilnehmer sind verschiedent-
lich mit diesen Jugendlichen ins Gespräch gekommen, um sie für ein alkoholfrei-
es, anders geartetes Auftreten zu gewinnen, denn Wut im Bauch haben wir alle.

Auf der Kundgebung mit offenem Mikrofon wurde eine Resolution für die
Rücknahme der Kündigung der beiden Opel-Kollegen verlesen und angenom-
men. Wieder sprachen einige zum ersten Mal am Mikrofon.

Während der Woche war das Bremer Bündnis gegen Sozialkahlschlag und
Bildungsabbau aktiv gewesen: mit Transparenten und Flugblättern vor dem Bre-
mer Rathaus, zu einem Empfang von städtischen Betriebsräten durch den Senat
und auf dem AWO-Bundeskongress. Beim Eintreten dort in den Saal mit Protest-
rufen gegen die Ein-Euro-Jobs zeigten die AWO-Türsteher, dass sie auch recht
unsanft mit Menschen umgehen können. Gespräche mit einzelnen Delegierten
zeigten, wie gespalten einige Delegierte bei den Ein-Euro-Jobs anscheinend sind,
aber auch, dass sie den massiven Abbau von Vollarbeitsplätzen zugunsten der
Ein-Euro-Jobs klar sehen. Eine Großstadt in Rheinland-Pfalz brüstet sich bereits,
60 Planstellen zugunsten dieser neuen „Sparmöglichkeiten“ abgebaut zu haben.

„Rote Fahne News“

Nur wenige Hundert
Demonstranten in Berlin

In Berlin hat es am Abend erneut Proteste gegen die Arbeitsmarktreform Hartz
IV gegeben. An zwei Kundgebungen beteiligten sich jedoch nur wenige Hundert
Menschen. Zu Beginn der Aktionen im August waren noch mehr als 15.000 De-
monstranten auf die Straße gegangen.

Im festgefahrenen Tarifkonflikt bei Volkswagen bemühen sich Gewerkschaft
und Arbeitgeber um eine Lösung. In Hannover begann die sechste Runde der
Tarifgespräche für die 103.000 VW-Beschäftigten in Westdeutschland. IG-Metall-
Bezirkschef Meine erklärte, er hoffe auf eine Annäherung der Standpunkte. VW-
Verhandlungsführer Senn äußerte sich ebenfalls zuversichtlich.

Das Unternehmen will bis 2011 seine Arbeitskosten um zwei Milliarden Euro
senken. Von den Beschäftigten wird daher eine zweijährige Nullrunde verlangt.
Die IG Metall fordert eine Beschäftigungsgarantie sowie zwei Prozent mehr Lohn
und Gehalt. Bundespräsident Köhler rief die Tarifparteien zu einer raschen Eini-
gung auf. Alle hätten ein Interesse daran, dass der Konflikt bei Volkswagen mög-
lichst bald beigelegt wird, sagte Köhler bei einem Besuch in Hannover.

Bei der Deutschen Bahn haben die Verhandlungen über ein neues Beschäf-
tigungsbündnis erste Ergebnisse gebracht. Bei einem Spitzengespräch in Frank-
furt am Main erklärte sich der Konzern-Vorstand bereit, bis zum Jahr 2010 auf be-
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triebsbedingte Kündigungen zu verzichten. Zunächst sollte die Garantie nur bis
2008 gelten. Das Unternehmen rückte aber nicht von seinem Kurs ab, die Arbeits-
kosten für die rund 150.000 Bahn-Mitarbeiter um zehn Prozent zu senken. Diese
Forderung halten die Gewerkschaften für nicht akzeptabel. Beide Seiten wollen
am 24. November in Berlin erneut zusammenkommen. Der bisherige Beschäfti-
gungspakt läuft Ende dieses Jahres aus.

Die Arbeitgeberverbände haben Tarifvereinbarungen kritisiert, die Bonus-
Leistungen für Gewerkschaftsmitglieder vorsehen. Ein Sprecher von Gesamtme-
tall sagte in Berlin, das Prinzip gleicher Lohn für gleiche Arbeit im selben Be-
trieb dürfe nicht verletzt werden. In der „Berliner Zeitung“ nannte der Hauptge-
schäftsführer der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Göh-
ner, entsprechende Regelungen abwegig und verfassungswidrig. Die IG Metall
hat in Nordrhein-Westfalen etwa ein Dutzend einzelbetriebliche Verträge abge-
schlossen, bei denen Gewerkschaftsmitglieder Sonderkonditionen erhalten. Da-
zu zählten ein höheres Entgelt, mehr Urlaub oder eine bessere Altersvorsorge.

„Deutschlandradio“ am 1. November 2004

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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13. Bremer Montagsdemo

am 08. 11. 2004

Die Würde des Menschen
ist (un)antastbar!?

Arbeitslosigkeit statt Arbeitslose bekämpfen

Für soziale Gerechtigkeit
gegen Ausgrenzung und Armut

für Chancengleichheit
gegen Benachteiligung

für gerechtere Steuertarife
gegen Sozialabbau

für Arbeits- und Ausbildungsplätze
gegen Zwang

Tenever-Kundgebung im Rahmen
der Montagsdemonstration
Montag, 8. November 2004
17:30 Uhr Bahnhofsvorplatz

16:30 Uhr Haltestelle
Neuwieder Straße (Treffen)

Menschen aus Tenever melden
sich zu Wort: Wir wollen nicht, dass
Arbeitslose und Schwache immer

mehr an den Rand gedrängt werden

Flugblatt von Gabi-Grete Kellerhoff
(„Arbeitskreis Tenever“)
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Tenever-Demo gegen Armut
Der Stadtteil Tenever steht heute im Mittelpunkt der „Tenever-Kundgebung für so-
ziale Gerechtigkeit gegen Ausgrenzung und Armut“ auf dem Bremer Marktplatz.
Die Kundgebung findet nach Angaben des „Arbeitskreises Tenever“ im Rahmen
der Montagsdemo statt. Vergangenen Montag hatten daran rund 80 Personen
teilgenommen. Die Veranstalter erwarten zum Jahresbeginn 2005 mehr Teilneh-
mer(innen) – wenn die Hartz-Reformen greifen.

„Tageszeitung Bremen“ vom 8. November 2004

Wer keine Kündigung hat
bekommen
Der wird verdammt schändlich ausgenommen! Was
die Menschen sich über viele Jahre hindurch hart er-
kämpft haben, denn wir sind fleißig wie die Bienen
gewesen, das fegt ihr da oben weg mit eurem unge-
rechten Geizhals-Besen! Pfui!

Ihr Nieten dort oben könnt euch so richtig im Geld
austoben! Habt ihr vergessen, wer euch hinauf in den
Sessel gehoben? Kleine Leute mussten euch nach
oben hieven! Heute kommt ihr daher mit Kündigungs-
briefen! Pfui!

Ihr dort oben kriegt euren Hals niemals mehr voll!
Wo das nur noch einmal hinführen soll? Ihr schämt

euch nicht für das Benehmen wie Herren der Sklaverei! Man sieht es immer wie-
der, die dort unten sind euch einerlei! Pfui!

Ihr nehmt das Weihnachtsgeld, ihr nehmt das Urlaubsgeld, für weniger Lohn
wird nun Arbeitskraft geklaut, so lange, bis euch jemand auf die Finger haut! Wenn
der Mensch kaum noch was hat zum Leben und Beißen, dann kann er auf eure
Almosen scheißen! Pfui!

Passt aber nur dort oben auf, dass es euch nicht geht wie vor grauer Zeit,
denn hier unten macht sich längst schon der Unmut breit! Der Krug geht zu Brun-
nen, so lange, bis er bricht! Wo habt ihr euren Verstand? Ihr sitzt doch im Licht!
Pfui, pfui, pfui!

Ursula Gatzke (parteilos)
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„Kosten auf zwei Beinen“
Die Sozialverbände, Gewerkschaften und alle anderen, die über Beschäftigungs-
träger Ein-Euro-Jobs anbieten, haben ihre wirtschaftlichen Interessen über ihr so-
ziales Gewissen gestellt!

Der neue Vorsitzende der Arbeiterwohlfahrt und parlamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Bundestagsfraktion Wilhelm Schmidt nennt die AWO einen „Kon-
zern in der Sozialarbeit“. Aber für einen Konzern sind Menschen nur „Kosten auf
zwei Beinen“!

Wahrscheinlich steht er deshalb den Ein-Euro-
Jobs so positiv gegenüber. Wilhelm Schmidt erklär-
te, auf diese Weise werde zahlreichen Leuten zu ei-
ner Arbeit verholfen. Doch wie viele von den 145.000
Beschäftigten der Arbeiterwohlfahrt werden durch
Ein-Euro-Jobber ersetzt?

Armut ist in diesem Land zu einer Wirtschafts-
ware verkommen, und auf die Konzerne der Armuts-
industrie wird ein Kostendruck durch Ein-Euro-Jobs
ausgeübt, der vielen Tausend regulären Arbeitsplät-
zen den Garaus machen wird!

Doch auch auf die noch beschäftigten Arbeit-
nehmer wird Druck ausgeübt. Hand in Hand mit den Gewerkschaften haben die
Konzerne die Spirale der Lohnabsenkung in Gang gebracht. Für den deutschen
Arbeiter ist es die Aktie des Bösen: die von VW, Karstadt-Quelle oder General
Motors!

Immer weniger Geld für immer mehr Arbeit: Das ist ein wirtschaftspolitischer
Trugschluss. Wenn es stimmen würde, dass es mehr Arbeitsplätze gibt, je weniger
der Arbeiter kostet, hätten wir in Afrika Vollbeschäftigung!

Letzten Dienstag berichtete der „Weser-Kurier“ unter dem Titel „Bezahlbarer
Wohnraum wird knapp“ über die Auswirkungen von Hartz IV auf die Lage von
ALG-II- und Sozialgeldbeziehern, dass jeder, dessen Miete zu hoch sei, binnen
eines halben Jahres die Wohnung wechseln müsse, sonst werde der überstei-
gende Betrag von den 345 Euro der Lebenshaltungspauschale abgezogen.

„Lebst Du noch, oder gräbst du schon?“ – Gerhard Schröder hat uns verspro-
chen, dass Hartz IV Arbeitsplätze schaffen werde, und wirklich: Bei zunehmender
Kriminalität und Suizidrate werden wir in diesem Land mehr Polizei und Totengrä-
ber benötigen.

Erich Seifert (parteilos)
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Die Zwangsarbeiterwohlfahrt
Es ist Weltspartag, und die AWO spart mit: Sie tauscht
reguläre Arbeitsplätze gegen Ein-Euro-Jobs!

Über ihre Wurzeln schreibt die AWO, ihre in der
Arbeiterbewegung verankerten Grundwerte seien Frei-
heit, Gerechtigkeit, Toleranz und Solidarität. Damit ist
jetzt Schluss! In den letzten Jahren hat die AWO 6.000
Arbeitsplätze abgebaut. Dank Hartz IV will die AWO
jetzt 2.500 Arbeitsplätze neu anbieten. Das heißt: Die
AWO ersetzt reguläre Arbeitsplätze durch Zwangs- und
Pflichtarbeit!

Angeblich misst die AWO ihre Leistungen an einer
Nutzenoptimierung, die zu Gunsten und nicht zu Las-
ten der Arbeiter geht. Tatsache ist: Durch die Nutzung

der Ein-Euro-Jobs arbeitet die AWO nach den Methoden eines Großkonzerns.
Billiglohn statt sozialer Verantwortung!

Angeblich betreibt die AWO eine präventive und nachhaltige Sozialpolitik, die
dazu beiträgt, gesellschaftliche Ausgrenzung zu vermeiden und zu bekämpfen.
Tatsache ist: Die AWO verstößt mit ihrer aktuellen Politik gegen die Menschen-
rechte! In der Menschenrechts-Charta der UN heißt es im Art. 2, Abs. 1: „Als
Zwangs- oder Pflichtarbeit gilt jede Art von Arbeit, die von einer Person unter An-
drohung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur
Verfügung gestellt hat.“

Deshalb fordern wir die Teilnehmer am AWO-Kongress auf: Bekennen Sie
sich zu den Ursprüngen Ihrer Organisation, die aus der Arbeiterbewegung ent-
standen ist! Setzen Sie Ihr Motto „Soziale Demokratie im Wandel“ um und hören
Sie auf, sich am sozialen Abbau zu beteiligen! Kämpfen Sie mit uns für den Erhalt
der sozialen Rechte! Stoppen Sie die Umverteilung von unten nach oben! Tragen
Sie Mitverantwortung für die auch im Grundgesetz verankerten Menschenrechte,
denn die Menschenwürde ist ein unveräußerliches Recht und unantastbar!

Matthias Brittinger (parteilos)

Parolen

Eins! Zwei! Drei! und Vier!
Die Hartz-Gesetze kippen wir!
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Fünf! Sechs! Sieben! Acht!
Mit Kürzen wird jetzt Schluss gemacht!

Liebe Bürgerinnen und Bürger!
Hier kommt die Montagsdemonstration

Wir fordern: Weg mit ‚Hartz IV‘!
Das Volk sind wir!

Volk, das ist wer leiden muss
An der Obrigkeit Beschluss:

Vom Tarif zu ‚Hartz IV‘ –
Heute wir, morgen ihr

Arbeit für viele, Gewinn für manche –
Aber wir sind Abzocker?

Der Kanzler schürt Ängste,
Damit wir verzichten!

Schröder in den Arbeitsdienst,
Köhler in den Plattenbau,

Clement in die Produktion –
Aber nur zu Billiglohn!

Schröder, Fischer, Merkel
Sind soziale Ferkel!

Schröder, Fischer, Stoiber
Sind die gleichen Roiber!

Rührup, Sinn und Lauterbach
Täuschen uns gewissenschwach!

Sie selber verdienen top –
Für uns der Ein-Euro-Job

Schmerzfrei und satt
Stellt ihr an uns Forderungen –

Immer auf die Gleichen!
Klaut mal von den Reichen!

Keine Schonung hoher Gewinne und
Vermögen vor Besteuerung!

Keine Schonung hoher Einkommen
Durch Abgabenbegrenzung!

3 45 Euro für die Arbeitslosen –
246 Mio für den Space-Park!

Keine Schonung von
Politikern bei Verschwendung!

5000 qm: zu klein für ein Kaufhaus –
50 qm: zu groß für Entlassene!
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Keine Schonung von
Managern bei Konkursen!
Arbeitsplatz wegsaniert –

Aber ich soll nicht jammern!
Scheißjob zumutbar,

Ausbildung sinnlos, Kinda pisa

Ein-Euro-Jobs: Beschäftigung
Als Sanktion für eine Hungerration –

Ein Leben lang Fron –
Im Alter kein Lohn!

Für Verkürzung der Arbeitszeit –
Arbeit ist ungerecht verteilt!
Vergeblich die Vermittelei –
Es ist gar keine Stelle frei!

Ein Euro Stundenlohn trotz Qualifikation?
Das ist Zwangsarbeit!

Sklavenhalter zahlten Steuern in Rom,
Bei uns kriegen sie Subvention

Keine Alternative?
Und nur Zwangsarbeit kann uns retten?

Nie mehr nein sagen dürfen
Ist vergewaltigt werden

Für Zusammenlegung der Sozialhilfe
Mit der Sterbehilfe!

Für die Umbenennung
Von ‚Hartz IV‘ in ‚Reich IV‘!
Erfolgreiche Stellensuche
Beginnt mit Freiwilligkeit!

Für Niedriglohn und Zwangsarbeit
bleibt uns leider keine Zeit!

Zwangsarbeit ist kein Unwort,
Zwangsarbeit ist verboten!

Euer Zwang heißt ‚Förderung‘,
Unser Dank ist Widerstand!

Für Mindestgeld zur Sicherheit!
Schluss mit Schüren von Daseinsangst!

Für den Fortschritt der Gesellschaft,
Sonst Streik und Stillstand, bundesweit!

Verleger, spart euch das Geschwätz!
‚Hartz IV‘ ist Armut per Gesetz!
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Ihr wollt uns kleinrechnen und
Totschweigen! Ihr seid Feiglinge!
Auf antifaschistischer Grundlage:

Wir reden Klartext
Am offenen Mikrofon –

Es gibt keine Opposition
Außer der Montagsdemo
Montagsdemonstration

gegen Sozialkahlschlag –
Montagsdemo gegen

Bildungsabbau und Entwürdigung –
Montagsdemo gegen

Verarmung und Zwangsarbeit –
Montagsdemo gegen ‚Hartz IV‘

Gerolf D. Brettschneider (parteilos)

Auf dem Arbeitsamt
früh um halb neun
Ob du’n Job kriegst oder kriegst keun’?
Amüsierst du dich aber wirklich nicht,

Auf dem Arbeitsamt früh um halb neun?

Wer auch immer am helllichten Tag
Den Computer im Amt hat befragt,

Ist ein armer Wicht, denn ein Job kommt nicht,
Auf dem Arbeitsamt früh um halb neun!

„Arbeitslosenzentrum Tenever“ („Auf der Reeperbahn“)

Einheizende Samba

Schweigeminute für getöteten Atomkraftgegner

Die 13. Montagsdemo begann um 17:30 Uhr auf dem Bahnhofsvorplatz mit ein-
heizenden Sambarhythmen, Liedern, Gedichten und Berichten zur Lebenssitua-
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tion der Arbeitslosen in Tenever. Gekommen waren zahlreiche Bewohner dieses
Bremer Stadtteils, so dass über 250 Menschen da waren. Das lockte auch zahl-
reiche Passanten heran.

An der Kundgebung und der anschließenden Demonstration nahmen wieder
einige junge Punks teil, mit denen wir die Auseinandersetzung um das Auftre-
ten ohne Alkohol führten. Wir konnten sie mit „Keiner schiebt uns weg“, weiteren
Liedern und aktivem Parolenrufen einbinden und an schädlichen Provokationen
hindern.

Zu Beginn der Schlusskundgebung gedachten wir Sebastians, des beim
Castor-Transport in Frankreich überfahrenen jungen Atomkraftgegners, mit einer
Schweigeminute. Ein Beitrag informierte über die neuerliche Kündigung eines ak-
tiven Opel-Streik-Kollegen und forderte zu weiterer Solidarität auf.

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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14. Bremer Montagsdemo

am 15. 11. 2004

Hier ist Clementine!
Ich freue mich, dass die Montagsdemo immer noch
lebt! Auch wenn das nicht in der Zeitung steht! Ich
möchte euch begrüßen, dass ganz Bremen bebt!
Auch wenn man uns meidet und nicht gern sieht und
hört, so werden die da oben doch ganz schön von
uns gestört!

Ich schreibe gern und schreibe viel, ich habe
schon viel geschrieben und werde noch sehr viel
mehr schreiben, und eines Tages frage ich dann den
Bremer Bürgermeister, ob ich nicht ein paar hun-
derttausend Euro für meine „Clementine-Stiftung“
bekomme!

Man könnte ja meine geschriebenen Sachen alle zusammensuchen, wie ge-
sagt, ich schreibe gern und viel, aber zum Suchen habe ich so gar keine Lust und
Zeit! Wozu gibt es denn andere Menschen? Ich, nur ich brauche Geld, viel, viel
Geld!

Clementines Mütze ist nun leider dahin, ich habe sie gewaschen wie eine
Politikerweste, doch im Schirm war nur Pappe drin! Ich muss mich wohl schnell
an den Senat wenden, bevor Bremen sein letztes Hemd vergeudet! Gott gebe mir
dann so viel Glück, wie er Günter Grass gewährt hat!

Ach, Günter Grass, hör nur zu, du hast Geld genommen ohne Not! Ach, Gün-
ter Grass, sieh nur her, ich will deine Bücher nimmermehr! Ach, Günter Grass, sei
so schlau, gib das Geld den Kindern nun recht bald!

Ursula Gatzke (parteilos)
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Der Ein-Euro-
Universitätsbibliotheks-

Revisionsmitarbeiter
Seit dem 1. Oktober gibt es die sogenannten Ein-
Euro-Jobs auf Probe. Ab Januar werden sie dann dank
Hartz IV in Form von Zwangsarbeit zur rauen Wirklich-
keit und sorgen für eine seit vielen Jahren nicht mehr
dagewesene Diskriminierung und Stigmatisierung der
Betroffenen!

Nach dem Willen der Frankfurter Oberbürgermeis-
terin Petra Roth sollen alle sogenannten Ein-Euro-
Jobber einheitliche blaue Overalls tragen. Es gab es
ja auch mal eine Zeit, in der gewisse Leute gelbe Ster-
ne tragen mussten! Mit solchen Methoden beginnt die
Ausgrenzung von Schwachen, das ist aus der Ge-
schichte bekannt.

Im gleichen Maß, wie man die Betroffenen entgegen jeder Menschenwürde
behandelt, werden reguläre Arbeitsplätze vernichtet und durch Ein-Euro-Jobs er-
setzt. Diese müssten laut Gesetz die Voraussetzungen „Gemeinnützigkeit“ und
„Zusätzlichkeit“ erfüllen. Und wie wird das in Wirklichkeit gehandhabt?

Hier als Beispiel ein Stellenangebot der Arbeitsagentur Erfurt vom 21. Sep-
tember: „Arbeitsgelegenheit für Hilfeempfänger. Tätigkeit: Sachbearbeiter. Be-
triebsart: Organisation der Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur. Anfor-
derungen: Revisionsmitarbeit am Freihandbestand der Universitätsbibliothek und
Vorbereitung der Tagung der Staatswissenschaftlichen Fakultät. Sichere deutsche
Rechtschreibung und Rechnergrundkenntnisse erforderlich. Geringfügige, befris-
tete Stelle. Arbeitszeit: 30 Wochenstunden. Monatsgehalt: 130 Euro“!

Früher wurde eine solche Tätigkeit mit einem Stundenlohn zwischen 6,50 und
8,50 Euro bezahlt. Welche Beweise brauchen wir eigentlich noch, bis auch der
letzte begreift, was Hartz IV in Wirklichkeit bedeutet, nämlich: Ausbeutung der so-
zial Schwächsten! Erniedrigung und Diskriminierung der Betroffenen! Lohndum-
ping in nie dagewesenem Ausmaß! Weiter ansteigende Arbeitslosenzahlen! Bil-
liglohn als Regellohn! Höchstprofit für das Großkapital! Abschaffung der sozialen
Gerechtigkeit!

Daher gibt es nur eins: Weg mit der Agenda 2010! Weg mit Hartz IV!

Matthias Brittinger (parteilos)
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Macht Arbeit Armut
Das politische Zukunftskonzept der SPD unter dem Titel Agenda 2010 besagt
zynisch, dass der Weg aus der Armut nur über die Armut führen kann.

Aus diesem Grund gilt für viele schon die Höhe der Sozialhilfe als ordnungs-
politischer Fehlanreiz. Die Bertelsmann-Stiftung möchte die Sozialhilfe gern hal-
bieren, das Ifo-Institut und der hessische Ministerpräsident würde gern eine Kür-
zung um ein Drittel sehen, der Sachverständigenrat um 30, der Industrie- und
Handelstag ebenso wie der bayerische Ministerpräsident um 25 Prozent.

Es ist der Glaube der Wirtschaftsexperten, dass
die Arbeitskraft nur billig genug sein muss, um Ar-
beitsplätze entstehen zu lassen. Deshalb fordert
jetzt Norbert Walter, Chefvolkswirt der Deutschen
Bank, dass Rauchpausen vom Lohn abgezogen
werden sollen. Wirtschaftsexperten! Etwas Blöde-
res finden Sie in keinem Tierpark!

Das Sozialgeld, wie die Sozialhilfe ab nächstem
Jahr heißt, beträgt wie das Arbeitslosengeld II 345
Euro monatlich. Ein Betrag, mit dem Sie in Indone-
sien nicht nur sehr gut leben, sondern sich sogar
noch Hausangestellte leisten könnten!

Wir lernen daraus: Empfänger von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld be-
kommen nicht zu wenig Geld, sie bekommen es nur am falschen Ort. Wir hätten
in Deutschland keine Arbeitslosigkeit mehr, wenn wir jedem Arbeitslosen 100 Eu-
ro wöchentlich geben würden, nur mit der Auflage, sich das Geld persönlich in Ja-
karta abzuholen!

Nicht umsonst heißt die Werbekampagne der Bundesregierung: Deutschland
bewegt sich! Für mich stellt sich da im nächstem Jahr eher die Frage: Wer bewegt
sich schneller, die Politiker oder das Volk, das hinter ihnen her ist?

Der deutsche Kinderschutzbund hat in der vergangenen Woche erschrecken-
de Zahlen als Folge der Hartz-IV-Gesetzgebung bekannt gegeben. Als wäre es
nicht schon beschämend genug, dass heute bereits eine Million Kinder und Ju-
gendliche in diesem Land in Armut leben müssen, wird sich diese Zahl im nächs-
ten Jahr mehr als verdoppeln, auf zweieinhalb Millionen Kinder und Jugendliche.

Das alte Degenhardt-Lied von der Oberstadt, der Unterstadt und den Schmud-
delkindern, mit denen man nicht spielen soll, wird wieder aktuell. Das rot-grüne
Regime in Berlin bittet jetzt alle Bundesbürger zur Kasse: Die einen zum Zahlen,
die anderen zum Abheben.

Erich Seifert (parteilos)
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Ich fordere Entmachtung der
Wirtschaftsbosse!

Seit über dreißig Jahren steigt die Arbeitslosenzahl stetig an, x-mal wurde die
Statistik geändert, um verschiedene Mitbürger aus ihr fernzuhalten oder rauszu-
bekommen. Wie viele Regierungen haben versucht, das Arbeitsfeld neu zu be-
ackern? Und was ist dabei herausgekommen?

Die Politiker haben sich von Beratern und Wirtschaftswissenschaftlern das
Heft aus der Hand nehmen lassen. Dabei gibt es nur Wirtschaftsmodelle, die mit-
einander konkurrieren und unter deren Anwendung die Menschen dann leiden!
Wissenschaft hieße, diese Modelle zu überprüfen, aber die sogenannten „Wirt-
schaftsweisen“ sind bloß damit beschäftigt, ihre Halbjahresgutachten allwöchent-
lich zu ändern!

Unsere Politikern handeln nicht als Staatsmänner, sondern als Erfüllungsge-
hilfen von Wirtschaftsbossen, denen sie hinterherhecheln. Ändern wir unser Kon-
sumverhalten! Schaffen wir eine Gegenstruktur, machen wir bei alternativen Pro-
jekten mit! Es ist sinnlos zu überlegen: Kaufe ich BMW, Daimler-Chrysler, Toyo-
ta? Es verdienen nur die Aktienbesitzer, egal wo sie leben, sie spielen die Metall-
arbeitnehmer weltweit gegeneinander aus!

Also steigen wir aufs Fahrrad, es ist öfter möglich, als wir im Augenblick glau-
ben! Unterstützen wir uns gegenseitig, reden wir mehr miteinander, wo der Schuh
drückt! Jeden Monat hören wir, dass wieder Tausende Menschen „freigesetzt“
werden, wie das jetzt heißt, und so wird es weitergehen! Die „Politik“ kann keine
Arbeitsplätze herbeizaubern, das weiß inzwischen sogar Herr Clement!

Vor zehn Jahren hat Zbigniew Brzezinski, einst „Berater“ von Jimmy Carter,
mit dem Begriff „Tittytainment“ vorhergesagt, wir würden künftig mit dem absolu-
ten Minimum zum Leben abgespeist, physisch wie auch mental. Nur ein Fünftel
der Weltbevölkerung wird noch gebraucht, um alle weltweit benötigten Güter her-
zustellen! Einige tausend Extremreiche werden die Welt unter sich aufgeteilt ha-
ben und bestimmen, was zu geschehen hat!

Glauben wir also kein Wort mehr vom Gesülz der Schröder, Berger, Hundt
und wie sie alle heißen, lassen wir uns nicht mehr einlullen! Wandel ist machbar,
aber nicht so, wie ihn die oberen Fünftausend wollen! Glauben wir nicht mehr dem
Gewäsch in den Talkshows, schalten wir sie ab, bis sie mangels Quote abgesetzt
werden!

Die Gewerkschaftsbosse, Chefs der Sozialverbände und Kirchenfürsten sol-
len sich wieder für das Volk, für uns engagieren, ebenso die Politiker, die ver-
dammt gut von und durch uns leben, sie sind unsere Angestellten! Sonst jagen
wir sie nach Hause!
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Ich fordere Entmachtung der Wirtschaftsbosse durch konzertierte Aktionen
der Politik: Es darf kein Ausspielen der Staaten und Bevölkerungen gegeneinan-
der mehr geben, wie es auch innerhalb der EU geschieht!

Ich fordere eine maximale Steuer auf alle Luxusgüter und Zinserträge und
staatlich geförderte Arbeit im Bereich der Wissenschaft und Kunst! Jeder soll
durch sinnvolle Tätigkeit seinen Lebensunterhalt verdienen und am sozialen Le-
ben in der Gemeinschaft teilnehmen können!

Ich fordere einen Volksentscheid über die EU-Verfassung, weil ich befürch-
te, dass darin weitere Freibriefe für die eigene Unterdrückung enthalten sind! Es
muss eine EU-weite Solidarisierungsaktion der noch arbeitenden Menschen ge-
ben, denn der Kahlschlag wird im Namen der Globalisierung weitergehen!

Ich fordere eine stärkere Kontrolle der Umstrukturierung der Bundeswehr, weil
sonst durch das „Outsourcing“ künftig keine Kontrolle mehr möglich ist! Schluss
mit der Anschaffung neuer Waffensysteme: Wovon werden sie bezahlt, gegen
wen sollen sie eingesetzt werden? Lassen wir uns nicht vom Terrorismusgerede
einschläfern!

Ich fordere eine stärkere Ausrichtung auf ökologischen Welthandel und kos-
tenfreie medizinische Grundversorgung für die Ärmsten der Armen! Ein Viertel
der Menschheit hat keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser! Schluss mit der un-
säglichen Privatisierung von kommunalem und staatlichem Eigentum, dadurch ist
bisher nichts besser geworden!

Ein alter Lehrsatz lautet: „Die allgemeine Tendenz der kapitalistischen Pro-
duktion ist es, den durchschnittlichen Lohnstandard nicht zu heben, sondern zu
senken oder den Wert der Arbeit bis zu seiner Minimalgrenze zu drücken“. Ver-
teidigen wir, was unsere Vorväter erstreikt und erkämpft haben, sonst haben un-
sere Kinder eine üble Sklaverei vor sich!

Roland Springborn (parteilos)

Weine nicht, wenn der
Schröder fällt

Damdam, damdam! Es gibt keinen, der zu ihm hält, damdam, damdam!
Wir woll’n auch keine Merkel sehn, damdam, damdam! Mit ihr wird’s uns nicht

besser gehn, damdam, damdam!
Weg mit Sozialabbau und Hartz IV, damdam, damdam! Dafür demonstrieren

wir, damdam, damdam!
Montags werden wir uns wiedersehn, damdam, damdam! Wenn wir auf die

Straße gehn, damdam, damdam!
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Marmor, Stein und Eisen bricht, aber unser Widerstand nicht! Dafür stehn wir
alle hier, denn das Volk sind wir!

Stefan (Montagsdemo Berlin)

Erste Bescheide über
Arbeitslosengeld II

Bei unserer 14. Montagsdemo in Bremen auf dem Bahnhofsvorplatz, Treffen um
17:30 Uhr, waren etwa 100 bis 120 Teilnehmer anwesend. Einige berichteten von
ersten Bescheiden über Arbeitslosengeld II, wobei einzelne bereits in zwei Mona-
ten erneut einen Antrag stellen sollen. Das löste natürlich Unmut aus. Anschlie-
ßend demonstrierten wir wieder durch die Innenstadt.

Bei der Kundgebung selbst und auch beim nachfolgenden Auswertungstref-
fen standen die Vorbereitung der kommenden Montage auf der Tagesordnung
und wie wir wieder mehr Teilnehmer gewinnen. Als nächstes Thema ist geplant:
Was bedeuten Hartz IV und die Agenda 2010 für Kinder und Jugendliche?

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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15. Bremer Montagsdemo

am 22. 11. 2004

Agenturschluss

„Arbeitsagenturen“ und „Personal-Service-Agenturen“
am 3. Januar 2005 lahmlegen!

Wenn am 1. Januar 2005 die neuen „Hartz-Gesetze“ in Kraft treten sollten, rufen
wir dazu auf, die „Arbeitsagenturen“ und „Personal-Service-Agenturen“ bundes-
weit zu schließen. Am ersten Werktag des neuen Jahres – am Montag, dem 3.
Januar 2005 – werden wir den Start von „Hartz IV“ stoppen. Wir werden in Form
von Besetzungen, Blockaden oder Versammlungen in den Ablauf der Erwerbslo-
senbürokratie eingreifen. Wir wollen die Nötigung und Beschneidung unseres Le-
bens anhalten und einen Raum schaffen für den Ausdruck unserer Ängste, unse-
rer Wut und unserer eigenen Vorstellungen von einem würdigen Leben.

Ob wir mit den jetzt stattfindenden Demonstrationen, Kundgebungen und Ak-
tionen die notwendige gesellschaftliche Kraft entfalten, damit die Regierung die
„Hartz-Gesetze“ zurücknimmt, wissen wir nicht. Unsere Wut und unsere Phanta-
sie sind aber noch lange nicht aufgebraucht. Wir rufen besonders zur Teilnahme
an der Arbeitsagentur-Aktionswoche vom 2. bis 5. November und zur bundeswei-
ten Großdemonstration an der Zentrale der „Bundesagentur für Arbeit“ am 6. No-
vember 2004 in Nürnberg auf.

Selbst wenn die „Hartz-Gesetze“ Alltag werden, wird der soziale Protest und
Widerstand dagegen nicht zu Ende sein. Es sind schon andere Gesetze wieder
gekippt worden. Weisen wir das gesellschaftliche Elend, das uns jetzt verspro-
chen wird, zurück! Erinnern wir uns an die erfolgreichen Proteste gegen die Ein-
führung einer Kopf-Steuer („poll tax“) in England Anfang der neunziger Jahre: Die
massenhafte Aufkündigung des „sozialen Friedens“ brachte das Gesetzesvorha-
ben seinerzeit zu Fall.

Viele Menschen begreifen, dass der Angriff auf uns und unsere Bedürfnis-
se gleichermaßen für Erwerbslose wie für Lohnarbeitende gilt: für die Lohnar-
beitenden als Erpressung zu Mehrarbeit und Lohnverzicht, für die Erwerbslosen
als Leistungskürzung und Zwang in Billigjobs. Immer mehr Aufwendungen für
Renten- und Krankenversicherung kommen für alle dazu. Dass ausgerechnet die
großen Sozialverbände wie Caritas, Diakonie oder AWO von der Einführung der
nur symbolisch entlohnten Zwangsarbeit für „Arbeitslosengeld-II-Bezieher(innen)“
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profitieren wollen, macht sie zu klaren Gegnern im Widerstand gegen die „Hartz-
Gesetze“.

Im gemeinsam und gleichzeitig erlebten Alltag der Bedrohung mit Arbeit und
Arbeitslosigkeit gibt es keinen Unterschied mehr zwischen Erwerbstätigen und
Erwerbslosen. Darin liegt aber auch die Möglichkeit, im Protest und Widerstand –
nicht nur gegen die „Hartz-Gesetze“ – zusammenzukommen.

Im aktuellen Umbau des Sozialstaates verschiebt sich die Aufgabe der neu-
en „Agenturen für Arbeit“. Im Leitbild der „Verfolgungsbetreuung“ tritt die Ziel-
richtung der Kontrolle und Ausübung von Zwang gegenüber den erwerbslosen
„Kund(inn)en“ deutlich hervor und die Förderung und Beratung in den Hinter-
grund. Wenn die „Arbeitsagenturen“ zur „Arbeitspolizei“ werden, stellen wir ihre
Existenzberechtigung in Frage! In diesem Sinne soll die Schließung der „Arbeits-
agenturen“ durch unsere Aktionen auch die Forderung nach der Auflösung dieser
Behörde ausdrücken.

Was konkret am 3. Januar 2005 in den „Arbeitsagenturen“ und „PSAs“ pas-
sieren wird, ist abhängig von den Menschen vor Ort, von ihrem Zorn und von dem,
was sie sich zutrauen. Unser Ziel ist es, uns in den Ämtern zu versammeln, den
Betrieb lahmzulegen und dort zu protestieren und zu diskutieren. Dabei können
die Beschäftigten der Arbeitsämter mit einbezogen werden. Sollten wir vor ver-
schlossenen Türen stehen, haben wir ein Teilziel erreicht und können uns über-
legen, ob und wie wir uns Zutritt verschaffen. Vielleicht haben wir auch vorher
schon eine Idee dazu.

Organisiert euch! Macht Agenturschluss in eurer Stadt! Verlegen wir die Mon-
tagsdemonstrationen am 3. Januar 2005 in die „Arbeitsagenturen“ und „PSAs“!
Wir haben mehr vom Leben als von der Arbeit!

„Agenturschluss“ ist eine Initiative von sozialpolitisch engagierten Gruppen
aus mehreren Städten. Sie entstand auf dem Kongress „Die Kosten rebellieren.
Internationale Versammlung zu Prekarisierung und Migration“ und wurde auf ei-
nem bundesweiten Treffen Anfang August konkretisiert.

Flugblatt von „Agenturschluss“

Kanzler Schröder
Du bist schlecht! Tust nichts für die Armen, geh nur weg! Kanzler Schröder, siehst
du nicht unsre leeren Taschen? Tu was rein!

Kanzler Schröder, Kanzlerbrief! Brichst nun dein Versprechen, du lügst doch!
Armes Bremen, weinst nun bald, kommen bald die Räuber aus dem Wald!

Ach, Bremen, du, hörst du nicht, wie die Lügen wachsen, immer noch? Ach,
Bremen, au! Schau nur, schau! Werde endlich schlauer, jetzt sofort!
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Ach, Bremen, hör, überall: Menschen sind verzweifelt, hör nur hin! Ach, Bre-
men, schlimm und auch blöd: Hast dein Geld verplempert, immer noch!

Ach, Bremen, denk mal nach vorn! Du bist bald
am Ende deiner Macht! Ach, Bremen, sag, schweige
nicht: Lügen leben lange, sogar hier!

Lügenkanzler, lüg nicht mehr, gib das Geld der
Bremer wieder her! Lügenkanzler, sonst geh fort,
kriegst nicht unsre Stimmen ohne Geld!

Teurer Euro, holt ihn her! Was gilt dein Verspre-
chen, bitte sehr? Ein Euro Lohn, oh wie schlau, soll
nun Deutschland retten aus der Not!

Nur, die Leute sind nicht dumm! Haben keine Ar-
beit und kein Recht! Würde rauben und das Recht,
kann nur Wut erzeugen, überall!

Armes Deutschland, wirst geteilt wegen schlechter Führung von den Herrn!
Pisa-Führung ist sehr schlecht, macht nur arm und Reiche, das ist doof!

Reiche schlafen immer gut, wissen nicht, wie weh es unten tut! Arme kämpfen
immer mehr um das Überleben, das ist schwer!

Kommt nun alle zu uns her, dass wir viele werden, stark und fest! Schluss mit
Armut, her das Recht, dass wir nicht verkommen! Das wär schlecht!

Montagsdemo um halb sechs, seht ihr nicht die Leute, die da stehn? Kommt
zur Demo um halb sechs, steht dann mit uns Leuten, stark und fest!

Kommt zum Marktplatz um halb sechs, sagt dort eure Meinung und noch
mehr! A 2010 und Hartz IV machen Deutschland ärmer, wie man sieht!

Demo-Leute sind okay, haben ihren Willen aufzustehn! Denn da oben die sind
blind, sehen nicht die Sorgen, die da sind!

Drum ihr oben, wacht mal auf! Gebt mal erst von euch was tüchtig ab! Seid
mal Vorbild, einmal nur! Ihr seid viel zu reich nun, jetzt ist Schluss!

Ursula Gatzke (parteilos; „Bruder Jakob“)

„Das Volk muss weg!“
Ich möchte alle Teilnehmer herzlich bitten, sich in den Demonstrationszug einzu-
ordnen und in ihren Kundgebungsbeiträgen auf verstecke Gewaltaufforderungen
zu verzichten! Die Montagsdemonstration ist und bleibt eine gewaltfreie Veran-
staltung von betroffenen Bremerinnen und Bremern. Ich bitte euch alle, das zu
respektieren!

In einer ALG-II-Broschüre des Dortmunder Arbeitslosenzentrums las ich fol-
gende Reime von Christine Nöstlinger: „Einer ist reich, und einer ist arm; einer er-
friert, und einer hat's warm. Einer hat Hunger, und einer hat Brot; einer lebt noch,
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und einer ist tot. Ich bin lebendig und faul und reich, und ob du schon tot bist, ist
mir doch ganz gleich!

Die Nöte der Menschen in diesem Land werden immer größer! Wie wir lesen
konnten, soll ein ALG-II-Empfänger in Göttingen umziehen, weil seine Miete um
18,34 Euro über der gesetzlich festgelegten Grenze liegt!

Die Bundesregierung sah sich am vergangenen
Mittwoch genötigt, eine Pressemitteilung herauszu-
geben, die reichlich nichtssagend war bis auf einen
Satz: Sollte sich in der Verwaltungspraxis ergeben,
dass die kommunalen Träger in nicht unerheblichem
Umfang bei der Beurteilung der Angemessenheit
des Wohnraums einen zu engen Maßstab anlegen,
könne das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit von seiner Verordnungsermächtigung nach § 27
SGB II Gebrauch machen.

Das heißt: Wir sollten überlegen, eine Datei für
amtlich verordnete Umzüge in Bremen anzulegen,

um eine zu enge Auslegung bei der Beurteilung des Wohnraums durch die Be-
hörden nachweisen zu können!

Übrigens hält jetzt auch Gerhard Schröder seine Montagsdemo ab: Er lädt
dazu sein Kabinett, den Vorstand von SPD und Volkswagen sowie Freunde wie
Michael Rogowski und Günter Grass ein und führt auch den Hundt mit. Die Demo-
strecke verläuft vom Kanzleramtsbüro quer durchs Kanzleramt und direkt hinun-
ter in den Weinkeller. Dort angekommen sagt Schröder: „Früher mit der Toscana-
Fraktion waren unsere Demos lauter! Das nächste Mal nehmen wir ein Megafon
mit und überlegen uns eine Parole.“ Da kommt von hinten der Benneter aus den
Weinregalen getorkelt und brüllt: „Wir sind Hartz IV! Das Volk muss weg!“

Erich Seifert (parteilos)

Bremen kauft sich den Nobelpreis
He, Günter Grass! Bist du ein sozialkritischer Zeitgeist oder ein gekaufter Nobel-
preisträger? Ist deine Unterschrift für Hartz IV in der Tageszeitung nur 500.000
Euro wert? Ist dein Gerechtigkeitssinn so billig zu kaufen?

Weil Henning Scherf schon mehrmals Zuwendungen für deine Stiftung ver-
sprochen hat, wurden sogar Gesetze gebrochen, um dir dieses Geld zuzuschus-
tern! Die Staatsanwaltschaft ermittelt in dieser Sache gegen einen führenden Mit-
arbeiter unseres Bürgermeisters wegen Untreue!

Die Familienkarte, die „sozial schwache“ Familien unterstützen soll, wurde
auf Eis gelegt: Kein Schwimmbadbesuch, kein Kasperletheater oder verbilligter
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Museumsbesuch mehr für betroffene Kinder! Weil 500.000 Euro fehlen – deine
500.000 Euro!

Rund 20.000 Kinder und Jugendliche sind zur Zeit
auf Sozialhilfe angewiesen, dank Hartz IV werden noch
mindestens 8.000 hinzukommen. Diesen armen Kin-
dern raubst du ein weiteres bisschen Lebensfreude!

Darum fordern wir: Günter Grass, gib die zu Un-
recht erhaltenen 500.000 Euro an die Bremer Kinder
zurück! Trage wenigstens minimal dazu bei, dass die
Kinderarmut in Bremen etwas erträglicher wird! Bewei-
se, dass deine Sätze nicht nur hohle Phrasen sind, son-
dern setze dich für soziale Rechte und für die betrof-
fenen Kinder ein! Unterstütze unsere Forderung nach
sozialer Gerechtigkeit!

Günter, lass die Kinder nicht leiden! Darum musst
du dich jetzt entscheiden: Geld und Luxus vom Großkapital, die Kinder dafür ins
Jammertal?

Wenn du das willst, sag es so laut, wie Oskar auf die Trommel haut! Doch
hast du eine soziale Ader, trenne dich vom Kapitalgeschwader!

Bekämpfe mit uns die Armut im Land, beweise sozialkritischen Verstand! So-
ziales Gewissen oder hohle Phrasen: Sind deine Bücher nur leere Blubberblasen?

Steh ein für Gerechtigkeit und unsre Kinder, verhindere mit uns den sozialen
Winter! Gib den Bremer Kindern ihr Geld zurück, verhilf ihnen zu einem bisschen
Glück!

Denk an deine Jugend, auch du warst wie wir! Drum stimme mit ein: Weg mit
Hartz IV! Und lass uns auch noch einen Schritt weitergehn: Weg mit der asozialen
Agenda 2010!

Matthias Brittinger (parteilos)

Kinder in Armut
An unserer 15. Montagsdemonstration um 17:30 Uhr auf dem Bahnhofsvorplatz
nahmen über 100 Menschen teil. Die Situation von Kindern in Armut war das The-
ma der Kundgebung. Die Initiative und gemeinsame Arbeit der Aktivisten bringt
immer wieder gute Beiträge und Vorschläge zustande. Mit Dank und Bedauern
wurde ein für klärende und prinzipielle Wortmeldungen bekannter Kollege verab-
schiedet, weil er Bremen aus beruflichen Gründen verlassen muss. Vertrauens-
volle Zusammenarbeit, aber auch Kritik an Alleingängen Einzelner gehören zu
der im Herbst gewachsenen Demokultur.
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Dieser Stil prägte auch das Nachbereitungstreffen des Bremer „Bündnisses
gegen Sozialkahlschlag und Bildungsabbau“. Hier ging es um die weiteren Ak-
tionen, Vorbereitung des 3. Januar 2005 und aktuell um den Besuch von Gün-
ter Grass, der sich mit seiner Unterschrift in einer großen Anzeige in „FAZ“ und
„Zeit“ mit dem Titel „Auch wir sind das Volk!“ auf die Seite der Rogowski und
Co. geschlagen hatte, gleichzeitig um 500.000 Euro beim Bremer Senat für sei-
ne „Günter-Grass-Stiftung“ schnorrt und an allen Haushalten vorbei gewährt be-
kommt, während der Senat für eine „Familienkarte“, die kinderreichen oder be-
nachteiligten Familien Nachlässe bei kulturellen oder ähnlichen Veranstaltungen
einräumen sollte, eben diese 500 000 Euro nicht übrig hat.

Unser Protest gegen das Auftreten von Grass war richtig, auch wenn vermut-
lich durch sozialdemokratischen Filz in Ämtern und Gremien ein kurzfristig ange-
setzter Laternenumzug verhindert wurde. Grass selbst mied bei seiner Lesung
den Haupteingang und kam durch die Lieferantentür, an Mülltonnen vorbei, ins
Rathaus, um vor geladenen Gästen aus „Politik, Wirtschaft und Kultur“, mit Si-
cherheitskräften im Hintergrund, wie der „Weser-Kurier“ schreibt, sich selbst zu
beweihräuchern.

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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16. Bremer Montagsdemo

am 29. 11. 2004

Agenturschluss in Bremen

Montag, 3. Januar 2005, 9 Uhr Arbeitsamt am Doventorsteinweg

Auch in Bremen wollen wir uns am „Agenturschluss“ beteiligen. Nach den Mon-
tagsdemos, den bundesweiten Demonstrationen in Berlin und Nürnberg, nach
den Protesten gegen die Ein-Euro-Zwangsarbeit unter anderem in Bremen, Ber-
lin und Nürnberg bietet sich dieser überregionale Aktionstag an, nicht nur um ge-
gen Hartz IV und seine Folgen zu demonstrieren, sondern aktiv in die Arbeit der
künftigen „Arbeitspolizei“ und „Elendsverwaltung“ einzugreifen!

Wir wollen dabei keine „kleinen Brötchen“ backen. Wir wollen nicht mit einem
kleinen Häufchen frierend vor den Türen der Arbeitsagentur unsere Protestplaka-
te hochhalten, sondern drinnen unsere Ansichten über Arbeitszwang und Nied-
riglohnmaloche, aber auch über Zwangsmaßnahmen und Schikanen seitens der
Behörde(n) kundtun. Das wird uns nur gelingen, wenn sich viele Leute an dieser
Aktion beteiligen, ihre eigenen Ideen mitbringen, wenn wir uns gemeinsam die-
sen Ort aneignen und zu einem Ort des Protestes machen.

Dass sich die Aktion nicht gegen diejenigen richtet, die ihren Antrag abge-
ben wollen oder müssen, versteht sich dabei von selbst. Im Gegenteil wollen wir
zusammen etwas „auf die Beine“ stellen, uns nicht wegducken, nicht jammern
und auch nicht lamentieren. Wenn der Betrieb aber durch unsere Anwesenheit
hochgradig gestört wird oder die Polizei die Eingänge versperrt, haben wir zum
einen unserer Ziel erreicht, den reibungslosen Verwaltungsablauf zu durchbre-
chen, und zum anderen hoffentlich einen mehr als nur lustigen Tag gehabt.

Das Wichtigste ist doch, dass wir in Zukunft nicht mehr jede „Kröte“ schlu-
cken müssen, dass wir Strukturen und Netzwerke aufbauen, aus denen heraus
wir uns gegen die immer unverschämteren Forderungen der Unternehmer, gegen
die immer krasseren Angriffe auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen weh-
ren können. In Zeiten zunehmenden Sozialneids, wachsender Konkurrenz, aus-
gefahrener Ellbogen und eines ausgeprägten Rassismus geht es uns darum, jen-
seits aller sozialen, politischen und ethnischen „Differenzierungen“ auf der Grund-
lage von Solidarität und gegenseitigem Respekt mit allen zusammenzuarbeiten,
die mit uns der Ansicht sind, dass eine bessere, gerechtere und menschlichere
Welt möglich ist.
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Die Agenda 2010, Hartz IV, neues Schulgesetz, Gesundheitsreform, Studien-
gebühren – das alles steht für einen neuen politischen Kurs, der viele Menschen
an den Rand der Existenz drängt, während eine relativ kleine Clique immer rei-
cher, mächtiger, elitärer wird. Wollen wir das zulassen? Kommt zum „Agentur-
schluss“! 9 bis 13 Uhr Aktionen beim Arbeitsamt, anschließend Demonstration
zum Marktplatz.

Flugblatt von „Agenturschluss Bremen“

„Der Weltgeist zu Gast“
Schreibt der „Weser-Kurier“, als Günter Grass wieder
abgereist ist. Dann lese ich gespannt weiter, und ich
denke, gleich trifft mich ein gewaltiger Schlag! Kaum
kommt Herr „Weltgeist“ zu Besuch nach Bremen, wird
unser „Weser-Kurier“ zum „Lügen-Geschmier“, zum
„Täuscherblatt“, und ich bin platt!

Schließlich war ich auch vor dem Rathaus! Wir
waren am Anfang zwanzig Leute, und später kam je-
mand mit einer roten Fahne dazu und machte sei-
ne eigene Demo. Wir gehörten nicht zusammen, das
wussten auch die drei Polizisten, die in unserer Nähe
standen. Und was schreibt der „Lügen-Kurier“? „Drei,

vier Demonstranten mit roten Fahnen standen bereit, von denen man nicht wuss-
te, wofür oder wogegen sie waren“!

Da war die Redakteurin wohl ganz heftig vom „Weltgeist“ benebelt! Wir zwan-
zig hätten doch niemanden gebissen, wenn man uns gefragt hätte, warum wir da
stehen! Aber lieber schlecht über uns schreiben und dann mit dem Absatz fort-
fahren wie im Rausch: „Es hat etwas von Staatsbesuch, wenn ein Literaturnobel-
preisträger in die Hansestadt kommt“!

Den Demonstranten schmiert man eine dicke Lüge um die Ohren, die zum
Himmel stinkt! Und Herr „Weltgeist“ bekommt 500.000 Euro aus einer geisterhaf-
ten Schatulle hingezaubert, die er nicht hätte kriegen dürfen! Dann sagt er noch
ganz geschmeichelt: „Ich kann nichts dazu, wenn mir die Politiker die Taschen
vollstopfen!“

Bloß den kleinen Hampelmann am Eisengitter der Rathaustür mit dem Schild-
chen „Gib das Geld den Kindern“, den haben weder der „Weltgeist“ noch der
„Weser-Kurier“ gesehen.

Ursula Gatzke (parteilos)
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Nicht einmal den Antrag
hat man mir ausgehändigt

Ich möchte euch ein bisschen aus meiner Familiengeschichte erzählen. Ich habe
seit dem 25. 5. einen Sohn. Ich bin seit Anfang des Jahres arbeitslos, und meine
Freundin macht eine Ausbildung. Ich würde ja gerne in Erziehungsurlaub gehen,
nur ein Mitarbeiter des Sozialamtes will das nicht zulassen. Er sagte, wir leben
in einem sozialen Staat, wo die Möglichkeit besteht, dass meine Freundin ihre
Lehre unterbricht, um in Erziehungsurlaub zu gehen, und ich solle mich wieder
arbeitslos melden!

Kann es gerecht sein, dass einem Bürger dieses sozialen Staates nicht ein-
mal ein Antrag auf Sozialhilfe ausgehändigt wird? Diese steht einem gesetzlich
zu, nur bis heute hat mir der Mitarbeiter des Sozialamts noch keinen Antrag aus-
gehändigt! Daher konnte ich noch bis heute keinen Widerspruch einlegen. Haben
wir nicht auch einen sozialen Staat, in dem der Vater in den Erziehungsurlaub ge-
hen kann? Natürlich, denn 1,6 Prozent aller Männer in Deutschland nehmen auch
Erziehungsurlaub! Meine Freundin und ich wissen kaum noch, wie wir Miete und
ausreichend Nahrung für unseren Sohn zahlen sollen. Das ist der soziale Staat
heute!

Ralph Mels (parteilos) – Tonaufnahme (MP3, 450 kB)

Steuergeld für Verarmungswerbung
Letzte Woche musste ich der Presse entnehmen, das Bundeswirtschafts-
ministerium wolle 14 Millionen Euro für Hartz-IV-Werbung einsetzen. Ich muss sa-
gen: Angesichts leerer Kassen und Staatsverschuldung in Billionenhöhe ist es un-
verantwortlich, unsere Steuergelder auf solche Art und Weise zu verschwenden!

Laut Kinderschutzbund leben derzeit etwa eine Million Kinder in Deutschland
in Armut; dank Hartz IV werden es nächstes Jahr zweieinhalb Mal so viel sein.
Und um uns das zu verkaufen, braucht Superminister Clement 14 Millionen Euro
Werbegeld!

In den bisher verschickten Bescheiden zum Arbeitslosengeld II sind laut An-
gaben der Bundesagentur massenweise Fehler aufgetaucht: Teils wurden statt
Freibeträgen Nullen gedruckt (soll das eine Anspielung auf die Schöpfer von Hartz
IV sein?), teils fehlte den Bescheiden die Begründung. Kein Wunder: Für jeden
Mitarbeiter muss es sehr schwer sein, eine sinnvolle Begründung für die zahlrei-
chen Verstöße gegen das Grundgesetz zu finden!
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In einem mir bekannten Fall wurde ein Antrag auf Ar-
beitslosengeld II zurückgewiesen, da der Antragsteller
zu viel Ersparnisse habe. Gleichzeitig hat er aber noch
hohe Schulden, die er mit diesem Geld zurückzah-
len muss! Dabei heißt es im Sozialgesetzbuch II aus-
drücklich, „vom Vermögen sind abzusetzen: Sachen
und Rechte, die für den Betroffenen eine besondere
Härte bedeuten würden“ (§ 12, Abs. 2, 6). Der Sach-
bearbeiter kennt oder versteht wohl den Gesetzestext
nicht!

Entweder entfällt die Begründung, weil die Zustän-
digen selbst keine wissen, oder es wird eine offensicht-
lich falsche abgegeben. Um für solchen Schwachsinn

Werbung zu machen, werden 14 Millionen verschleudert! So verstehen die von
uns gewählten Volksvertreter ihre Eidesformel, in der sie geschworen haben,
Schaden vom Volk abzuwehren!

Lasst endlich diesem Eid auch Taten folgen! Weg mit Agenda 2010! Weg mit
Hartz IV!

Matthias Brittinger (parteilos)

Keiner schiebt uns weg...
Wir sind die Arbeiter, nur Kämpfen bringt uns weiter! Ausländer, Deutsche, Jung
und Alt, der Raubzug macht vor keinem halt!

Schröders Horrorkatalog: zeigt, dass er vor der Wahl nur log! Arbeitslosen-,
Krankengeld: alles ihm zum Opfer fällt!

Für Großkonzerne der Profit, uns man in die Armut drückt! Sie zahlen keine
Steuern mehr, doch wir dafür, das ist nicht fair!

Gegen Schröders Demontage, die bringt den Ruhigsten in Rage! Jetzt neh-
men wir euch ins Gebet, es wächst die Solidarität!

Wir kämpfen für die Kinder mit: dreißig Stunden in einem Schritt! Ohne Ju-
gend keine Zukunft wäre, drum Übernahme nach der Lehre!

So leben und so kämpfen wir, und ohne uns läuft gar nichts hier! Drum nehmt
ihr oben euch in Acht, der Anfang ist von uns gemacht!

Arbeitslose, singen wir mit Arbeitern zusammen hier! Ost und West und Jung
und Alt, wir stärken den Zusammenhalt!

Schröder, hör, wir sagen dir: Hartz muss weg, das Volk sind wir! Weg mit
Hartzer Sklavenarbeit, für alle kürz’re Arbeitszeit!
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Nachbesserung, das reicht uns nicht, das ganze Hartz-Gesetz vom Tisch!
Vom klein’ren Übel wird uns übel, dem Übel an die Wurzel gehn!

Die Kinder woll’n nicht betteln gehn, sie wollen richt’ge Arbeit sehn! Sie sagen:
Hartz ist nicht ganz dicht, mein Sparbuch, nein, das kriegst du nicht!

Den Honnecker und Kohl verjagt und jeden andern, der uns plagt! Trotz Polizei
und Spalterei: Am Montag sind wir stets dabei!

So wie ein Baum beständig steht am Wasser: Keiner schiebt uns weg!

Gelsenkirchener Montagsdemo & Karl Nümmes, Berlin
(“We shall not be moved”)

...ist in Bremen schon ein Begriff
An unserer 16. Montagsdemo um 17:30 Uhr auf dem Bahnhofsvorplatz nahmen
auch wegen des schlechten Wetters zu Beginn nicht ganz 100 Menschen teil. Das
Moderatorenteam hatte sich geübt und bot bei Kundgebung und Demonstration
mehrere Lieder dar, die mitgesungen wurden. So ist „Keiner schiebt uns weg“
in Bremen schon ein Begriff geworden. Es gab einige zu lange Reden, oft von
denselben Aktiven gehalten. Betroffene trauen sich dann nicht, etwas zu sagen.

Auf dem Nachbereitungstreffen standen die Planungen für den 3. Januar 2005
im Mittelpunkt und zudem die Frage, ob wir für unsere Aktivitäten Prinzipien und
Koordinierungsstrukturen brauchen. Die Meinungen reichen dabei vom Wunsch
nach loser Zusammenarbeit, die alles flexibel halten möchte, über „Sorge“ vor
dem Auftreten von „Populisten“ bei Demokratie auf der Montagsdemo bis zum
Vermissen von Grundsätzen, die für alle Beteiligten ein eigenständiges Auftre-
ten sichern, aber auch Vertrauen in die Menschen haben, sodass sie selber ent-
scheiden können, welchen Argumenten und Zielen sie zustimmen wollen. Der
Klärungsprozess geht noch weiter.

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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17. Bremer Montagsdemo

am 06. 12. 2004

Agenturschluss in Bremen

Mit bunten Aktionen, Live-Musik und vielen Informationen
protestieren wir gegen Hartz IV und Agenda 2010

Während die Gesellschaft, ständig aufs Neue, Massen-Arbeitslosigkeit produziert,
hören wir seit Jahren die gleichen Lügen: „Alle müssen den Gürtel engerschnal-
len. Wer arbeiten will, findet auch Arbeit. Es gibt keine Alternative.“

Die Reichen werden immer reicher, die Armen immer ärmer. Der Druck auf
die Löhne, auf Arbeitszeit und Arbeitspensum der noch fest angestellten Men-
schen wird ständig erhöht. Gleichzeitig werden Menschen in Niedriglohn- und
ungesicherte Arbeitsverhältnisse gedrängt. Mit Ein-Euro-Jobs wird der Trend zu
staatlicher Zwangsarbeit verstärkt, der für Sozialhilfeempfänger(innen) und Asyl-
bewerber(innen) schon vorher begonnen hatte.

Durchgesetzt werden können die Verschlechterungen nur in einem Klima der
Angst und Entsolidarisierung. Alle, die von ihrer Erwerbsarbeit leben müssen,
haben vor Augen, dass ihnen bei Verlust ihres Arbeitsplatzes krasse Armut droht.
Für die Disziplinierung derer, die erwerbslos werden, stehen die Arbeitsagenturen
bereit: Mit Hartz IV verfügen sie über viele neue Maßnahmen – vom Kürzen und
Sperren der Leistungen bis zur verschärften Zumutbarkeit und den Ein-Euro-Jobs,
die in die Sackgasse von Armut und Niedriglohn führen.

Wir protestieren vor der „Agentur für Arbeit“, nicht weil wir die Beschäftig-
ten für Schuldige halten: Sie werden genauso wenig gefragt wie andere, ob sie
den wachsenden Druck auf sie selbst oder die oben beschlossenen Maßnahmen
gegen die Erwerbslosen gutheißen. Wir sind hier, um die Sachbearbeiter(innen)
daran zu erinnern, dass jede(r) von ihnen täglich die Entscheidung treffen kann
und muss: Nutze ich meinen Ermessensspielraum, um Menschen zu schikanie-
ren oder mich mit ihnen zu solidarisieren?

Die Gesetze werden wir nur zu Fall bringen, wenn sich Beschäftigte und Er-
werbslose zusammentun! Wir lehnen alle Angriffe auf den Lebensstandard der
Masse der Bevölkerung ab. Wir fordern die umfassende Heranziehung der Unter-
nehmensgewinne und hohen Vermögen zur Finanzierung menschenwürdiger Le-
bensverhältnisse für alle! Wir fordern Umverteilung der vorhandenen Arbeit, ra-
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dikale Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich, einen existenzsichenden
Mindestlohn und Existenzgeld für alle, ohne Auflagen oder Bedingungen!

Bundesweiter Aktionstag am Montag, dem 3. Januar 2005, 9 bis 12 Uhr,
„Agentur für Arbeit“, Doventorsteinweg. Ab 12 Uhr Montagsdemo zum Marktplatz.
Gegen 13 Uhr Abschlusskundgebung mit Offenem Mikrofon. Am Dienstag, dem
4. Januar 2005, um 19:30 Uhr Diskussion im Freizeitheim Geschworenenweg:
„Widerstand 2005. Stand und Perspektiven der Bewegung gegen Hartz IV“.

Flugblatt des „Bündnisses gegen Sozialkahlschlag“

Clementine wird
aus dem Bahnhof gewiesen!

Von einem sehr unfreundlichen Sicherheits-Ange-
stellten! Am letzten Montag ist es passiert. Bloß weil
ich meinen weißen Clementine-Anzug anhatte und
die Mütze mit Montagsdemo-Ansteckern auf dem
Kopf trug! Der hatte wohl Angst, dass ich die Leute
verunsichere!

Ich war durch die Bahnhofshalle zum Klo ge-
gangen. Anschließend hatte ich ein kurzes Gespräch
über die heutige „Politik“ mit einem Herrn mittleren Al-
ters. Kaum dass der gegangen war, wurde ich zwei-
mal sehr energisch aufgefordert, den Bahnhof zu
verlassen!

Ich wollte sowieso gerade rausgehen und war schon dicht beim Ausgang,
aber als ich das dem Sicherheitsbeamten mitteilte, wurde der noch unfreundli-
cher! In was für einer Zeit leben wir denn heute? Ist meine Freiheit schon in Ge-
fahr? Muss ich mich vorm Bahnhof erst umziehen, bevor ich aufs Klo darf? Lässt
man mich nur noch mit Maulkorb in die Bahnhofshalle?

Darf ich im Bahnhof niemanden ansprechen, wenn ich meinen Protestanzug
anhabe? Warum hat man im Bahnhof Angst vor einer 63-jährigen Oma? Ist es
mein Anzug oder mein Mund? Hat der Herr Sicherheits-Angestellte etwas gehört,
was ihm nicht passte? Wenn er gleich in barschem Ton losbrüllt, sobald sich Cle-
mentine ein paar Minuten lang dort aufhält, ist er wohl mächtig überfordert!

Und ich war sehr harmlos und friedlich! Aber das nächste Mal zeige ich meine
Zähne, wenn ich zum Klo gehen will! Oder brauchen wir eine Kleiderordnung im
Bahnhof? Werde ich bald auch aus dem Bus gewiesen? Solche „Angestellten“
haben uns gerade noch gefehlt!
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Was treibt uns auf die Straßen? Wir haben es satt, belogen und betrogen
zu werden! Wir nehmen unser Schicksal selber in die Hand! Längst haben wir
eine neue Generation von Bedürftigen: Das sind die vergessenen Kinder, die jetzt
erwachsen werden, die man von klein auf vernachlässigt und nicht begleitet hat!

Sie wurden vergessen im Kindergarten, denn angenehmer ist es ja, sich um
die reicheren Kinder zu kümmern. Sie wurden vergessen beim Unterricht, denn
wer zu Hause nicht unterstützt wird, braucht auf Hilfe aus der Schule nicht zu
hoffen und ist selber schuld, wenn er den Abschluss nicht schafft! Und wer dann
wegen mieser Schulbildung in der Lehre nicht Fuß fassen kann, landet gleich in
der „Armutsfalle“, aus der es kaum ein Entrinnen gibt!

Armut, das heißt Sozialhilfe, Hartz IV, im Sperrmüll leben und hoffen, dass
von den Reichen ein paar Krümel abfallen! Der „Reichtum“ dieser Jugend ist nur
ihr nacktes, armseliges Leben! Das sie gern eintauschen würden für ein Leben
ohne Sozialhilfe, aber menschlicher, gesünder und ohne die ständige Angst im
Nacken, wie es weitergehen soll!

Doch leider haben alle, die diese Jugendlichen oder jungen Erwachsenen all
die Jahre hindurch begleiten sollten, immer wieder versagt! Behörden in Stadt
und Land, überall nur Versager! Und die streichen jetzt den jungen Schul- und
Berufsversagern einen Teil des Lebensunterhaltes, damit auch sie weiterhin arme
Versager bleiben!

Noch nie kamen so viele junge Menschen von der Schule gleich in die Sozial-
hilfe! Noch nie hatten so viele junge Menschen so wenig Hoffnung auf ein besse-
res Leben, als immer nur der „letzte Arsch“ zu sein! Zwanzig Jahre lang hat man
die Jugend vernachlässigt!

Nun gibt es die Missernte von zwei Jahrzehnten schlechter, verlogener Politik!
Zu hungern und zu leiden hat wieder das untere Volk! Wer zu den Ärmsten der
Armen, zu den Versagern und Ausgestoßenen gehört, wird am meisten bestraft
für eine jahrelange falsche Politik! Wehe, diese Menschen stehen einmal auf!

Ursula Gatzke (parteilos)

Pisa zu Nikolaus
Am heutigen Nikolaustag können die Politiker Spießruten laufen! Denn heute
Abend wird das Ergebnis der neuen Pisa-Studie bekannt gegeben, und wir wis-
sen schon vorab: In keinem anderen vergleichbaren Staat der Welt hängt Schu-
lerfolg so stark von Einkommen und Vorbildung der Eltern ab wie in Deutschland!

Unterdessen zeigt eine andere Untersuchung, Kess IV genannt, dass Bre-
mens Grundschüler mit Abstand die schlechtesten der Republik sind. Sage mir,
woher du kommst, und ich sage dir, was du lernen kannst! Ist das wirklich die
Bildungsoffensive der im Bundestag vertretenen Parteien? Wenn wir von der
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Wissensgesellschaft sprechen, dann müssen wir doch als erstes die Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Bildungsvermittlung schaffen!

Chancengleichheit ist eine solche Grundvoraussetzung. Doch solange wir in
diesem Land jedes zehnte Kind in Armut aufwachsen lassen, die Bildung jedoch
immer mehr privatisieren und von der Finanzkraft der Familien abhängig machen,
solange werden wir keine Chancengleichheit haben!

Die Problematik der Kinderarmut zeigt sich
deutlich in Kindergärten und Grundschulen, wo ei-
ne immer größer werdende Zahl von Kindern ohne
Frühstück ankommt: Sie können vor Hunger nicht
lernen, weil zu Hause schlichtweg das Geld fehlt!

Jeder dritte Sozialhilfeempfänger ist ein Kind,
und diese Situation wird sich durch Hartz IV und die
Agenda 2010 weiter verschärfen. Es gibt kaum noch
eine Stadt ohne Tafel zur Armenspeisung! Ich will
nicht sagen, dass diese Einrichtung etwas Schlech-
tes sei, aber es wirft doch Fragen auf, wenn eines
der reichsten Länder dieser Welt sich mit einer im-

mer größer werdenden Zahl von Armenspeisungen beschäftigen muss!
Das Fernsehen zeigt uns Armut bei Kindern nur in Bildern aus der Dritten

Welt. In Deutschland wird die Kinderarmut besser versteckt, doch mit Hartz IV
wird es immer schwieriger für die Familien, nicht als arm erkannt zu werden. Unter
diesem Druck leiden besonders die Kinder: Sie werden häufiger krank, nicht nur
psychisch, sondern auch körperlich!

Unsere Kinder leben in einem Teufelskreis, den es zu durchbrechen gilt. Das
Aufwachsen in einem armen Elternhaus führt zu geringeren Bildungschancen und
weiter zu erhöhtem Arbeitsmarkt- und Armutsrisiko. Nicht nur Vermögen, auch
Armut ist also vererbbar und stellt das wohl größte Hindernis auf dem Weg zum
Erwachsenwerden dar!

In Bremen sind 19.200 Kinder und Jugendliche Sozialhilfeempfänger und
kämpfen gegen diese Erbschaft an, die wohl keiner gerne übernehmen will. Und
wer Kinderarmut wissentlich so verschärft, wie diese Bundesregierung es mit
Hartz IV und der Agenda 2010 tut, der stellt sich selbst ein Armutszeugnis aus!

Helmut Schmidt, Helmut Kohl, Gerhard Schröder: Sie alle haben den Kampf
gegen die Erwerbslosigkeit und für die Verbesserung der Bildung als vorrangige
Ziele ihrer Kanzlerschaft erklärt. Sie alle hinterließen als Ergebnis ihrer Politik
neue Höchststände der Arbeitslosenzahl und ein immer schlechter werdendes
Bildungssystem!

In den Nachrichten hören wir immer nur Zahlen. Doch dahinter verber-
gen sich Schicksale, vielfach enttäuschte Hoffnungen, Perspektivlosigkeit und
Zukunftsangst!

Erich Seifert (parteilos)
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Nun bibbert die Obrigkeit
Auf der Montagsdemo herrscht Ein-
vernehmen über den Grundsatz der
Gewaltlosigkeit, um Gegengewalt zu
vermeiden, denn das erfolgreiche ge-
schichtliche Vorbild der Montagsdemo
von 1989 besteht ja in einem ausdau-
ernden, sichtbaren, auch lauten, aber
eben gewaltfreien Widerstand gegen
die Obrigkeit. Dass dieser Grundsatz
ernstgenommen wird, haben wir En-
de November gemerkt, als jemandem,
der auf dem Bremer Bahnhofsvorplatz
am Offenen Mikrofon mit Krawallphan-
tasien gespielt hat, sofort von meh-
reren Rednern heftig widersprochen
wurde.

Im „Spiegel“ (Heft 49/2004, Seite 128) erfahren wir nun von einem Widerstand
ganz anderer Art: In den letzten Wochen hat es in mehreren deutschen Städten
Bombendrohungen und Brandanschläge gegen Arbeits- und Sozialämter gege-
ben. Eine Sachbearbeiterin wurde niedergestochen, und ein Verzweifelter, dem
das Geld gestrichen worden war, beging Selbstmord, indem er mit seinem Kraft-
wagen in den Eingang der Arbeitsagentur Bietigheim hineinraste und eine Explo-
sion auslöste.

Dieser „Spiegel“-Bericht endet mit einer Erwähnung der für den 3. Januar
von „linken Gruppen“ angekündigten Aktion „Agenturschluss“, bei der bundesweit
Arbeitsämter besetzt werden sollen, und er zitiert aus Flugblattentwürfen einen
Satz, der in Bezug auf das Verhältnis zur Gewalt als zwiespältig erscheint, näm-
lich: Was am ersten „Hartz-IV“-Tag passiere, sei abhängig „von den Menschen
vor Ort, von ihrem Zorn und von dem, was sie sich zutrauen“. So ist nun, unge-
achtet aller tatsächlichen Planungen, die „Agenturschluss“-Aktion bereits in Rich-
tung der Krawallecke geschoben worden.

Diesen Bericht lesen wir, nachdem vier Monate friedlicher, bundesweiter
Kundgebungen gegen Sozialkahlschlag so gut wie totgeschwiegen worden sind!
Zum Beispiel hat der „Spiegel“ über die Großdemonstration in Berlin am 3. Okto-
ber nur in seiner Internet-Ausgabe berichtet, mit einem einzigen, nachträglich ei-
nem zwei Tage alten Bericht angehängten Satz, wobei das Ereignis als „Sternen-
marsch“ verulkt und bei der Teilnehmerzahl eine Null „vergessen“ wurde.

Wer den „Hartz-IV“-Betroffenen solche Frustrationen bereitet, ist mitverant-
wortlich, wenn sich einige der in die Armut Geduckten allmählich radikalisieren.
Hätte man in den Medien die Unrechtmäßigkeit von Zwangsarbeit und die Un-
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menschlichkeit jeder Streichung von daseinsnotwendigem Geld ernsthaft debat-
tiert, müsste jetzt vielleicht nicht über geschehene oder drohende Anschläge be-
richtet werden!

Während über die Montagsdemo geschwiegen wird, als ob sie zu langwei-
lig sei, erwähnen Journalisten die bevorstehende „Agenturschluss“-Aktion mit an-
gedeuteter Krawallerwartung. Wer diese Gefahr ernst nimmt, müsste, um „Hartz-
IV“-Sachbearbeiter vor heranstürmenden Angreifern zu schützen, Menschenket-
ten bilden, auch wenn das natürlich nur symbolisch erfolgen kann, sobald im
neuen Jahr die Ämter erstmals die Pforten öffnen; ansonsten wird leider Polizei
gebraucht.

Wenn Behördencomputer jetzt mit Alarmtasten ausgestattet werden und Mit-
arbeiter Kampfsport und Selbstverteidigung trainieren müssen, dann lasst uns
nicht, wie Jürgen Trittin bei anderer Gelegenheit, einfach nur „klammheimliche
Freude“ darüber verspüren, dass die Obrigkeit inzwischen vor dem Eintreten von
„Hartz IV“ genauso bibbert wie wir selbst. Lasst uns nicht schweigen, wenn wir
erfahren, dass es offenbar andere Betroffenengruppen und Einzelpersonen gibt,
die schärfer protestieren wollen, als es für uns selbst akzeptabel ist. Wenn Kra-
wall in der Luft liegt, muss die Montagsdemo aufrufen zum Gewaltverzicht!

Übernehmen wir deshalb eine friedliche Schirmherrschaft über die „Agen-
turschluss“-Aktion, indem wir dem unentschlossenen „Wir wissen nicht, wohin der
Zorn die Teilnehmer trägt“ ein Bekenntnis zur Gewaltlosigkeit hinzufügen! Wenn
Journalisten über die Montagsdemo nicht schreiben, weil sie uns für den lärmen-
den Pöbel halten, der Parolen skandiert, dann lasst uns der Öffentlichkeit zeigen,
dass wir der „gute Pöbel“ sind. Verhindern wir durch massive Präsenz, dass es
beim „Agenturschluss“ zu Gewalttaten kommt!

Fallen wir Leuten in den Arm, die mit Gegenständen werfen wollen wie Josch-
ka Fischer in jungen Jahren! Beschränken wir mitgebrachte „Bewaffnung“ auf
Transparente, Topfdeckel oder Trillerpfeifen! Bringen wir die Forderung nach ei-
nem sozialen Staat, wie er im Grundgesetz steht, klar, deutlich und laut zum Aus-
druck, aber lassen wir es nicht zu, dass die Berichterstattung hierüber verdeckt
werden kann von Meldungen über Ausschreitungen! Legen wir Widerspruch ein
gegen „Hartz IV“, aber nicht mit Wurfgeschossen, sondern zur Niederschrift!

Gerolf D. Brettschneider (parteilos)

Ein-Euro-Job-„Viehmarkt“
Die Arbeitsagentur in Bremen hatte heute Großauftrieb: Anders kann man den
erzwungenen Besuch zur „In-Job-Börse“ mit den Hartz-IV-Betroffenen nicht nen-
nen. Heute gehe es um die „Leckerbissen“, wurde den Betroffenen vermittelt.
Aber Ernüchterung und Unmut machte sich breit: Die vertretenen Sozialverbände
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und die Kirchen machen immer unverhohlener deutlich, dass Ein-Euro-Jobs Voll-
zeitarbeitsstellen vernichten werden. Das trifft die Kleinunternehmer im Pflegebe-
reich, aber auch manchen Handwerker, der keine Aufträge mehr von solchen Ein-
richtungen erhalten wird, die Ein-Euro-Jobs anbieten müssen.

Einige kamen dann um 17:30 Uhr zu unserer 17. Montagsdemo auf den Bahn-
hofsvorplatz und erzählten von ihren Erfahrungen. Aber leider noch viel zu wenig:
So waren wir nur 80 bis 100 Menschen. Mit eigenen Gedichten und neuen Lie-
dern des Moderatorenteams sowie Kommentaren zu den sich oft widersprechen-
den Presseberichten oder über die „Spielregeln von Fried“ versuchten wir bei der
Kundgebung und auf dem Demoweg auf uns aufmerksam zu machen. Aber wei-
tere Veränderungen in der Demogestaltung sind notwendig.

Beim Nachbereitungstreffen standen wieder Aktionen am 3. Januar 2005 im
Mittelpunkt und die Beschäftigung mit den Ein-Euro-Jobs. Diese und ihre Aus-
wirkungen in der Gesellschaft, mit Ruinierung mancher Kleinunternehmer, dem
Zwang zu weiterem Arbeitsplatzabbau – alles zugunsten des Monopolkapitals –
sollen bei der nächsten Montagsdemo das Hauptthema sein. Wir überlegen, wie
wir Kleinunternehmer für ein gemeinsames Bündnis gewinnen können.

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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18. Bremer Montagsdemo

am 13. 12. 2004

Agenturschluss in Bremen

Der erste Tag gehört dem Widerspruch!

Die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze sind Teile des massivsten Angriffs auf
die Sozialsysteme, den es in der Bundesrepublik in den letzten 50 Jahren gege-
ben hat. Die mit der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe eingesparten sechs Milli-
arden Euro gehen allerdings unmittelbar für die Senkung des Spitzensteuersat-
zes von 47 auf 42 Prozent wieder drauf. Die Armutsbevölkerung muss erhebliche
Einschnitte in ihre bürgerlichen Rechte in Kauf nehmen.

Bei Strafe der Leistungskürzung verordnete Eingliederungsvereinbarungen
verletzen die Vertragsfreiheit.„Ein-Euro“- beziehungsweise „Integrationsjobs“ ver-
stoßen gegen die Freiheit der Berufswahl und stellen eine Form der Arbeitsver-
pflichtung dar, die international geächtet ist. Gepaart mit erheblichen datenschutz-
rechtlichen Verstößen bei der Datenerhebung mittels Fragebogen handelt es sich
um eine fragwürdige Aushebelung demokratischer Grundrechte für einen Teil der
Bevölkerung, nur weil dieser von der Einkommenserzielung durch Arbeit oder Ver-
mögen ausgeschlossen ist.

Hartz IV zielt auf die Senkung der Einkommen der Erwerbstätigen. Die Ab-
schaffung der Zumutbarkeitsregelungen zwingt zu Arbeit zu jedem Preis und
trägt zur Qualifikationsvernichtung und der Ausweitung von Niedriglohnange-
boten bei.
Hartz IV zielt auf die Erhöhung der Profite. Unternehmen, denen mit Hilfe der
Hartz-Gesetze billigste Arbeitskräfte angeboten werden, können die Lohn-
kosten weiter senken. Sinken die Kosten für die Löhne, steigen die Gewinne.
Hartz IV schafft neue Arbeitslosigkeit. Die Masse der Prämienjobber(innen)
wird reguläre sozialversicherungspflichtig bezahlte Arbeit verdrängen.
Hartz IV schafft zusätzliche Armut. Wer weniger Leistungen erhält, kann we-
niger ausgeben. Reduzierte Kaufkraft führt zu weniger Nachfrage; diese wie-
derum führt zu sinkender Produktion und weiterem Stellenabbau.
Hartz IV dient der Umverteilung. Weniger Leistungen zu schlechteren Bedin-
gungen für die einen sind eine bessere Möglichkeit der Profiterzielung für die
anderen.
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Heraustreten gegen Ungerechtigkeit und Demütigungen! Ein paar Stunden ge-
meinsam mit anderen dem Klima von Angst und Entsolidarisierung entgegen-
wirken! Mit bunten Aktionen, Musik und vielen Informationen protestieren wir am
Montag, dem 3. Januar 2005, ab 9 Uhr vor der „Agentur für Arbeit“ am Doventor-
steinweg. Um 13 Uhr beginnt eine Demo zum Marktplatz.

Flugblatt von „Solidarischer Hilfe“ und „Bündnis gegen Sozialkahlschlag“

Hartz IV kommt nun
bald angerauscht

Die Armut dann durchs Lande saust! Bald wissen wir,
was „Reform“ heute heißt: „Reform“ ist ein Papier, wo
man gerne drauf scheißt!

Früher hat „Reform“ uns was Besseres gebracht!
Seit „Pisa“ wird „Reform“ nur noch rückwärts ge-
macht! Reformer steigen nur die halbe Leiter empor!
Noch höher, da hat man Angst davor!

Die oberen Sprossen sind sehr gesund und in
Farbe! Die wurden immer geschont und geschmiert
jede Narbe! Die unteren Sprossen müssen nun
sehr erbleichen! Hartz IV stellt jetzt sehr falsch die
Weichen!

Viele Menschen werden von der Leiter purzeln und suchen dann unten nach
den Hartz-IV-Wurzeln! Hartz IV muss nun bauen: Gefängnisse, groß! Die Kinder
weinen in Mamas Schoß! Hartz IV muss nun bauen: Gulaschkanonen und viele
Baracken zum Billigwohnen!

Suppenküchen sind jetzt schon rar, wer das nicht sieht, der ist ein Narr! Ver-
schämt schleichen sich die Menschen dorthin, mir kommt das Grauen in den Sinn!
Früher haben uns Kriege in Armut gebracht, jetzt reichen „Reformen“ für solche
Macht!

Menschen werden durch „Reformen“ ins Elend gebracht! Schlechte Politiker
und die „obere Leiter“ haben die Macht! Ach, könnte ich Hartz IV doch schicken
ins Loch, ich tät es gerne und heute noch!

Politiker regieren schlecht und regieren trotzdem! Doch ich singe schlecht
und singe trotzdem! Mit dreiundsechzig Jahren sollte man doch bissig sein, drum
beiße ich, so oft ich kann, den Ungerechten in das Bein! Ich höre sie nur gar nicht
schrein, deshalb singt alle mit mir!

Hartz IV hüh, Hartz IV hopp, Hartz IV immer im Galopp! Kürzen hier, kürzen
da, Kürzen trallalallala! Streichen hier, Streichen da, Streichen ist so wunderbar!
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Hartz IV muh, Hartz IV mäh, Hartz IV mähmähmähmähmäh! Schmieren oben,
holen unten, Hartz IV reißt nur neue Wunden! Hartz muss weg, Hartz muss weg,
Hartz IV macht nur noch mehr Dreck! Hartz ist Käse, Hartz ist Käse, fasst euch
an die eigne Näse!

Ursula Gatzke (parteilos)

Grotesker Zynismus
Sozialministerin Ulla Schmidt fordere, Kinderarbeit
stärker zu bekämpfen, meldet der „Weser-Kurier“
am 11. Dezember.

Doch anstatt Arbeitsplätze zu schaffen, schickt
die rot-grüne Bundesregierung hunderttausende
Kinder und Jugendliche mittels Hartz IV in staat-
lich verordnetes Elend, um sich dann über die stei-
gende Kinderarmut zu mokieren!

Durch solch einen grotesken Zynismus kom-
me ich mir vor wie in „Absurdistan“ und müsste
über diesen Schildbürgerstreich lachen, wenn es
nicht so traurig wäre.

Elisabeth Graf (parteilos)

Die Mechanismen, die uns knebeln
Ich will euch heute zwei kleine Bücher aus dem VSA-Verlag vorstellen, von Tho-
mas Fritz und Christoph Scherrer: „GATS – Zu wessen Diensten?“ und von Su-
san George: „WTO – Demokratie statt Dracula“. Sie beschreiben die Mechanis-
men, von denen wir alle abhängig sind, und die Grundlagen zu Hartz IV, die uns
knebeln!

Zum Beispiel, warum die Verhandlungen bei der BSAG scheitern müssen und
die Löhne weiter gekürzt werden. Sonst wird man die Bremer Straßenbahnen
eben anderweitig betreiben, und ihr könnt euch vorstellen, wie die Preise dann
gestaltet sind!

Dies alles findet auf Druck der Europäischen Union statt, die wiederum ab-
hängig ist von den Liberalisierungsverträgen, die im Dienstleistungsabkommen
GATS geschlossen wurden. Unter den gleichen Bedingungen wird die Internatio-
nale Hochschule Bremen betrieben!
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Unsere Politiker sind nur noch Erfüllungsgehilfen, um die Welthandelsabkom-
men durchsetzen. Sie hinken den Bossen der verschiedenen Wirtschaftszweige
hinterher, ohne eigenen Handlungsspielraum zu haben. Diese Politiker belügen
und betrügen uns, wenn sie uns anschauen, und sie klären uns nicht auf! Es gibt
viel zu wenig Informationen!

Es macht mich wütend, in meiner Hilflosigkeit zu erfahren, dass es viel zu
viele Kinder gibt, die den ganzen Tag in der Schule sitzen und dabei wirklich
hungern, in einem der reichsten Länder der Erde! Da reden die Politiker, Kinder
seien unser wichtigstes Gut, aber sie meinen vermutlich nur die eigenen!

Warum sonst will dieser Kanzler wieder unterscheiden zwischen Kindern mit
reicher und armer Herkunft? Das hatte die Sozialdemokratie schon mal abge-
schafft und war zu Recht stolz darauf! Jetzt soll die Differenzierung wieder einge-
führt werden. Dieser Kanzler ist in der falschen Partei, oder ist der Kanzler falsch?
Hartz IV muss weg! Schröder muss weg!

Roland Springborn (parteilos)

Solidarität mit den streikenden
Cinemaxx-Kollegen

Unsere 18. Montags-Demo mit Kundgebung um 17:30 Uhr auf dem Bahnhofsvor-
platz war bei kaltem Wetter mit nur 80 bis 100 Menschen natürlich klein. Berich-
te von der gestrigen Streikaktion der Kollegen von Cinemaxx, die einige Kinovor-
stellungen verhindern konnten, veranlassten uns, auf unserer Demoroute einen
Schwenk vorbei am Cinemaxx-Kino zu machen. Wir konnten die Kollegen zwar
nicht sprechen, aber unsere ausgedrückte Solidarität ist angekommen.

Seit einem Jahr läuft der Tarifkampf: Der Stundenlohn soll von 8 Euro auf 6,50
Euro abgesenkt werden, neue Leute werden nur noch mit 6,50 Euro entlohnt. In
Bremen stehen die meist jungen Kollegen mutig und geschlossen zusammen.
Dieser von Verdi unterstützte Kampf hat Vorbildfunktion für andere Betriebe von
Cinemaxx und vergleichbare Unternehmen und muss breit unterstützt werden.
Dazu kam der Vorschlag auf, dass die Montagsdemos der Städte, in denen sich
ein Großkino befindet, ihre Solidarität erklären sollen, um den Kampf bundesweit
breiter bekannt zu machen und die Unterstützung der Kinobesucher zu gewinnen.

Beim Nachbereitungstreffen standen Fragen im Mittelpunkt wie: Was heißt
Solidarität? Wofür geben wir sie? Was für Unterstützung erhält die Montagsde-
monstration selbst von den Gewerkschaft? Trotz mancher Enttäuschung waren wir
uns einig, dass unsere Solidarität mit beispielsweise den Cinemaxx-Beschäftigten
dem gemeinsamen Kampf gegen Regierung und Monopolkapital dient und damit
uns alle stärkt. Viele Gewerkschaftskollegen unterstützen diese Richtung, auch
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wenn der Filz aus bürgerlichen Parteien und Gewerkschaftsführung sie noch oft
resignieren lässt.

„Rote Fahne News“

Hartz IV, das muss weg!
Wir haben Wut im Bauch, und darum stehn wir hier!

Ein jeder wird gebraucht, denn das Volk sind wir!
Hartz IV ist Zwangsarbeit: ein Euro für die Stund!

Macht ihr den Lohn kaputt, halten wir nicht den Mund!
Die Langzeitarbeitslosen kriegen Schnüfflerbesuch:
Suchen Silberschmuck und Omas Postsparbuch!

Arbeiter, arbeitslos: Hartz IV geht jeden an!
Ob weiß, ob schwarz, West, Ost, ob Frau, ob Kind, ob Mann!
Drum Leute, kommt, macht mit, ihr wisst: Das Volk sind wir!

Bis Hartz IV weg ist, sind wir jeden Montag hier!
Es hat keinen Zweck: Hartz IV, das muss weg!

Und mit ihm das ganze Kabinett!

Stefan Brandt, Duisburg („Bei mir bist du schön“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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19. Bremer Montagsdemo

am 20. 12. 2004

Kling Glöckchen,
klingelingeling!

Lasst mich rein, ihr Reichen, Hartz IV stellt falsch
die Weichen, muss bald Krümel suchen, ihr habt teu-
ren Kuchen! Kling Glöckchen, klingelingeling, kling
Glöckchen, kling!

Muss bald tüchtig frieren, öffnet mir die Türen,
bin ein Hartz-IV-Opfer, krieg nur immer Klopfer! Kling
Glöckchen, klingelingeling, kling Glöckchen, kling!

Hab kein Geld für Kerzen, hab nur Licht im Her-
zen, will Hartz IV vertreiben, es darf nicht länger blei-
ben! Kling Glöckchen, klingelingeling, kling Glöck-
chen, kling!

Hartz IV kommt nicht zu Reichen, ich mach ein
Kreuz als Zeichen, wenn ich wieder gehe, dass es jeder sehe! Kling Glöckchen,
klingelingeling, kling Glöckchen, kling!

Ursula Gatzke (parteilos)

Wir werden diesen Krieg führen!
Seit Jahren erzählen uns die Politiker in diesem Land von zu hohen Sozialver-
sicherungskosten und damit verbundener mangelnder Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft. Nun habe ich mir am Wochenende ein 230 Seiten starkes
Gutachten über die Auswirkung der in diesem Jahr in Kraft getretenen Gesund-
heitsreform auf die Beschäftigung zu Gemüte geführt.

Das Ergebnis ist ernüchternd: Wenn die Gesundheitsreform tatsächlich die
gewünschte Wirkung entfaltet, wird ein Kunststoffteil in der chemischen Industrie,
das einen Produktionswert von 100 Euro hat, um sage und schreibe 14 Cent bil-
liger. Soll davon die deutsche Wettbewerbsfähigkeit abhängen? Für wie blöd hal-
ten uns die Politiker? Die Lüge der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit der deut-
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schen Wirtschaft wie auch die Lüge, dass diesem Staat die Steuereinnahmen we-
gen zu geringen Wirtschaftswachstums wegbrächen, gehören zum Plan, die So-
zialsysteme vorsätzlich zu zerstören!

Die kriminelle Energie der Regierenden hat
noch nie Grenzen gekannt! Hier einige Beispie-
le: Senkung der Arbeitslosenhilfe! Verkürzung der
Bezugszeit des Arbeitslosengeldes! Offenlegung
des Gesamtvermögens der Arbeitslosen! Sonde-
ropfer der Beamten! Arbeitslohn auf Sozialhilfeni-
veau! Senkung der Lohnnebenkosten! Reform der
Sozialsysteme! Abschaffung der Flächentarifverträ-
ge! Senkung der Einkommenssteuer! Erhöhung der
Arbeitszeit! Zwangsgebühr auf Krankenschein! Zu-
zahlung für Medikamente!

Das alles könnte die Politik des rot-grünen Re-
gimes in Berlin sein, die Sache hat nur einen Haken: Beschrieben habe ich ge-
rade die maßgebliche Politik der Regierung Brüning in der Weimarer Republik!
Auf diese Weise machten sich Politiker schuldig, die Weimarer Republik zerstört
und den Nationalsozialismus ermöglicht zu haben! Es ist exakt die Politik des
Schröder-Fischer-Regimes! Doch diesmal werden wir die Öffentlichkeit drauf auf-
merksam machen, damit niemand später die Ausrede hat, er oder sie habe von
nichts gewusst!

Mit der eben beschriebenen Politik haben die Herrschenden in diesem Land
dem Volk den Krieg erklärt. Und ich sage: Hier und heute nehmen wir diese
Kriegserklärung an! Wir werden diesen Krieg führen mit der einzig wirksamen
Waffe, die es gibt: nämlich mit dem Schwert der Wahrheit!

Diese Wahrheit werden wir auf Flugblätter drucken und in der Nachbarschaft
der Politiker verteilen, die wir der Lüge und des Betruges überführen. Wir werden
die Politiker so verunsichern, bis sie sich nur noch im Dunkeln aus dem Hause
trauen, weil sie nicht wissen, wie informiert die Nachbarn sind, und weil sie Angst
haben, dass die Nachbarn mit den Fingern auf sie zeigen und sagen: Das ist er,
der Lügner, der Betrüger!

Das Volk wird sich in diesem Krieg den Staat zurückerobern! Denn wir sind
das Volk und unser ist der Staat! Vorbei sind die Zeiten, in denen wir uns damit
zufrieden gegeben haben, hier nur zu demonstrieren und uns gegenseitig zu kla-
gen, wie unsozial die politische Gegenwart ist! Vorbei sind die Zeiten, in der eine
DGB-Vorsitzende und SPD-Bürgerschaftsabgeordnete Helga Ziegert uns unge-
straft sagen konnte, dass wir alle hier nur ein armseliger kleiner Haufen seien!

Ab heute wird gehandelt und der Kampf vom Reagieren auf das Agieren ver-
lagert! Ab heute holt sich das Volk seinen Staat zurück! Und ich sage noch ein-
mal: Wir werden die Kriegserklärung annehmen, und wir werden diesen Krieg
führen, Stadt um Stadt, Straße um Straße, Haus um Haus, bis wir die Politiker mit
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Schimpf und Schande aus den Parlamenten hinausgeworfen haben! Wir sind der
Staat! Wir sind das Volk!

Erich Seifert (parteilos)

Stille Nacht, traurige Nacht
Stille Nacht, traurige Nacht, Schröder hat uns plattge-
macht! Millionen Menschen sind arbeitslos, in Deutsch-
land ist der Teufel los! Hartz IV, wir danken Dir! Hartz
IV, wir danken dir!

Stille Nacht, traurige Nacht, Deutschland hat Bank-
rott gemacht! Die Kinderarmut nimmt immer mehr zu,
mit Unterstützung der CDU! Hartz IV, wir danken Dir!
Hartz IV, wir danken dir!

Stille Nacht, traurige Nacht, auch die Rentner wer-
den armgemacht! Sie zahlen für das Großkapital, ganz
Deutschland ist eine Jammertal! Hartz IV, wir danken
Dir! Hartz IV, wir danken dir!

Stille Nacht, traurige Nacht, mit dem Protest wird
weitergemacht! Wir lassen den Politikern keine Ruh, wir schließen nicht die Augen
zu! Wir kämpfen gegen Hartz IV! Wir kämpfen gegen Hartz IV!

Matthias Brittinger (parteilos)

Frohe Weihnachten? An die
„Unabhängigen Bürger(innen)“!

Bremen ist so klein! Man munkelt, dass die scheinbar so unabhängigen und auf-
rechten Bürger(innen) weder das eine noch das andere sind: Hinter der Fassa-
de gebe es Stammtischpolitik und Machttaktierereien, welche Mehrheiten wann,
wo und wie „gegen die Linken“ im Bündnis organisierbar wären. Über provozier-
te Spaltungen werde gesprochen. Die Logik von „Wir sind das Volk“ werde nach
rechts weitergesponnen.

Einzelne Möchtegern-Rädelsführer, die im Bündnisplenum bei allen inhalt-
lichen Debatten den Mund halten, wortkarg werden oder vage rumeiern, wür-
den sich dort gern als „Chefs und Durchblicker“ aufspielen und schlecht über
andere reden, natürlich nicht in deren Anwesenheit. Sind das die gepriesenen
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„neuen Poliker(innen)“? War die nachweislich zurechtkonstruierte „Gewaltfrage“
nicht anderes als ein abgesprochener Spaltungsversuch, das „Vergessen“ der
Grundsatzpapiere der Koordinierungsgruppe ein machtpolitisches Kalkül, weil ge-
rade die Mehrheit fehlte?

Das Bremer Bündnis hat sich in den letzten Monaten und auch Jahren ge-
nau dadurch ausgezeichnet, dass es – trotz teilweise sehr unterschiedlicher Ein-
schätzungen und Interessenlagen – keine Instrumentalisierungs- oder Funktiona-
lisierungsversuche weder des Bündnisses insgesamt noch von Einzelpersonen
gab. Es gab immer ein ausdrückliches Bemühen, unterschiedliche Positionen zu
vermitteln. Der inhaltliche Grundkonsens dabei: Gegen Sozialkahlschlag und Bil-
dungsabbau, gegen Sexismus, Rassismus und Faschismus.

Mensch musste für eine Mitarbeit weder ausdrücklich „links“ noch „Sozia-
list(in) oder Kommunist(in)“ sein! Bezogen auf das Bündnis gab und gibt es von
linken Gruppen oder Organisationen keinerlei machtpolitischen Taktierereien, Ab-
sprachen oder Ähnliches. Meines Wissens gab es ebensowenig irgendwelche
merkwürdigen „Rekrutierungsversuche“ einzelner Personen. Inhaltliche Dissense
wurden und werden so weit es geht diskutiert und im Zweifel abgestimmt – aber
ohne geheime Schattenstrukturen und Mauscheleien!

Liebe „Bürger(innen)“, sosehr ich es schätze und auch „eingefordert“ habe,
dass ihr euch selbst organisiert, müsst ihr sicher nicht die schlechten, herrschen-
den Politikformen kopieren. Wenn euch „die Linken“ irgendwie stören, wäre eine
inhaltliche Klärung der Gründe angebracht, und wenn mensch sich dann nicht ei-
nigen kann, geht mensch getrennte Wege. So einfach. Das Bündnis wird die Mon-
tagsdemos sicher in geeigneter Weise fortführen.

Wenn ihr darüber hinaus oder ganz andere eigene Wege gehen wollt, steht
dem nichts entgegen. Eine inhaltliche Klärung hielte ich zuvor für angebracht. Ich
erwarte von euch eine klare Stellungnahme, um meinerseits sagen zu können,
ob ich mit euch oder einzelnen von euch noch zusammenarbeiten will, oder ob
ein paar Leute nicht das Bündnis verlassen sollten. Wir müssen uns nicht alle
toll finden und Freund(inn)e(n) werden, aber Intrigen und Illoyalitäten haben im
Bündnis definitiv keinen Platz. Allen wirklich Unabhängigen und Aufrechten alles
Gute!

Offener Brief von Mark Fleischer („Bündnis gegen Sozialkahlschlag“

Wir starten gestärkt ins neue Jahr!
Unsere 19. Montagsdemo mit Kundgebung um 17:30 Uhr auf dem Bahnhofsvor-
platz hatte bei kaltem Wetter nur etwa 60 Teilnehmer. In verschiedenen Beiträgen
wurde Bilanz gezogen und unser Nein zur menschenverachtenden, diskriminie-
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renden Politik und Gesetzgebung von Berliner Regierung und Opposition sowie
unser Einsatz dagegen bewertet.

Wir brauchen uns nicht zu verstecken: Viele neue Erfahrungen wurden ge-
macht mit dem Offenen Mikrofon, mit neuen Ideen, Menschen zu gewinnen und
sowohl den Methoden, die Montagsdemo-Bewegung mundtot zu machen, wie
auch dem Sichdavonstehlen der Opportunisten zu widerstehen. Dabei ist aus lo-
sem Zusammenkommen über praktische gemeinsame Arbeit ein harter Kern ent-
standen. Es entstand Freundschaft und Vertrauen auf solidarischer Grundlage.
Prinzipien sind dabei noch nicht so bewusst erarbeitet und festgelegt worden,
aber wir haben gelernt, uns mit verschiedenen Problemen auseinanderzusetzen
und sektiererische Haltungen zurückzuweisen. Wir kämpfen immer um ein ein-
heitliches Bild der Demo, damit wir die Menschen erreichen. Leider waren wir
noch nicht so glücklich bei der Gewinnung von Jugendlichen.

Nach kurzer Demo stieg dann ein lebendiges Abschlussfest mit circa 50 Teil-
nehmern als Ausdruck unseres gewachsenen Zusammenhaltes. Mit selbstge-
machten Salaten, Gebäck und Glühwein kam Stimmung auf für Sketche, Gedich-
te, Lieder und viele Gespräche über Erfahrungen und den Ausblick ins neue Jahr.
Am Ende wurde noch getanzt und schließlich gemeinsam aufgeräumt. Ein toller
Abschluss, der Mut macht!

Am 27. Dezember 2004 findet in Bremen keine Montagsdemo statt, aber
wir bereiten in verschiedenen Arbeitsgruppen den 3. Januar 2005 mit der
„Agenturschluss“-Aktion vor. An diesem Tag beginnt die Montagsdemo wieder
um 17:30 Uhr auf dem Bremer Marktplatz.

„Rote Fahne News“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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Bremer Montagsdemo Miete

1. Bremer Mietspiegel 2004/2005
Der Gedanke, den „1. Bremer Mietspiegel“ zu erstellen,
kam mir im Oktober 2004: Ich suchte eine Wohnung bis
245 Euro Miethöhe einschließlich Nebenkosten, da ich
seit Januar 2005 zu den Arbeitslosengeld-II-Beziehern
gehöre, doch ich musste schnell feststellen, dass es in
dieser Preiskategorie so gut wie keine Wohnungen in
Bremen gibt. Ich habe bis Anfang Januar gesucht, um
eine einigermaßen passende zu finden.

Da ich aus Rheinland-Pfalz komme, wo es in
fast jeder größeren Stadt einen Mietspiegel gibt, war
ich überrascht, als ich feststellen musste, dass sich
Bremen auf die Mietstufe 4 des §8 WoGG beruft:
Diese Vorgaben stammen aus dem Jahr 1999 und
sind daher völlig veraltet .

Als Mitorganisator der „Bremer Montagsdemo“ erfuhr ich, dass viele ALG-
II-Bezieher, vorwiegend Einzelpersonen , eine zu teure Wohnung haben. Aus
dem Kreis der Demonstranten heraus wurde im Januar der „Soziale Lebensbund“
gegründet, ein Verein „zur Pflege und Förderung der Wohlfahrt“. Gemeinsam
mit Ralph Mels habe ich im Namen dieses Vereins den „1. Bremer Mietspiegel“
ausgearbeitet.

Wir haben uns hierbei an die gesetzlichen Vorgaben des § 22 SGB II
gehalten, denn im entsprechenden Lehr- und Praxiskommentar heißt es: „Er-
kenntnisquellen zur tatsächlichen Lage auf dem örtlichen Wohnungsmarkt
können bilden: Einzelangebote (soweit sie als ‚repräsentativ‘ für die Marktlage
gelten können), eine Auswertung von Wohnungsmarktanzeigen, einfache oder
qualifizierte Mietspiegel (§ 558 c,d BGB)“.

Um unseren Mietspiegel zu erstellen, haben wir die Wohnungsanzeigen
aus der Presse von Oktober 2004 bis Mitte Februar 2005 gesammelt und
entsprechend ausgewertet. Die Ergebnisse beweisen, dass die Mietobergrenzen
in Bremen zu niedrig festgesetzt sind.

Erschwerend kommt hinzu, dass bei einer Vielzahl von Wohnungen, die
einigermaßen zur vorgegebenen Mietobergrenze passen, die Vermieter seit etwa
Mitte Dezember in ihren Annoncen hinzuschreiben: „nicht für ALG-II-Bezieher“.
Dass dies eine Diskriminierung darstellt, brauche ich nicht zu betonen, aber
leider sind es Fakten. Die meisten Betroffenen kennen sich mit den Gesetzen
nicht so gut aus und bemühen sich gar nicht um solch eine Wohnung, da sie keine
Chance sehen, sie zu bekommen.
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Unsere Auswertung zeigt weiterhin, dass ALG-II-Bezieher massiv aus der
Innenstadt verdrängt werden, da relativ preisgünstige Wohnungen vorwiegend
in den Randgebieten zu finden sind, allerdings auch dort bei weitem nicht in
ausreichender Anzahl für alle Betroffenen.

Diese Tatsachen würden, falls der Bremer Senat und die Bagis ihre
gegenwärtige Politik fortsetzen, zu weiterer Diskriminierung der Betroffenen
führen, denn in den Bremer Randgebieten käme es zur Bildung sogenannter
Gettos , die nach meiner Überzeugung die im Grundgesetz garantierte Würde
des Menschen verletzen.

Der Senat sollte sich ein Beispiel an der Stadt Lüneburg nehmen: Das dortige
Verwaltungsgericht hat am 16. Februar 2005 entschieden, dass die Mietstufe
4 des §8 WoGG veraltet ist und die Stadt Lüneburg ihre Mietobergrenzen den
tatsächlichen Gegebenheiten in den einzelnen Stadtteilen anzupassen hat.
Diese Vorgehensweise ist für Bremen ebenso notwendig.

Da Staatsrat Dr. Knigge, offensichtlich als Reaktion auf unseren Mietspiegel,
in der Presse erklärt hat, das Sozialressort wolle ein Mietgutachten erstellen
lassen, haben wir uns entschlossen, den „1. Bremer Mietspiegel“ dem Senat
zu Verfügung zu stellen und ihn den Senatoren bei der nächsten Sitzung zu
überreichen.

Dies erscheint uns notwendig, da entgegen der Aussagen von Sozialsenatorin
Karin Röpke und dem stellvertretenden Geschäftsführer der Bagis, Eckard Lange,
bereits erste Bescheide mit der Aufforderung verschickt wurden, entweder die
Miete zu reduzieren oder umzuziehen . Dem „Sozialen Lebensbund“ liegen
schon zwei derartige Bescheide vor.

Alles in allem wäre es an der Zeit, dass der Bremer Senat endlich einen
qualifizierten Mietspiegel erstellen lässt. Dieser würde jährlich circa 250.000
Euro kosten: eine sinnvolle Ausgabe im Vergleich zu den über 200 Millionen, die
in die Space-Park-Bauruine gesteckt wurden. Wohnungsgesellschaften müssten
sich an den Kosten beteiligen, wodurch die Summe reduziert würde.

Ich vermute allerdings, dass der Senat die Folgekosten fürchtet, die auf-
grund eines solchen Mietspiegels auf Bremen zukämen. Doch menschen- und
familienfreundliche Politik ist, wie wir an den aktuellen Sparplänen sehen, kaum
noch von Interesse.

Zur Erstellung des „1. Bremer Mietspiegels“ wurden 3315 Wohnungsangebote
ausgewertet. Bei den aufgeführten Durchschnittsmieten handelt es sich aus-
schließlich um Nettokaltmieten ; Nebenkosten sowie Heizkosten und Strom
kommen noch hinzu. In der zweiten Übersicht befinden sich dann die Wohnungen,
die etwa der momentanen Mietobergrenze entsprechen; angegeben ist, welcher
Anteil des Gesamtangebotes in diesen Rahmen fällt und wie groß dieser
Wohnraum durchschnittlich ist.

Matthias Brittinger
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Kaltmieten

Lage Stadtteile bis
50m²

50m²-
60m²

60m²-
70m²

70m²-
80m²

West

Blockland
Findorff
Gröpelingen
Häfen
Walle

Ø-Preis pro
m² 6,56 5,68 5,59 5,96

Ø-Kaltmiete
€

269,74 324,39 367,26 451,98

Südost
Hemelingen
Osterholz
Vahr

Ø-Preis pro
m² 6,28 5,80 5,54 5,56

Ø-Kaltmiete
€

269,68 333,47 361,48 417,34

Süd

Huchting
Neustadt
Obervieland
Seehausen
Strom
Woltmershsn.

Ø-Preis pro
m² 6,58 6,07 5,66 5,61

Ø-Kaltmiete
€

283,10 327,03 374,06 418,92

Mitte-
Nordost

Mitte
Östl. Vorstadt
Borgfeld
Horn-Lehe
Oberneuland
Schwachhsn.

Ø-Preis pro
m² 7,28 6,80 6,42 6,53

Ø-Kaltmiete
€

290,32 383,92 424,38 495,88

Nord
Blumenthal
Burglesum
Vegesack

Ø-Preis pro
m² 5,88 5,82 5,32 5,50

Ø-Kaltmiete
€

248,87 327,03 348,11 416,82

www.Sozialer-Lebensbund.de, www.Bremer-Montagsdemo.de © Matthias Brittinger, Ralph Mels
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Wohnungsanteile

Lage Stadtteile bis
50m²

50m²-
60m²

60m²-
70m²

70m²-
80m²

West

Blockland
Findorff
Gröpelingen
Häfen
Walle

Ø-Anteil % 10,0 20,7 51,5 33,6

Ø-Größe m² 34,0 55,9 65,0 74,1

Südost
Hemelingen
Osterholz
Vahr

Ø-Anteil % 7,7 15,6 44,0 38,3

Ø-Größe m² 32,0 57,5 64,7 74,3

Süd

Huchting
Neustadt
Obervieland
Seehausen
Strom
Woltmershsn.

Ø-Anteil % 4,5 9,3 39,0 45,0

Ø-Größe m² 32,0 54,7 64,9 73,3

Mitte-
Nordost

Mitte
Östl. Vorstadt
Borgfeld
Horn-Lehe
Oberneuland
Schwachhsn.

Ø-Anteil % 10,3 4,4 13,6 8,7

Ø-Größe m² 29,6 55,0 65,5 74,6

Nord
Blumenthal
Burglesum
Vegesack

Ø-Anteil % 18,2 15,0 19,2 44,9

Ø-Größe m² 36,8 56,1 67,9 75,5

www.Sozialer-Lebensbund.de, www.Bremer-Montagsdemo.de © Matthias Brittinger, Ralph Mels
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Bremer Montagsdemo

Urteile zu Hartz IV
einschließlich der Änderungen vom 1. August 2006

Hans-Dieter Binder

Inhalt
Agenda 2010, Anwesenheit, Ausbildung, Bedarfsgemeinschaft, Eheähnlichkeit,

Eigenheim, Ein-Euro-Jobs, Einkommen, Fahrtkosten, Krankheitskosten,
Leistungen, Partnereinkommen, Rente, Rundfunkgebühren, Sanktionen,

Selbständigkeit, Sozialversicherung, Überfünfzigjährige, Unterhalt, Unterkunft,
Verfassungswidrigkeit, Vermögen, Vollmacht, Widerspruch, Zuständigkeit,

Zwangsumzug.

Auf die Frage, warum die Beteiligung an der Mon-
tagsdemo so gering bleibt und nur wenige Men-
schen es sich wert sind, für ihre Rechte einzuste-
hen, könnte Nelson Mandela einen Hinweis geben.
Er sagt:

„Unsere tiefste Angst ist nicht, dass wir der Sa-
che nicht gewachsen sind. Es ist unser Licht das wir
fürchten, nicht unsere Dunkelheit. Wir fragen uns:
Wer bin ich eigentlich, dass ich leuchtend, hinrei-
ßend, begnadet und phantastisch sein darf?

Wer bist du denn, dass du das nicht sein darfst?
Du bist ein Kind Gottes. Wenn du dich klein machst, dient das nicht der Welt. Es
hat nichts mit Erleuchtung zu tun, wenn du dich einkringelst, damit andere um
dich herum sich nicht verunsichert fühlen.

Du wurdest geboren, um die Ehre Gottes zu verwirklichen, die in uns ist.
Sie ist nicht nur in einigen von uns, sie ist in jedem Menschen. Und wenn wir
unser Licht erstrahlen lassen, geben wir unbewusst den anderen Menschen die
Erlaubnis, dasselbe zu tun. Wenn wir uns von innerer Angst befreit haben, wird
unsere Gegenwart ohne unser Zutun andere befreien.“
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Anträge auf „Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem Sozialgesetzbuch II“
müssen bei der örtlichen Arbeitsgemeinschaft („Arge“) von Arbeits- und Sozialamt
gestellt werden, in Bremen bei der „Bagis“, der „Bremer Arbeitsgemeinschaft für
Integration und Soziales“.

Die nachstehenden Anmerkungen zum SGB II sowie zum Anmerkungen zum
„Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitssuchende“, im Entwurf
als „SGB-II-Optimierungsgesetz“ behandelt und zwischendurch auch als „SGB-II-
Strukturierungsgesetz“ bezeichnet, erfolgen nach bestem Wissen und Gewissen,
aber ohne jegliche Gewähr! Diese Ausführungen ersetzen keine Rechtsberatung!

Das „Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitssuchende“
veröffentlicht im Bundesgesetzblatt 2006, Teil 1, Nummer 36, Seiten 1706–1720),
tritt im Wesentlichen für Bewilligungszeiträume, die ab dem 1. August 2006 be-
ginnen, in Kraft. Die Reaktionen der Richter lassen naturgemäß auf sich warten.
Diesen Bescheid bitte genau prüfen, siehe etwa Stichpunkte wie „Leistungen“
oder „Sozialversicherung“. Zum Trost: Die wesentlichsten Änderungen waren nö-
tig, damit die „Argen“ und die Bundesagentur für Arbeit miteinander reden, Daten
austauschen und Rechnungen schreiben können (nicht an die Erwerbslosen!).

Der DGB-Bundesvorstand beginnt seine Broschüre „Arbeitsmarkt aktuell“ im
Juli 2006 mit der Schlagzeile: „Hartz IV – Viele Mängel!“ und berichtet, von eini-
gen „optierenden“ Kommunen lägen bis heute noch nicht einmal Daten über die
Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt vor. Mit solcherlei Behördenstreitereien
sollte das neue Gesetz aufräumen!

Im „Fortentwicklungsgesetz“ tauchen nun die umfangreichen Kontrollabfra-
gen wieder auf, auch das Gebot an die Finanzämter, die festgestellten Fakten zu
verwerten. Rentenversicherung, Zulassungsstelle, Meldebehörde, Banken, Ver-
sicherung und alles, was der Bagis einfällt, kann befragt werden! Im Steuerrecht
gibt es eine Steuerfahndung, trotzdem muss erst der Steuerpflichtige befragt wer-
den, und nur, wenn an dessen Aussagen begründete Zweifel bestehen, darf bei
der Bank oder anderen nachgefragt werden!

ALG II wird von vielen als Makel empfunden, doch die Information, dass ein
bestimmter Mensch ALG II erhält, wird ungebremst in die Öffentlichkeit getragen!
Insgesamt ist Hartz IV gescheitert! Dieses neue Gesetz wird allein durch das
Sofortangebot erhebliche Kosten verursachen, und der neue Außendienst wird
nie die Erfolgsquote eines Steuerprüfers erreichen!

Umfangreiche weitere Informationen gibt es in der Entscheidungsdatenbank
des Vereins Tacheles-Sozialhilfe. Die Entscheidungen werden von den einzelnen
Gerichten selbst veröffentlicht, zum Beispiel Sozialgericht Berlin.

Ich freue mich auch über Interesse an der Homepage von Harald Thomé.
Er schreibt: „Mir liegt es am Herzen, dass durch dieses Land ein starker Ruck
geht, der sich gegen die völlige Demontage sozialer Sicherungssysteme und de-
mokratischer Rechte wendet. Druck auf der Strasse und in den Rathäusern ist
jetzt entscheidend, auch dafür, dass durch dieses Land kein ‚brauner‘ neofaschis-
tischer Ruck geht, der statt der staatlichen neoliberalen Politik die Ausländer und
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Erwerbslosen zu Sündenböcken erklärt.“ Dem ist wenig hinzuzufügen! Darum je-
de Woche auf der Montagsdemo Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!

Agenda 2010
„Deutsche wachen oft zu spät auf“, meldet der „Weser-Kurier“ vom 6. April 2005.
Gemeint sind diesmal nicht die Arbeitssuchenden, sondern die Reaktionen der
Politik auf die EU-Richtlinien zu Antidiskriminierung, Dienstleistung und Feinstaub.
Gerügt wurde das verspätete Weitergeben von Herrschaftswissen.

Wenn etwas verabschiedet und beschlossen sei, können wir nichts mehr än-
dern, so die Meinung vieler. Warum noch diskutieren? Doch wir sollen demnächst
eine neue Verfassung erhalten. Wer kennt sie? Unser zentrales Thema, die Agen-
da 2010, ist nur eine Reaktion der Bundesregierung auf den Lissaboner Vertrag:
Mit den Hartz-Gesetzen wird er für Deutschland umgesetzt.

Bei „Tacheles“ sind die Durchführungsbestimmungen zum ALG II nachzule-
sen. Die jeweiligen Änderungen werden nachgetragen, am 28. Februar war die
letzte drei Tage alt. Mehr als die Hälfte aller Bestimmungen hatte Änderungsda-
ten von 2005. Wie sagte noch unser Superminister Clement am 3. Januar: „Hartz
IV ist durch! Alles gut gelaufen, alles erledigt!“

Der Ombudsrat hat laut „Weser-Kurier“ vom 15. April 2005 verkündet, Hartz IV
sei zwar besser angenommen worden als noch im Herbst erwartet, aber das Ne-
beneinander der Zuständigkeiten von Arbeitsgemeinschaften (wie Bagis in Bre-
men), Kommunal- und Bundesbehörden müsse geprüft werden. –

Hier noch eine Begebenheit mit Leuten, die zu viel Geld haben und das, was
überflüssig ist, in der Schweiz einlagern, insgesamt etwa 150 bis 200 Milliarden
Euro: Bei den Grenzkontrollen wurden von den Deutschen Zöllnern im Jahr 2004
Kontoauszüge von Schweizer Banken oder Nachweise anderer Art über circa
1,5 Milliarden Euro gefunden und als Kontrollmitteilung an die entsprechenden
deutschen Finanzämter gemeldet. Somit war der Zoll sehr erfolgreich!

Doch per Anweisung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe ist jetzt wie folgt zu
verfahren: Die Kontrollen dienen dem Aufspüren von Geldwäschern, alle anderen
Erkenntnisse sind zu ignorieren, auch wenn diese steuerrechtlich relevant sein
könnten! Die Zöllner sind frustriert, von Herrn Eichel war keine Stellungnahme zu
erhalten, kein befragtes Mitglied des Bundestages kannte diese Anordnung. Auch
für leere Kassen gibt es mehrere Gründe!

Anwesenheit
Laut § 7 Absatz 4a erhält kein ALG II, wer sich ohne Zustimmung des persönlichen
Ansprechpartners nicht im zeit- und ortsnahen Bereich aufhält (Anordnung ANBA
2001, 1476). Denkt an die Beweisbarkeit der Ab- und Rückmeldung! Es ist nicht
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der Tagesausflug gemeint, auch nicht, dass der Briefträger abgewartet werden
muss; damit ist nur die Abwesenheit darüber hinaus gemeint.

Bisher war diese Zahlungseinstellung nur möglich, wenn die Erreichbarkeit in
einer Eingliederungsvereinbarung festgelegt war! Auch wenn Sie keinen Urlaub
brauchen, melden Sie sich doch mal für ein, zwei Tage ab. Bis zu drei Wochen
dürfen es sein! Wer bisher aus akutem Anlass sich nicht oder verspätet abgemel-
det hat, zum Beispiel wegen Krankheit der Mutter im Ausland, konnte sich erfolg-
reich gegen den Leistungsentzug wehren!

§ 7 Absatz 4 besagt: „Kein ALG II erhält, wer länger als sechs Monate im
Krankenhaus oder einer stationären Einrichtung untergebracht ist. Es gilt die Ver-
mutung des Arztes.“ Hier sind jetzt nach meiner Meinung die Mitarbeiter der BA-
GIS gefordert: Sie sollten die entsprechenden Anträge schreiben. Aber „müssen“
steht nicht im Gesetz!

Kein ALG II erhält, wer länger als sechs Monate in einer Vollzugsanstalt un-
tergebracht ist, außer dieser Mensch arbeitet über 15 Stunden auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt. Auch diese Neuregelung wird nicht haltbar sein, denn auch in-
nerhalb der Vollzugsanstalten gibt es Arbeit.

Ausbildung
Beim Kindergeld ist laut „Weser-Kurier“ für die Ermittlung des eigenen Einkom-
mens eines Kindes von den zugeflossenen Nettobeträgen auszugehen, auch
nach Abzug der Sozialbeiträge. Bisher waren die Bruttobeträge maßgebend. Die-
se Regelung gilt ab sofort; rückwirkend nur, wenn Widerspruch eingelegt wurde.
Der Zahlungstermin für den Mittelzufluss erhält analog zum ALG II eine stärke-
re Bedeutung. Außerdem sind laut „Test“ wahrscheinlich „Umwege“ kein Grund
mehr, Kindergeld zu verweigern: Diese Leistung gibt es bis 27 Jahre, und jetzt
auch, wenn nach der Schule und vor der weiteren Ausbildung „Umwege“, sprich:
andere Tätigkeiten, liegen. –

Das Sozialgericht Hamburg hat am 21. April (S51 AS 219/05 ER) einer Aus-
zubildenden ALG II zugesprochen, obwohl Auszubildende gemäß SGB II hierauf
keinen Anspruch haben.

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen hat am 14. April (L8 AS
36/05 ER) im Fall eines Auszubildenden entschieden, der Unterkunftsleistungen
nur darlehnsweise und wegen der Halbjahresfrist nur bis zum 30. Juni 2005 be-
fristet zugesprochen erhalten hat. Er hat noch Einkommen aus der Ausbildungs-
vergütung, und es wird, ohne auf die uns bekannten Schwierigkeiten einzugehen,
unterstellt, dass er die Kosten der Unterkunft senken kann. Ansonsten wird hier
ein Härtefall akzeptiert. Zu wenig Geld ist eben doch ein Härtefall, Herr Staatsrat
Knigge! –

Das Hamburger Verwaltungsgericht hat mit Eilentscheidung einen Studenten
von der Zahlung der Semestergebühr in Höhe von 500 Euro befreit, aber leider
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werden hier nicht die Studiengebühren insgesamt verworfen, sondern nur die Un-
gleichbehandlung der Studenten. Es zeigt aber, dass ein Gesetz nicht unbedingt
Bestand haben muss.

Studierenden wird mit Dienstanweisung vom 14. Februar der Bundesagentur
der Anspruch auf Sonderleistungen und Einmalleistungen nach SGB II UND SGB
XII zugestanden, und sie werden als arbeitsfähig gemäß 8GB II eingestuft. –

Der Ombudsrat bemängelt laut „Weser-Kurier“ vom 15. April 2005, dass
Bafög-Empfänger , die bei ihren Eltern leben, sich an den Unterkunftskosten be-
teiligen müssen, obwohl der Förderbetrag in diesem Fall geringer ist.

Vom Sozialgericht Oldenburg gibt es einen Beschluss vom 12. Januar 2005
(S45 AS 1/05 ER) betreffend das Sozialgeld für Kinder . Eine alleinerziehende Mut-
ter von zwei Kindern ist, weil Auszubildende, nicht SGB-II-berechtigt. Sie bezieht
Auszubildendengehalt sowie Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) für sich selbst. Für
ihre Kinder kann sie Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II geltend machen.
Den Kindern wurde Sozialgeld in Höhe von jeweils 207 Euro sowie jeweils ein
Drittel der Miete und der Heizkosten zugesprochen. Der Zuschlag für Alleinerzie-
hende wurde ihr vom Gericht verwehrt; inzwischen hat die Behörde in ihrer inter-
nen Dienstanweisung die Möglichkeit dieser Zuschläge, also auch die anderen
Mehrbedarfe, zugestanden. Dies gilt auch für Studenten und andere. Vorausset-
zung ist die theoretische Arbeitsfähigkeit über drei Stunden.

Studium oder andere schulische Ausbildung mit ALG II! Die Regelungen des
SGB II werden von den Gerichten oft mit dem BSHG verglichen. Zu berücksichti-
gen sind aus meiner Sicht auch die schlechteren Möglichkeiten auf dem Arbeits-
markt. Ausbildung und BSHG waren überwiegend zwei Paar Schuhe: Auch zu
Zeiten des BSHG war es möglich, Sozialhilfe neben einer schulischen Ausbildung
zu gewähren. Die Richter haben diese Ausnahmen in den Rechtskreis des SGB
II übertragen und ausgebaut!

Wer ohne Studium oder Ausbildung keine Aussicht auf eine Tätigkeit auf dem
ersten Arbeitsmarkt und keinen Bafög-Anspruch hat, zum Beispiel wegen der Al-
tersbeschränkung, sollte ALG II beantragen und im Eilverfahren einfordern! Der
Richter wird sich schwertun, den Antragsteller in die Perspektivlosigkeit zurück-
zustufen. Vorbereitend sollten mit Hilfe der Ausbilder und anderer diese Pespek-
tivunterschiede herausgearbeitet werden und das übers Ausbildungsziel hinaus-
gehende Berufsziel definiert werden. Wer nicht kämpft, hat schon verloren!

Eine Ausbildung zu unterbrechen, um eine Tätigkeit auf dem ersten Ar-
beitsmarkt zu übernehmen, ist jederzeit möglich, und damit ist den Regeln der
Verfügbarkeit genüge getan! Wer bereits eine Ausbildung begonnen hat und ALG
II erhält, sollte sich nicht beirren lassen: Wenn die Bagis droht, die Zahlung ein-
zustellen, und auch nicht durch ein persönliches Gespräch umzustimmen ist, so-
fort Klage erheben, Prozesskostenhilfe beantragen und die Entscheidung im Eil-
verfahren suchen! –

Widersprüche gegen Rückzahlungsforderungen der Behörde haben auf-
schiebende Wirkung. ALG II wird teilweise auch bei einem Studium oder einer
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schulischen Ausbildung gezahlt. Wünschenswert und überfällig sind daher fol-
gende Entscheidungen oder Regelungen: Jeder Widerspruch sollte aufschie-
bende Wirkung haben, und bei Studium oder schulischer Ausbildung sollte ALG
II grundsätzlich zugestanden werden. Dies entspricht der aktuellen Lage!

Die Bundesregierung hat Anfang 2006 beschlossen: Das ALG II für Unterfünf-
undzwanzigjährige wird reduziert. Gleichzeitig wird die Bewegungsfreiheit einge-
schränkt: Auszug ist nur mit Genehmigung möglich, ansonsten gibt es kein Geld
für die neue Wohnung. Das Auszugsverbot gilt ab sofort. Für die Leistungssatz-
reduzierung sind neue Bescheide erforderlich! –

„Jeder Jugendliche, der seine Ausbildung abbricht, erhält von der Bagis ei-
ne Leistungskürzung!“ Ein neuer „Anreiz“? Nein, eine Falschmeldung. Tatsäch-
lich werden die Jugendlichen von der Bagis zum Ausbildungsabbruch gezwun-
gen! Erst dann erhalten sie überhaupt Arbeitslosengeld II. Besonders auslän-
dische Jugendliche sind dadurch vom Studium und von jeglicher Ausbildung
ausgeschlossen!

Wer eine Ausbildung begonnen hat oder plant, eine Ausbildung zu beginnen,
sollte sich davon nicht abbringen lassen. Die Aufforderung der Bagis ist manch-
mal ohne Rechtsmittelbelehrung und somit nur ein Brief. Erst mit Rechtsmittelbe-
lehrung wird daraus ein Bescheid. Hiergegen Widerspruch einlegen, die Ausbil-
dung einfordern und bei einer Ablehnung, oder auch wenn es eilig ist, vorläufigen
Rechtsschutz als Eilbeschluss vom Gericht erbitten.

Eines ist klar: Wer seine Ausbildung aufgibt, verliert mit großer Wahrschein-
lichkeit die Möglichkeit, sich jemals wieder aus dem ALG-II-Bezug zu befreien!
Es gibt Gerichtsentscheidungen zugunsten der Betroffenen. Wer sich nicht wehrt,
hat schon verloren!

Oftmals schrecken die Kläger kurz vor dem Erfolg zurück, weil die Richter die
ALG-II-Leistungen als Darlehn zuerkennen wollen. Bitte keinen Rückzieher ma-
chen, aber darauf achten, dass auch die soziale Absicherung als Darlehn abgesi-
chert ist. Dieses Darlehn wird erschreckenderweise circa 30.000 Euro betragen!
Es gibt viele Entscheidungen, Leistungen als Darlehn zu gewähren – immer wenn
das ALG II Regelungslücken hat.

Das Landessozialgericht Schleswig (L10 B217/05 AS ER vom 25. August
2005) hat Leistungen zugesprochen und darauf hingewiesen: Wenn der Sonder-
bedarf länger dauert, ist das Darlehn nach Maßgabe des § 44 SGB II zu erlassen.
Also versucht, diese Klausel bereits in eurem Urteil zu verankern. Fragen kostet
nichts! Sonst zum Ende der Ausbildung bitte einen Antrag auf Erlass dieses Dar-
lehns stellen, damit eine unbelastete Zukunft möglich ist!

Nun zu den mir bekannten Einzelfallentscheidungen, aber fangen wir mit ei-
ner Ablehnung an, ausgesprochen vom Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
(L5 B1351/05 AS ER). Ein Student hat im achten Semester sein Studium abge-
brochen. ALG II wurde für die weitere Ausbildung abgelehnt, denn kein Einkom-
men zu haben, ist kein „Härtefall“. Lägen besonderen Gründe vor, zum Beispiel
lange Ausbildungszeiten wegen Behinderung, Geburt oder ein bevorstehendes
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Ausbildungsende, würde das Gericht zugunsten des Studenten oder der Studen-
tin entschieden!

Das Sozialgericht Hamburg (S51 AS 312/05 ER vom 6. Juni 2005) hat eine
positive Entscheidung getroffen und auf die Rechtsprechung zum BSHG § 26
Absatz 1 Satz 2 verwiesen. In diesen Fällen ist auch nach dem SGB II positiv zu
entscheiden! Durch seine Erkrankung dauert das Studium länger. Er hat keinen
Anspruch auf Bafög mehr. Gleichzeitig verteidigt das Gericht den Ausschluss der
Ausbildungsförderung über ALG II.

Das Landessozialgericht Hamburg (L5 B185/05 ER AS) vom 31. August 2005
sagt: Hat ein Auszubildender unter Überwindung erheblicher gesundheitlicher
und familiärer Schwierigkeiten eine wichtige Zwischenprüfung bestanden und ist
zu befürchten, dass er bei Abbruch des Studiums dauerhaft ohne Berufsausbil-
dung bleiben würde, liegt ein besonderer Härtefall vor. Er hat keinen Anspruch
auf Bafög, weil er Leistungsscheine nicht fristgerecht vorgelegt hat. Ein weiterer
Punkt ist die fortgeschrittene Erstausbildung. Gleichzeitig verteidigt das Gericht
den Ausschluss der Ausbildungsförderung über ALG II.

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (L8 AS439/05 ER vom 2.
Februar 2006) hat unter anderem folgenden Leitsatz geprägt: Es ist nicht im Sin-
ne des Gebotes für erwerbsfähige Hilfebedürftige, ihre Arbeitskraft zur Beschaf-
fung des Lebensunterhalts einzusetzen (§2 Absatz 2 Satz 2 SGB II), wenn be-
dürftige Menschen daran gehindert werden, Bildungsziele anzustreben und damit
die Voraussetzungen für eine effektive Einsetzung ihrer Arbeitskraft zu schaffen.
Hier stehen auch einige Urteil zum BSHG, ferner wird die Gewährung von Mehr-
bedarfen bei laufendem Bafög-Bezug eröffnet, leider nur als Darlehn mit Rück-
zahlungsfrist. Insgesamt eine sehr lesenswerte Begründung.

Das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt (L2 B7/05 AS ER vom 15. April
2005) hat einem Studenten ALG II auf Darlehnsbasis zugesprochen. Das Studi-
um wurde 1999 begonnen. Hier geht das Gericht auch auf die Wechselwirkung
zum Wohngeld ein.

Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (L9 AS 19/06 ER vom 14.
Februar 2006) hat einem Schüler einer allgemeinbildenden Schule ALG II zuge-
sprochen. Der Schüler muss auch nicht wieder zu seinen Eltern zurückziehen.
Auch hier ist die Ausbildung fortgeschritten.

Das Landessozialgericht Hamburg (L5 B396/05 ER AS vom 2. Februar 2006)
hat folgende Leitsätze geprägt: Dem Erreichen der Zielvorstellung des Gesetz-
gebers, dass Hilfebedürftige ihren Lebensunterhalt aus eigenen Kräften bestrei-
ten können und bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit unterstützt werden sol-
len (§1 Abs 1, Sätze 1 und 2 SGB II), muss auch bei der Auslegung des Begriffs
besondere Härte in § 7 Abs. 5 Satz 2 SGB II Rechnung getragen werden. Eine
besondere Härte ist anzunehmen, wenn die Ausbildung im Jahr 2004 in Kenntnis
der Bundesagentur für Arbeit begonnen wurde, schon fortgeschritten ist und die
Vermittlungsaussichten verbessert.
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Insgesamt hilft nur das Prinzip Hoffnung. Für den Beginn einer Ausbildung alle
Fakten sammeln und los! Der Erfolg hängt wie immer vom Richter ab. Ein Faktor
ist nicht zu unterschätzen: Die Öffentlichkeit hat ein gesundes Rechtsempfinden.
Eine Verhinderung von Bildung durch das ALG II ist inakzeptabel!

Migranten, die in Deutschland bleiben dürfen, wird schon durch die Bafög-
Bestimmungen und den § 63 SGB III jeglicher Bildungszugang verwehrt! Wollen
wir eine ungebildete Jugend? Wollen wir die Ausgrenzung von Migranten? Wir
unterstützen und helfen! Politisch müssen alle Mitbürger gleichgestellt werden!
Insbesondere Bildung ist für alle wichtig!

Was hat ein Jugendlicher vom ALG-II-Bezug? Arbeit kann die Bagis nicht
bieten. Wir haben in Bremen circa 5.000 langzeitarbeitslose Jugendliche unter
25 Jahren! Im Juni 2006 gab es insgesamt 10.347 ALG-II-betroffene Jugendliche
unter 25 Jahren, allein in Bremen. Und noch immer werden Jugendliche daran
gehindert, ihre Ausbildung zu beginnen!

Die jungen Menschen werden bereits bei der Suche nach einem Ausbildungs-
platz zweigeteilt. Bagis und Bundesagentur für Arbeit: Wer hat wohl die besse-
ren Aussichten? Nach § 16 Absatz 1b kann die Bagis die Ausbildungsvermittlung
jetzt bei der Bundesagentur für Arbeit einkaufen. Die jungen Menschen werden
gleichberechtigt aus einer Hand vermittelt. Für den Arbeitgeber ist nicht mehr er-
sichtlich, ob es sich um das Kind reicher oder armer Menschen handelt! Hoffent-
lich will die Bagis hier nicht sparen!

Auszubildende können auch Kosten der Unterkunft erhalten, als Zuschuss
in Höhe der ungedeckten angemessenen Kosten der Unterkunft und Hei-
zung. Dieser Zuschuss gilt nicht als ALG II, siehe § 19 Satz 2. Dadurch
werden die Ausschlusstatbestände zu den anderen Leistungsgesetzen um-
gangen! Dies ist sicherlich ausbaubar und eine Reaktion auf entsprechende
Gerichtsentscheidungen.

Bedarfsgemeinschaft
Das Sozialgericht Düsseldorf (AZ S23 AS 104/05 ER vom 18. April 2005) hat sich
im Wege der einstweiligen Anordnung mit der Bedarfsgemeinschaft auseinander-
gesetzt und festgestellt, dass in diesem Fall keine vorliegt: Eine Frau mit minder-
jährigen Kindern lebt mit einem Mann seit 2004 zusammen in einer gemeinsamen
Wohnung. Die Frau hat ALG II beantragt und angegeben, dass sie mit dem Mann
in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebt und dessen Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse offengelegt.

Mit Bescheid vom 29. Dezember 2004 wurden Unterhaltsleistungen von
134,93 Euro durch den Mann festgesetzt. Gegen diesen Bescheid hat die Frau
am 22. Februar 2005 Widerspruch eingelegt. Die normale Widerspruchsfrist von
einem Monat war abgelaufen, aber die Frist wurde gewahrt, weil die Rechtsbeleh-
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rung des Bescheides unrichtig war: Die absendende Behörde war nur mit Post-
fach angegeben.

Die Zahlungen der Arge (entspricht der Bagis in Bremen) erfolgten auf das
Konto des Mannes, weil die Antragstellerin kein eigenes hat. Der Mann zahlt die-
sen Betrag an die Antragstellerin aus. Eine Entscheidung zu Gunsten der Betrof-
fenen mit interessanten Besonderheiten! –

Nicht nur die Gerichte haben die Bedarfsgemeinschaft neu definiert, auch die
Behörde hat im Erstbescheid für einen neu eingezogenen Partner freiwillig ALG
II bewilligt, ohne Klage nach den Angaben der Partner. Das Sozialgericht Düs-
seldorf (S35 AS 107/05 ER vom 18. April 2005) hatte zu entscheiden, ob eine
Bedarfsgemeinschaft vorliege. Die Behörde hat dies ermittelt oder unterstellt. Das
Gericht hat keine ausreichenden tatsächlichen Anhaltspunkte feststellen können,
aber aufgrund des geringen Zeitablauf des Zusammenlebens eine Prüfung nach
drei Jahren des Zusammenlebens empfohlen und gleich festgelegt, dass dies nur
durch die Erklärung der Partner möglich ist. Wenn kein tatsächlicher Unterhalt
vorliegt und die Partner erklären, dass sie sich nicht gegenseitig unterhalten wol-
len, so besteht auch keine Bedarfs-, sondern eine Wohngemeinschaft .

Diese dürfen nicht schlechter gestellt werden als Alleinwohnende. Bisher wur-
den die Rahmenbedingungen für die Personanzahl zugrunde gelegt; in einem Fall
beim Sozialgericht Osnabrück waren die Richtwerte für zwei Personen zu Grun-
de gelegt. Richtig ist die Berücksichtigung für zweimal eine Person. –

Bei Bedarfsgemeinschaften mit ALG II und Sozialhilfe oder Grundsicherung
ist der geringere Betrag auf die Regelsätze des ALG II auszugleichen (Quelle:
„Quer“ 3/2005). Zuständig für den Ausgleich ist das Sozialamt, § 28 Abs. 2 SGB
XII. Die Bedarfsgemeinschaft darf nicht schlechter gestellt sein, als eine Bedarfs-
gemeinschaft von ALG-II-Betroffenen. Die Rechnung: ALG II 311 Euro + Sozialhil-
fe 276 Euro = 587 Euro, aber 2 x ALG II = 621 Euro. Der Ausgleichsbetrag beläuft
sich also auf 34 Euro. Wenn der Sozialhilfebezieher Haushaltsvorstand ist, sieht
es anders aus: Sozialgeld 345 Euro + ALG II 311 Euro = 656 Euro, demnach Kür-
zungsmöglichkeit durch das Sozialamt von 35 Euro (Sozialgericht Schleswig, Be-
schluss vom 4. Mai 2005, AZ. S17 SO 82/05 ER und ähnlich). Die übrige Recht-
sprechung zur Bedarfsgemeinschaft ist stabil und hat sich gefestigt. –

Das „Fortentwicklungsgesetz“ hat § 7 Absatz 3 neu gefasst. Als zur Bedarfs-
gemeinschaft Gehörende sind hier jetzt auch „der nicht dauernd getrennt leben-
de Lebenspartner“ oder „eine Person, die mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen in einem gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger
Würdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander
zu tragen und füreinander einzustehen“.

Absatz 3a, ebenfalls neu, sagt: „Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung für-
einander zu tragen und füreinander einzustehen wird vermutet, wenn Partner 1.
länger als ein Jahr zusammenleben, 2. mit einem gemeinsamen Kind zusam-
menleben, 3. Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen oder 4. befugt sind,
über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen“. So weit, so gut! Ver-
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mutungen können widerlegt werden. Externe Beweise sind allerdings schwer zu
führen!

Punkt 1, „länger als ein Jahr zusammenleben“: Hier wurde die Frist vom So-
zialgericht Oldenburg auf „sofort“ reduziert, weil die beiden gemeinsam ein Haus
gekauft haben. Was wäre, wenn jeder ein halbes Haus gekauft hätte, mit zwei
Kaufverträge und getrennte Grundbucheintragungen und Krediten? Selbst die
Dreijahresfrist ist bisher nicht starr gewesen, denn drei Jahre sind keine „Dau-
er“! Es gibt Paare, die auch nach 25 Jahren bei einer finanziellen Einschränkung
auseinandergehen.

Wenn es so ist, gibt es keinen besseren Beweis als die eigene Erklärung,
dass diese Gemeinschaft eben nicht auf Dauer ausgelegt ist und bei einer finan-
ziellen Belastung aufgegeben wird. Wer zusammenzieht, behält ohnehin sein Ei-
genleben. So hat jeder hat seine eigene Versicherung, falls überhaupt vorhan-
den. Bei einer gemeinsamen Hausratversicherung ist es sicherer, als Anlage zum
Vertrag ein Verzeichnis hinzuzufügen, aus dem hervorgeht, wem der Kühlschrank
und so weiter gehört, sonst war ein fahrlässiger Versicherungsvertreter am Werk.

Da eine Trennung möglich ist, kauft der eine den Kühlschrank, die andere
die Waschmaschine. Jeder Mensch behält sein eigenes Konto, seine eigenen
finanziellen Planungen und lebt seine Eigenständigkeit! Solange mensch sich erst
sein Bier kauft, bevor er das Geld für die gemeinsame Butter rausrückt, ist keine
tragbare Bedarfsgemeinschaft vorhanden!

Punkt 2., „mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben“: Das hatten wir
schon. Dem Richter wurde klar, dass es auch beim Liebesleben Ungeplantes gibt.
Wer will, dass ein Kind verstoßen wird? Ähnlich Punkt 3., „Kinder oder Angehörige
im Haushalt versorgen“: Natürlich hat diese Gesellschaft ein Interesse an einem
guten Sozialverhalten! Dies lasst euch auch durch das SGB II nicht nehmen. Die
Pflegeversicherung hat jedenfalls den Verbleib der Alten bei einem Angehörigen
als Ziel, die Jugendhilfe auch.

Punkt 4., „befugt, über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen“:
Dies lässt sich leicht prüfen. Falls es mit der eheähnlichen Gemeinschaft anders
sein sollte, als bisher festgestellt wurde, einfach eine Veränderungsmitteilung an
die Bagis schreiben. Dies gilt sowohl für den Beginn einer eheähnliche Gemein-
schaft wie auch deren Beendigung. Es gibt viele Gründe, warum das gegenseiti-
ge Füreinandereinstehen der Schnee von gestern sein mag, zum Beispiel, wenn
es Knatsch gegeben hat, weil weniger Geld reinkommt. Auseinanderziehen muss
mensch dafür nicht, aberlogisch begründen, auch mit der Hoffnung auf Besse-
rung. Auch getrennt lebende Ehepaare können unter einem Dach getrennt leben,
das ist von Gerichten akzeptiert!

Trotz dieser Neudefinierung der Bedarfsgemeinschaft bleibt die Frage, ob ein
Mensch, der für sich selber sorgen kann, weil er auskömmliches eigenes Einkom-
men (Rente, ALG I, Arbeitslohn oder Zinsen aus Vermögen und so weiter) in die
Regelungen des ALG II überhaupt einbezogen werden kann. Diese Frage wur-
de vom Sozialgericht Chemnitz (S6 AS 260/05 vom 8. Dezember 2005) verneint.
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Dieser Mensch gehört nicht zur Bedarfsgemeinschaft, auch nicht zu einer ehe-
ähnlichen Gemeinschaft! Seine Unterhaltspflichten stehen im Bürgerlichem Ge-
setzbuch und nicht im SGB II.

Nicht umsonst lautet die Überschrift zu §7 SGB II „Berechtigte“ und nicht „Ver-
pflichtete“. Empfehlenswert ist es, die Begründungen der Richter zur eheähnli-
chen Gemeinschaft zu lesen, insbesondere vom Sozialgericht Düsseldorf. Letzt-
endlich zählt der eigene Wille, allerdings bedarf es der entsprechenden Argumen-
te. Hierbei haben Argumente, die der Gesetzgeber durch die vorstehenden Ein-
fügungen beseitigen wollte, weiterhin Aussagekraft!

Peinliche Verhöre, unangemeldete Hausbesuche und dergleichen wurden von
den Richtern inzwischen abgepfiffen! Hausbesuche überhaupt sind als Mittel zur
Prüfung einer eheähnlichen Gemeinschaft ausgeschlossen, so zum Beispiel das
Sozialgericht Berlin (S37 AS 11213/05 ER). Die Änderung zu § 9 schafft eine Un-
terhaltspflicht in der Bedarfgemeinschaft auch gegenüber den (nicht eigenen) Kin-
dern des Partners, wenn es eine eheähnliche Bedarfsgemeinschaft ist! § 9 macht
auch Partner mit ausreichendem Einkommen zu Bedürftigen, aber das BGB lässt
sich durch ein SGB nicht aushebeln! BGB geht hier vor SGB.

Eheähnlichkeit
Das Sozialgericht Saarbücken (S21 ER 1/05 AS) hat das Bestehen einer
eheähnlichen Gemeinschaft in Frage gestellt, obwohl die beiden seit 27 Jahren
zusammenleben. Beweispflichtig ist das Amt! Auch die Angabe des Antragstel-
lers, dass er in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebe, ist kein Beweis. Der An-
tragssteller hatte beim Antrag auf ALG II das Bestehen einer eheähnlichen Ge-
meinschaft angegeben; nach Meinung des Gerichts kommt es aber auf die tat-
sächlichen Gegebenheiten an (BverwG vom 17. Mai 1995, Az. 5C 16/93).

Die Lebensgemeinschaft muss auf Dauer ausgelegt sein, daneben keine wei-
tere gleicher Art zulassen und sich durch innere Bindung auszeichnen. Nur wenn
sich die Partner so sehr verbunden fühlen, dass sie erst den gemeinsamen Le-
bensunterhalt sicherstellen, bevor sie ihr persönliches Einkommen zu Befriedi-
gung eigener Bedürfnisse verwenden, ist ihre Lage mit derjenigen nicht getrennt
lebender Ehegatten im Hinblick auf die Anrechnung von Einkommen und Vermö-
gen vergleichbar. Das Gericht sieht nicht, wie dieser Beweis dem Amt gelingen
könnte. Der Beschwerde des Amtes wurde nicht abgeholfen. Die Sache wird an
das Landessozialgericht verwiesen. –

Alle bisherigen Entscheidungen haben folgende Grundaussage: Wenn die
Partner erklären: „Wir stehen nicht füreinander ein, wir sind nicht auf Dauer zu-
sammen, alles kann sich ändern, jeder verwaltet sein Geld, der andere darf dar-
über nicht verfügen“, dann besteht keine eheähnliche Gemeinschaft . So hat auch
das Sozialgericht Düsseldorf am 20. Mai 2005 entschieden (S35 AS 112/05 ER):
Bei gemeinsamer Wohnung, eigenem Vermögen, keinem erkennbaren gegensei-
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tigen Unterhalt gibt es hundert Prozent Leistung durch die Behörde, somit keine
Kürzung wegen Vorläufigkeit! –

Vom Sozialgericht Dresden (S23 AS 175/05 ER) gibt es laut „Tacheles“ eine
Grundsatzentscheidung zur eheähnlichen Gemeinschaft beim ALG II. Sie ist an-
ders begründet, aber im Endeffekt die gleiche Schlussfolgerung wie beim Sozi-
algericht Düsseldorf. Ausschlaggebend ist nicht die Liebes- oder Intimbeziehung,
sondern das Füreinandereinstehen. Der Fragebogen zum ALG II wurde eben-
falls gerügt: Die Antragsstellerin hatte angegeben, mit dem Partner in einer ehe-
ähnlichen Gemeinschaft zu leben, weil die Möglichkeit des Fragebogens einge-
schränkt waren. Dies ist kein rechtliches Eingeständnis, so das Gericht. Die An-
tragsstellerin hat zuletzt erklärt, dass sie sich von dem Mann getrennt hat und nur
noch mit ihm wohnt, aufgrund der Rahmenbedingungen. Doch das ist unerheb-
lich, sie hätte auch bei unverändertem Bestand der Beziehung ALG II zugespro-
chen bekommen.

Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat am 12. Mai 2005 nochmals
zu diesem Thema entschieden (L9 B12/05 AS ER). Diesmal betrifft es Mann und
Frau, nicht verheiratet, mit Kindern von diesem Mann. Die Angaben der Beteilig-
ten waren teilweise erkennbar falsch: Die Frau macht den Führerschein, dies ist
aus eigenen Mitteln nicht möglich. Entsprechend sah das Gericht den Unterhalt
des Mannes als erwiesen an. Nur für das Stiefkind wird ALG II bewilligt, da hier
der Mann nicht unterhaltspflichtig ist. Im Vorfeld lagen Verfahren wegen Sozialhil-
febetrug. –

Wenn jemand erst sein Bier kauft und danach Geld für die gemeinsame But-
ter hergibt, so stehen zwei Menschen nicht uneingeschränkt füreinander ein, und
es besteht keine eheähnlichen Gemeinschaft . Am deutlichsten hat dies das So-
zialgericht Düsseldorf zum Ausdruck gebracht. Das zweite Kriterium „auf Dauer
uneingeschränkt füreinander einstehen“ kann nach oberster Rechtsprechung erst
nach drei Jahren entschieden werden.

Es ging um ein junges Paar, er etwas über 20 Jahre alt und Student, sie 19
und in einer Qualifizierung. Er bezieht Bafög auf Darlehnsbasis, sie erhält 190 Eu-
ro. Sie stellt Antrag auf ALG II und erhält knapp zwei Euro zugestanden, den Rest
soll er bezahlen. Diese jungen Leute verstehen die Welt nicht mehr. Natürlich
sind sie aus ihrer Sicht auf Dauer zusammen, aber hätte nicht die Dreijahresfrist
von Amts wegen geprüft werden müssen? In der entsprechenden Fernsehsen-
dung fehlte der Fachanwalt für Sozialrecht. Behandelt wurde der Fall vom Mode-
rator, der sonst immer eingesteht, er habe davon keine Ahnung. Diesmal hat er
dem Rat des Arbeitamtsmitarbeiters vertraut, durch einen Antrag auf Wohngeld
die Lücke zu verkleinern und ansonsten die „eheähnliche Gemeinschaft“ akzep-
tiert. Die jungen Leute haben Widerspruch eingelegt. Hoffen wir auf den umsich-
tigen Richter! –

Eheähnliche Gemeinschaft: Was fällt uns dazu ein? Gemeinsam Wirtschaf-
ten, es fehlt nur der Trauschein! So sieht es oft von außen aus. Aber warum wird
dann nicht geheiratet? Es gibt viele Anreize für den Trauschein! Vielleicht ist die-
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se Verbindung doch nicht so stark, oder diese Menschen wissen noch nicht, ob
sie uneingeschränkt füreinander einstehen wollen. Doch genau von diesem Wil-
len hängt die Unterhaltsverpflichtung ab, und solch einen Willen unterstellt die Ba-
gis, um Geld zu sparen!

Aber die bisherigen Entscheidungen der Sozialgerichte halten diese Unter-
stellung für unrechtmäßig und die im SGB II genannten Kriterien für unzutref-
fend, selbst den Frageboden zum ALG II für falsch und irreführend! Die Angabe,
es bestehe eine eheähnliche Gemeinschaft, ist zu hinterfragen, weil die Möglich-
keit des Zusammenlebens ohne eine eheähnliche Gemeinschaft zu haben, hier
nicht aufgeführt ist. Hierzu die Sozialgerichte Düsseldorf, S35 AS 112/05 ER, und
Saarbrücken, S21 ER 1/05 AS (nach 26 Jahren Zusammenleben keine eheähnli-
che Gemeinschaft) und Dresden, S23 AS 175/05 ER.

Es handelt sich in allen Fällen um vorläufige Entscheidungen, aber gestützt
auf Urteile des Bundessozialgerichts aus den 90er Jahren. Damals gab es das
SGB II noch nicht, aber die Fragen des Unterhalts waren auch damals zu klären.
In das SGB II hat der Gesetzgeber viele Widersprüchlichkeiten und viel Ignoranz
gegenüber der bisherigen Rechtslage eingebaut. Die Richter rücken dies nun
Stück für Stück wieder gerade, und die Bagis versucht trotzdem, viel Geld zu
sparen!

Das Düsseldorfer Urteil ist federführend in der Höhe der vorläufigen Leistung:
Bisher wurde bei Beschlussfassung nur ein Prozentsatz der Leistung zugestan-
den. Die Düsseldorfer haben „100 Prozent hier und sofort“ zugesprochen, wegen
der Fehlerhaftigkeit des SGB II und mit dem Verständnis, dass der Hilfebedarf
jetzt sofort besteht und nicht erst in einigen Jahren. –

„Betrug oder nichteheähnliche Gemeinschaft?“, fragt die Obdachlosenzeitung
„Strassenfeger“ im Oktober 2005. Immer wieder wird in der Presse von „betrü-
gerischen“ ALG-II-Beziehern berichtet. Die eheähnliche Gemeinschaft ist Haupt-
thema angeblicher Betrügereien. Allerdings ist die Berichterstattung nach mei-
ner Wahrnehmung oft von keinerlei Sachkenntnis getrübt! Aussagefähig, weil aus
dem wirklichen Leben stammend, ist das folgende Beispiel im „Strassenfeger“.

Fritz und Erna leben in einer eheähnlichen Beziehung. Fritz hatte einen Job,
und Erna erhielt unter geringer Anrechnung des Partnereinkommens noch 400
Euro Arbeitslosenhilfe. Fritz war bereit, für die fehlende Summe des Unterhalts
aufzukommen. Ende des Jahres 2003 stellte Erna den Antrag auf ALG II. Den
Bescheid des Arbeitsamtes erhielt sie Ende Dezember: Erna hatte keinen An-
spruch auf ALG II, weil Fritz gut verdient. Was vorher eine gleichberechtigte Part-
nerschaft war, schlug jetzt in eine absolute Abhängigkeit vom Partner um! Das
passte Erna zwar nicht, doch ihr blieb keine andere Wahl: Wenn das Arbeitsamt
nicht zahlt, bleibt ihr nur die Abhängigkeit vom Partner.

Doch Fritz war anderer Meinung: Während er im letzten Jahr die ungleichen
Einkünfte der beiden noch akzeptiert hatte, weigerte er sich jetzt, für Erna aufzu-
kommen. Er wollte nicht fast die Hälfte seines schwer erarbeiteten Lohnes für Er-
na ausgeben! In diesem Moment wird die eheähnliche Gemeinschaft, wie sie das
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Gesetz definiert, beendet, weil es ihr an der freiwilligen Einstandsgemeinschaft
fehlt. Eigentlich hätte Fritz dem Arbeitsamt oder Jobcenter jetzt nur mitteilen müs-
sen, dass er nicht bereit ist, für Erna finanziell aufzukommen. Soweit dieses Bei-
spiel aus dem „Strassenfeger“, die Fortsetzung steht in der Novemberausgabe!

Freiwilliger Unterhalt kann jederzeit beendet werden, fristlos! Erna sollte dies
als Änderung dem Amt bekanntgeben und die Zahlung erneut beantragen. Da
sie ab sofort ihren Lebensunterhalt nicht mehr bestreiten kann, muss sie eine so-
fortige Zahlung beantragen, notfalls als Abschlagszahlung! Einen Nachzahlungs-
anspruch hat sie nicht, weil sie zwischenzeitlich Unterhalt von Fritz erhalten hat.
Ausziehen muss weder Fritz noch Erna, eine Klarstellung gegenüber dem Amt
reicht, auch wenn für diese Mitteilung im Formblatt „Veränderungsmitteilung“ kei-
ne eigene Spalte vorgesehen ist!

Die Angaben im Fragebogen entsprachen der Fragestellung, ohne Hinweis
auf die unterschiedliche Auswirkung! Natürlich hat Erna hier wahrheitsgemäß an-
gegeben, dass sie mit Fritz zusammenwohnt, und selbstverständlich wissen die
Sachbearbeiter, dass in diesem Fall jeder Unterhalt freiwillig ist! So hat das Amt
viel Geld gespart und muss nicht einmal nachzahlen: Wenn Unterhalt gewährt
wird, ist der Anspruch auf ALG II verwirkt. Ansonsten ist dieser Bescheid rechtsun-
gültig und unabhängig von der Widerspruchsfrist angreifbar, wegen der falschen
oder unklaren Fragen! Wenn Erna sich das Geld zum Unterhalt von einer Bekann-
ten geborgt hätte, müsste das Amt rückwirkend nachzahlen!

Leider sind viele Freundschaften an solchen Bescheiden zerbrochen, und lei-
der sind diese Bescheide nicht einmal rechtens! Eine Kuhle im Ehebett, ein halb-
nackter Mann auf dem Balkon, Herrenhemden neben Damenblusen, das ist im-
mer gut für eine Schlagzeile, dabei jedoch vollkommen unerheblich: Nur wenn
zwei Menschen miteinander verheiratet sind, besteht ein Rechtsanspruch auf Un-
terhalt, alles andere ist freiwillig, auch wenn das Paar ein Paar ist, gemeinsam
wohnt, gemeinsam schläft! Selbst nach drei gemeinsamen Jahren kommt es auf
den Willen der Partner an. Solange er erst sein Bier kauft, bevor er das Geld für
die gemeinsame Butter rausrückt, ist es keine eheähnliche Gemeinschaft!

Dies ist keine neue Rechtslage: Die Grundsatzurteile wurden lange vor dem
Gesetzgebungsverfahren des SGB II gefällt, und die Sozialgerichte verweisen auf
diese längst gefällten Urteile. Zusätzlich mussten die Gerichte feststellen, dass
der Antrag auf ALG II gegen geltendes Recht verstößt! Geändert wurden die Er-
läuterungen zum ALG-II-Antrag, aber klar sind diese noch immer nicht. Klar wä-
re es, wenn hier ausdrücklich und verständlich stünde: „Unterhalt zwischen nicht
verheiraten Paaren ist freiwillig! Erhalten Sie freiwilligen Unterhalt von Ihrem Part-
ner oder anderen Personen? Wenn ja, in welcher Höhe?“ Bei solch einer klaren
Darstellung des geltenden Rechts gäbe es nichts hinzuzufügen! –

Die Umgangskosten für das Sehen der Kinder sind zu übernehmen! Und nicht
zu vergessen: Das Zusammenwohnen, gemeinsam an Tisch und im Bett, ist erst
dann eine eheähnliche Gemeinschaft , wenn beide uneingeschränkt füreinander
einstehen wollen! Sinnbildlich gesprochen: Solange er erst sein Bier kauft, bevor
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er das Geld für die gemeinsame Butter rausrückt, ist es keine eheähnliche Ge-
meinschaft! Besonders die Bedarfsgemeinschaft, die keine ist, wird die Behörde
beschäftigen. Es ist aber so einfach: Wenn ein Ehepartner über so viel eigenes
Einkommen verfügt, dass er sich selbst unterhalten kann, dann gehört er nicht
zur Bedarfgemeinschaft!

Eigenheim
„Tacheles“ behandelt auch die Eigenheimzulage, die als Einkommen auf das ALG
II angerechnet wird, so bisher die Meinung der Bundesagentur für Arbeit. Es gibt
aber Möglichkeiten, dies zu vermeiden und bereits eine amtliche Reaktion hier-
auf: In dem Verfahren vor dem Sozialgericht Aurich (S25 AS 2/05 ER) hat die
Arbeitsagentur auf die Anrechnung der Eigenheimzulage verzichtet und vor dem
Termin einen neuen ALG-II-Bescheid ohne Anrechnung der Zulage erteilt.

Anschließend haben das gleiche Sozialgericht und somit auch das gleiche
Amt die Anrechnung der Eigenheimzulage vorgenommen. Das Gericht akzeptiert
keine Eilbedürftigkeit und verweist auf das Hauptverfahren. Die Antragstellerin hat
die Eigenheimzulage abgetreten, dies aber dem Finanzamt nicht angezeigt. Die
Zulage wurde auf das Konto der Antragsstellerin überwiesen. Das Grundstücks-
geschäft und die Abtretung erfolgten mit dem Vater. Hierin sah das Gericht Über-
prüfungsbedarf. –

Der Ombudsrat hat laut „Weser-Kurier“ vom 15. April 2005 gefordert, die Ei-
genheimzulage solle nicht als Einkommen auf das ALG II angerechnet werden,
wenn damit ein Baukredit getilgt wird. –

Wer mit der Eigenheimzulage einen Kredit tilgt, kann die Zulage ohne An-
rechnung behalten. Wer keinen entsprechenden Kredit tilgen muss, bekommt sie
im Monat des Geldeinganges angerechnet, sodass es in diesem Monat kein ALG
II gibt. Für die Folgemonate rechnet der Betrag als Vermögen. Falls dadurch die
Grenzen nicht überschritten werden, wird von der Bagis freiwillig wieder ALG II
gezahlt.

Wer auch nur für einen Monat kein ALG II erhält, verliert jedoch seinen An-
spruch auf eine Erwerbsunfähigkeitsrente! Daher zur Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte und beraten lassen!

Die Anrechnung der Eigenheimzulage auf einen Monat kann ebenfalls falsch
sein. Wer Platz beim Vermögen hat, kann den Anspruch auf Eigenheimzulage
als Forderung ansetzen, der Geldzufluss ist dann nur noch die Umwandlung des
Anspruchs und daher anrechnungsfrei; aber von dieser Sichtweise müssen die
Behörden erst noch überzeugt werden. Der gleiche Ansatz kann für alle anderen
Ansprüche wie Steuererstattungen, verliehenes Geld oder überzahlte Rechnun-
gen gewählt werden. Beispielhaft galt die Auszahlung einer Lebensversicherung
auch vorher schon als Vermögen! –
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Das Sozialgericht Aurich (S15 AS 3/05 ER) hat einem ALG-II-Empfänger,
der, bei einer Wohnungsgröße zwischen 70 und 8O qm, allein in seinem
Einfamilienhaus lebt, die Übernahme der tatsächlichen Heizkosten bewilligt. Die
Behörde hatte die angefallenen Heikosten auf fiktive 50 qm Wohnfläche gekürzt
und von beantragten 120 nur 67,60 Euro übernommen. Das Gericht stellte fest,
das Haus sei angemessen und gehöre daher nicht zum Vermögen. Die Richtzahl
von 50 qm Wohnfläche sei als Mindestwohnfläche anzusehen. Eine nur teilweise
Heizung des Hauses würde im Regelfall die Bewohnbarkeit einschränken.

Ähnlich hat am 20. Mai 2005 das Sozialgericht Oldenburg (S45 AS 165/05 ER)
entschieden, dass die Heizkosten im Eigenheim auch bei einer zu großen Wohn-
fläche nicht gekürzt werden dürfen, weil das Einfamilienhaus als Schonvermögen
gilt.

Ein-Euro-Jobs
Durch Eigeninitiative der Ein-Euro-Mitarbeiter kann aus der Beschäftigungsmög-
lichkeit ein reguläres und unbefristetes Arbeitsverhältnis werden: Immer wenn die
Arbeit nicht zusätzlich ist, kann ein normales Arbeitsverhältnis entstanden sein, es
muss nur noch eingefordert werden! Die Besonderheiten müssen wir persönlich
besprechen. Außerdem lässt sich das Hauptziel dieser Maßnahmen, ein struktu-
rierter Tag, mit Freunden viel besser erreichen!

500 Ein-Euro-Jobs für junge Bremer hat die Bagis bereitgestellt. Zur Ziel-
gruppe gehören 6.200 Bremer und Bremerhavener unter 25 Jahren, davon 4.500
Langzeitarbeitslose. Warum eigentlich sind so viele junge Menschen ohne Ar-
beit? Bereits vor Hartz IV hatte das Arbeitsamt einen besonderen Vermittlungs-
auftrag für sie. Hat also die Behörde versagt, oder besteht tatsächlich auch bei in-
tensiver Stellensuche in Bremen nur wenig Aussicht auf Erfolg, insbesondere bei
Blindbewerbungen?

Über www.BremerArbeit.de oder www.Lernportal.Bremen.de kann jeder das
Ein-Euro-Angebot bei „INA online“ erreichen, sich eine Maßnahme aussuchen
und seinen Fallmanager darauf ansprechen. Viele Angebote klingen sehr in-
teressant. Leider gibt es dabei nahtlose Übergänge von bisher bestehenden
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.

Wenn diese Arbeit nicht freiwillig angenommen wird, legt Widerspruch ein,
aber tretet den Job an, denn die Leistungen können gekürzt oder vollständig ge-
strichen werden. Ein Eilverfahren mag geboten sein!

Führt immer ein detailliertes Tagebuch und vergleicht die Woche mit dem In-
halt der Ausschreibung, denn oft ist in Wirklichkeit reguläre Arbeit auszuüben.
Und immer, wenn der schmale Pfad der Sonderregelung des Ein-Euro-Jobs ver-
lassen, also ganz normale Arbeit geleistet wird, ist die Tätigkeit nach den Regeln
des Arbeitsrechts zu beurteilen! Die künftigen Ein-Euro-Jobber sollten sich also
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nicht unterkriegen lassen, sondern geduldig den Nachweis vorbereiten, dass ihre
Arbeit mehr wert ist!

Die Hamburger Arge vergibt Ein-Euro-Jobs per Brief, ohne Vorabgespräch.
Damit wird der rechtlich vorgeschriebene Weg verlassen, denn diese Jobs sollen
nachrangige Maßnahmen sein, also das letzte Mittel. Der Pressesprecher sagt
zu dieser Rechtsmissachtung, wer nicht einverstanden sei, könne ja klagen! Es
wird nicht einmal der Versuch gemacht, die Praxis den gesetzlichen Regelungen
anzupassen.

Wer gegen die Zuweisung klagt, muss trotzdem den Job antreten, um nicht
eine sofortige Mittelkürzung von 30 Prozent zu riskieren. Wer unter 25 Jahre alt ist,
kann sogar überhaupt keinen Regelsatz mehr erhalten und nur auf Anforderung
Lebensmittelgutscheine. Der stellvertretende Leiter der Bundesagentur für Arbeit,
Heinrich Alt, hat in Bremen gesagt, niemand unter 25 Jahren solle von seiner
Behörde Geld bekommen ohne Gegenleistung. Ist das ein Versprechen oder eine
Drohung?

Herr Alt hat die Bagis für ihre gute Arbeit gelobt, die gemäß Herrn Schnei-
der 800 von 3.000 Arbeitssuchende unter 25 Jahren „aktiv in Marsch gesetzt“ ha-
be. Weitere Maßnahmen sind geplant. Bundesweit sollen dafür 7 Milliarden Eu-
ro ausgegeben werden, fast das Doppelte des Bremer Haushalts. Weitere 2.700
Arbeitssuchende unter 25 Jahren werden in Bremen von der Bundesagentur für
Arbeit betreut.

Ein-Euro-Jobs, Zusatzjobs oder Arbeitsgelegenheiten sind verschiedene
Worte für eine Maßnahme. Aber gibt es überhaupt einen Euro pro Stunde? Nicht
bezahlt werden Qualifizierung oder Krankheit. Gut bezahlt wird der Träger, sprich
Arbeitgeber: Er erhält mehr als einen Euro für jeden Ein-Euro-Jobber. Die Presse
schreibt von bis zu 1.000 Euro je Mitarbeiter. Wenn man berücksichtigt, dass die-
ser auch noch etwas leistet, ist das ein gutes Geschäft für den Träger: Der neue
Mitarbeiter bringt Geld mit!

Die Bagis hat gar keine andere Chance, vordergründig die Zahl der Arbeits-
suchenden zu verringern, und bei den Trägern schwindet die Hemmschwelle: Es
ist ja bisher alles gut gelaufen. Wer eine Ein-Euro-Arbeitsgelegenheit annimmt,
hat seine Gründe dafür. Er hat den Anspruch darauf, wie alle anderen Mitarbeiter
behandelt zu werden, oft auch darauf, wie diese bezahlt zu werden und in dem
Betrieb zu bleiben, also alles, was ein Arbeitsverhältnis auszeichnet. Dies ist im-
mer der Fall, wenn die Arbeit nicht zusätzlich ist.

Der Ein-Euro-Mitarbeiter hat sicher kein Interesse an der Vernichtung
von Arbeitsplätzen, selbst wenn er sich den Ein-Euro-Job selbst gesucht hat,
durch den Druck der Verhältnisse, oft mit der Drohung der Bagis im Rücken:
Eingliederungsvereinbarung und los! Wie kann der Arbeitssuchende sich weh-
ren? Eigentlich gar nicht. Die Eingliederungsvereinbarung kann unter Vorbehalt
unterschrieben werden, eine Verweigerung führt zur Leistungskürzung. Also erst
machen, dann Klage erheben und Eilbedürftigkeit geltend machen, aber bis zur
Entscheidung den Ein-Euro-Job antreten.

207



Dieses Thema ist sehr differenziert zu sehen, daher lasst uns darüber per-
sönlich sprechen. Die beste Lösung wäre die Abschaffung dieser Ein-Euro-
Arbeitsgelegenheiten. Eine indirekte Abschaffung wäre die Risikoerhöhung für
den Arbeitgeber; dazu müssen Ein-Euro-Mitarbeiter ein normales Arbeitsverhält-
nis geltend machen, mit Vorbereitung und Hilfestellung durch uns.

Eine indirekte Abschaffung wäre auch eine vermehrte gerichtliche Über-
prüfung der Eingliederungsvereinbarungen und der zugewiesenen Ein-Euro-
Jobs, mit entsprechender Vorbereitung und Hilfestellung durch uns. Dabei wäre
auch zu klären, warum nicht die Qualifizierung durch ABM oder durch Ein-Euro-
Arbeitsgelegenheiten mit normalem sozialversicherungspflichtigem Lohn oder
Gehalt möglich ist.

In diesen Fällen wäre es ein normales sozialversicherungspflichtiges Arbeits-
verhältnis, und der Arbeitssuchende würde den direkten Erfolg seiner Arbeit ern-
ten. All diese Maßnahmen sind im Gesetz vorgesehen, sie werden sogar als vor-
dringlich genannt. Die Ein-Euro-Arbeitsgelegenheiten sollen nur die letzte Mög-
lichkeit sein und nicht wie jetzt der Regelfall. Dies ist aber nur mit der Unterstüt-
zung des Gerichts zu ändern.

Ein normaler Ausstieg aus dem Ein-Euro-Job, weil die Rahmenbedingungen
nicht stimmen, schadet dem System nicht. Man muss sich das einmal vorstellen:
Ein Arbeitgeber verdient mit den Ein-Euro-Mitarbeitern doppelt. Er verdient auch
noch Geld, wenn die Leute bloß rumstehen, und die Bundesagentur für Arbeit ist
auch zufrieden: Wieder einen Kopf aus der Statistik entfernt! –

Das Sozialgericht Gelsenkirchen (S11 AS 7/05 ER) befasste sich mit einem
ALG-II-Empfänger, der einen Ein-Euro-Job nicht weiter ausgeführt hatte und vom
Amt mit Sanktionen belegt wurde. Die vorgenommene Rechtsbelehrung des Am-
tes wurde vom Gericht für nicht ausreichend erklärt, daher sind die Sanktionen
unwirksam. Obwohl auf die Leistungseinstellung für dieses Verhalten hingewie-
sen wurde, erhält er weiterhin sein Geld. Auf die anderen Probleme des Ein-Euro-
Jobs wurde hier nicht eingegangen. –

Lange gewartet habe ich auf die ersten Klagen von Ein-Euro-Mitarbeitern. Sie
sind anhängig vor dem Arbeitsgericht in Weiden (Quelle: „Tacheles“). Beim Güte-
termin hat der Anbieter des Ein-Euro-Jobs beantragt, das Arbeitsgericht für un-
zuständig zu erklären und diese Klage am Sozial- oder Verwaltungsgericht ver-
handeln zu lassen. Dies wurde abgelehnt. Mitte Juli kommt es zur Verhandlung.

Der Ein-Euro-Mitarbeiter, 52 Jahre jung, ist von Beruf Kraftfahrer. Er hat für
den Malteser Hilfsdienst Behinderte in Weiden transportiert. Hierfür gab es seit
Jahren Tourenpläne. Diese Faktoren reichen: Es war reguläre Arbeit! Zusätzlich
war in diesem Fall noch nachzuweisen, dass das Malteser Hilfswerk für diese
Fahrten ein Entgelt von den Sozialversicherungen erhält.

Leider hat der Kläger die Arbeit aufgegeben, somit wird diese Verhandlung
vor dem Arbeitsgericht nur einen allerdings wesentlichen Teilbereich des Themas
klären, es sei denn, der Anwalt greift das Mobbing nach der Klageerhebung eben-
falls auf; in diesem Fall ist sicherlich vom Fortbestand des Arbeitsverhältnisses
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auszugehen. Leider wird nur der Lohnanspruch von 1.153,20 Euro gemeldet, die
Möglichkeiten bleiben also unausgeschöpft.

In Weiden gibt es inzwischen drei Feststellungsklagen, ob es sich um Ein-
Euro-Jobs oder Arbeitsverhältnisse handelt. Betreut werden diese Kläger vom
Verdi-Arbeitskreis Erwerbslose. Fazit dieser Angelegenheit: Es geht! Gesucht wer-
den Betroffene, die Klage erheben wollen. –

Noch ein weiteres Beispiel für Arbeitsplatzvernichtung durch Ein-Euro-Jobs
in Weiden, diesmal bei der Diakonie, die einen Werkhof als Beschäftigungsprojekt
betreibt. Sie hat Ein-Euro-Mitarbeiter an die Postbaugesellschaft geschickt; diese
haben Fußböden herausgerissen. Die Postbaugesellschaft hat für diesen Einsatz
acht Euro pro Stunde bezahlt. Das ist reguläre Arbeit für wenig Geld: Wo ist es
möglich, Handwerksleistungen für acht Euro die Stunde zu erhalten, ohne weitere
Nebenkosten?

Das Geld, die acht Euro, haben nicht die Ein-Euro-Mitarbeiter erhalten, son-
dern die Diakonie, die von der Behörde zusätzlich noch eine Verwaltungspau-
schale für jeden Mitarbeiter erhält, zusätzlich zu dem tatsächlich ausgezahlten
Ein-Euro-Stundenlohn. Auch dies reicht für die Feststellung eines regulären Ar-
beitsverhältnisses aus! –

Dreimal ist Bremer Recht, auch in Weiden: Ausgerechnet die Beratungsstelle
für Beschäftigungsinitiativen hat Ein-Euro-Mitarbeiter an ein Altenheim ausgelie-
hen. Dort haben diese Frauen normale Tätigkeiten ausgeführt. Man hat sie „ge-
beten“ zu bescheinigen, dass nur zusätzliche Arbeiten ausgeführt würden; als
Druckmittel wurde der Verlust der Arbeitsgelegenheit und die Kürzungsmöglich-
keiten beim ALG II benutzt.

Die Frauen haben unterschrieben. Sie konnten es auch beruhigt tun, denn die-
se Unterschriften sind nicht das Papier wert, auf dem sie stehen. Falls diese Frau-
en sich wehren wollen: Es geht, per Feststellungsklage vor dem Arbeitsgericht!

Im Bericht fällt ein Satz, den ich nicht so stehen lassen kann: Ein-Euro-
Mitarbeiter könnten sich meistens nicht wehren. Dieser Satz ist nicht richtig! Je-
der kann sich wehren, er muss es nur selber tun. Er kann sich vorher beraten las-
sen und Verbündete suchen: Personalrat, Arbeitskollegen, Partner, Freunde und
ebenfalls Betroffene. Er kann für das Verfahren Vollmacht erteilen, aber die Ent-
scheidung muss er selber treffen und die außergerichtliche Vorarbeit zur Beweis-
führung leisten. Ein solches Verfahren belastet, aber es befreit auch. Ein solcher
Schritt ist notwendig zur Abschaffung der Ein-Euro-Jobs!

Zu den Ein-Euro- Arbeitsgelegenheiten gibt es weitere Gerichtsentscheidun-
gen (Quelle: Tacheles). Das Sozialgericht Hamburg hat am 30. November 2005
die Zuweisung eines Langzeitarbeitslosen in einen Ein-Euro-Job ohne individuell
passendes Eingliederungskonzept behandelt. Der Betroffene hat gegen die Ar-
ge geklagt. Er ist Diplom-Sozialökonom und sollte zur beruflichen Erwachsenen-
bildung beitragen. Die 53. Kammer hat kein Urteil gefällt, weil die Arge die Zu-
weisung in den Ein-Euro-Job zurückgezogen hat. Der Betroffenen hat dem zuge-
stimmt, somit war die Sache erledigt. –
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Es gibt Missbrauch von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen: Das Sozialgericht
Magdeburg hob am 29. November 2005 die Zuweisung einer Arbeitsgelegenheit
auf (AZ S22 AS 635/05). Die Betroffene sollte mit 21 weiteren die Bibliotheken
an drei Magdeburger Schulen aufbauen und verbessern. Diese Tätigkeit war auf
neun Monate befristet. Die Schulen hatten aber keine Bibliotheken, die diesen Ar-
beitseinsatz rechtfertigen. Die Unterbeschäftigung wäre voraussehbar. Die Kos-
ten betragen circa 1.698 Euro monatlich, nur um eine Anwesenheit festzustellen.
Bei 22 Betroffenen hätte der Steuerzahler in neun Monaten 336.020 Euro zu tra-
gen! Das Gericht erklärte die ABM für unrechtmäßig und hob die Leistungssper-
re gegenüber der Betroffenen auf. –

Im Kommentar von B. Albrecht sind noch weitere Beispiele für die Vernich-
tung von Steuergeldern aufgeführt. 38 Millionen Euro stehen allein für Magdeburg
zur Verbrennung an: Steuergeld! Diese Gegenwehr zur Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme beziehungsweise Ein-Euro-Arbeitsgelegenheit war erfolgreich: Die Tätig-
keit musste nicht ausgeführt werden. Wer eine Arbeitsgelegenheit hat, die er ger-
ne ausführt, kann sich mit einer Feststellungsklage vor dem Arbeitsgericht ein-
klagen oder auch nur den Tariflohn für die Arbeitsgelegenheit einfordern. Bereits
nach diesem Gesichtspunkt kann frau/man sich den Job aussuchen!

Die Arge Magdeburg hat eine Betroffene für 3,47 Euro brutto als Verkäuferin
vermittelt, auf dem ersten Arbeitsmarkt. Eine Verkäuferin verdient in Magdeburg
gemäß Gewerkschaft 8,69 Euro, somit liegt das Lohnangebot um 60 Prozent un-
ter dem ortsüblichen Stundenlohn. Eine neue Variante! Die Gegenwehr ist klar:
Wenn diese Arbeit sonst in Ordnung ist, vor dem Arbeitsgericht den ortsüblichen
Lohn einklagen und am Arbeitsplatz festhalten und zwischenzeitlich den Antrag
auf ergänzendes ALG II stellen oder Wohngeld, Kinderzuschlag und so weiter be-
antragen oder prüfen. Ansonsten gegenüber der Arge die Sittenwidrigkeit geltend
machen und die Arbeit ablehnen. Dies ist aber die schlechtere Lösung! –

Ein Ein-Euro-Mitarbeiter, der Unstimmigkeiten mit seinem Auftraggeber hat,
kann das Arbeitsgericht zu Hilfe rufen (Arbeitsgericht Berlin, 75 Ca 10146/05,
Quelle: Tacheles). Grundsätzlich kann dabei auch die Frage geklärt werden, ob
alle Rahmenbedingungen für eine Ein-Euro-Tätigkeit erfüllt wurden, oder ob es
sich doch um ein reguläres Arbeitsverhältnis handelt. Auch das Arbeitsgericht in
Bremen ist da überzeugungsfähig! –

Die Ein-Euro-Arbeitsgelegenheit ist ein Arbeitsverhältnis, meint „Quer“ (März
2006, Seite 34). Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf (AZ 9 Sa 1843/04) hatte
am 25. Februar 2005 über eine Tätigkeit nach BSHG zu entscheiden, vergleichbar
mit dem SGB II, denn auch dort ist die Zusätzlichkeit Voraussetzung. Dem Kläger
wurde Tarifgehalt für die Zeit der Tätigkeit zugesprochen! Mehr hatte er nicht
eingeklagt.

Die Tätigkeit, eine Beratung von Arbeitslosen in einem kirchlichem Verein, wur-
de als nicht zusätzlich bewertet: Eine Ermunterung für alle Ein-Euro-Mitarbeiter,
sich den üblichen Lohn zu erstreiten, auch im nachhinein, wenn die Tätigkeit be-
endet wurde, oder erweitert, um bei Fortsetzung der Tätigkeit und bis zu sechs
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Monaten rückwirkend auch die übliche Bezahlung einzufordern. Eine Feststel-
lungsklage beim Arbeitsgericht reicht zur Fristwahrung!

Die Schlussfolgerung von „Quer“ hinsichtlich der detaillierten Aufzeichnungen
ist abschreckend, doch es geht auch ohne diese so genauen Aufzeichnungen:
Das Gedächtnis reicht. Beweispflichtig ist der Arbeitgeber! –

In der Eingliederungsvereinbarung soll gemäß „Fortentwicklungsgesetz“ jetzt
auch festgelegt werden, welche Leistungsansprüche gegenüber anderen Trägern
der Betroffene zu beantragen hat. Bei einem Neuantrag soll ein sofortiges Ange-
bot für die Eingliederung in Arbeit angeboten werden. „Neuantrag“ bedeutet: Wer
in den letzten zwei Jahren weder ALG I noch ALG II erhalten hat. Erlaubt ist fast
alles, auch die freie Wirtschaft kann absahnen.

Die Bagis muss alles zahlen, sogar die Einrichtung des Arbeitsplatzes! Aber
wer eine solche Erprobung in der freien Wirtschaft erhält, die über wenige
Wochen Praktikum hinausgeht, kann sich einklagen wie bei einem Ein-Euro-
Arbeitsverhältnis. Es stehen großzügige Handlungsmöglichkeiten und viel Geld
hinter dieser Regelung, nur leider nicht für den Betroffenen: Dieser soll beweisen,
dass er arbeiten kann und will!

Eingliederung bedeutet auch tatsächliche Arbeitsaufnahme mit Unterstützung
der Bagis. Damit das nicht zuviel wird, hat man § 16 geändert: Die Leistungen
zur Eingliederung dürfen nicht aufgestockt werden! Das Wort „dazu“ wird ersetzt
durch „zu den weiteren Leistungen“; diese Änderung soll wohl die restriktive Hand-
habe bei Schuldner- oder Suchtberatung begründen. Diese Unterstützungen er-
hält von der Bagis nur, wer einen Arbeitsplatz in Aussicht hat. Als würde nicht be-
reits die Stellensuche durch diese Probleme unmöglich gemacht! Die Bagis glaubt
wohl selber nicht an vorhandene Arbeitsplätze und will sparen.

Maßnahmen zur Eingliederung wurden bei Entfallen der Hilfebedürftigkeit nur
weiterbezahlt, wenn bisher zwei Drittel der Maßnahme durchgeführt wurden. Jetzt
wird weitergezahlt, wenn dies „wirtschaftlich“ ist! Dies lässt sich auch auf andere
Regelungen übertragen. –

Für Ein-Euro-Mitarbeiter gelten nach wie vor die Regelungen des Bundesur-
laubsgesetzes, aber nicht mehr die Regelungen über das Urlaubsgeld. Das heißt
im Umkehrschluss: Bisher haben alle Ein-Euro-Mitarbeiter einen Anspruch auf
das zusätzliche Urlaubsgeld! Die gesetzliche Ausschlussfrist beträgt zwei Jahre
zum Jahresende, weil kein Tarifvertrag zur Anwendung kam. Grundlage für die
Berechnung des Urlaubsentgeltes ist trotzdem der Tarifvertrag beziehungsweise
der ortsübliche Lohn. Dabei kann auch gleich der vollständige Arbeitslohn einge-
klagt werden, allerdings nur innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Ein-
Euro-Jobs. Zuständig ist das Arbeitsgericht. Wichtig ist die Klage, bei der Ermitt-
lung der Höhe hilft das Gericht.
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Einkommen
Alles, was die Bundesagentur bisher gekürzt , an- und aufgerechnet hat, solltet ihr
nochmals ansehen lassen, auch die Sonderbedarfe für Alleinerziehende für auf-
wendige Ernährung, den Abzug der Versicherungspauschale und der Werbungs-
kosten bei den Nebeneinnahmen, die Anrechnung der Nebeneinkommen als sol-
ches, die getrennte Errechnung von Vermögen für Kinder, die Unterhaltsfeststel-
lung bei Bedarfsgemeinschaften, die vollständige Anrechnung von Arbeitseinkom-
men ohne 50 Prozent Freibetrag bei Stiefkindern, die Anrechnung von steuerfrei-
en Einkommen als Einnahmen (z.B. Eigenheimzulage, Steuerrückzahlung), die
Anrechnung von Vermögen, die Angemessenheitsgrenzen und so weiter. –

Das Sozialgericht Aurich (S25 AS 2/05 ER) hat einem arbeitenden Ehemann,
der mit seiner Frau, einem gemeinsamen Kind sowie vier Stiefkindern zusammen
in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, einen Freibetrag aus seinem Arbeitsverdienst
zugesprochen. Er erhält eine Nachzahlung von 1.324,22 Euro je Monat. Außer-
dem hat hier das Arbeitsamt auf die Anrechnung der Eigenheimzulage als Ein-
kommen verzichtet. –

Das Sozialgericht Aurich (S25 AS 6105 ER) hat mit einstweiliger Anordnung
entschieden, Pflegegeld gehöre nicht zum Einkommen und werde nicht auf das
ALG II angerechnet. –

Die Finanzverwaltung hat zugestanden, dass der Aufwand für die Betreuung
Pflegebedürftiger als „hauhaltsnahe Dienstleistung“ akzeptiert wird. Somit sind
20 Prozent, maximal 600 Euro, von der Steuerschuld zu kürzen (Bundessteuer-
blatt 2004 I, Seite 958; „Test“ 6/2005). Wer keine Steuern zahlen muss, bekommt
diesen Betrag erstattet, aber er sollte vor der Antragstellung prüfen, ob wirklich
keine Steuern zu zahlen sind. Arbeitslosengeld unterliegt dem Progressionsvor-
behalt und ist unter Umständen steuerauslösend. –

Der Nebenverdienst von ALG-II-Beziehern soll zum Sommer neu geregelt
werden: 100 Euro als Grundfreibetrag, darüber hinaus von einem Bruttolohn bis
800 Euro 20 Prozent, darüber 10 Prozent. Ab 1.200 bzw. 1.500 Euro ist es kein
Zuverdienst mehr. Wer einen Nebenverdienst hat, sollte keinerlei Anrechnung ak-
zeptieren und entsprechenden Widerspruch einlegen. Die Bagis hat Ausnahmen
für anrechnungsfreien Nebenverdienst vereinbart. Dies sollte jeder für sich ein-
fordern. Nach einer besonderen Regelung kann alles bis 162,50 Euro behalten
werden, wenn dieser Antrag gestellt wurde. –

Laut OFD Hannover (S 2342-137 vom 15. November 2004) unterliegt ALG
II nicht dem Progressionsvorbehalt gemäß § 3 Nr. 2b EStG, weil diese Leistung
nicht in der abschließenden Aufzählung des § 32b EStG enthalten ist. Aus dem
gleichen Grund steuerfrei sind auch die Mehraufwandentschädigungen für Ein-
Euro-Euro Jobs. Die Steuerfreiheit von ALG II ist besonders für die Selbständigen
interessant und ein zusätzlicher Anreiz. Die andere Seite der Medaille: Die Auf-
wendungen für die Ein-Euro-Jobs sind keine Werbungskosten. Aufwendungen,

212



um wieder in Arbeit zu gelangen, sind in jedem Fall Werbungskosten, auch wäh-
rend des Bezugs von ALG II. –

Kindergeld für volljährige Kinder wird beim ALG II als Einkommen der Eltern
angerechnet (Quelle: „Quer“ 3/2005). Dies gilt jedoch nicht, wenn der junge Er-
wachsene bei der Familienkasse einen Abzweigungsantrag nach § 74 Einkom-
menssteuergesetz stellt. Voraussetzung ist, dass die Mutter ihren Unterhaltsver-
pflichtungen gegenüber dem volljährigem jungen Erwachsenen nicht nachkommt,
und der junge Erwachsene muss einen eigenen Haushalt führen. Die Aussage
des Bundesamtes für Finanzen, dass gemäß § 1612 des Bürgerlichen Gesetz-
buches keine Unterhaltsverpflichtung besteht, solange der junge Erwachsene im
Haushalt des Kindergeldberechtigten wohnt, geht insofern ins Leere („Sozialin-
fo“ Nr. 86, S. 15). Aber ist nicht sinnvoll, immer so zu verfahren, wenn die Eltern
ihren Unterhaltsverpflichtungen nicht nachkommen, egal aus welchen Gründen?
Der Freibetrag für die Unterhaltsverpflichtung liegt schließlich weit oberhalb von
345 Euro!

Was die Einkommensfreibeträge vom Kindergeld für minderjährige Kinder bei
ALG II betrifft, wurde der Freibetrag von 30 Euro für Versicherungen vom Sozial-
gericht Oldenburg mit Beschluss vom 4. Juli 2005 abgelehnt (AZ. S46 AS 133/05,
Quelle: „Quer“ 3/2005). Gegen dieses Urteil wurde Beschwerde erhoben, daher
sollte jeder Betroffene Widerspruch einlegen und mit Hinweis auf dieses Verfah-
ren ein Ruhen des eigenen Verfahrens vorschlagen.

Wenn Kinder neben dem Kindergeld noch Unterhalt erhalten und ein Teil des
Unterhalts bei der Mutter als Einkommen gerechnet wird, so ist auch der Pausch-
betrag für Versicherungen abzusetzen. Diese Anrechnung ist darüber hinaus auf
die Höhe des Kindergeldes begrenzt (Kindergeld abzüglich Versicherungen). Die
Aufwendungen für die Kfz-Versicherung sind ebenfalls abzugsfähig, siehe auch
Sozialgericht Karlsruhe S2 AS 972/05 vom 8. April 2005. –

Ein Nebenverdienst bis 100 Euro ist grundsätzlich frei, so die Schlagzeile
bei Tacheles, aber nur für den, der die Nebentätigkeit neu aufnimmt. Wer bereits
eine Nebentätigkeit ausübt, wird weiterhin nach der alten Formel abgerechnet.
Die Umstellung erfolgt parallel zur Neubewilligung des ALG II, so möchte es der
Gesetzgeber. Ausgerechnet wird jedoch „zu Fuß“, sowohl nach alter wie neuer
Regelung, denn laut „Weser-Kurier“ ist die Datenverarbeitung nicht leistungsfähig
genug.

Da diese Regelung dem eigentlichen Zweck der Änderung entgegen steht
und auch noch einfacher durchzuführen ist, ist dies unerklärlich. Wer benachtei-
ligt ist, sollte entsprechenden Widerspruch einlegen, aber vorher versuchen, mit
dem Sachbearbeiter eine Klärung herbeizuführen. Ein Ausweg wäre eventuell der
Verzicht auf einen Tag ALG II, was die Neubewilligung auslösen würde.

Von dem Teil des monatlichen Einkommens, der 100 Euro übersteigt, bleiben
bis 800 Euro 20 Prozent, darüber bis 1.200 Euro zehn Prozent des Mehrbetrages.
Bei einem minderjährigem Kind in der Bedarfsgemeinschaft oder einem eigenen
minderjähriges Kind liegt die Grenze bei 1.500 statt 1.200 Euro. Werbungskosten
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sind bis zu einem Nebenverdienst von 400 Euro abgegolten, auch wenn die Auf-
wendungen höher sind. Nur bei einem Nebenverdienst von über 400 Euro kön-
nen höhere Aufwendungen geltend gemacht werden. –

Was Stiefkinder in Ehen oder eheähnlichen Gemeinschaften betrifft, ist die
Bundesagentur für Arbeit klüger geworden: Vermögen muss nicht mehr zum Un-
terhalt der Stiefkinder eingesetzt werden, auch nicht, wenn diese Stiefkinder in
der Ehe oder eheähnlichen Bedarfsgemeinschaft leben. Dies entspricht den bis-
herigen Gerichtsentscheidungen. Wer Bedarf hat: Wir reden drüber!

Bei Nebentätigkeit von Kindern ALG-II-Betroffener gilt, dass Jugendliche, die
Sozialgeld nach dem SGB II erhalten, ab 1. Oktober 2005 monatlich bis zu 100
Euro Hinzuverdienst haben können, ohne dass dies auf das ALG II angerechnet
wird (Quelle: Erste Verordnung zur Änderung der Arbeitslosengeld-II-/Sozialgeld-
Verordnung vom 22. August 2005).

Fahrtkosten
Das Sozialgericht Hannover hat einem ALG-II-Empfänger das Recht auf zusätz-
liche Fahrtkosten zum Besuch seines Sohnes als untypischer Bedarf nach SGB
XII zugesprochen. –

Beim Sozialgericht Schleswig (S2 AS 52/05 ER) ging es um eine Einstweilige
Anordnung, aber nicht ganz so schnell: Antrag vom 18. Februar, Anordnung am
9. März 2005. Es ging um Fahrtkosten im Rahmen des Umgangsrechts mit der
Tochter sowie um Kosten für den Aufenthalt bei derselben; zugesprochen wur-
den Fahrtkosten und ein Tagessatz von 7 Euro. Bemerkenswert ist die Urteilsbe-
gründung, dass dieser Bedarf kein Regelbedarf und daher zusätzlich zu gewäh-
ren sei.

Beklagt war die Arbeitsgemeinschaft Kiel. Der § 20 SGB II enthält das Wort
„insbesondere“; damit wird zum Ausdruck gebracht, dass ein im Normalhaushalt
typischer Bedarf durch den Regelsatz gedeckt ist, aber eben nicht der „untypi-
sche“. Scheidung ist zwar keine Seltenheit, aber zum Glück „untypisch“!

Aber es geht noch positiv weiter: Die Kosten der Unterkunft wollte das Amt
ebenfalls nicht voll übernehmen, weil bereits das Sozialamt zur Wohnungssuche
aufgefordert habe. Dies wurde verworfen, weil in der Wohnung damals noch die
Tochter mitwohnte, nach deren Auszug keine neue Aufforderung ergangen ist.
Auch mit Aufforderung würde eine sechsmonatige Frist ab 1. Januar 2005 begin-
nen. Die tatsächlichen Unterkunftskosten werden ohne Kürzung zugesprochen.
Außerdem fehlte der Nachweis einer kostengünstigeren Wohnung durch das Amt.
Die Antragstellerin hatte inzwischen die Wohnung gekündigt.

Ebenfalls behandelt wurde der krankheitsbedingte Mehraufwand für eine
MCS-Erkrankung. Hier wurde der Erlass einer Einstweiligen Anordnung abge-
lehnt, weil noch kein entsprechender Bescheid ergangen war. Die Höhe blieb un-
klar. –
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Das Sozialgericht Aurich (S15 AS 11/05 ER) hat einem Antragsteller ALG
II zugesprochen, obwohl sein Kraftfahrzeug mehr als 5.000 Euro wert ist; der
Schätzwert liegt bei über 9.000 Euro. Der PKW wurde als notwendig und ange-
messen eingestuft.

Krankheitskosten
Der Bremer Martinshof mit 1.600 Mitarbeitern hat in der Betriebsstätte Fröbelstra-
ße bisher Bettwäsche für Sozialhilfeempfänger gefertigt. Dies war eine Sachleis-
tung nach dem Gesetz, das nun entfallen ist. Man sucht nach einer neuen Auf-
gabe und glaubt an die Sicherheit der Behinderten-Arbeitsplätze. Wir drücken die
Daumen! Doch bereits vorher wurde die Förderung um 35 Prozent gekürzt. –

Das Sozialgericht Oldenburg (S2 SO 49/05 ER) hat am 1. Juni 2005 im Fall
einer Sozialhilfeempfängerin geurteilt, die eine Haushaltshilfe für vier Stunden
täglich beantragt hat. Diese Hilfe benötige die Antragstellerin auch als ALG-II-
Betroffene, so der Richter. Die fehlende Grundlage im SGB II sei eine bedenkliche
Regelungslücke, unter der die Betroffene nicht zu leiden habe. Ein mutiges Urteil!
Es ist sicher auch auf andere Regelungslücken übertragbar, wovon dieses SGB-
II-Sammelsurium genug hat. –

Das Sozialgericht Münster (S12 SO 14/05 ER) hat nach Presseberichten ent-
schieden, 245 Euro reichten für einen Monat aus: Eine Brille könne aus den Rück-
lagen beschafft werden. Eilbedürftigkeit wurde abgelehnt und die Zuständigkeit
an das Sozialgericht Münster abgegeben, aber in der Hauptsache wird erst spä-
ter entschieden. Insgesamt fehlten Vorträge zu den Einlassungen des Gerichts. –

Wie der Präsident der Zahnärztekammer Berlin mitteilt, sind Zahnschmerzen
häufig seelisch bedingt. Laut einer Betriebskrankenkasse kann die Krankheit mit
der Arbeitslosigkeit einhergehen. Symptome, Lebensbedingungen und Perspek-
tiven sollten ganzheitlich betrachtet werden. Weiß dein Arzt von deinen Proble-
men? Betrachte dich selbstkritisch und stell dich mit fachlicher Hilfe positiv ein! –

In Bremen gab es eine Parlamentsdebatte um das Sterbegeld. Das ist abge-
schafft worden, für uns Normalsterbliche, aber sich selbst haben die Abgeordne-
ten vergessen. Bis Mitte März 2005 wollten sie das nicht nachholen. Hier sollten
wir nachfragen! Herr Schröder hat festgestellt, dass die Wirtschaft sich ihrer „so-
zialen Verantwortung“ bewusst werden müsse und entsprechend handeln solle.
Den gleichen Aufruf muss er an seine Mitstreiter richten, dabei ist das Sterbegeld
vom Betrag her eine Erdnuss, aber die Sache stinkt zum Himmel! Neue Politiker
braucht das Land, aber auch Bürgerinnen und Bürger, die den Politikern dies sa-
gen! Oder dürfen Abgeordnete inzwischen Praxisgebühr bezahlen?

Noch eins zum Sterbegeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung: Nach
wie vor beantragen, Widerspruch einlegen, vereinbaren, Musterverfahren abwar-
ten: Geld kommt per Post. –
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Laut „Quer“ 3/2005 kann auch für Behinderte, die von ALG II betroffen sind,
Anspruch auf eine Haushaltshilfe nach dem SGB XII bestehen, da im SGB II ent-
sprechende Regelungen fehlen. Es bleibt daher beim SGB XII, § 61 Abs. 5 Satz
4, mit dem Behinderten Hilfe zur Pflege durch die Übernahme hauswirtschaftli-
cher Tätigkeiten bewilligt werden könne (Beschluss des Sozialgerichtes Olden-
burg vom 30. Mai 2005, AZ. S2 SO 49/05 ER). In diesem Fall hatte das Sozialamt
den Bedarf als solchen bereits anerkannt. Dies ist nur ein weiterer Beschluss in
die gleiche positive Richtung!

Das Sozialgericht Lüneburg hat mit Beschluss vom 22. Februar 2005 (S23
SO 29/05 ER) höhere Regelleistungen nach § 28 Absatz 1 Satz 2 des SGB XII
bewilligt. Der Betroffene kann sich sein Essen nicht mehr selber zubereiten und
bezieht daher „Essen auf Rädern“. Die Kosten dafür von 150 Euro abzüglich Ei-
genanteil von zwei Euro pro Mahlzeit muss das Amt übernehmen. Diese Summe
hat der Betroffene schon vorher, zu Zeiten des Sozialhilfegesetzes, vom Sozial-
amt bekommen. (Auch hier besteht also eine Regelungslücke!)

Das Sozialgericht Lüneburg hat am 11. August 2005 beschlossen (AZ S30
AS328/05 ER), dass die Behörde die Kosten der Behandlung von Neurodermitis
(Hautpflegeprodukte, Medikamente), die nicht im Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherung enthalten sind, nach § 23 Absatz 1 Satz 1 SGB II als
Darlehn erbringen. Von der Rückforderung desselben ist abzusehen, wenn der
Bedarf länger als ein Jahr dauert. Vorgelegt wurden entsprechende ärztliche At-
teste. Die Mehrkosten belaufen sich auf 240 Euro monatlich.

Diese Gerichtsentscheidung ist sicherlich auf andere Krankheiten übertrag-
bar! Bitte lasst nicht die Krankheit unbehandelt, weil das nötige Geld fehlt, son-
dern fordert die Leistung der Behörde ein! Diese Entscheidung ist sicherlich auch
auf einen erhöhten Wärmebedarf und Wasserverbrauch anzuwenden! Interessant
ist auch die Verpflichtung zum Darlehenserlass!

Leistungen
Der Ombudsrat hat laut „Weser-Kurier“ vom 15. April 2005 gefordert, ein
einheitliches Arbeitslosengeld II zu schaffen und die Unterschiede zwischen Ost
und West aufheben, ohne allerdings einen Lösungsvorschlag vorzulegen oder
auf die Ausführungen des „Paritätischen Wohlfahrtsverbandes“ einzugehen. Die-
ser hat in einer Broschüre detailliert beschrieben, wie der Regelsatz zurechtge-
schummelt wurde und dass er viel zu niedrig ist.

Mir fehlt eine Reaktion der Bundesregierung auf diese Empfehlung! Darüber
hinaus steht im § 20 Abs 4 SGB II, dass einmal jährlich der Leistungssatz zu
überprüfen ist und am 30. Juni 2005 die Höhe der Regelleistung für die nächsten
zwölf Monate bekanntgegeben wird. Gekoppelt ist sie an den Rentenfaktor. Dies
ist ein Ermessensspielraum der Regierung ohne Bundesrat. –
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„Es ist Aufgabe der Rechtsprechung, einen Rest an sozialstaatlicher Ab-
sicherung zu gewährleisten“, sagt der Pressesprecher des Landessozialgerichts
Bremen/Niedersachsen. Es besteht noch viel Klärungsbedarf: Abzug der Versi-
cherungspauschale bei der Anrechnung von Kindergeld oder Kindergarten auch
für Überdreijährige. Auch die Höhe des Regelsatzes wird zu überprüfen sein. –

Die Gewerkschaften weisen auf die vielen dank Hartz IV bestehenden
Fördermöglichkeiten der Bundesagentur für Arbeit hin. Diese sind ihr eine neue
Broschüre wert, obwohl vom Arbeitsamt nicht einmal Vorstellungsgespräche von
Bremer ALG-II-Empfängern in Süddeutschland übernommen werden. Anträge
auf Förderleistungen sollte man vom Fallmanager formulieren lassen. Erfolgt eine
Ablehnung, kann er die Ablehnung dort gleich vermerken. Wenn man eine Aus-
fertigung mitnimmt und den Antrag unterschreibt, der beim Arbeitsamt verbleibt,
besteht die Möglichkeit, Widerspruch einzulegen. Jetzt besteht ein Beweis, wie
„Förderung“ vom Arbeitsamt praktiziert wird, und dies ist auch dem Fallmanager
klar. –

Das Finanzgericht Köln hat für Bewerbungen Pauschbeträge festgelegt (AZ
7K 932/03, Quelle: „Test“ 6/2005), für eine Mappe 8,50 Euro, für eine Bewerbung
ohne Mappe 2,50 Euro. Höhere Kosten können nachgewiesen werden. –

Das Berliner Sozialgericht hat Anfang August 2005 verkündet: Der Regelsatz
reicht für ein bescheidenes Leben! Die Höhe ist mit dem Sozialstaatsgebot des
Grundgesetzes vereinbar! Soweit, so unbefriedigend; aber die Urteilsbegründung
geht von einer großzügigen Bewilligung der Einmalbedarfe aus. In den Nachrich-
ten kam dieses Urteil nur am Anfang mit dem Hinweis auf die Einmalzahlungen,
im „Weser-Kurier“ stand es nicht. Das Gericht hat keinen Hinweis im Netz, aber
nützen wird es den Behörden nichts!

Wer zusätzliche Aufwendungen hat, sollte diese nunmehr auch beantragen.
Vorsorglich ist die Führung eines detaillierten Haushaltsbuches zu empfehlen:
So kann jeder Betroffen schell darlegen, dass ALG II nicht ausreicht für ein aus-
kömmliches Leben!

In diese Richtung geht auch eine weitere Entscheidung des Berliner Sozi-
algerichts (S49 SO 204/05, Quelle: Tacheles). Beantragt wurden folgende Son-
derleistungen durch den Antragsteller, wobei es sich um Kosten pro Monat han-
delt. Kostenaufwendige Ernährung: 53,69 Euro, zusätzliche Energiepauschale:
52,50 Euro, Beihilfe zur vorbeugenden Gesundheitshilfe: 70,20 Euro, Hygiene-
pauschale: 20,45 Euro. Der Antragsteller ist HIV-krank und bezieht schon seit
Jahren Hilfe zum Lebensunterhalt. Er hat diese Sonderleistungen bis zum Jah-
resende 2004 erhalten.

Nach der Klageerhebung hat das Amt die Aufwendungen überwiegend über-
nommen, das heißt zusätzlich zum Regelsatz von 345 Euro gezahlt. Nicht be-
zahlt wurde die Hygienepauschale von 20,45 Euro. Diesen Betrag hat das Gericht
per einstweiliger Anordnung dem Antragssteller zugestanden, der somit in vollem
Umfang Erfolg hatte! Die anderen zusätzlichen Aufwendungen wurden vom Amt
bereits freiwillig übernommen. Auch die Zeit bis zur Antragstellung am 10. Janu-
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ar 2005 wurde einbezogen, da der Antragsteller den Nachholbedarf glaubhaft ge-
macht hat.

Die Hygienepauschale von 20,45 Euro monatlich wurde bis zum 31. Dezem-
ber 2004 gezahlt. Es ist nicht ersichtlich, dass sich seither an dem Bedarf etwas
geändert hat. Der Mehrbedarf ist nicht aus dem Regelsatz zahlbar, weil hier §28
Abs1 Satz 2 SGB XII anzuwenden ist. Diese Begründung ist menschlich! Sie trifft
sicher auch für andere Aufwendungen zu.

Der zitierte Satz lautet: „Die Bedarfe werden abweichend festgelegt, wenn im
Einzelfall ein Bedarf ganz oder teilweise anderweitig gedeckt ist oder unabweis-
bar seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht“.
Gemeint sind nicht die Einmalbedarfe nach §30 bis 34 des SGB XII.

Es scheint so, als wenn Hartz-IV-Betroffene besseres Gehöhr bei den Rich-
tern finden, als Clement erwartet hat. Es gibt kein Wenn und Aber: ALG II ist zum
Leben zu wenig! Hartz IV verschleudert das Steuergeld und die Beitragseinnah-
men, aber leider nicht zu Gunsten der Betroffenen! –

Bei den einmalige Leistungen für Säuglingserstausstattung erkennt das Sozi-
algericht Hamburg einen Bedarf, der nicht anzusparen ist (Quelle: „Quer“ 3/2005).
Es geht hier nicht um den Bekleidungsbedarf, sondern um Möbel. Das Gericht
führt interessanterweise auch aus, dass der Bedarf auf Möbel und Wohnungs-
erstausstattung für Säuglinge besteht, aber auch nach Wohnungsbrand, Haftent-
lassung, Obdachlosigkeit oder Auszug aus der gemeinsamen Wohnung, Auszug
eines Kindes oder Zuzug aus dem Ausland, also immer, wenn Betroffene aus be-
stimmten Gründen eine Wohnungsausstattung verloren oder nie besessen ha-
ben. In dem konkreten Fall bewilligte das Gericht mit Beschluss vom 23. März
2005 (AZ. S57 AS 125/05 ER) 224 Euro Säuglingsausstattung. Die ausholenden
Begründung ist merkenswert. Das Sozialgericht Lüneburg (AZ. S30 AS 199/05
vom 3. Juni 2005) und das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (AZ. L3 ER 45/05
vom 2. August 2005) haben ebenfalls positiv für die Betroffenen entschieden. –

Das ALG II sieht einmalige Leistungen für Fernseher, Waschmaschine, Gar-
dinen und Rollos vor. In einem Fall hat sich die Betroffene vom Vater ihrer Kinder
getrennt. Sie ist ausgezogen, weil die Behörde die Miete nicht dauerhaft überneh-
men wollte. Für ihre neue Wohung beantragte die Betroffene eine Erstausstat-
tung gemäß § 23 SGB II. Teilweise gab die Behörde dem Antrag statt, doch die
Kosten für Fernseher, Waschmaschine, Gardinen und Rollos wurden abgelehnt.
Das Gericht gab der Antragstellerin recht! Da ALG II den Anspruch auf Sozialhilfe
abgelöst hat, sind zumindest die Leistungen zu bewilligen, die bis Ende 2004 im
Rahmen der Sozialhilfe als soziokulturelles Existenzminimum galten! (Fernseher
siehe Bundesverwaltungsgericht vom 18. Dezember 1997, AZ. 5C 7/95, Wasch-
maschine siehe Bundesverwaltungsgericht vom 1. Oktiober 1998, AZ. 5C 19/97.)
Gardinen und Rollos sind im Raum Magdeburg üblich und damit bewilligt! (Sozi-
algericht Magdeburg, AZ. S27 AS 196/05 vom 15. Juni 2005).

Damit dürfte die Pauschalregelung der Bremer Bagis ebenfalls keinen Be-
stand mehr haben bzw. einer gerichtlichen Überprüfung nicht standhalten! Ins-
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gesamt eine erfreuliche Lektüre. Bedarf ist da, positive Beschlüsse der Gerichte
auch, fehlen nur noch die Leistungsanträge. Abgelehnte Anträge sollte man neu
stellen bzw. Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand beantragen. Zur Zeit be-
steht gerade Bedarf an Schulmaterial: als Einmalhilfe beantragen.

Vor einer Inanspruchnahme darlehensweise gewährter Leistungen sollte kei-
ner zurückschrecken: Darlehen sind zu erlassen, wenn sie den Betroffenen die
Zukunft versperren! Die Rückzahlungshöhe von 10 Prozent der Regelleistung ist
die Obergrenze, auch bei mehreren Darlehen. Nach Meinung der Richter ist es
möglich, die Rate zu senken, die Rückzahlung auszusetzen oder eben das Dar-
lehen zu erlassen. Die Behörde hat sich in das Angebot von Darlehen geflüchtet,
die Praxis sieht anders aus. Dazu hätte ich gerne Erfahrungen mit der Beantra-
gung von Darlehen! –

Sonderleistungen für ALG-II-Betroffene stehen durch das „Gesetz zur Fort-
entwicklung der Grundsicherung für Arbeitssuchende“ auf der Streichliste: § 3
Absatz 3 des SGB II wurde dahingehend geändert, dass nur noch die im SGB II
definierten Leistungen zum Bedarf gehören und keiner diese Leistungen anders
definieren darf! Ein klarer Seitenhieb gegen die Richter.

Inzwischen wurde das SGB II mit vielen Verweisen auf die anderen Geset-
ze versehen, dass die meisten Sonderzahlungen und Mehrbedarfe bestehen blei-
ben. Wer weniger erhält, kann Widerspruch einlegen und, wenn er oder sie auf
das Geld angewiesen ist, im Eilverfahren einfordern! Der § 23 regelt die beson-
deren unabweisbaren Bedarfe, die Darlehnsgewährung und -tilgung. Der Gesetz-
geber hat hinzugefügt: „Weitergehende Leistungen sind ausgeschlossen“. Ob die
Gerichte sich daran halten werden?

§ 23 Absatz 3 lautete bisher: „Erstausstattungen für Bekleidung einschließ-
lich... bei Schwangerschaft und Geburt“. In der Neufassung heißt es: „Erstaus-
stattung für Bekleidung und Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt“.
Damit dürfte der Streit um die Bekleidung bei einer weiteren Schwangerschaft
vorbestimmt sein! –

Am 27. Januar 2006 wurde am Bremer Verwaltungsgericht folgende Klage
entschieden: Die Antragsteller, verheiratet, ein Kind, haben den Zuschlag zum
ALG II nach vorherigem Bezug von ALG I beantragt. Zwischen dem ALG I und
dem ALG II wurde Arbeitslosenhilfe bezogen. Für die Vergleichsrechnung hat die
Behörde das Einkommen eines Familienmitglieds genommen, das ALG I vorher,
und mit dem Gesamteinkommen der Bedarfsgemeinschaft, dem ALG II nachher,
verglichen, mit der Folge, dass kein Zuschlag zu zahlen ist.

Der Richter hat drei mit drei verglichen und die Bagis zur Zahlung verurteilt.
Der Zuschlag bestand aus circa 80 Euro für zwölf Monate und 40 für zwölf weitere.
Der Richter kannte die Verwaltungsanweisung der Bagis und hat deren Vertreter
in Schutz genommen. Die Bagis ist an diese Anweisungen gebunden!

Der Zuschlag nach dem Bezug von ALG I ist nach § 24 neu festzusetzen,
wenn ein Partner die Bedarfsgemeinschaft (eheähnliche Gemeinschaft) verlässt.
Sollen damit alle anderen Neuberechnungen ausgeschlossen werden, wie im Ent-
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wurf angeregt? Dies wird so nicht gelingen! Die 50 Prozent für das zweite Jahr
wurden vom Gesetzgeber jetzt auch in Euro-Beträgen ausgewiesen. (Konnten
die Beamten nicht rechnen?) Gemäß der Streichung in § 19 soll dieser Zuschlag
nicht mehr Bestandteil des ALG II sein, wie im Entwurf geplant.

Partnereinkommen
Das Sozialgericht Düsseldorf hat einem Arbeitssuchenden recht gegeben und per
einstweiliger Anordnung entschieden, dass die Anrechnung von Partnereinkom-
men bei unverheirateten Paaren gegen das Grundgesetz verstößt.

Geklagt hat eine arbeitssuchende Frau, die bei einem beruftätigen Mann lebt.
Die zuständige Arbeitsagentur hat den Antrag der Frau auf ALG II abgelehnt, weil
der Mann nach dem Hartz-IV-Gesetz mit seinem Einkommen die bei ihm lebende
arbeitssuchende Frau unterstützen müsse. Dies hat das Gericht verworfen und
die Arbeitsagentur gezwungen, ALG II auszuzahlen.

Als Begründung wurde die ungleiche Behandlung von hetero- und homose-
xuellen Lebensgemeinschaften angeführt. Darüber hinaus hat das Gericht die
bisherigen Beurteilungskriterien der Arbeitagentur für die Beurteilung der Unter-
haltspflicht in Frage gestellt. Die Arbeitsagentur kann nicht bei jedem Zusammen-
leben so enge Bindungen unterstellen, dass ein gegenseitiges Einstehen in den
Not- und Wechselfällen des Lebens zu erwarten ist.

Diese Begründung ist auf viele Sachverhalte beim ALG II übertragbar. Zwar
hat die Bundesagentur für Arbeit schon bisher nicht jede „wilde Ehe“ als unter-
haltspflichtig beurteilt. Aber wurden die übrigen Wohnverhältnisse richtig beur-
teilt? Sind wirklich solche Fakten wie gemeinsamer Kühlschrank oder gemeinsa-
mes Konto für die weitreichende Unterhaltsentscheidung ausschlaggebend?

Wer zu den Betroffenen gehört und Widerspruch eingelegt hat, sollte jetzt
die Zahlung von ALG II per einstweiliger Anordnung bei dem im Widerspruchsbe-
scheid genannten Gericht beantragen, damit Geld in der Kasse ist und die Unter-
haltsvermutung nicht untermauert wird.

Wer noch keinen Widerspruch eingelegt hat, sollte unter Hinweis auf die einst-
weilige Anordnung des Sozialgerichts Düsseldorf die Wiedereinsetzung in den
vorherigen Stand beantragen. Der Leistungsträger muss diesen Widerspruch zu
Protokoll nehmen und im Sinne de Arbeitssuchenden rechtlich ausgestalten. Ei-
ne Ausfertigung mit dem Eingangsvermerk mitnehmen!

Falls der Leistungsträger nicht zur Auszahlung des ALG II bereit ist, dieses
Geld aber zum Leben benötigt wird, kann die Auszahlungsanordnung beim Ver-
waltungsgericht beantragt werden. Es nimmt den Antrag auf und formuliert ihn im
Sinne des Arbeitssuchenden. Ansonsten kann das Ruhen des Verfahrens oder
des Widerspruchs bis zur Entscheidung des Sozialgerichts in Düsseldorf bean-
tragt werden.
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Diese Ausführungen sind auch bei teilweiser Anrechnung des Partnereinkom-
mens, bei Unterhalt von Kindern des Partners aus einer anderen Beziehung so-
wie bei Vermögensanrechnung des Partners zu prüfen. Man sollte gemeinsam
zur Rechtsberatung bei der Agentur für Arbeit oder BAGIS gehen und beim Ver-
waltungsgericht Prozesskostenhilfe beantragen. In diesem Zusammenhang sind
auch die Unterhaltspflichten und Rechte, die bisher über das Jugendamt geregelt
wurden, zu sehen.

Rente
Die Rentner wurden Ende März 2005 erheblich verunsichert. Im „Spiegel“ war
zu erfahren, dass auch eine Senkung der bestehenden Renten möglich ist. Dies
wurde schnell von der Bundesregierung als Panikmache dargestellt. Auch die Ne-
gativaussage von Herrn Rürup über die Rentenhöhe wurde schnell abgemildert.
Die Regierung will es sich mit den Rentnern nicht verderben. Schließlich hat es
schon bei Hartz IV geklappt, alle Nachteile für fast zwölf Monate zu verschweigen
und anschließend falsch zu informieren!

Die Rentenversicherung wird von den Kinderlosen den erhöhten Beitrag zur
Pflegeversicherung jetzt einbehalten, und zwar rückwirkend per 1. Januar 2005.
Bei den Betroffenen mindert sich also der Auszahlungsbetrag.

Die Krankenversicherung ermäßigt den Beitrag um 0,9 Prozent und erhebt
einen neuen Beitrag von den Versicherten in gleicher Höhe, allerdings ohne An-
spruch auf einen Arbeitgeberanteil. Der Auszahlungsbetrag vermindert sich da-
mit erneut.

Renten sind steuerpflichtig, die Bemessungsgrundlage für die Einkommens-
steuer wurde per 1. Januar geändert. Bisher war der Ertragsanteil der Rente steu-
erpflichtig. Dieser liegt bei Rentenbeginn mit 65 Jahren oberhalb von 27 Prozent
gemäß § 22 EStG, was dazu führte, dass von den meisten Rentnern keine Steu-
ern zu zahlen waren.

Ab 1. Januar 2005 beträgt der steuerpflichtige Anteil der Rente 50 Prozent.
Dieser Betrag wird einmalig ermittelt und für die Folgejahre festgeschrieben. Je-
de Veränderung des Bruttobetrages wird danach zu 100 Prozent steuerpflichtig.
Für die Neurentner mit Rentenbeginn 2006 beträgt der steuerpflichtige Anteil der
Rente 52 Prozent; dieser Anteil steigt pro Jahr um 2 Prozent. Der so ermittel-
te Wert bleibt konstant; er verändert sich durch eventuelle Rentenerhöhungen.
Diese werden allerdings zu 100 Prozent berücksichtigt, ebenso die Zusatzren-
ten aus betrieblicher oder eigener Vorsorge, beispielsweise Lebensversicherung,
Leibrente, Banksparvertrag.

Außerdem wird der Altersfreibetrag abgebaut. Somit werden immer mehr
Rentner Steuern zahlen müssen! Den Vorteil der beginnenden Steuerfreiheit für
Rentenbeiträge können sie nicht nutzen.
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Damit kein Rentner seine Steuererklärung vergisst, müssen ab 1. Januar
2005 alle Rentenzahlungen an eine zentrale Stelle gemeldet werden. Dies betrifft
alle Rentenversicherungsträger, private Versicherungen, Arbeitgeber und so wei-
ter. Die Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung erfolgt dann durch das
Finanzamt.

Für die Rentner, die bereits nach dem alten Recht hätten Steuern zahlen
müssen, wurde ein Haushaltsansatz „Nachzahlung und Säumniszuschläge“ ge-
bildet. Bei gutgläubiger Unterlassung der Steuererklärung hilft auch hier der Wi-
derspruch, und vorher das Gespräch mit dem Sachbearbeiter.

Nach einem Beispiel der Rentenversicherung im Heft 5/2004 muss ein lediger
Rentner mit einer Durchschnittsrente von 1.175 Euro brutto, bei einer angenom-
men Rentensteigerung von jährlich 2,3 Prozent, im Jahr 2015 47 Euro Steuern
zahlen. Hat er vorgesorgt und weitere Einkünfte, so sind auch diese zu versteuern.

Ob die Konten alle angegeben wurden, kann das Finanzamt ja ab 1. April
2005 einfach feststellen und bei einem Anfangsverdacht auch die Kontenbewe-
gungen und Erträge abrufen.

Die Gesundheitsreform hat ohnehin jeden Rentner mehr oder weniger belas-
tet. So müssen nicht mehr verschreibungspflichtige Arzneimittel jetzt selber be-
zahlt werden. Umgesetzt wird nun die Regulierung der Krankenhauskosten per
Fallpauschalen: Ein Blinddarm kostet x Euro, egal wie lange der Patient im Kran-
kenhaus verweilt. Festgelegt wird die Pauschale nach den Durchschnittskosten.

Bei älteren Menschen liegt dieser Aufwand wahrscheinlich über dem Durch-
schnitt, daher gebt Acht aufeinander, das ist mein Vorschlag bei all diesen Widrig-
keiten. Knüpft und verfestigt die sozialen Kontakte, kümmert euch um die Nach-
barin, die ins Krankenhaus gekommen ist, auch wenn ihr sonst kaum Kontakt hat-
tet. Der Kranke wird im Krankenhaus nicht ernst genommen, aber der Besucher
und die Verwandtschaft können helfen und das Pflegepersonal entlasten. Positi-
ve Erlebnisse stärken den Lebenswillen!

Wir sollten die jetzt vorhanden sozialen Möglichkeiten und Angebote nutzen,
auch um zu zeigen, dass hier Streichungen fehl am Platz sind: Jugendfreizeit-
heime, Nachbarschaftstreffs, Gewerkschaft, Kirche und nicht zuletzt unser neuer
Verein.

Doch falls ihr vor der Rente ALG II bezogen habt, hat die Bagis die Möglich-
keit, für zehn Jahre rückwirkend die gezahlten Unterstützungsleistungen (Regel-
satz, Kosten der Unterkunft, Sozialversicherungsbeiträge) von eurem Erben ein-
zufordern. Die Freibeträge schenke ich mir, bis dahin hat sich eh alles geändert.

Die Renten werden im Jahr 2005 nicht erhöht. Nach langem Hin und Her wur-
de eine Senkung der Renten dementiert und ausgeschlossen, für dieses Jahr.
Von den bereits durchgeführten Kürzungen der Rentenzahlungen durch die So-
zialversicherungsbeiträge war in der Regierungsverlautbarung keine Rede mehr,
auch nicht von der geänderten Steuerpflicht für Rentenzahlungen, den geänder-
ten Rentenformeln und den erschwerten Bedingungen für eine vorzeitige Ren-
te. –
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Der Name der Zeitschrift „Gesichertes Leben“ ist Programm, aber vor ALG
II schützt auch die Rentenversicherung immer weniger (Heft 4/2005). Februar
2006 ist ein wichtiges Datum: Wer sich danach arbeitslos meldet, hat höchstens
Anspruch auf 18 Monate Arbeitslosengeld I, vorausgesetzt, er ist 55 Jahre alt.

Ein Metallbauer, Jahrgang 1948, wird im Juli 2005 57. Er fürchtet um seinen
Arbeitsplatz, den er erst mit 52 Jahren gefunden hat. Bis Jahresende 2005 wird
wahrscheinlich über Entlassungen entschieden. Der weitere Werdegang wären
32 Monate ALG I, das sind 60 Prozent des letzten Nettoseinkommens, bzw. 67
Prozent mit Kind auf der Lohnsteuerkarte. Das sind über 30 Prozent weniger auf
dem Konto bis Ende August 2008!

Der Übergang in die Rente wegen Arbeitslosigkeit ist frühestens mit 62 Jah-
ren und sieben Monaten möglich. Für diesen Menschen in der Zwischenzeit ALG
II? Die Eintrittsalter für die Rentenversicherung sind angehoben, und diese Ren-
ten entfallen demnächst. Falls diesem Menschen tatsächlich gekündigt wird, hilft
ihm nur eins: Kämpfen um den Arbeitsplatz, kämpfen um eine neue Arbeitsstelle,
aber jetzt, vor der Entlassung, denn aus dem Job ist es einfacher, eine neue Ar-
beit zu finden.

Gleichzeitig muss er sich über ALG II informieren, nicht die Probleme auf
sich zukommen lassen, sondern aktiv angehen. Eine Kündigungsschutzklage hat
besondere Aussicht auf Erfolg, falls das Unternehmen dieses magische Datum
Februar 2006 für die Auswahlkriterien zur Kündigung nutzt. In diesem Fall darf
aber auch der Sozialplan nicht rechtskräftig werden. Dieser Mensch muss die
Rechtsberatung bereits vor dem Kündigungserhalt aufsuchen und so die soziale
Auswahl beeinflussen. Also zum Anwalt, mit der Rechtschutzpolice in der Hand,
und vorher aushandeln, dass die Erstberatung für den Betroffenen kostenlos ist!

Falls notwendig, ist auch der Sozialplan zu beklagen, dann ist der Streitwert
entsprechend höher, damit aber auch das Risiko des Klägers. Beim Arbeitsge-
richt zahlt in der ersten Stufe jeder seine Kosten selber, auch wenn der Prozess
gewonnen wird. Es ist also auch die Deckungssumme der Rechtschutzpolice zu
prüfen. Die Versicherungen sind nicht begeistert, wenn der Sozialplan ebenfalls
angefochten wird, aber nur dadurch kann die soziale Auswahl angegriffen werden.
Ein rechtsgültiger Sozialplan, mit Unterschrift des Betriebsrats, ist so gut wie un-
angreifbar. Eine Klage verhindert dies und ermöglicht eine Prüfung aller Fakten.

Keinesfalls sollte der 31. Januar 2005 als letzte Möglichkeit für den geordne-
ten Übergang zur Rente gesehen werden! Das klappt meistens nicht, und eine
Detailprüfung muss rechtzeitig erfolgen. Der Termin ist ein weiterer Meilenstein in
der Enteignung der Arbeitssuchenden, die ferner mit folgenden Nettigkeiten kon-
frontiert werden: Die Vereinfachungsregelung für Achtundfünfzigjährige läuft zum
Jahresende 2005 aus; ALG II wird nicht nach dem bisherigen Einkommen, son-
dern nach „Bedürftigkeit“ gewährt; alle Einkünfte, auch die des Ehepartners, wer-
den angerechnet; Vermögen wird bis auf ein „Schonvermögen“ verbraucht.

Zu den Nebeneffekten gehört, dass alle nach dem 31. Dezember 1947 ge-
borenen ALG-II-Betroffenen die Rente zum nächstmöglichen Termin beantragt
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müssen, ohne Rücksicht auf deren Höhe oder die des Abschlags. Auch die Ba-
gis kann den Rentenantrag stellen. Das Schonvermögen wird durch die Rückzah-
lungsklausel beim ALG II bedroht, falls der Betroffene innerhalb von zehn Jahren
nach dem Bezug von ALG II verstirbt.

Nun eine gute Variante: Frauen können mit 60 Jahren in Rente gehen, ohne
arbeitssuchend zu sein, mit 121 Monaten Pflichtbeiträgen nach dem vierzigsten
Lebensjahr. Sollte hier eine Gleichbehandlung unter den neuen Rahmenbedin-
gungen einzufordern sein? Aber für die Jahrgänge ab 1952 sind beide Rentenar-
ten abgeschafft. –

„Rentner sein ist schwer, Rentner werden noch viel mehr!“ Dieser Spruch
fiel mir ein, als ich bei www.Versicherungsvergleich.de eine Veröffentlichung über
das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG B4 RA 6/03) las. Der Sachverhalt: Ein
Mann, Jahrgang 1939, hat die Altersrente mit 60 Jahren beantragt. Die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte hat diese Rente bewilligt, aber mit einer Kür-
zung von 3,6 Prozent pro vorzeitigem Jahr, insgesamt 10,8 Prozent, lebenslang
und bei einer eventuellen Witwenrente auch danach. Ohne Kürzung hätte dieser
Mensch erst mit 63 Jahren Rentner werden können. So steht es im Gesetz.

Gegen diese Kürzung hat der Mann geklagt und vor dem BSG Recht be-
kommen. Die Bundesversicherungsanstalt muss die Rente ungekürzt auszahlen,
denn der Mann hatte in seinem Arbeitsvertrag vereinbart, dass die Tätigkeit mit
Ablauf des Monats endet, in den der 60. Geburtstag fällt. 1996 wurde er über ei-
ne Sozialplanvereinbarung mit dem Ziel der Rente mit 60 Jahren entlassen. Die-
se Vereinbarung schützt ihn vor den späteren rechtlichen Änderungen, bei denen
der Gesetzgeber stets einen Vertrauensschutz bejaht und die Rahmenbedingun-
gen festgelegt hat.

Wer eine gekürzte Rente bezieht, sollte daher die hier erweiterten Rahmen-
bedingungen prüfen und, falls der Vertrauensschutz zu knapp bemessen ist, die
Rentenversicherung um Änderung bitten und eventuell klagen, auch wenn er we-
gen geänderter Zugangsvoraussetzungen keine Rente erhalten beziehungswei-
se gar nicht erst beantragt hat.

Die letzte Änderung waren die Zugangsvoraussetzungen für die Rente mit
60 bei vorheriger Arbeitslosigkeit. Vertrauensschutz haben alle, die bis Dezember
2003 die Kündigung erhalten haben. Wer im Januar 2004 die Kündigung erhal-
ten hat, fällt unter die neue Regelung! Es fallen mir viele Gründe ein, warum die-
se Regelung im Einzelfall ungültig sein kann. Also prüfen und die Fakten auf den
Tisch legen! Das Gleiche gilt für die vorherigen Änderungen: Auch diese Kürzun-
gen sind noch änderbar! –

Eine weitere Klage vor dem Bundessozialgericht (BSG B4 RA 46/04) wurde
an die Vorinstanz zurücküberwiesen. Diesmal ging es um eine Kürzung von 7,2
Prozent. Auch hier war im Arbeitsvertrag der Austritt mit 60 festgelegt. Unklar
bleibt, wieso dem Mann bereits Altersrente wegen Arbeitslosigkeit bewilligt wurde,
obwohl er nur 7,5 Monate arbeitslos war, denn Voraussetzung sind 52 Wochen
Arbeitslosigkeit. –
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Auch die Rentenversicherung schwächelt. Die einzelnen Versicherungszwei-
ge werden zusammengeführt, die Akten ziehen um, die Datenverarbeitung wird
umgestellt. Die Beschäftigten sind total verunsichert: Jeder ist von Arbeitslosig-
keit bedroht. Bleiben wir also bei der Rente!

Beweispflichtig ist der Rentenantragsteller für seinen Anspruch, daher soll-
te man die Unterlagen ordnen und einen Kontoauszug von der Rentenversiche-
rung anfordern. Ich habe vergeblich auf die Jahresmeldung zur Rentenversiche-
rung durch die Bundesanstalt für Arbeit gewartet. Erhalten habe ich nur eine Be-
scheinigung für das Finanzamt. Auf Nachfrage erklärte das Arbeitsamt, dass die-
se Meldung erst mit Abschluss des Leistungsfalls zu erstellen ist. Eine Rechts-
grundlage war nicht zu erfahren.

Jeder Arbeitgeber hat diese Meldungen spätestens bis zum 30. April des
Folgejahres zu erstellen und dem Mitarbeiter auszuhändigen, damit dieser die
Angaben prüfen kann und die Unterlage aufhebt, um seine Ansprüche notfalls zu
beweisen. Ich kann wegen der Verfahrensweise des Arbeitsamtes die Angaben
erst nach über 32 Monaten prüfen! Auf der Strecke bleibt auch die Rentenauskunft
über die voraussichtliche Höhe meiner Rente.

Die Lösung dieser misslichen Lage: Mit der Meldung für das Finanzamt oder
einer ähnlichen Unterlage im Original und eventuell mit Kopie zur Rentenversi-
cherung gehen, dort einen „Versicherungsverlauf“ beantragen und die fehlende
Meldung zur Rentenversicherung durch das Arbeitsamt oder die Bagis mitteilen.
Aber das Original wieder mitnehmen! Die Rentenversicherung wird nunmehr die-
se Angaben vom Arbeitsamt einfordern und den Versicherungsverlauf erstellen,
der unbedingt geprüft werden muss!

Auch für Zeiten ohne Leistungsbezug muss das Arbeitsamt die entsprechen-
de Bescheinigung ausstellen. Hier ist es wichtig, die Daten zu prüfen. Die Be-
scheinigungen müssen nahtlos an die vorherige sozialversicherungspflichtige Tä-
tigkeit anschließen. Urlaub usw. ist keine Unterbrechung!

Erwerbsunfähigkeitsrente nach einem Unfall gibt es unter anderem aber nur,
wenn kein Monat fehlt. Einen Rentenantrag kann man stellen, aber nur, wenn
kein Monat zu wenig ist. Kindererziehungszeiten und andere „niedrige“ Zeiten
lassen sich neu bewerten, aber nur, wenn kein Monat fehlt an 35 Jahren! Zeiten
der Arbeitslosigkeit, auch ohne Leistungsbezug oder ALG-II-Anspruch, zählen bei
der Rentenversicherung mit. Das Schicksal ist rücksichtslos, leider fehlt oft ein
Zeitraum oder nur ein einziger Monat.

Eine Fehleintragung beim Arbeitsamt lässt sich zeitnah leichter beweisen. So
schön Hallo sagen und gehen oder einfach anrufen auch ist: Man muss sich auf-
schreiben, wann und mit wem man was besprochen hat, möglichst auch noch, wer
es gehört und gesehen hat. Und alle Jahre nachprüfen, anhand der Meldung zur
Sozialversicherung! Fehler in der Vergangenheit nicht akzeptieren, sondern die
Richtigstellung verlangen! Erst sprechen, dann schreiben, notfalls klagen. Fehler
sind kein Einzelfall und können durch die Rahmenbedingungen geklärt werden! –
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„Ausbildungszeit zu Unrecht gekappt?“, fragt das „Personalmagazin“ (Heft
8/2005). Der Gesetzgeber hat die Ausbildungszeiten für die Rentenberechnung
auf acht Jahre begrenzt und die Zeit vor dem 17. Lebensjahr aus der Berechnung
gestrichen. Dagegen hat ein Betroffener geklagt (Landessozialgericht Berlin L17
RA 42/02). Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat sich mit diesem
Menschen verglichen und in diesem Fall die Ausbildungszeiten anerkannt. Wer
eine solche Kürzung hat, sollte sich diesen ungewöhnlichen Vergleich ansehen.
Es laufen noch mehrere Verfahren in der Angelegenheit. –

Meine eigene Rentenberechnung habe ich inzwischen erhalten. Die Meldung
der Bundesagentur für Arbeit liegt vor, und sie stimmt. Im Versicherungsverlauf
ist ein Vertrauensschutz nicht berücksichtigt. Dies werde ich beanstanden, und
ansonsten kann ich beruhigt die gleiche Prozedur für das nächste Jahr vormer-
ken. –

Auch als Rentner betrifft mich Hartz IV leider doch irgendwie, und es gibt
immer wieder Überraschungen. So sieht Herr Ruland, Geschäftsführer des VDK,
keine Chance für eine Rentenerhöhung 2006 (Quelle: „ZDF“-Nachrichten, „PNP“
vom 12. August 2005). Frau Engelen-Kefer macht die neue Anpassungsformel im
Rentenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz dafür verantwortlich („VDK aktuell“,
23. Juni 2005).

Herr Ruland regt an, zur Schadenbegrenzung zumindest die Ein-Euro-Jobs
aus den Vergleichszahlen herauszunehmen. Doch auch in diesem Fall bleibt es
bei einer Nullrunde für die Rentner! Das bedeutet, wir sind sehr nahe an ei-
ner weiteren Minusrunde, schließlich war auch die diesjährige Nullrunde eine
Minusrunde!

Wer ist noch von dieser Auswirkung betroffen? Der Regelsatz folgt der Ren-
tenanpassung mit Stichtag 1. Juni 2005. Eine Minusrunde für die Rentner ist auch
eine für den Regelsatz, der bei uns jetzt 345 Euro beträgt und leider noch we-
niger im „Beitrittsgebiet“ (Quelle: „Paritätischer Wohlfahrtsverband“, „Zum Leben
zu wenig“). Am Regelsatz hängen das ALG II, die Sozialhilfe und der Mindest-
bedarf nach dem Sozialhilferecht, die bedarfsorientierte Grundsicherung im Al-
ter nach dem 4. Kapitel des SGB XII und bei Erwerbsminderung, das Taschen-
geld in Einrichtungen, das nach § 35 SGB XII 26 Prozent vom Eckregelsatz
beträgt, die Grund- und Kinderfreibeträge für die Einkommensteuer, das steu-
erlich zu verschonende Existenzminimum, die Pfändungsfreigrenzen und das
Asylbewerberleistungsgesetz.

So sind wir leider alle davon betroffen! Und das Negative dabei ist: Alles wird
nur hingebogen, zurechtgeschummelt und schöngerechnet! Aber wir sollen Ver-
trauen in diesen Staat haben!

Herr Ruland weist darauf hin, dass die Beibehaltung dieser Politik wohl nicht
möglich ist, und Frau Engelen-Kefer geht von einer starken Arbeitsbeeinträchti-
gung der Rentenversicherung durch Massenwidersprüche aus. Sie fordert, das
Gesetz müsse geändert, die Bearbeitung der Widersprüche vereinfacht werden.
Das jetzige Verfahren sei zu aufwendig! –
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Nun zur nächsten gesetzlich verankerten Schummelei! Ich habe den Ver-
sicherungsverlauf angesprochen und die Nachprüfung desselben. Empfehlens-
wert ist die jährliche Kontrolle. Bei geklärtem Versicherungsverlauf kann man/frau
auch gleich eine vorläufige Rentenberechnung anfordern.

Wer arbeitssuchend ist, erhält immer eine total falsche Hochrechnung, weil
erstens die letzten fünf Jahre für die weitere Entwicklung zugrunde gelegt werden
(bei mir sind dies die Zeiten mit dem besserem Verdienst) und der Leistungssatz
für die Zeit der Arbeitssuche nur 80 Prozent des Bemessungsentgeltes beträgt.
Zweitens wird, wer ALG II erhält, mit 400 Euro monatlich für die Rentenversiche-
rung angemeldet. Die Kosten der Unterkunft sind damit überwiegend sozialversi-
cherungsfrei, und es fallen keine Beiträge an, während jeder Arbeitgeber für ent-
sprechende Leistungen an seine Mitarbeiter volle Rentenbeiträge bezahlen muss,
zum Wohle der späteren Rente. Drittens führen Ein-Euro-Arbeitsgelegenheiten
nicht zu einer höheren Beitragsleistung für die Rentenversicherung.

Auch alle anderen erhalten eine viel zu optimistische Rentenhochrechnung
und vielleicht trotzdem einen Schreck! Bei einem Vergleich mit den vorherigen
Hochrechnungen fehlt die Zeit vor dem 17. Lebensjahr in der Berechnung, die
Ausbildungszeit wurde auf acht Jahre gekappt, und die gekappten Zeiten sind
aufgeführt als „vorgemerkt“.

In der Erläuterung ist der Betrag für die voraussichtliche Rente ermittelt Und
fortgeschrieben. Auf die Beitragspflicht zur Krankenversicherung und zur Pflege-
versicherung wird hingewiesen. Bitte nicht übersehen, dass jetzt ein alleiniger Bei-
trag zur Krankenversicherung zu zahlen ist, dass nun der Pflegebeitrag bei Kin-
derlosigkeit um 0,25 Prozent höher ist und die Rente seit Anfang 2005 mindes-
tens zur Hälfte steuerpflichtig!

In der Erläuterung unter Punkt L wird nur darauf hingewiesen, dass die Steu-
erpflicht neu geregelt wurde, aber ein Berechnungsbeispiel fehlt. Eine weitere An-
merkung verweist auf die private Altersvorsorge. Auch fehlt der Hinweis, dass je-
de Zusatzrente zu 100 Prozent steuerpflichtig ist. Theoretisch ist eine private Vor-
sorge mit steuerlicher Förderung auch für ALG-II-Betroffene möglich, aber im Re-
gelatz nicht vorgesehen. Auf diese Wechselwirkungen bin ich bereits eingegan-
gen. –

Die Bundesagentur für Arbeit hat bis zum 30. April des Folgejahres die ren-
tenversicherungsrelevanten Daten an den Rentenversicherungsträger zu melden.
Für „unterjährige“ Tatbestände muss die Meldung prompt erfolgen, zum Beispiel
das Ende der Weiterbildung oder des Leitungsbezuges. Für Zeiten über den Jah-
reswechsel hat die Meldung bis zum 30. April des Folgejahres zu erfolgen, wie
bei jedem anderen Arbeitgeber.

Dies ist geregelt in § 39 in Verbindung mit § 38 DEÜV, der Verordnung über
die Erfassung und Übermittlung von Daten für die Träger der Sozialversicherung.
Gehen wir also davon aus, dass die Bundesagentur für Arbeit die Meldungen an
die Rentenversicherung übermittelt hat. Daher bei der Rentenversicherung eine
Rentenauskunft beantragen: Entweder hingehen, hinschreiben oder die Kranken-
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kasse anrufen. Beim persönlichem Antrag den Personalausweis nicht vergessen
und gleich nachsehen lassen, ob das letzte Jahr gemeldet wurde! Falls der Ver-
sicherungsverlauf Fehlzeiten enthält, kommt vorher ein Versicherungsverlauf mit
einem Antrag auf Kontenklärung.

Die Mühe muss sein! Vergleichen und kontrollieren! Der Hinweis auf verbind-
lich festgestellte Zeiträume ist nur für die Rentenversicherung bindend. Falls noch
Unterlagen für die verbindlich festgestellte Zeit auftauchen, können diese nach-
gereicht werden, aber nicht das Original aus der Hand geben! Für die Sozialversi-
cherung bestätigen auch die Krankenkassen kostenlos die Übereinstimmung der
Kopie mit dem Original. Auch aktuelle Rechtsänderungen können so rückwirkend
geltend gemacht werden.

Rundfunkgebühren
Die Gebühreneinzugszentrale hat ALG-II- und Sozialgeldempfängen Rundfunk-
gebührenfreiheit zu gewähren. Die GEZ behandelt ihre Kunden ungleich: Betriebe
teilen ihr einfach den Sachverhalt mit, zum Beispiel: „Wir halten ein Radio weni-
ger zum Empfang bereit, insgesamt haben wir jetzt vier Radios, mit freundlichem
Gruß“, oder so ähnlich, und schon fällt die Rundfunkgebührenrechnung ab dem
nächsten Monatsersten niedriger aus. Es werden keine Unterlagen, Beglaubigun-
gen oder Zeugen gebraucht! Die GEZ kann einen Außendienstmitarbeiter zu die-
sem Betrieb schicken, dieser darf dort nachfragen, aber nicht kontrollieren!

Beim Antragsverfahren der kleinen Leute muss nicht nur eine Kopie des ent-
sprechenden Bescheides, Schwerbehindertenausweises oder einer anderen Un-
terlage eingereicht werden, nein, diese ist auch beglaubigen zu lassen, auch für
den Folgeantrag! Durch diese Ungleichbehandlung geht der Wunsch nach Be-
glaubigung ins Leere. Was passiert eigentlich, wenn der Antrag versehentlich oh-
ne Beglaubigung gestellt wird? Ein Antrag liegt in jedem Fall vor!

Die Befreiung ist eigentlich ein überflüssiger Behördenbrief, denn wer den An-
trag gestellt hat, braucht nicht zu zahlen, wenn die Befreiungsvoraussetzungen
vorliegen. Die GEZ kann nur eine Rechnung schicken. Falls sie von einer alten
Einzugsermächtigung Gebrauch macht, kann man dieser Abbuchung bei seiner
Bank widersprechen, und der Betrag muss von der Bank umgehend wieder gut-
geschrieben werden.

Natürlich darf die GEZ auch einen Außendienstler vorbeischicken. Dieser
kann nachfragen und Einsicht erbitten, erhört werden muss er nicht! Geld kann
nur der Betroffene selbst zur GEZ senden. Verklagen wird die GEZ keinen, denn
die Beglaubigung ist überflüssig. Dem Richter das Original zu zeigen reicht! Trotz-
dem sollte mensch sich vorher wehren, das schont die Nerven. Bei einer Gleich-
behandlung aller Kunden wäre nicht einmal eine Unterlage beizulegen: Die Erklä-
rung „Da ich ALG II erhalte, beantrage ich hiermit die Rundfunkgebührenbefrei-
ung“ oder so ähnlich müsste genügen!
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Die GEZ ist erfindungsreich: Alle Menschen, die einen Zuschlag zum Ar-
beitslosengeld II erhalten, sollen die Rundfunkgebühr bezahlen. Eine Betroffene
hat Befreiungsantrag gestellt und eine Ablehnung bekommen, weil sie einen Zu-
schlag zum ALG II erhält. Sie hat mit Kopie ihre Zahlungsunwilligkeit mitgeteilt
und um Nennung der Rechtsgrundlage gebeten. Die Angelegenheit ist im Sande
verlaufen.

Angefangen hat es mit dem Zuschlag nach Bezug von ALG I, nunmehr sol-
len alle Zuschläge zur Versagung der Rundfunkgebührenfreiheit führen. Einleuch-
tend, oder? Wer einen Mehrbedarf wegen einer Krankheit erhält, soll daraus auch
die Rundfunkgebühr bezahlen! Leider hat die Bagis die Rundfunkgebühr noch
nicht bei den Mehrbedarfen berücksichtigt. Dies wäre auch unsinnig, genauso wie
das Ansinnen der GEZ.

Erschwerend kommt hinzu, dass die GEZ eine öffentlich-rechtliche Gesell-
schaft ist. Sie geht mit sehr schlechtem Beispiel voran: Außendienstmitarbeiter,
die ich kennengelernt habe, arbeiten auf Provisionsbasis und sind jetzt „selbstän-
dig“. Eingehende Anträge lässt die GEZ gerne von Ein-Euro-Mitarbeitern prü-
fen, so geschehen in Hamburg. Warum sollten wir der GEZ Glauben schenken?
Warum sollten wir nicht die Schaffung von echten Arbeitsplätzen bei der GEZ
fordern? Die Ein-Euro-Mitarbeiter können Feststellungsklage beim Arbeitsgericht
erheben!

Vertraut nicht auf die Erläuterungen im Antragsformular der GEZ! Beantragt
auch dann die Rundfunkgebührenfreiheit, wenn ihr einen Zuschlag zum ALG II
erhaltet. Ihr könnt ja darauf hinweisen, dass dieser Zuschlag keinen Aufschlag für
die Rundfunkgebühr beinhaltet! Auch der Ein-Euro-Job begründet keine Rund-
funkgebührenpflicht, denn bei diesem einen Euro handelt es sich um eine Auf-
wandsentschädigung! Informiert mich bitte über eure Erfahrungen!

Die GEZ erfragt bei den Kunden in regelmäßigen Abständen, ob sich etwas
geändert habe und legt einen Antwortumschlag bei. „Bitte freimachen“, steht dar-
auf. „Gebühr zahlt Empfänger“, hat ein Kunde daraus gemacht und trotzdem den
Brief nicht zurückerhalten. Das ist bereits mehrmals so gelaufen!

Ich habe damals diese Anfragen der GEZ nicht mehr beantwortet und bei
meiner letzten Meldung vermerkt, dass ich jede Änderung unaufgefordert mittei-
len, jedoch weitere Anfragen nicht beantworten werde!

Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der GEZ mit den Kunden ist aber denk-
bar. Die GEZ sollte Vertrauen zu ihren Kunden haben, zu kleinen Leuten genau-
so wie zu Betrieben. Die Befreiung für ALG-II-Empfänger sollte für mehrere Jah-
re ausgesprochen werden, wenn der Betroffene erklärt, dass er einen Fortfall
des Befreiungstatbestandes umgehend mitteilt. Die Befreiung über mehrere Jah-
re wird bereits bei Menschen mit Schwerbehinderung praktiziert!

Das GEZ-Gebührenaufkommen schrumpft zusehends, weil leider immer
mehr Menschen in ALG II fallen. Umso wichtiger wäre der sparsame und sorgsa-
me Umgang mit den Rundfunkgebühren, umso schädlicher ist eine Aufblähung
der Verwaltung!

229



Sanktionen
Das Bundessozialgericht hat am 25. Mai 2005 entschieden (B11a/11 AL 81/04
R), dass eine verspätete Arbeitslosmeldung nach § 37 b SGB II nicht zu einer
Leistungskürzung berechtigt, wenn dem Arbeitnehmer diese Meldefrist nicht be-
kannt war (Quelle: „Quer“ 4/2005). Das BSG legt auch fest, dass „unverzüglich“
nicht „am Tag der Kündigung“ bedeutet, sondern „innerhalb einer Woche“! Auch
hier hat die Behörde Kürzungen vorgenommen.

Das Sozialgericht Stuttgart hat am 26. Januar 2005 entschieden (S15 AL 60
53/04), dass bei einem befristeten Arbeitsvertrag die Meldung am ersten Tag der
Arbeitslosigkeit nicht zu einer Kürzung führen dürfe. Die Bestimmungen im Ge-
setzestext sind unklar und daher zu Gunsten der Betroffenen auszulegen, auch
wenn der Gesetzgeber etwas anderes gemeint hat! Die Meldung wird frühestens
drei Monate vor dem Ende des befristeten Arbeitsverhältnisses gefordert. „Frühe-
stens“ heißt eben auch „später“, nur nicht „eher“; somit liegt ein Ausdrucksfehler
im Gesetz vor! Dies geht nicht zu Lasten der Betroffenen!

Die verweigerte Eingliederungsvereinbarung führt nach Beschluss des Sozi-
algerichtes Berlin (AZ S37 AS 7807/05 ER) nicht zwangsläufig zu einer Kürzung
des ALG II, sondern nur, wenn ohne Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung
das Ziel der Arbeitsmarktintegration nicht erreicht oder erheblich beschwert wird.
Trotzdem rate ich zur Unterschrift der Eingliederungsvereinbarung mit dem Ver-
merk „Unter Protest“, „Unter Vorbehalt“, „Ich erhebe Widerspruch und bitte um
Prüfung“ oder ähnlich. Eine Klage gegen die Eingliederungsvereinbarung ist je-
derzeit möglich! Die Zuweisung zu einer Ein-Euro-Arbeitsgelegenheit ohne Ein-
gliederungsvereinbarung ist unwirksam (Sozialgericht Berlin, AZ S37 AS 4507/05
ER).

Es klingelt das Telefon, aber die Nummer des Anrufers wird nicht angezeigt.
Ich nehme ab und somit das Gespräch an. „Ich möchte mich mit Ihnen über Ihre
berufliche Zukunft unterhalten!“. Dann kommen Fragen, die aus der Leistungsak-
te ersichtlich sind: „Seit wann sind Sie arbeitslos? Wie alt sind Sie? Wie viele Be-
werbungen schreiben Sie?“.

Das Abnehmen geht automatisch, aber die Antworten kann mensch abwä-
gen. Wer klar sagt: „Ich möchte nicht mit Ihnen telefonieren!“, riskiert eine „Ein-
ladung“ zum persönlichen Gespräch, mehr nicht. Diese Vorladung hat schriftlich
zu erfolgen, schon wegen der Rechtsbehelfsbelehrung. Je mehr Menschen nicht
zum Gespräch am Telefon bereit sind, desto länger sind die Fristen für das per-
sönliche Gespräch!

Der Datenschutz ist sehr fraglich, denn der Anrufer ist nicht Mitarbeiter der
Bagis. Die Telefonnummer in der Akte ist eine freiwillige Angabe, daran sollte sich
die Bagis erinnern! Anrufe für einen Vermittlungsvorschlag oder eine Bewerbung
sind hoch willkommen, Kontrolle und Missachtung des Datenschutzes nicht! Wer
angerufen wird und nicht hört, muss sich trotzdem nicht rechtfertigen!
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Die Aufforderung, örtliche Anwesenheit durch Kassenquittungen oder ähnli-
ches zu beweisen, ist unrechtmäßig. Selbst wer dies kann, sollte einer solchen
Aufforderung widersprechen, denn das nächste Mal man eventuell keinen ent-
sprechenden Nachweis! Jeder kann sich frei bewegen! Urlaub ist nur für eine
Ortsabwesenheit zu beantragen, nicht für einen Tagesausflug. Sie sind täglich
unter der Hausanschrift erreichbar, nach dem Aufstehen und vor dem Schlafen-
gehen, aber keinesfalls durchgängig. Wenn der Postbote abgewartet wurde, ist
man auf der sicheren Seite!

Wie wichtig die Bagis die tägliche Erreichbarkeit selbst nimmt, geht aus ihren
Öffnungszeiten hervor, aber mit Vorladung darf man auch am Mittwoch erschei-
nen! Es steht jedem frei, seine Telefonnummer oder gleich alle freiwilligen Anga-
ben bei der Bagis löschen zu lassen. Es reicht auch die Zusage des Sachbear-
beiters, die Telefonnummer für diese Aktionen zu sperren!

Das Hessische Landessozialgericht (AZ L7AS 1/06 ER, Quelle: Tacheles) hat
geurteilt, dass ein Hausbesuch nur durchgeführt werden darf, wenn es berech-
tigten Zweifel an den Angaben des Betroffenen gibt. Diese Zweifel sind in jedem
Einzelfall umfassend von der Behörde darzulegen. Ein Hausbesuch ist nur zuläs-
sig, wenn dies die einzig mögliche Art ist, einen Sachverhalt zu ermitteln. Präven-
tive, verdachtsunabhängige Hausbesuche sind rechtswidrig!

Durch die Einschaltung von Externen sind nicht nur Telefonanrufe von Drit-
ten möglich, sondern auch der Einsatz von privaten Detektiven. Es ist aber nicht
notwendig, sich mit denen zu unterhalten, weder am Telefon noch sonst! Anders
sieht die Angelegenheit natürlich aus, wenn der Fallmanager selbst anruft.

Ein angekündigter Hausbesuch wurde von der Betroffenen abgelehnt und um
Begründung gebeten: „Warum soll bei mir eine Hausdurchsuchung durchgeführt
werden?“ Die Behörde hat geantwortet und die Leistung gestrichen: „Aufgrund
Ihrer Weigerung wurde die Zahlung von ALG II abgelehnt.“ Die Begründung des
Hausbesuches: „Bei allen Bürgern, die ALG II beantragen, werden stichproben-
weise Hausbesuche durchgeführt, um klären zu können, ob die Angaben im An-
trag korrekt sind.“

Diese Begründung wurde vom Gericht gerügt. Die Frau erhält ALG II leihwei-
se bis zur Klärung im Hauptverfahren. Zwischenzeitlich erfolgen die leider verspä-
teten Anträge und Handlungen und der Kampf ums Essen! Vorangegangen ist ei-
ne kurze Selbständigkeit mit Abgleiten in Überschuldung und einer gesundheitli-
chen Beeinträchtigung. Diese Frau hat es hoffentlich geschafft: Die darlehnswei-
se Gewährung der Leistungen wird sicherlich im Hauptverfahren gelöst.

Nach § 6 „soll“ die Bagis einen Außendienst zur Bekämpfung von „Leistungs-
missbrauch„ einrichten, im Entwurf stand noch „muss“; allerdings hat dieser gleich
noch viele Verwaltungsaufgaben aufgedrückt bekommen. Betroffen sind beson-
ders eheähnliche Gemeinschaften und Bedarfsgemeinschaften. –

In § 31 wurde aufgenommen, dass das Sofortangebot und alles, was in der
Eingliederungsvereinbarung vereinbart wurde, nicht ausgeschlagen werden darf.
Das Wort „zumutbares Angebot“ ist nur Schönfärberei! Die Nichtannahme wird
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höher bestraft: erste Ablehnung 30, zweite 60, dritte 100 Prozent Abschlag. Ge-
rechnet wird jeweils ein Jahr rückwirkend. Alle Abmilderungen sind als Kann-
Vorschrift formuliert, nur bei Kindern als Soll-Vorschrift. Abmilderungen gibt es
erst bei über 30 Prozent.

Kürzungsgrundlage ist die Regelleistung und bei erneuten Verstoß auch die
Leistungen für Unterkunft und Heizung! Die anderen Kürzungsandrohungen blei-
ben bestehen und werden mitgerechnet, auch Terminversäumnisse. Eventuelle
Sperren des ALG I sind von der Bundesagentur für Arbeit an die Bagis zu melden
und werden ebenfalls mitgerechnet!

Der Sanktion muss eine Belehrung vorangehen! Bei den härteren Strafen für
junge Menschen von 15 bis 25 Jahren ist die Belehrung über die Rechtsfolgen
ersatzlos gestrichen worden (Altfassung § 31 Absatz 5 letzter Satz). Auch hier
hilft nur das bewusste Handeln und nicht der Ruf nach den Gerichten.

In Absatz 6 ist festgelegt, dass Streichungen des ALG I sich auch hier sofort
auswirken. Es besteht eine Möglichkeit, die Kürzungen auf sechs Wochen zu
reduzieren. Auch hier wurde die Belehrung über die Rechtsfolgen gestrichen.

Eine solche Regelungen hatten wir schon einmal im Sozialrecht. Sie wurde
von den Gerichten für ungültig erklärt, weil Fehlverhalten des Einzelnen sich nicht
auf Partner und Kinder auswirken darf und ohne Rechtsbelehrung über die Folgen
eine Ablehnung keine Kürzung vorgenommen werden darf!

Handlungsempfehlung: Wie bisher, in jedem Fall die Maßnahme antreten und
hingehen und aus der Maßnahme heraus die Angemessenheit und Zumutbarkeit
klären, aber nicht sauer fahren lassen! Man kann sich auch nicht auf die rechtli-
che Schiene verlassen, die Gerichte sind überlastet, und kein Geld wirkt sofort!
Bitte nur zu zweit zur Bagis gehen, damit die Beweisbarkeit gegeben ist! Die Ver-
schärfungen greifen nur für Pflichtverletzungen ab 1. Januar 2007 gemäß § 69.

Selbständigkeit
Der erste Selbständige ist auf dem Arbeitsamt erschienen, leider nur, um sich
zu informieren. Er war schockiert von dem herrschenden Ton! Im „Weser-Kurier“
stand zu lesen, die ersten Geschäfte schlössen, der Umsatzrückgang sei nicht
zu verkraften. Werte Geschäftsleute, gebt nicht auf! ALG II ist auch neben dem
selbstständigen Erwerbseinkommen möglich. Die Veräußerung des Geschäfts ist
dafür nicht nötig. Wer drei Stunden oder mehr pro Tag arbeiten kann und über 16
Jahre alt ist, hat Anspruch auf ALG II, wenn sein Einkommen niedriger und kein
verwertbares Vermögen vorhanden ist!

Die Leistungen auf ALG II sind nicht so hoch, dass ein lebenswertes Leben
möglich ist, daher erhaltet euer Geschäft und beantragt zusätzlich ALG II. Für die
überschlägige Rechnung: Der Regelsatz beträgt 345 Euro plus Kosten der Un-
terkunft. Mit dem Leistungsanspruch verbunden ist die Renten- und Krankenver-
sicherung. Also auch vor Kündigung der Krankenversicherung den Anspruch auf
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ALG II prüfen! Eine Besonderheit von ALG II ist das Berücksichtigen der Zahlun-
gen mit Zu- bzw. Abfluss, egal für welchen Zeitraum sie geleistet werden. Hartz
IV und ALG II sind abschreckende Begriffe, aber besser als den Laden aufzuge-
ben. Auch im letzten Jahr gab es für notleidende Krauter unterstützende Leistun-
gen, damals der Sozialhilfe.

ALG II ist der Ersatz für die entfallene Sozialhilfe, setzt keine Beitragszah-
lung voraus und garantiert ein Mindesteinkommen bei zu niedrigem Arbeitsein-
kommen, als Zusatz- oder Ergänzungsleistung, bei Selbständigen genauso wie
bei abhängig Beschäftigten.

Es gelten auch alle anderen Rahmenbedingungen der Unterstützung außer
denen des „Forderns“, soweit Aussicht auf Besserung für die selbständige Tätig-
keit besteht. Also kein Ein-Euro-Job und kein Arbeitsangebot, es sei denn, die
Selbstständigkeit ist eine Teilzeitbeschäftigung.

Es gelten die Anrechnungsbedingungen für Vermögen: 200 Euro pro Lebens-
jahr, und es muss sich um verwertbares Vermögen handeln. Notwenige Betriebs-
ausstattung ist kein verwertbares Vermögen. Selbst die Entlassung von Mitar-
beitern ist auf die betrieblichen Notwendigkeiten und Möglichkeiten beschränkt.
Selbstständige, traut euch, erhaltet eure Selbständigkeit! Von ALG II lässt es sich
nicht gut leben!

Hinsichtlich der aktuellen Einkommensermittlung ist anzumerken, dass der
Mittelfluss gilt, der Tag des Zahlungseingangs oder Zahlungsausgangs. Eine Auf-
stellung für drei Monate und des letzten Jahres sowie eine Begründung für die
Änderung der Verhältnisse und eine Zukunftsprognose sind gewünscht. Ein Tes-
tat vom Steuerberater ist nicht notwendig. Alles kann zusammen mit dem Sach-
bearbeiter im Amt erarbeitet werden, oder ihr holt euch bei uns Unterstützung.

Auszufüllen ist der oft erwähnte Antrag auf ALG II. Es ist nie zu früh auch
für diesen Schritt, schließlich erlischt die Hilfebedürftigkeit, sobald der Lebensun-
terhalt anderweitig gedeckt wurde, beispielsweise durch nett gemeinte Unterstüt-
zung oder Plündern des Sparbuchs.

Auf folgende Flüsterparolen in den Fluren der Arbeitsagentur können wir uns
einstellen: Wer eine Selbständigkeit erwägt, sollte den Antrag sofort stellen und
dann weiter überlegen, während er die Unterlagen beibringt. Die Förderungsart
muss bedacht werden: volles ALG I für sechs Monate als Einmalzahlung oder
„Ich-AG“ mit dreijähriger Förderung. Zu berücksichtigen sind dabei auch ein mög-
liches Scheitern der Selbständigkeit und die Zugangsvoraussetzungen zur Rente.

Das verfügbare Auffangnetz heißt ALG II. Dafür muss weder die Selbstän-
digkeit aufgegeben, noch das Konto vollständig geleert und auch ein Einfamilien-
haus nicht unbedingt verkauft werden! ALG II wird als Zusatzleistung bei gerin-
gem Einkommen an Geringverdiener gezahlt, also auch an notleidende Selbstän-
dige, auch nach vorheriger Förderung der Bundesagentur für Arbeit!

Bei der Sozialversicherungspflicht zur Krankenversicherung sträuben sich die
Krankenkassen. Insgesamt ein sehr facettenreiches Thema, aber es lohnt sich!
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Selbständig – oder nicht? Die Messe in Hannover lebt von der persönlichen
Betreuung auf den Messeständen. Um dies zu erreichen, werden zusätzliche
Menschen gebraucht, meistens jung, weiblich und hübsch. Gespart wird auch auf
der Messe. Die Neuen werden für selbständig erklärt, natürlich ist hier nicht das
selbständige Arbeiten gemeint. Diese Frechheit wurde beendet!

Die hier Arbeitenden sind Arbeitnehmerinnen, weil Arbeitszeit, Arbeitsort,
Aussehen, Kleidung und auch die Argumente fremdbestimmt sind, vom Arbeit-
geber! Einforderbar sind diese Arbeitgeberbeiträge und die Lohnhöhe auch noch
nachträglich! Eine andere schriftliche Vereinbarung ist ungültig! –

Das „Fortentwicklungsgesetz“ hat im SGB III die Förderung der Aufnahme ei-
ner selbständigen Tätigkeit neu geregelt. Der Gründungszuschuss wird sicherlich
nachgebessert, weil für 300 Euro kein ausreichender Sozialversicherungsschutz
zu erhalten ist! Andererseits kann damit der Absturz ins SGB II verzögert werden.
ALG II kann immer noch beantragt werden, wenn es schiefgegangen ist. Hier ist
noch anzumerken, dass die Bundesagentur für Arbeit für jeden ins ALG II Fallen-
den 12.000 Euro an die Bagis zahlen muss, daher sollte über Nebenleistungen
rechtzeitig verhandelt werden!

Sozialversicherung
Das Sozialgericht Saarbrücken gibt einem Arbeitssuchenden recht, der die Aus-
zahlung von einem Cent Arbeitslosengeld II beantragt hat, um mit allen Ansprü-
chen in seiner gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung (pauschal
auf der Basis von 400 Euro) pflichtversichert zu bleiben.

Die Gerichtsentscheidung richtet sich gegen die Regelung, dass sich Arbeits-
suchende in solchen Fällen selbst kranken- und pflegeversichern müssen und da-
für einen Zuschuss von höchsten 140 Euro erhalten, was dem Leistungsträger
Geld spart. Für diesen Betrag ist aber kein Versicherungsschutz erhältlich, höchs-
tens in einer privaten Krankenversicherung, sofern der Arbeitssuchende ein gu-
tes Risiko darstellt, und dann auch nicht entsprechend dem Standard der gesetz-
lichen Kranken- und Pflegeversicherung.

Der Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung muss eigens beantragt
werden, die Zahlung erfolgt nicht als ALG II. Es besteht somit kein Rentenversi-
cherungsschutz, und der Betreffende ist auch nicht in der jetzt so ehrlichen Ar-
beitslosenstatistik enthalten. Diese Regelung wurde auf Anordnung vom Wirt-
schaftsminister Clement eingeführt, sie steht somit nicht im Gesetz!

Doch bisher führte der Abschluss einer Krankenversicherung, wenn kein Leis-
tungsanspruch auf ALG II bestand, oft dazu, dass ein solcher Anspruch durch
den zu zahlenden Beitrag begründet wurde; außerdem musste die Rentenver-
sicherung auf der Basis von 400 Euro durch den Leistungsträger übernommen
werden. Kundenfreundlich erteilt man daher inzwischen gezielt ALG-II-Bescheide
über einen Euro.
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Doch die Saarbrücker Richter haben noch mehr Zündstoff in die Begründung
gepackt: Sie äußern verfassungsrechtliche Bedenken, wenn der Betroffene oder
der herangezogene Lebenspartner durch die Übernahme der Versicherung unter
das Existenzminimum rutschen würde. Diese Aussage lässt sich auf viele Sach-
verhalte von ALG II und Sozialgeld übertragen. Aber was ist das Existenzmini-
mum? Der Regelsatz von 345 Euro, die Sätze der Unterhaltspflicht oder die Pfän-
dungsfreigrenzen? Die Gerichte werden es definieren.

Wenn ein Arbeitssuchender den Weg des Zuschusses gegangen ist, kann er
Widerspruch einlegen und den Krankenversicherungsbeitrag im Antragsverfahren
zu ALG II einfordern. Wenn die Frist abgelaufen ist, wird Wiedereinsetzung in
den vorherigen Stand beantragt unter Hinweis auf das Urteil des Sozialgerichts
Saarbrücken. Der Leistungsträger muss diesen Widerspruch zu Protokoll nehmen
und im Sinne des Arbeitssuchenden rechtlich ausgestalten. Eine Ausfertigung mit
Eingangsvermerk mitnehmen!

Über diesen Widerspruch sollte die Kranken- und Pflegeversicherung infor-
miert werden. Falls es eine private ist, vorher mit der bisherigen gesetzlichen re-
den und eine Bestätigung für die rückwirkende Wiederaufnahme geben lassen.
Anschließend mit der privaten die Annullierung des Vertrages vereinbaren, al-
so die Rückabwicklung. Empfehlenswert ist es, gemeinsam zu Rechtsberatung,
Leistungsträger und Krankenversicherung zu gehen und ansonsten die einstwei-
lige Anordnung des Sozialgerichts Düsseldorf zu beachten.

Beim Sozialgericht Düsseldorf (S 35 AS 41/05 ER) sollte der Anspruch auf
ALG II in Höhe von 3,93 Euro im Eilverfahren durchgesetzt werden; dieser Be-
trag wurde von der Klägerin selbst errechnet. Per Bescheid wurde ALG II abge-
lehnt. Das Gericht hat die Eilbedürftigkeit verneint und geraten, den Zuschuss
zur Kranken- und Pflegeversicherung bei der Familienkasse zu beantragen. Auch
hier fehlten Vorträge zur Begründung der Eilbedürftigkeit. Rentenbeiträge lassen
sich unter Umständen nicht so einfach nachzahlen. Die Frage der Unterhaltsver-
pflichtung durch den Lebenspartner war hier ebenfalls nicht zu entscheiden. Die
Klägerin hat Unterhalt bezogen. –

Das Sozialgericht Saarbücken (S21 ER 1/05 AS) ist in der Angelegenheit mit
der Einstweiligen Anordnung auf Zahlung eines Minimalbetrages ALG II von der
Ein-Cent-Regelung abgerückt, hat aber den Anspruch auf Kranken- und Pflege-
versicherung bejaht, auch wenn kein Anspruch auf ALG II bestehen sollte. –

Zur Pflegeversicherung schreibt der „Weser-Kurier“ am 12. März, dass Sozial-
und Gesundheitsministerin Ulla Schmidt mit ihrem Plan gescheitert sei, die Pfle-
geversicherung durch einen Solidarbeitrag Kinderloser zu sanieren. Es wird al-
so nichts mit dem bereits beschlossen und verabschiedeten höherem Beitrag für
Kinderlose! –

Wer keinen Leistungsanspruch hat, muss sich arbeitssuchend melden, um
seine Rentenversicherungsansprüche zu wahren und zu mehren. Die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte gibt dazu eine Presseerklärung heraus. –
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Die Bundesregierung hat eine stärkere Besteuerung der Renten ab Jahres-
beginn 2005 beschlossen, aber die Sozialversicherungsbeiträge zur Rentenver-
sicherung gelten weiterhin als Sonderausgaben. Dies hätte nach der Logik des
Steuerrechts geändert werden müssen, denn solche Beiträge sind vorweggenom-
mene Werbungskosten für die künftigen Renteneinnahmen. Daher ist zu prüfen,
ob die Rentenbeiträge als Werbungskosten eine höhere Auswirkung haben; in der
Regel wird dies der Fall sein, denn für Sonderausgaben gibt es eine Deckelung.
Auch den Steuerbescheid prüfen: Wahrscheinlich wird das Finanzamt wegen lau-
fender Widersprüche den Steuerbescheid in diesem Punkt vorläufig erstellen. –

Bei Arbeitslosengeld I und der Berechnungsgrundlage für die ein- bzw. zwei-
prozentige Zuzahlung für Gesundheitskosten gehen die Kassen unterschiedlich
vor (Quelle: „Quer“ 3/2005): Die einen nehmen den Auszahlungsbetrag als Ba-
sis, die anderen erhöhen diesen Auszahlungsbetrag um die fiktiven Steuern und
Sozialausgaben und kommen so auf einen wesentlich höheren Zuzahlungsbe-
trag. Diese Berechnung ist nicht durch das Gesetz geregelt, daher sollte gegen
diese Berechnung Widerspruch eingelegt werden (Landessozialgerichte Baden-
Württemberg L11 KR 3151/03 vom 30. Juni 2004, Nordrhein-Westfalen L5 KR
50/00 vom 6. Februar 2001 und Rheinland-Pfalz L5 KR 63/01 vom 7. Februar
2002). Rentner sollten sich die Berechnung ihrer Krankenkasse ebenfalls anse-
hen: Ich möchte gern wissen, ob vom Bruttobetrag oder vom Zahlbetrag ausge-
gangen wurde. Der Vollständigkeit halber: Bei ALG II beträgt die Obergrenze im
Westen 82,80, im Osten 79,44 Euro, bei einem Prozent die Hälfte, auch wenn
nur Leistungen für Unterkunft und Heizung bezogen werden. Auch Einmalbedarfe
oder zusätzliche Dauerleistungen nach dem SGB XII erhöhen diese Werte nicht
(gemäß SGB V § 62)!

Geändert wurde Anfang 2006 die Sozialversicherung für ALG-II-Betroffene:
Bisher wurden die Rentenversicherungsbeiträge auf der Basis von 400 Euro ab-
geführt. Die Bemessungsgrundlage wurde auf 205 Euro abgesenkt! Außerdem
werden nur noch Rentenversicherungsbeiträge für „nicht anderweitig“ versicherte
ALG-II-Betroffene gezahlt. Das betrifft jeden mit einer Nebentätigkeit!

Noch einiges anderes wurde geändert, aber die Berichterstattung war sehr
sparsam. Dies ist aber keine Grund, die Nebentätigkeit aufzugeben, sondern ein
Grund, sich zu wehren! Wer als ALG-II-Betroffener eine Nebentätigkeit hat, sollte
eine Klarstellung vom Rentenversicherungsträger einfordern und auf eine kurz-
fristige Antwort bestehen. Die Rentenversicherungen wurden zu diesen Änderun-
gen nicht gehört und sind sicher von den Nebenwirkungen nicht begeistert! An-
sonsten sind bei der Anhörung viele handwerkliche Fehler festgestellt worden und
darüber hinaus falsche Begründungen für diese Änderungen: eine gute Basis für
die Gegenwehr! –

Wer eine Nebentätigkeit hat, muss darauf achten, dass er weiterhin über den
ALG-II-Bezug renten- und krankenversichert ist, siehe Seite 2 des Bescheides,
bitte auch im Folgebescheid, damit nicht aufgrund einer Nebentätigkeit die Zah-
lungen für die Rentenversicherung eingestellt werden. Im Mai 2008 einen Kon-
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toauszug von der Rentenversicherung anfordern, falls die Bagis bis dahin keine
stimmende Jahresmeldung für 2007 liefert. Die Krankenversicherung meldet sich,
falls keine Beiträge gezahlt werden. –

Im „Fortentwicklungsgesetz“ erhält § 26 die Überschrift „Zuschuss zu Versi-
cherungsbeiträgen“. Gleichzeitig wird der § 231 des SGB VI als Anspruchsgrund-
lage gestrichen (Befreiung von der Rentenversicherungspflicht). Die Ermittlung
des angemessenen Krankenversicherungsbeitrags ist neu geregelt. Gemäß dem
neuen Absatz 3 zahlt die Bagis Krankenversicherungs- und Pflegeversicherungs-
beiträge, wenn sonst allein durch diese Aufwendungen Hilfebedürftigkeit entste-
hen würde. Schließlich sieht die Krankenversicherung eine Familie anders als die
Bagis. Gezahlt werden kann von der Bagis direkt an die Versicherungsträger! –

Freiwillig gegen Arbeitslosigkeit versichern kann sich nur, wer nach dem 31.
Dezember 2003 die Tätigkeit oder Beschäftigung aufgenommen hat! § 434j SGB
III tritt nachträglich ab 1. Juni 2006 in Kraft.

Überfünfzigjährige
Es gibt viel Geld, um Überfünfzigjährige wieder in Arbeit zu bringen, geschenktes
Geld für den Arbeitgeber! Anzuschauen sind die Rahmenbedingungen im Netz
unter „Bremer Arbeit“. Diese GmbH vermittelt die zusätzlichen Millionen im Pro-
gramm „AGE 50 plus“. Die Höchstförderung beträgt 75 Prozent, längstens bis
zum 31. Oktober 2007. Mit zusätzlicher Weiterbildung können es insgesamt auch
100 Prozent werden, alles ohne Rechtsanspruch, aber es sind richtige sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse, bis BAT IVa oder vergleichbar.

Wer über 50 Jahre alt ist und in Bremen wohnt, hat hier eine Chance, seinen
ALG-II-Bezug zu beenden! Der Arbeitgeber muss nicht in Bremen tätig sein. Die
offizielle Betreuung dieses Programms liegt bei der „Bremer Arbeit“ GmbH, Tele-
fonnummer 9584-8930, nicht bei Bagis oder Arbeitsamt, daher kennen nicht alle
Fallmanager die Einzelheiten, und in ihrem Computer finden sie auch nichts dar-
über! Dafür kennt die „Bremer Arbeit“ keine Arbeitssuchenden. Logisch, oder?

Für jeden Betroffenen, der jetzt handelt, ist das ein Vorteil, doch unlogisch ist
es allemal, oder wollte die Bagis diesmal die Fördermittel nicht zurückgeben? Das
Nachsehen haben die Jugendlichen, denn durch diese Programm wird kein wei-
terer Arbeitsplatz geschaffen. Die Arbeitgeber werden das Geld nicht verschmä-
hen! Und wie erfährt der kleine Unternehmer von diesem Goldesel?

Der Unternehmer muss bestätigen, dass sein Unternehmen keine wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten hat und nicht von Pleite bedroht ist. Ein Konkurs ist nicht
möglich, daher kann jeder Unternehmer folgenlos unterschreiben. Insolvenz ist
der richtige Fachausdruck, seit einigen Jahren!

Wer zusätzliche Unterstützung braucht, um einen Arbeitgeber zu überzeu-
gen, kann sich bei mir melden. In jedem Fall soll der Arbeitgeber einen formlosen
Antrag für dieses Förderprogramm stellen. Die restlichen Angaben oder Unterla-
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gen werden nachgereicht. Ein Dauerarbeitsplatz muss es nicht sein, auch befris-
tete Verträge werden gefördert!

Weiterhin gibt es noch das Programm „Ü 58“: Dies sind Ein-Euro-Arbeits-
gelegenheiten für Überachtundfünfzigjährige mit einer Laufzeit bis zu drei Jahren.
Hier ist die Bagis zuständig. Aber wer will das schon? Die Erklärung zur 58er-
Regelung kann innerhalb von drei Monaten widerrufen und auch wieder neu ab-
gegeben werden. Diese vorher genau lesen, denn es gibt dann keine Förderung
mehr! Umgekehrt gilt: Wessen Tinte noch keine drei Monate alt ist, kann widerru-
fen und das vorstehende Programm einfordern.

Das bundesweite Programm „Age 50 plus“ wird im Windhundverfahren ver-
geben, daher als erstes die Antragsformulare geben lassen und abstempeln las-
sen. Warum ist die Bundesregierung hier so großzügig? Die EU hat sie gerügt,
weil die sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse von Überfünfzigjähri-
gen weit unter dem EU-Durchschnitt liegen, daher muss die Bundesregierung für
Abhilfe sorgen. Es ist somit zu erwarten, dass dieses Programm ausgeweitet und
verlängert wird und dass andere Anreize folgen. „Age 50 plus“ wird jetzt oft ge-
braucht! –

Zur Achtundfünfziger-Regelung wird seitens der Behörde d arauf hingewie-
sen, dass für die Nichtvermittlung ein Zeitraum zugebilligt wurde, aber nicht der
Leistungsbetrag. Welcher Achtundfünfziger hätte für ALG II diesen Vertrag un-
terschrieben? Damals waren die Vermittlungsmöglichkeiten nicht so schlecht wie
heute: Es gab noch saftige Lohnkostenzuschüsse für Achtundfünfziger, bis zu 50
Prozent bis zum 60. Lebensjahr. Auch 2004 war die neue Regelung des ALG II
den Ämtern schon bekannt, denn Gesetz wurde Hartz IV bereits im Dezember
2003.

Der Musterprozess für die Achtundfünfziger-Regelung läuft vor dem Sozial-
gericht in Itzehoe. Beim Sozialgericht Freiburg (S9 AS 1581/05 ER) ging es am
1. Juni 2005 in der Hauptsache um Kosten der Unterkunft. Der Einlass auf die
Achtundfünfziger-Regelung wurde vom Antragsteller nicht ausführlich begründet
und vom Gericht unter Hinweis auf das neue Recht abgelehnt. Lesenswert für
den, der dieser Absage entgehen will. –

Der Chef der Bundesanstalt für Arbeit, Herr Frank-Jürgen Wiese, hat ange-
regt, „älteren“ Arbeitssuchenden in den neuen Bundesländern ein Bürgergeld zu
zahlen. „Ältere“ Arbeitssuchende sind 55 Jahre jung und älter. Als Gegenleistung
wird die Heranziehung zu gemeinnützigen Arbeiten genannt.

Wie verzweifelt muss der Herr Wiese sein? Er liest doch auch die Werbeaus-
sagen dieser Bundesregierung, der Arbeitsmarkt könne auf das Wissen und die
Erfahrung der älteren Arbeitssuchenden nicht verzichten – so zu hören anläss-
lich der Heraufsetzung des Renteneingangsalters von 60 auf 63 Jahre bei Rente
nach Arbeitslosigkeit oder Altersteilzeit.

Die Reaktion unseres Clement auf den Wunsch von Herrn Wiese ließ nicht
lange auf sich warten: Es gebe genug Hilfen und Unterstützung, um ältere Ar-
beitslose wieder in Arbeit zu bringen. Welche Hilfen er meint, hat der Minister
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zwar nicht gesagt, aber Herr Wiese ist verstummt, und kein Journalist hat nach-
gefragt. Als Betroffener habe ich die Antwort erhalten, es gebe nichts, weil kein
Geld da sei.

Für Neu-Achtundfünfziger , die Arbeitslosengeld I beziehen, kommt per Post
ein Angebot der Bundesagentur für Arbeit: die „Erklärung zur Inanspruchnahme
von Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen“. Der Betroffen unter-
schreibt, dass er dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung steht.

Die Belohnung: Keine Bewerbungen mehr, längerer Urlaub (statt drei bis zu
17 Wochen) und nur noch ausnahmsweise persönliches Erscheinen auf dem Amt.
Der Preis: Die Rente muss zum nächstmöglichen Termin, an dem eine Rente
ohne Kürzungsbetrag zu erhalten ist, beantragt werden. Daher vorher bei der
Rentenversicherung informieren!

Wer diese Erklärung abgibt, kann innerhalb von drei Monaten widerrufen. Wer
nicht antwortet, wird vorgeladen. Der Vorteil der Behörde: Arbeitslose, die diese
Regelung akzeptieren, gelten nicht mehr als Arbeitslose im Sinne der Arbeitslo-
senstatistik. Was in Brief und Merkblatt ungenannt bleibt, aber logisch ist: Es gibt
keine Förderung in die Selbständigkeit mehr!

Für ALG-II-Bezieher besteht eine ähnliche Vereinbarung, aber für alle nach
dem 31. Dezember 1947 geborenen Betroffenen gilt: Die Rente muss zum nächst-
möglichen Termin beantragt werden, ohne Rücksicht auf die Höhe der Rente oder
des Rentenabschlags zu nehmen. Auch die Bagis kann den Rentenantrag stel-
len. Hier ist es egal, ob der Betroffene diese Vereinbarung unterschrieben hat!

Wer sich in diesem Alter selbständig macht, sollte berücksichtigen, dass ei-
ne Rente wegen Arbeitslosigkeit auch vorherige Arbeitslosigkeit voraussetzt, also
vorher die Auswirkungen von ALG II durchdenken und ausrechnen! Letzter Ter-
min, an dem die Voraussetzungen für diese Achtundfünfziger-Vereinbarung er-
füllt sein müssen, war der 31. Dezember 2005; diese Regelung wurde bis 31.
Dezember 2006 verlängert. Wer diese Regelung nicht unterschrieben hat oder
noch widerrufen kann, sollte sich über das bundesweite Programm „Age 50 plus“
informieren.

Unterhalt
Das Sozialgericht Aurich (AZ S25 AS 201/05 ER vom 30. März 2005) hat
sich mit dem SGB-II-Unterhaltsanspruch unter Angehörigen in einer Haushalts-
gemeinschaft beschäftigt und per einstweiliger Anordnung der Tochter ALG II und
die Kosten der Unterkunft zugestanden, befristet für sechs Monate.

Die Tochter lebt wie ihr ebenfalls volljähriger Bruder bei den Eltern. Die Toch-
ter hat drei Jahre gearbeitet und geht derzeit zur Schule, sie will beim BNVV den
Hauptschulabschluss nachholen. Der Vater ist arbeitslos, die Mutter hat eine ge-
ringfügige Beschäftigung. Die Tochter macht geltend, dass sie von den Eltern kei-
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nen Unterhalt erhält, aber anteilige Unterkunfts- und Heizkosten an sie zahlen
muss, bar natürlich, womit kein weiterer Nachweis der Zahlung vorliegt.

Im ALG-II-Antrag stand handschriftlich „wohnt bei den Eltern“, und die Anga-
ben zu den Kosten der Unterkunft waren widersprüchlich. Sie hat aber im Zusatz-
blatt zur Feststellung des Umfangs der Hilfebedürftigkeit bei Vorliegen einer Haus-
haltsgemeinschaft erklärt, dass sie ihren Eltern Miete und Verpflegung zahlen
müsse. Nach Ansicht des Gerichts hat sie damit die Unterhaltsvermutung nach
§ 9 Abs 5 widerlegt und erhält den Regelsatz und die Kosten der Unterkunft von
der Behörde.

Ob ihre Eltern diese Leistungen erstatten müssen, wird durch die Behörde
geprüft, allerdings mit wenig Aussicht auf Erfolg, da die Eltern nur über ein Ein-
kommen verfügen, dass geringfügig oberhalb der ALG-II-Sätze liegt. Eine neue
Variante der Absage an die Unterhaltsverpflichtung! Eine Entscheidung zur Un-
terhaltspflicht von Verwandten, die in einer Haushalts- oder Bedarfsgemeinschaft
leben, hatten wir noch nicht. Es ist richtig kompliziert: So schafft selbst ALG II Ar-
beitsplätze, allerdings nur bei den Behörden. –

Bei verheirateten Paaren besteht Unterhaltspflicht schon nach dem Bürgerli-
chem Gesetzbuch, bis eine Trennung erfolgt, auch wenn die Getrennten in einer
gemeinsamen Wohnung leben. Ohne Unterhaltsbereitschaft besteht auch hier
Anspruch auf ALG II, aber mit eventueller Regressforderung.

Zu den Regressforderungen hat sich Herr Lange, Geschäftsführer der Bagis,
gemeldet: Erben müssen damit rechnen, dass die Leistungen nach ALG II von ih-
nen aus der Erbmasse zu befriedigen sind. Der Anspruch kann bis circa 84.000
Euro betragen. Wer mit dem Verstorbenen im gemeinsamen Haushalt gelebt hat,
kann einen Freibetrag von 15.500 Euro geltend machen. Im Gesetz ist es: „die
Behörde kann“, Herrn Lange sagt: „die Behörde will“. Die Gerichte werden es
regeln! Es kann nicht sein, dass ein Ehepartner das Einfamilienhaus verkaufen
muss, um die Regressansprüche der Bagis zu bezahlen, rückwirkend für längs-
tens zehn Jahre! –

Das Bundesverfassungsgericht (1 BRV 1508/96 vom 7. Juni 2005) hat sich mit
der Frage beschäftigt, in welchem Umfang Kinder eine Verpflichtung trifft, ihre El-
tern zu unterhalten. Ein interessantes Urteil, auch die erfragte Einstellung der Bun-
desregierung weicht stark von der Praxis der Sozialämter ab. Wer Elternunterhalt
leistet oder leisten soll, muss sich dieses Urteil ansehen, jedoch nicht den Artikel
im „Weser-Kurier“ vom 16. Juni 2005 hierüber.

Das Verfassungsgericht hat die Kinder vor einer Leistungsüberforderung in
Schutz genommen und auf das Sozialstaatsgebot verwiesen. Elternunterhalt
muss nur leisten, wer im Luxus lebt und sich durch den Unterhalt nicht wesentlich
einschränken muss. Angeführt wurde vom Gericht die Regelung zur Grundsiche-
rung: Dort ist ein Rückgriff nur möglich, wenn das Kind über 100.000 Euro jährli-
ches Gesamteinkommen hat.

Dieses Urteil mit den ausführlichen Begründungen kann auf viele Regelun-
gen, auch des SBG II, ausstrahlen, etwa bei der eheähnlichen Gemeinschaft, wie

240



bereits vom SG Düsseldorf aufgegriffen, dem Sparbuch der Kinder, den einmali-
gen Bedarfen und weiteren Regelungslücken im SGB II. –

Unterhalt kann jeder gewähren, ganz ohne rechtliche Verpflichtung. Diese
besteht bei Ehepartnern nach dem Bürgerlichem Gesetzbuch, ALG-II-Anspruch
haben aber auch Ehepartner, die keinen Unterhalt bekommen. Wenn die Partner
getrennt leben und einer ohne Einkommen und Unterhalt ist, hat dieser Partner
sofortigen Anspruch auf ALG II. Geläufig ist die Flucht der Frau ins Frauenhaus!
Aber selbst wenn beide weiterhin gemeinsam in einer Wohnung oder einem Haus
leben, besteht Anspruch auf ALG II. Natürlich kann die Bagis Regress gegen
den anderen Ehepartner nehmen, mit allen Risiken der Durchsetzung, aber der
Leistungsanspruch auf Unterhalt ist sofort zu erfüllen!

Unterhaltsanspruch hat auch der volljährige Schüler, der bis 18 in einer Be-
darfsgemeinschaft mit seiner alleinerziehenden Mutter lebte. Um die stotterhaf-
te Zahlung der Unterhaltsleistungen hat sich das Jugendamt gekümmert. Mit 18
muss der Mensch einen eigenen Antrag auf ALG II stellen. Er hat den Leistungs-
anspruch, er braucht das Geld. Die Bagis kann nicht auf den Unterhaltsanspruch
verweisen. Dieser Mensch soll seinen Vater verklagen. Dies geht nicht; der An-
spruch muss erfüllt, ALG II gezahlt werden. Die Unterhaltsansprüche gehen in
dieser Höhe über, und die Bagis kann sich mit dem Jugendamt einigen, welche
Behörde den Anspruch durchsetzt. In Bremen ist es, widerstrebend, das Jugend-
amt. Eine Aufforderung oder Vollmacht zur Klage muss der junge Mensch nicht
unterschreiben, lediglich die Abtretungserklärung!

Wenn in einer eheähnlichen Gemeinschaft bisher gemeinsam gewirtschaftet
wurde, und es kommt zum Streit mit der Folge, dass wieder getrennt gewirtschaf-
tet wird, so ist auch dies für die Bagis entscheidend. ALG II muss gezahlt wer-
den, auch wenn die Menschen weiterhin gemeinsam leben. Entscheidend ist der
durchsetzbare Anspruch auf Unterhalt beziehungsweise der freiwillige Unterhalt.
Wird dieser eingestellt und gibt es kein Rechtsanspruch auf Unterhalt, besteht so-
fort Anspruch auf ALG II. Falls die Bearbeitung etwas dauert und die Bagis keine
Vorschuss zahlen will, kann beim Sozial- oder Verwaltungsgericht ein Beschluss
im Eilverfahren beantragt werden, denn Leben muss man/frau täglich!

Unterhaltsanspruch ist in vielen Facetten möglich. ALG II hat dafür keine bin-
dende Wirkung, weil die Bestimmungen widersprüchlich sind. Hinterfragt wurde
bisher nicht nur, ob eine Verpflichtung zum Unterhalt bestehe, sondern auch die
Höhe des einzusetzenden Einkommens, sprich: Wie viel Geld verbleibt dem Un-
terhaltpflichtigem? Auch hier wurden die Freibeträge und Berechnungen zuguns-
ten des Zahlungspflichtigen vom Gericht verändert (Stichwort Stiefkinder, Sozi-
algericht Düsseldorf S22 AS 22/05 ER). Hier hat das Gericht dem verheirateten
Mann höhere Freibeträge zugesprochen und ALG II als Zusatzleistung für diese
Bedarfsgemeinschaft. Abzuwarten bleibt, ob nicht letztlich der Pfändungsfreibe-
trag auch für diese Ansprüche maßgebend ist.

Ein weitere Punkt ist der Einsatz von Vermögen sowohl für den eigenen Unter-
halt als auch zur Erfüllung von anderen Unterhaltsansprüchen. Hier hat das Bun-
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desverfassungsgericht am 7. Juni 2005 ein sehr interessantes Urteil gefällt (1BvR
1508/96). Es ging um den Unterhalt für eine pflegebedürftige Mutter. Die Tages-
zeitung hat total abweichend und regierungsfreundlich berichtet. Die Ausführun-
gen zum Sozialstaat und dem eigenen Lebensstandard sind sehr interessant; wer
Unterhalt zahlen soll, sollte vorher dieses Urteil lesen.

Diese Bestimmungen des SGB II zum Vermögensverbrauch sind vom alten
Arbeitslosenhilferecht übernommen worden und wurden inzwischen für ungültig
erklärt. Die Vorinstanzen müssen den rechtliche Rahmen neu definieren, denn
in den Bestimmungen fehlte den Richtern eine Härtefallklausel. Eine solche fehlt
auch im SGB II.

Der ganz normale Regelsatz von 345 Euro bei uns sei ausreichend für ein
bescheidenes Leben, wenn die Einmalleistungen großzügig gehandhabt werden,
soweit das Berliner Sozialgericht vom Anfang August 2005. Leider wurde es nicht
veröffentlicht und kam nur kurz in den Nachrichten. Auch hier liegen die Bestim-
mungen des SGB II total daneben! Viel einfacher hat ein Richter einer Betroffe-
nen eine Haushaltshilfe zugesprochen: Hier liegt eine bedauerliche Regelungslü-
cke im SGB II, dafür kann die Betroffene nichts. In die gleiche Kerbe schlägt die
Entscheidung des Sozialgerichts Berlin (S49 SO 204/05 ER) über den Einmalbe-
darf eines HIV-Kranken. Zugestandene Einmalleistungen können die Erstausstat-
tung für eine Wohnung sein oder der Bedarf bei Geburt eines Kindes, etwa 224
Euro zur Einrichtung des Kinderzimmers (Sozialgericht Lüneburg S24 AS 27/05
ER). Quittungen sind beizubringen!

Bedauerlicherweise müssen die Betroffenen und die Bagis-Mitarbeiter die
Fehler des Gesetzgebers ausbaden. Erschwert wird dies durch die Uneinsichtig-
keit von Herrn Clemens. Es werden immer neue Weisungen erteilt, leider nicht
zur Verwaltungsvereinfachung sondern zur Leistungsverweigerung, und die Mit-
arbeiter müssen dies durchsetzen. –

Eine gleichgeschlechtliche Gemeinschaft , so das Sozialgericht Dortmund am
14. Juli 2005 (AZ S29 AS211/05 ER), ist keine eheähnliche Gemeinschaft und
daher keine Bedarfsgemeinschaft nach SGB II. Diese Menschen müssen nicht
füreinander einstehen, weil sie keine formelle Lebenspartnerschaft eingegangen
sind. Folglich wird ALG II unabhängig vom Einkommen des Partners bewilligt! In
diesem Fall gab es aber noch einige Besonderheiten, wie oft im Leben. Was wä-
re, wenn diese Menschen den Lebenspartnerschaftsvertrag abgeschlossen hät-
ten? Dasselbe Gericht verneinte am 31. März 2005 die Anrechnung (AZ S31 AS
82/05), aber hier ist die Regelung noch uneinheitlich. –

Eine Frau hat ALG II beantragt und nicht bewilligt bekommen: Ihr Ehemann,
mit dem sie in ehelicher Gemeinschaft lebt, habe sie zu unterhalten. Der Ehe-
mann ist Rentner und hat eine Altersrente von 970,45 Euro. Der Ehefrau wurde
ein Bedarf von 443,16 Euro zugesprochen, dem Ehemann ein eigener Bedarf von
524,16 Euro. Somit sei die Ehefrau durch den Ehemann zu unterhalten, ein An-
spruch auf ALG II bestehe nicht!
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Das Sozialgericht Chemnitz (AZ S6 AS260/05) hat entschieden, dass der
Unterhaltsanspruch der Ehefrau nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zu ermitteln
ist. Der Ehefrau wurde ALG II zugesprochen, die Behörde hat die entsprechenden
Berechnungen vorzunehmen. Die Regelungen des BGB sind heranzuziehen, um
dem Schutz der Ehe gerecht zu werden. Die Tabellen stehen im Netz, bei Bedarf
schauen wir gemeinsam!

Bei einer Trennung würde sich der Ehemann sonst besser stellen. Diese Re-
gelung des BGB lässt dem Unterhaltspflichtigen mehr Einkommen als die Rege-
lungen des SGB II. Es wurde auch festgestellt: Der Ehemann kann überhaupt
nicht zu einer Bedarfsgemeinschaft gehören, weil er nicht hilfebedürftig ist! Auch
diese Passage ist beachtenswert.

Die Vielen ohne Leistungsbezug sollten schnellstens nachrechnen und einen
Antrag stellen, rückwirkend natürlich! Auch das Schonvermögen ist anders zu er-
mitteln, wenn der Ehepartner gesondertes Vermögen hat. Jeder nicht von ALG
II betroffene Partner mit eigenem Einkommen kann auf dieses Urteil Bezug neh-
men, und die Betroffenen können die Neuberechnung verlangen, rückwirkend!
Die Begründung des Gerichts beruht auf dem Ausschluss der minderjährigen, un-
verheirateten Kinder mit eigenem Einkommen aus der Bedarfsgemeinschaft. Die-
se Regelung wurde nachträglich eingefügt, um Geld zu sparen.

Wer das ALG II nicht in ungekürzter Höhe erhält, steht sich bei der Berech-
nung nach dem BGB besser, wenn der Partner eigenes Einkommen hat. „Eige-
nes Einkommen“ ist nicht nur Arbeitslohn, sondern auch Einkunft aus Selbstän-
digkeit, Kapitalvermögen oder Rente. Selbst ALG I ist ein anderer Rechtskreis!
Es gibt Nebenwirkungen auf die „zu teure“ Wohnung und das Vermögen. Alles ist
neu zu überdenken!

Natürlich ist dieses Urteil auch bei eheähnlichen Gemeinschaften anzuwen-
den! Der Wortlaut: „Ein Ehegatte jedoch, der aus eigenem Verdienst heraus sei-
nen Lebensunterhalt sichern kann, ist nicht hilfebedürftig. Die Einordnung eines
solchen Ehegatten in eine Bedarfsgemeinschaft entspricht damit nicht dem Sinn
und Zweck des Gesetzes... Die Vorschriften des Unterhaltrechts aus dem Bürger-
lichen Gesetzbuch sind anzuwenden.“

Zu entscheiden war hier der Fall des Ehegatten. Jeder jetzt zur Bedarfge-
meinschaft Hinzugerechnete solle dies hinterfragen! Die Auswirkungen können
so aussehen, aber auch anders: Nicht umsonst hat das Gericht den Betrag nicht
ermittelt!

Der Selbstbehalt des Unterhaltspflichtigen, also der Betrag, den der Zah-
lungspflichtige behalten kann, beträgt, wenn er erwerbstätig ist, 880 Euro, sonst
775 Euro (beides im Osten). Gemeint ist das Nettoeinkommen abzüglich fünf Pro-
zent für Werbungskosten. Die Beträge schließen aber die Wohnung ein. Ange-
setzt habe ich hier die Werte bei getrennt lebenden Ex-Gatten. „Getrennt leben“
kann man auch in einer Wohnung! Wer wesentlich mehr Einkommen hat, kann
mehr behalten, denn er hat auch einen höheren Selbstbehalt!
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Zusatzbedarfe für Krankheit oder höhere Werbungskosten können auch diese
Zahlungspflichtigen geltend machen! Unterhaltsanrechnungen der Behörde ste-
hen jetzt grundsätzlich anders da, nämlich auf schwachen Füssen! Da gibt es viel
Arbeit für die Behördenmitarbeiter und bei der leider normalen Fehlerhäufigkeit
viele Verfahren! –

§ 11 regelt das einzusetzende Einkommen für die Bedarfsgemeinschaft, wenn
es eine eheähnliche Gemeinschaft ist. Wer bisher Unterhalt gezahlt hat, konnte
dies naturgemäß abziehen. Jetzt soll nur noch die Unterhaltszahlung aufgrund ei-
nes Unterhaltstitels abziehbar sein, und auch nur in der Höhe des Titels! Für die
bereits laufenden Bewilligungen gilt sicher der Vertrauensschutz. Für Neuanträge
kommt viel Arbeit auf die Familiengerichte zu, weil bisher einvernehmliche Rege-
lungen mit dem Jugendamt bevorzugt worden. Aber immer erst schauen: Haben
wir überhaupt eine Bedarfsgemeinschaft und eheähnliche Gemeinschaft?

Für Auszubildende gibt es eine besondere Regelung. Gleichzeitig wird im
neuen Absatz 4 festgelegt, dass das Pflegegeld ab dem zweiten Pflegekind teil-
weise angerechnet wird! Auch eine sehr soziale Maßnahme, die den Interessen
des Jugendamtes entgegenläuft! Sie gilt ab 1. Juni 2006! Ist dadurch der Vertrau-
ensschutz verletzt?

Unterkunft
Das Sozialgericht Potsdam (S20 S 1/05 ER) hat eine Neuauflage des „Haupt-
manns von Köpenick“ im Jahre 2005 beendet: Ein Wohnungsloser hat von der
„Potsdamer Arbeitsgemeinschaft zur Grundsicherung für Arbeitssuchende“ keine
Leistungen mehr erhalten, denn der Antragssteller wohnt nicht in Potsdam. Er hat
auch kein Einkommen, daher keinen Anspruch auf einen Berechtigungsschein
zur Wohnsicherung. Der Richter hat vom 11. zum 12. Januar Abhilfe geschaffen:
Das Amt muss weiterhin den Lebensunterhalt bezahlen, und zwar noch am glei-
chen Tag. Ein wirklich Gebeutelter und eine nachahmenswerte Schnelligkeit des
Richters! –

Alleinstehende Leistungsempfänger in Bremen zahlen eine durchschnittliche
Warmmiete von 243 Euro pro Monat, meldet der „Weser-Kurier“ am 16. April 2005.
Ich glaube nicht, dass diese Zahl richtig ist. Die Bagis verteilt in ihren Bescheiden
die Kosten der Unterkunft auf die einzelnen Köpfe der Haushaltsgemeinschaft.
Vielleicht hat dies die Statistik beeinflusst? Bei Leuten über 18 Jahren wird ein
Extrabescheid erteilt. In einigen sind gar keine Unterkunftskosten enthalten, in
anderen anteilige Unterkunftskosten der Haushaltsgemeinschaft. Man sollte die-
se Statistiken überprüfen. Oder ist das Ergebnis so gewünscht?

Die positive Aussage des Artikels lautet: Bis 315 Euro will Bremen für eine
Übergangsfrist zahlen. Dieses Zugeständnis ist ein Schritt auf dem richtigen Weg.
Auch hier kann sich die Regierung nicht hinter dem Bundesrat verstecken. Ge-
mäß § 27 Abs 1 SGB II kann die Bundesregierung die Obergrenze der Kosten-
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übernahme für Unterkunft und Heizung festlegen. Es zeigt sich: Die Mietübersicht
von Matthias Brittinger und Ralph Mels ist eine reife Leistung mit Folgen! –

Das Sozialgericht Oldenburg (S45 AS 172/05 ER) hatte zu urteilen im Fall
eines alleinstehenden ALG-II-Beziehers mit Unterkunftskosten von 425,98 Euro
monatlich. Er wurde im Dezember 2004 aufgefordert, diese Kosten zu senken. Mit
Bescheid vom 22. März 2005 wurden ihm ab 1. April nur noch Unterkunftskosten
von 258 Euro zugestanden. Unter Hinweis auf die Sechsmonatsfrist wird das Job-
center Wilhelmshaven verpflichtet, die tatsächlichen Unterkunftskosten bis Ende
Juni zu übernehmen, also sechs Monate im Jahr 2005. Auf die Frage der Verfüg-
barkeit von Wohnraum wurde hier nicht eingegangen. –

Das Landessozialgericht Schleswig (L6 B52/05 AS ER, Quelle: Tacheles-
Sozialhilfe) hat am 25. Mai 2005 entschieden, das zuständige Amt müsse für
sechs Monate die tatsächlichen Unterkunftskosten übernehmen, hier 418,07 Eu-
ro, auch wenn vorher vom Sozialamt nur angemessene Unterkunftskosten von
326,71 Euro übernommen wurden. Es gebe keine Rechtsnachfolge zwischen
dem alten Sozialhilferecht und dem ALG II. Bei einer Berücksichtigung der bereits
vorgenommenen Kürzung würden ehemalige Sozialhilfeempfänger benachteiligt.
(Das Sozialamt hat 1998 die Miete gekürzt, aber keine Aufforderung zur Kosten-
senkung verschickt und beim Auszug der Tochter nicht erneut reagiert. Die ALG-
II-Bezieherin hat inzwischen die Wohnung gekündigt.) –

Das Sozialgericht Oldenburg (S47 AS 138/05) hat am 30. Mai 2005 eine zum
1. April 2005 erlassene Umzugsaufforderung des Amtes unter Verweis auf die
Sechsmonatsfrist gestoppt. Eine Einlassung auf tatsächlich bezahlbaren Wohn-
raum gibt es in diesen Urteilen nicht.

Umzüge müssen beantragt werden, ebenso die anderen Nebenkosten, aber
Kürzung der Unterkunftskosten ist frühestens nach sechs Monaten zulässig, und
auch nur, wenn sonst umgezogen werden muss. In Bremen muss keiner umzie-
hen! –

Energieschulden sind im Rahmen der Wohnraumsicherung vom Sozialamt
nach § 34 SGB XII zu übernehmen, wenn die Schulden zu einer Stromsperre
geführt haben (Quelle: „Quer“ 3/2005). Die Versorgung mit Energie gehört nach
den Lebensverhältnissen in Deutschland zum Mindeststandart. Der säumige Zah-
ler war ALG-II-Betroffener und hatte aus seiner Ich-AG keine Einkünfte mehr.
Bei dem Familienvater mit zwei Söhne, alle ALG-II-Betroffene, waren 2.845 Eu-
ro Energieschulden aufgelaufen aufgrund der schlechten Einkommenslage. Die
Leistung wurde auf Darlehensbasis zugesprochen. Das Sozialamt wurde an Ar-
tikel 20 Abs. 3 Grundgesetz erinnert, wonach die vollziehende Gewalt und die
Rechsprechung an Recht und Gesetz gebunden sind! (Sozialgericht Aachen, Be-
schluss vom 14. Juni 2005, AZ. S20 53/05 ER). Erneut wird hier auf SGB XII zu-
rückgegriffen, weil SGB II diese Regelungen nicht enthält. SGB II und nicht ande-
res, das bleibt Wunschdenken der Behörden! –

Nun noch zu unserem Lieblingsthema: die angemessene Miete (Quelle:
„Quer“ 3/2005). Die Mietobergrenzen des Wohngeldgesetzes sind unter bestimm-
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ten Umständen zu erhöhen: plus 10 prozent, falls die letzte Erhebung im Jahr
2001 erfolgte und der Mietanstieg der 90er Jahre nicht ausreichend berücksichtigt
wurde, plus 10 Prozent bei Einzug in eine Neubauwohnung und alles auch, wenn
die Anmietung der Wohnung nicht vorher mit der Behörde besprochen wurde (So-
zialgericht Osnabrück, AZ. S22 AS 204/05 vom 23. Juni 2005 mit Hinweis auf das
Oberverwaltungsgericht Lüneburg vom 21. August 2002, AZ. 4 ME 305/02). Wer
nicht seine volle Miete mit Nebenkosten erhält, sollte einen Rücknahmeantrag
nach §44 SGB X stellen und die rückwirkende Neuberechnung beantragen. Bre-
men bewegt sich demnächst, Niedersachsen hat sich bewegt, aber trotzdem sind
alte Kürzungsbescheide leider nicht zurückgenommen worden. –

Die Kosten für Wohnung und Heizung werden übernommen, wenn die Woh-
nung „angemessen“ ist. Wenn Sie hier alle beantragten Beträge bewilligt bekom-
men, legen Sie nur den allgemeinen Widerspruch ein, sonst auch für die Abwei-
chungen oder Auflagen. Einen Eigenanteil für die Wohnung oder Heizung kann
keiner verkraften! Falls eine Kürzung nicht ausführlich begründet wurde, fordern
Sie die Erläuterung per Widerspruch ein. Die Begründung reichen Sie nach der
Erläuterung der Bundesagentur für Arbeit nach. Die Frist ergibt sich aus der amt-
lichen Antwort.

Die Wohnung ist besonders schützungswürdig, und es sind alle sozialen Fak-
toren in die Überlegung einzubeziehen, etwa die Leistung der Kinder in der Schu-
le, anstehende Entscheidungen nach der Orientierungsstufe, eine Klassenge-
meinschaft zum Wohlfühlen oder vorherige Wohnungswechsel. Diese Liste kann
so lang sein wie Empfindungen vielfältig! Unterstützung können die Lehrkräfte in
der Schule, Vertrauenslehrer, Ihr Arzt oder der Ihres Kindes leisten. Ist ein Mit-
glied Ihrer Bedarfsgemeinschaft schwerbehindert, müssen Sie dem Leistungsträ-
ger den Beginn der Prüfung des Antrags auf Schwerbehinderung mitteilen.

Fordern Sie diese Hilfe ein und nehmen Sie die vollmundigen Politiker-
Erklärungen beim Wort, es werde keine Massenumzüge geben! Reden sie mit
Ihrem Hauswirt oder Vermieter. In den Bescheiden erfolgt bereits eine Minder-
zahlung für Miete und Nebenkosten, aber ein Eigenanteil an der Miete ist eben-
falls nicht hinnehmbar. Auch aus diesem Grund Widerspruch einlegen!

Falls Sie sich zum Umzug entscheiden, klären Sie mit dem Kostenträger alle
damit verbundenen Kosten, bevor Sie etwas unternehmen. Sechs Monate muss
der Leistungsträger in jedem Fall die Kosten der Unterkunft ungekürzt überneh-
men, und wenn Sie nachweisbar keinen entsprechenden Wohnraum finden, auch
länger. Ist der Mietnotstand absehbar, fordern Sie beim Leistungsträger Unter-
stützung ein. Das kann auch ein von diesem bezahlter Makler sein. Eventuell ist
es für den Leistungsträger günstiger, wenn Sie in Ihrer Wohnung bleiben. Trotz-
dem Widerspruch einlegen und den Umzug von der Kostenseite sehen: Makler,
Renovierung, doppelte Miete stehen der Ersparnis gegenüber. Vielleicht ist auch
ein Ende der Hilfebedürftigkeit absehbar, etwa durch Rentenbeginn.

Als Einschätzung der Lage ist zu sagen: Durch die Herabstufung von Arbeits-
losenhilfe auf ALG II hat sich die Nachfrage nach preisgünstigem Wohnraum ver-
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doppelt, wobei bereits vorher dieser Wohnraum nicht ausreichend für die Sozial-
hilfeempfänger verfügbar war. Die ersten Gerichte sagen, dass die Behörde eine
entsprechende Wohnung nachweisen muss. –

Essen oder Miete zahlen: Dies ist keine Alternative! Matthias Brittinger und
Ralph Mels haben es durch ihren Mietspiegel erreicht, dass alle bisherigen Kos-
tensenkungsaufforderungen, sprich Umzugsaufforderungen zurückgenommen
wurden! Egal wie der Bremer Senat sich entscheidet: Über 10.000 Umzüge wird
es in Bremen nicht geben!

Wer allerdings mehr als 30 Prozent über dem Satz liegt, sollte die Zeit nutzen
und seine Argumente festhalten. Warum sage ich nicht einfach: Der sollte schon
mal umziehen? Weil es so einfach nicht ist! Auch bei den Mieten gibt es Urteile
aus der Zeit des Sozialhilferechts, die genauso übertragbar sind wie jene zum
Unterhalt oder zur eheähnlichen Gemeinschaft. Wer einen triftigen Grund hat,
kann auch bei einer Mietüberschreitung in seiner Wohnung bleiben und braucht
keinen Eigenanteil zu übernehmen, hat also Wohnung und Essen! Daran kann
jeder mitwirken!

Wer sich nicht wehren will, sollte schleunigst umziehen! Dieser Mensch ist
nicht zu verurteilen: Er zieht seine persönliche Ruhe vor. Wenn allerdings viele
diesen Regelungen ausweichen, werden noch mehr Menschen umziehen müs-
sen, eventuell auch mehrmals. Dass es anzuerkennende Gründe für den Verbleib
in der Wohnung geben könnte, hält auch Senatorin Röpke für möglich!

Hoffentlich stehen diese Gründe ausführlich in ihrem Erlass: Schwerbehinde-
rung, Krankheit, Ende des Leistungsbezugs in Sicht, Pflege in der Nachbarschaft,
Schule des Kindes, Mietdauer in der bisherigen Wohnung, erst neu im ALG II,
laufende Maßnahme oder Ein-Euro-Job: Diese Aufzählung ist unvollständig und
ergänzungsbedürftig. Eure ganz persönlichen Gründe sind gefragt!

Die neue Wohnung darf auch nicht irgendwo sein, Frau Senatorin! Bitte schrei-
ben Sie das in den Erlass: Die Wohnung muss im bisherigem Umfeld liegen! Le-
sen Sie am besten vorher nochmals das Urteil aus Lüneburg und legen Sie auch
fest, dass die Bagis letztlich eine passende Wohnung nachweisen muss! Die Rah-
menbedingungen sollen kundenfreundlich sein, und bitte auch gleich die Kos-
tenübernahme regeln, für Anzeigen zur Wohnungssuche, Makler, Umzug, Maler,
Kaution, doppelte Mietzeit infolge Umzug und Renovierung, notwendige umzugs-
bedingte Anschaffungen wie Gardinen. Die Betroffenen machen diese Rechnung
ebenfalls auf und nehmen sie mit zu den Argumenten!

Weil Sie gerade dabei sind, Frau Senatorin, stellen Sie bitte auch fest, dass
die Heizungspauschale von einem Euro pro Quadratmeter nicht mehr anzuwen-
den ist! Geben Sie Anweisung, dies bei den Jahresabrechnungen reibungslos zu
akzeptieren! Sie wollen, dass Vermieter es als Vorteil ansehen, wenn die Woh-
nung an einen ALG-II-Betroffenen vergeben wird, doch die unregelmäßigen Miet-
zahlungen der Bagis in der Vergangenheit stehen dem entgegen! Die langsa-
me Bearbeitung von Nebenkosten, Nachzahlungen und Mieterhöhungsverlangen
ebenfalls!
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Immer dieser Kampf zwischen dem Amt und einem Betroffenen, der sein Brot
verteidigt – auch schon mal ein Festessen, wenn das Amt sich an das Recht hält
und das Sozialstaatsgebot beherzigt! Mehr wollen wir nicht! Wir wollen Essen und
Miete zahlen, allein dies ist bei den jetzigen Regelsätzen ein Kunststück! Schön-
gerechnet für den Finanzminister wurde bereits bei der Ermittlung der Regelsät-
ze! Daher Montagsdemo: Kopf zeigen! Wir schaffen eine Zukunft mit ehrlichen
Politikern!

Das Sozialgericht Oldenburg hat mit Beschluss vom 25. Juli 2005 festgestellt
(S45 AS 492/05 ER), dass einem erkrankten und behinderten Mann gegenwärtig
ohnehin kein weiterer Umzug in eine andere Wohnung zuzumuten ist. Vorange-
gangen war die Feststellung, dass in einer Wohngemeinschaft für diesen Betrof-
fenen die Mietobergrenzen für eine Einzelperson anzuwenden sind.

Das Sozialgericht Kassel hat mit Beschluss vom 9. März 2005 (S21 AS 11/05)
die Heizkosten-Pauschale von einem Euro je Quadratmeter aufgehoben. Die Be-
troffene hat sich auf die Empfehlungen des „Deutschen Vereins für öffentliche und
private Fürsorge“ aus dem Jahr 1990 berufen. Nach dieser Formel ergaben sich
Heizkosten von 1,28 Euro je Quadratmeter. Da die tatsächlichen Heizkosten der
Betroffenen darunter lagen, musste das Amt diese übernehmen.

Das Sozialgericht Oldenburg hat mit Beschluss vom 20. Juli 2005 (S47 AS
259/05) über Heizkosten befunden, die 80 Euro über der Pauschale lagen: Diese
Kosten musste das Amt übernehmen. Es gilt, dass bei schlecht isolierten Woh-
nungen oder alten Heizungsanlagen das Amt die vollen Heizkosten übernehmen
muss! Diese waren bekannt, und es wurde nicht zur Abhilfe aufgefordert, wobei
das Gericht gleichzeitig bezweifelte, dass eine solche Aufforderung rechtens wä-
re, da die Beurteilung der angemessenen Wohnung sich auf die Bruttokaltmiete
bezieht und nicht auf die Heizkosten! Die Bruttokaltmiete war in diesem Fall ange-
messen. Anmerkung: Die Gewoba Bremen rechnet mit einer Erhöhung der Heiz-
kosten um 45 Prozent, wie bei der Neuberechnung der Vorauszahlung im Okto-
ber 2005 angegeben!

Das Landessozialgericht Celle hat laut „Hildesheimer Allgemeiner Zeitung“
vom 28. Januar 2006 bezweifelt, dass die Heizkosten mit den niedrigen Pausch-
beträgen abgegolten sind; die steigenden Energiekosten lassen Zweifel aufkom-
men. Die Wohnungsgröße ist ebenfalls oftmals Gegenstand der Verfahren. 32.500
Verfahren gab es 2005 vor den acht niedersächsischen Sozialgerichten, der An-
stieg um rund 10.000 ist auf ALG II zurückzuführen. Die Zahl der Sozialrichter
wird 2006 von 107 auf 139 erhöht. Trostreich ist, dass die meisten Verfahren zu
Gunsten der Schwächeren ausgehen! Bleibt nur zu bemängeln, dass überhaupt
so viele Verfahren nötig sind!

Die Heizkosten können nicht pauschal ermittelt werden, weil zahlreiche Fak-
toren zu berücksichtigen sind, zum Beispiel Lage, Bauzustand, Geschosshöhe,
Wärmeisolierung und Heizungsanlage, außerdem meteorologische Daten und
nicht zuletzt die Bewohner selbst: Kinder, alte oder behinderte Menschen. Somit
sind die Kürzungen sehr angreifbar!
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Wasser ist im Regelsatz enthalten, Warmwasseraufbereitung auch. Die Ba-
gis kürzt gerne und zur Zeit flächendeckend die Kosten der Unterkunft um die
Pauschalbeträge. Dieses Gericht hat entschieden: Solange die Kosten der Unter-
kunft die Grenze der Angemessenheit nicht überschreiten, und wenn diese Kos-
ten mit den Nebenkosten an den Hauswirt gezahlt werden, dann ist eine solche
Kürzung unzulässig, die Nebenkosten sind ungekürzt zu übernehmen! Alle Be-
troffenen, deren Mietkosten den 1992er Wert von 325 Euro für einen Alleinste-
henden nicht überschreiten, sollten gegen diese Kürzungen Widerspruch einle-
gen, auch wenn die Frist abgelaufen ist, weil ein amtlicher Fehler vorliegt!

Bei den Kosten der Unterkunft hat das Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen (AZ L8 AS427/05 ER) mit Beschluss vom 15. Dezember 2005 geregelt,
dass bei der Wohngeldtabelle grundsätzlich die rechte Spalte zur Anwendung
kommt, es sei denn, in dieser Gemeinde gibt es einen aussagekräftigen Mietspie-
gel. „Rechte Spalte“ bedeutet: ab 1. Januar 1992 gebaut oder mit zwei verschie-
denen Renovierungen nach diesem Datum. Das Jahr 1992 bedeutet eine größe-
re Wohnungssicherheit für Bremer, denn auch ein Verwaltungserlass hat keinen
Bestand bei dieser Rechtsprechung.

Augenblicklich darf die Bagis nicht zum Umzug auffordern, weil die Klage
des Vereins „Sozialer Lebensbund – miteinander leben, füreinander da sein“ dies
verhindert, und die Richter in Bremen werden entsprechend entscheiden!

Begründet wurde der Beschluss auch mit dem Satz: „Dieser Tabellenwert in
der rechten Spalte wird regelmäßig zugrunde zu legen sein, auch um Leistungs-
empfängern und den Sozialleistungsträgern zur Bestimmung des Begriffs der An-
gemessenheit klare und eindeutige Richtlinien“ an die Hand zu geben. Davon soll-
te nur abgesehen werden, wenn der örtliche Wohnungsmarkt durch aussagefä-
hige Mietspiegel erschlossen wurde oder im Einzelfall eine andere Betrachtungs-
weise angezeigt ist. –

Zur Wohnung ist anzumerken: Es gilt die rechte Spalte der Tabelle zu § 8
WoGG, hinzu kommen noch die Heizungskosten. Kürzungen sind nur zulässig,
wenn die Zahlung an den Vermieter höher ist als der Tabellenwert, auch Zahlun-
gen für Wasser und andere im Regelsatz enthaltene Bedarfe dürfen nicht heraus-
gerechnet werden! In Bremen gelten derzeit keine anwendbaren Höchstgrenzen
für die Wohnungsmieten. Auch der Ausschluss der rechten Spalte für Bremen ist
ungültig!

Diese rechte Spalte nennt als oberste Bruttokaltmiete für einen Alleinstehen-
den 325 Euro, bei zwei (drei, vier, fünf) Familienmitgliedern 395 (470, 545, 625)
Euro und für jedes weitere Familienmitglied plus 75 Euro. Wohngemeinschaften
sind wie Einzelpersonen zu betrachten, bei zwei Leuten somit zweimal 325 Euro
plus jeweils Heizung. –

Die Heizungspauschale von 1,10 Euro ist ungültig, denn die Heizkosten sind
zu prüfen unter Berücksichtigung der besonderen Umstände, zum Beispiel Lage
und Bauzustand, Geschosshöhe, Wärmeisolierung, Heizungsanlage, meteorolo-
gischen Daten und nicht zuletzt von den Bewohnern (Kinder, Ältere, Behinderte).
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Die tatsächlichen Kosten sind erst einmal anzuerkennen, somit sind die Kürzun-
gen sehr angreifbar! –

Als Eigenheimer muss man den Heizöltank kostengünstig füllen. Die Zahlung
der Rechnung muss die Behörde bereits vorher zusagen! Eventuell bestellt die
Behörde das Heizöl. Als Eigentümer sind notwendige Reparaturen vorher zu be-
antragen. Bei Ablehnung einen Bausachverständigen hinzuziehen, dies aber vor-
her beantragen! –

In § 20 wird vom „Fortentwicklungsgesetz“ der Inhalt des Regelsatzes neu
definiert. Hiermit soll klargestellt werden, dass Haushaltsenergie (Strom) darin
enthalten ist! Heizung wird extra bezahlt. Damit ist die Höhe des Regelsatzes
noch willkürlicher, siehe Verfassungsklagen!

In § 22 wird neu eingefügt: „Erhöhen sich nach einem nicht erforderlichen Um-
zug die angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung, werden die Leistun-
gen weiterhin nur in Höhe der bis dahin zu tragenden Aufwendungen erbracht“.
Wer umzieht, braucht auch in so einem Fall die Zustimmung der Bagis. Es gilt,
Argumente zu sammeln und Antrag zu stellen, damit der Umzug als erforderlich
akzeptiert wird! Die Kosten des Umzugs sind dann der Nebeneffekt für die Mühe!

Insgesamt ist dies eine unlogische Vorschrift! Sie wird eventuell dazu führen,
dass Betroffene lieber etwas näher an der Angemessenheitsgrenze mieten. Auch
kann die aktuelle Miete beispielsweise wegen Wohngemeinschaft oder Eigentum
unangemessen niedrig sein. So gibt es wieder viel Arbeit für die Gerichte und
Verdruss für die Betroffenen!

Guthaben werden im Monat nach Erstellung der Gutschrift von der Bagis ab-
gezogen, daher eventuell erst bis zum Zahlungseingang warten, falls der Haus-
wirt nicht zahlungsbereit ist.

Wer denkt, bei einem Umzug habe die Genehmigung des Mietvertrages durch
den bisher örtlich zuständigen Träger, die Bagis, zu erfolgen, hat sich zu früh ge-
freut, denn der für den Ort der neuen Unterkunft zuständige kommunale Träger
ist zu beteiligen. Damit wird jeder Ortswechsel zum Hürdenlauf, und es liegt ei-
ne klare Einschränkung der Bewegungsfreiheit vor. Es wurde auch nicht begrün-
det warum jeder Mietvertrag vorzulegen ist. Damit dürfte diese Bestimmung nicht
haltbar sein.

Wenn eine Tätigkeit in einem neuen Ort aufgenommen wird, der außerhalb
des Tagespendlerkreises liegt, gibt es eine Mobilitätsprämie von der Bagis, circa
1.000 Euro, Tagespendlerkreis und Prämie sind verhandelbar.

Unterfünfundzwanzigjährigen wird überhaupt keine Unterkunftsleistung ge-
zahlt, wenn diese vor dem Leistungsantrag umziehen, um diese Leistung zu er-
halten. Die Wohnungsbeschaffungskosten und die Kosten des Umzugs können
bei vorheriger Zusicherung vom örtlich zuständigen Träger übernommen werden.
Eine Mietkaution kann bei vorheriger Zusicherung vom Träger am neuen Ort über-
nommen werden.

Auch Auszubildende können die Kosten der Unterkunft erhalten, als Zu-
schuss in Höhe der ungedeckten angemessenen Kosten der Unterkunft und
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Heizung. Dieser Zuschuss gilt nicht als ALG II im Sinne von § 19 Satz 2, da-
durch werden die Ausschlusstatbestände zu den anderen Leistungsgesetzen
umgangen! Dies ist sicherlich ausbaubar und eine Reaktion auf entsprechende
Gerichtsentscheidungen!

§ 19 wurde neu geregelt. Der Hinweis auf den befristeten Zuschlag nach § 24
ist entfallen. Im Entwurf steht, dass dieser Zuschlag nicht mehr Bestandteil des
ALG II sein soll. Warum nun für die Regelungen zu den Kosten der Unterkunft
für Azubis und Studierende ausdrücklich geregelt wurde, dass es sich nicht um
Leistungen nach dem SGB II handelt, bleibt das Geheimnis des Gesetzgebers!

Verfassungswidrigkeit: Zwei Musterklagen der Bremer Montagsdemo gegen
das zynische „Fördern und Fordern“ mit menschenunwürdigem

Mini-Regelsatz zur Revision zugelassen

Vermögen
Das Bundessozialgericht (B7 AL 44/04R und B7 AL 30/04R hat die Berücksichti-
gung von Vermögen bei der Arbeitslosenhilfe bemängelt und aufgrund einer feh-
lenden Härtefallregelung für rechtswidrig erklärt. Es ist die Prüfung des Einzel-
falls nötig. Die Landessozialgerichte müssen erneut prüfen. Wer von einer Vermö-
gensanrechnung bei der Arbeitslosenhilfe betroffen war, kann die Wiederaufnah-
me des Verfahrens beantragen. (Quelle: Ainfo Februar 2005, Nummer 95: Tipps
zur gewerkschaftlichen Arbeitslosenarbeit). Es geht hier zwar um Arbeitslosenhil-
fe, aber die Vermögensanrechnung beim ALG II ist genauso angreifbar. Auch hier
gibt es keine Härtefallregel. –

Wer die Vermögensgrenzen überschreitet, sollte nach dem Urteil über die al-
te Arbeitslosenhilfe sehen: Dort wurden jetzt die alten Regelungen zur Vermö-
gensanrechnung für ungültig erklärt. Die Regelungen zum ALG II wurden dort ab-
geschrieben, ebenfalls ohne Härteklausel. –

Der Bundesverband der Banken hat die Verbraucher auf höhere Kontofüh-
rungsgebühren vorbereitet. Grund sind die Kosten für die „gläsernen Konten“.
Die Behörden machen regen Gebrauch von den Nachfragemöglichkeiten. Die
Großbanken registrieren mehr als 2.000 Kontenabfragen, die Sparkassen 300 bis
500 je Institut. Da es mehr als 470 Sparkassen gibt, summiert sich dies auf cir-
ca 140.000 Kontenabfragen, gerechnet mit den unteren Werten. Das sind keine
Monats- oder Wochenwerte, das ist der tägliche Wahnsinn! Die neue Möglichkeit
wird wohl nicht nur bei begründetem Verdacht, sondern grundsätzlich angewandt.
Auch hier ist die Bundesregierung gefordert! –

Der Bundesgerichtshof hat am 12. Oktober 2005 entschieden (Aktenzei-
chen IV ZR 162/03; 177/03 und 245/03), dass bei vorzeitig gekündigten Lebens-
versicherungen von einem Mindestausschüttungsbetrag auszugehen ist, auch
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wenn die Vertragskosten wie Provision, Verwaltungskosten und Stornogebühren
höher sind. Die entsprechende, zwischen 1994 und 2001 verwendete Vertrags-
klausel wurde für ungültig erklärt.

Wer seine Lebensversicherung vorzeitig gekündigt hat, sollte sich die Ab-
rechnung genau ansehen. Falls keine detaillierte Abrechnung erfolgte, diese ein-
fordern und schon vorsorglich Widerspruch einlegen. Die Versicherung zur Prü-
fung und Stellungnahme zu diesem Urteil auffordern. Wer von seiner Versiche-
rung den Rückkaufwert erfragt hat, sollte unter Bezug auf dieses Urteil nochmals
nachfragen.

Wer seine Lebensversicherung auflösen muss, sollte auch einen Verkauf der
Police überlegen. Es gibt entsprechende Nachfrager, eventuell sogar die eigene
Lebensversicherung. Die Kaufangebote dieser Interessenten liegen meist über
den Rückkaufwerten, jedoch werden diese als Anhalt genommen. Wer bereits
seine Police verkauft hat, sollte auch in diesem Fall nachfassen und eine Nach-
besserung aushandeln.

Bei einer Veräußerung der Lebensversicherung läuft die Police „normal“ wei-
ter. Der Erwerber hat sich die Auszahlung abtreten lassen und zahlt die Prämien.
Spätestens mit dem Ablauf erhält er die Auszahlung, mit allen Extras wie Schluss-
gewinnanteil. Ein solcher Verkauf geht auch unter Freunden. Die Dividende ist so
hoch, dass diese Geldanlage sehr interessant ist!

Einen noch höheren Preis können kranke Menschen für ihre Lebensversiche-
rung erzielen. Wer sehr krank ist, sollte diesen Vorteil auch nutzen, allerdings ist
es zweckmäßig, den Antragsbogen und die Police auf Ausschlüsse zu prüfen. Le-
bensversicherungen können ALG-II-fest gemacht werden, bis an dem Tag vor der
Antragsstellung.

Wer erbt, kann sich freuen – die Bagis auch: Zur Erbschaft hat das Sozial-
gericht Hamburg (AZ S52 AS 1507/05) am 24. Januar 2006 laut „Tacheles“ be-
schlossen: Der Zufluss der Erbschaft wird mit dem Anspruch auf ALG II aufge-
rechnet, aber nur für die Dauer der aktuellen Bewilligung. Für den Folgeantrag
handelt es sich um Schonvermögen! Falls das Schonvermögen nicht ausreicht,
kann die Erbschaft auch ALG-II-sicher angelegt werden, vor dem Folgeantrag.
Die Regelungen des SGB II halten in vielen Fällen den gerichtlichen Überprüfun-
gen nicht stand!

„Wir berücksichtigen die Zahlungen mit dem Zahlungseingang, ohne Wenn
und Aber“, so eine Mitarbeiterin der Bagis. „Erstattung von überzahlter Steuer ist
ein Vermögenszufluss und kein Einkommen“, so das Sozialgericht Leipzig (S9
405/05 ER, Quelle: Tacheles). Somit ist jeder Geldeingang für eine alte Forde-
rung kein anzurechnendes Einkommen! Dies gilt auch für Lohn- und Gehaltszah-
lungen, Nachzahlungen jeglicher Art aus der Zeit vor dem ALG-II-Bezug, Abfin-
dungen aus Arbeitsgerichts- und Schlussverteilungen aus Insolvenzverfahren.

Eine Besonderheit stellen Erbschaften dar (Sozialgericht Hamburg, S52 AS
1507/05, Quelle: Tacheles). Diese rechnen im Bewilligungszeitraum als Einkom-
men und werden angerechnet, somit gilt die Anrechnung für längstens sechs Mo-
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nate. Für den Folgeantrag ist der vorhandene Restbetrag ein Schonvermögen ent-
sprechend den Bestimmungen. Wer eine größere Erbschaft gemacht hat, kann
somit zwischen den beiden Bewilligungszeiträumen auch entsprechende Verfü-
gungen treffen, um das Geld entsprechend umzuschichten. Aber immer auch
die Rentabilität beachten! Bitte für den Zeitraum ohne Leistungsbezug die Min-
destbeiträge zur Rentenversicherung einzahlen und die Krankenversicherung auf-
rechterhalten, aber in der Pflichtversicherung bleiben! Beratung tut hier sicherlich
gut!

Zur Lohnsteuererstattung hat das Sozialgericht Leipzig (AZ S9 405/05 ER)
vom 16. August 2005 folgenden Beschluss erlassen: Eine erhebliche Lohnsteu-
ererstattung ist kein auf das ALG II anzurechnendes Einkommen, weil dieser Er-
stattungsanspruch bereits vor dem Bezug des ALG II bestand. Es handelt sich
um Vermögen, hier um Schonvermögen innerhalb der Höchstsätze! Diese Ent-
scheidung lässt sich auch auf andere Nachzahlungen wie Abfindungen, Restzah-
lungen aus Insolvenzen, Arbeitsgerichtsverfahren oder Kindergeldnachzahlungen
anwenden!

Im „Fortentwicklungsgesetz“ wurden die Beträge für das Schonvermögen ge-
senkt, von 200 auf 150 Euro je vollendetem Lebensjahr. Der Höchstbetrag wur-
de von 13.000 auf 9.750 Euro gesenkt, für Kinder von 4.100 auf 3.100 Euro. Die
Freibeträge für die festgelegte Alterssicherung wurden von 200 auf 250 Euro be-
ziehungsweise von 13.000 auf 16.250 Euro erhöht. Dies alles je Mitglied der Be-
darfsgemeinschaft, wenn es eine eheähnliche Gemeinschaft ist.

Den Ausführungen am Anfang des Punktes Vermögen ist nichts hinzuzufü-
gen, die richterliche Klärung ist noch nicht erfolgt! Der Gesetzgeber hat bisher kei-
ne Anstrengungen für eine Härtefallregelung unternommen. Im Gegenteil: In § 13
Absatz 1 wurde der zweite Satz gestrichen, dies war die Ermächtigung, bestimm-
tes Vermögen von der Anrechnung auszuschliessen! Der höhere Freibetrag nach
§ 65 Absatz 5 mit 520 Euro je Lebensjahr, insgesamt 33.800 Euro, wurde nicht
verändert.

Vollmacht
Wer nicht enden möchte wie Arafat oder Tito, kann eine Vorsorgevollmacht er-
teilen. Die Formulierung ist variabel, Wünsche des Vollmachtsgebers sind aus-
schlaggebend, und die besonderen Umstände des Einzelfall sind zu berücksich-
tigen. In der nachstehenden, entsprechend formatierten Vorlage wären die Lü-
cken handschriftlich auszufüllen. Weitere Anleitungen sind beim Bundesministe-
rium für Justiz zu finden:

„Ich, ..., geboren ..., geborene ..., wohnhaft ..., bevollmächtige hiermit ..., mich
in allen Vermögens- und Rechtsangelegenheiten gegenüber jedermann gericht-
lich und außergerichtlich und ohne jede Ausnahme, soweit das Gesetz nicht eine
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persönliche Handlung zwingend vorschreibt, zu vertreten. Von der Beschränkung
des § 181 BGB wird Befreiung erteilt. Die Vollmacht gilt über den Tod hinaus.

Außerdem bevollmächtige ich ..., mich bei Krankheit oder Behinderung sowie
in sonstigen Fällen, in denen eine Betreuung erforderlich ist, zu vertreten. Die-
se Vertretung erstreckt sich auf die Bestimmung des Aufenthalts, falls ich diese
Bestimmung selbst nicht mehr treffen kann. Insoweit wird die Vollmacht voraus-
schauend für den Fall einer Betreuungsbedürftigkeit von mir erteilt.

Die Vollmacht ermächtigt ..., auch im Falle von Krankheit und Gebrechlichkeit
sowie im Falle eines Klinikaufenthalts, Erklärungen gegenüber Ärzten hinsichtlich
medizinischer Behandlungen abzugeben, insbesondere Zustimmungen zu Ope-
rationen und sonstigen Eingriffen sowie die Verweigerung dieser Zustimmung zu
erklären. Meinem Kind ... steht auch ein uneingeschränktes Auskunfts- und Ein-
sichtsrecht in die Krankenunterlagen zu.

Die Vollmacht hinsichtlich medizinischer Behandlungen besteht jedoch nur
dann, falls ich infolge meines körperlichen und geistigen Zustandes nicht mehr
selbst zu Entscheidungen in der Lage sein sollte.

Falls ich in einen Zustand gerate, in welchem ich meine Urteils- und Entschei-
dungsfähigkeit unwiderruflich verloren habe, will ich, dass auf Maßnahmen ver-
zichtet wird, die nur noch eine Sterbens- und Leidensverlängerung bedeuten wür-
den. Mein Leben soll sich in Stille und Würde vollenden.

Bremen, den ..., Unterschrift ..., Unterschrift ...“

Widerspruch
Mitte März 2005 gab es eine neue Aussage über die Anzahl der Widersprüche
gegen die ALG-II-Bescheide: 212.000 entsprechend 5 Prozent sollen es nun ge-
wesen sein, aber in vielen Fällen wurden die Widersprüche gar nicht gezählt, weil
die Bescheide zurückgenommen wurden.

Die Behörden des Landes antworteten auf eine Medienanfrage zur Fehler-
quote bei den ALG-II-Bescheiden, in Bremen seien mindestens 50 bis 60 Pro-
zent der Bescheide richtig! Wenn Sie festgestellt haben, dass Ihr Bescheid
falsch ist, aber die Widerspruchfrist bereits abgelaufen, dann stellen Sie einen
Rücknahmeantrag nach §44 SGB X. Das empfiehlt die Arbeitslosenzeitung „Quer“
von März/April 2005.

Geld gibt es per einstweiliger Anordnung, ansonsten kann beantragt werden,
die Entscheidung in einem ähnlichen Verfahren abzuwarten. Aber ohne Antrag,
ohne Widerspruch, eventuell ohne Klage gibt es kein Recht! Auch eine Klage kann
vorsorglich erhoben werden. Wer lange auf sein Geld wartet, muss zusätzlich
darlegen, wie er ohne diese Leistung leben konnte. –

Das Sozialgericht Detmold (AZ S10 AS 25/05 ER vom 14. April 2005) war
schnell. Beantragt wurde die Fortsetzung der ALG-II-Zahlung über den 31. März
2005 hinaus. Der Antrag an das Gericht vom 16. März 2005 ist am 30. März beim
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Sozialgericht Detmold eingegangen und zwei Wochen später für den Antragsstel-
ler positiv entschieden worden. Bezahlt werden muss ALG II ab 1. April 2005, al-
so im Anschluss bis zur Entscheidung über den Folgeantrag, als Vorschuss. Die-
se Entscheidung enthält auch Ausführungen zur Vermutung von Vermögen und
die entsprechenden Maßnahmen, zum Beispiel Vorlage von Kontoauszügen für
mehrere Monate. –

Einmalbedarfe, die es so nicht mehr geben wird, etwa für Reparatur oder Er-
satz von Geräten, sollten beantragt und der Darlehensregelung nur unter Vorbe-
halt zugestimmt werden, eventuell auch im Eilverfahren. Gebt den Richtern die
Möglichkeit, euch beizustehen! Vorher hat ja die Behörde die Möglichkeit, in eu-
rem Sinn zu entscheiden. Die Bescheide sind alle anfechtbar, auch nach Ablauf
der Widerspruchsfrist. –

Das Sozialgericht Schleswig (S17 SO 82/05 ER) bejaht Eilbedürftigkeit bei
SGB II und SGB XII. Es geht um 34 Euro monatlich; die Klägerin bezieht ALG II,
der Kläger Sozialgeld. Eine Regelungslücke im Gesetz wird hier zu Gunsten der
Antragsteller ausgefüllt. –

Wer einen rechtskräftigen Bescheid hat, kann mit einem Überprüfungsantrag
nach § 44 SGB X sein Geld retten. – In vielen Gerichtsverfahren sind einstweilige
Anordnungen mit Prozesskostenhilfe zu beantragen, wenn die Arbeitssuchenden
das Geld brauchen. –

Im Keller des Sozialzentrums Bremen-Süd stapeln sich die Akten! Aber
kein Antrag geht verloren, so der Amtsleiter Peter Wührmann. Gemeint sind
allerdings nicht die Anträge auf ALG II, sondern Anträge nach dem alten
Sozialhilfegesetz. Falls ihr davon betroffen seid, müsst auch ihr dafür sorgen,
dass kein Antragsgrund verloren geht, falls ihr das Geld braucht, also die Zah-
lung auch ohne Antrag einfordern! Kopie mitnehmen! –

Der Antrag auf die Regelleistung zum ALG II ist immer eilbedürftig, entschied
das Bundesverfassungsgericht (1 BVR 569/05 vom 12. Mai 2005). Der Sachver-
halt: Zwei Antragsstellern war das ALG II wegen ungeklärter Vermögensverhält-
nisse versagt, der Eilantrag auf Zahlung aus dem gleichen Grund abgelehnt wor-
den. Das Gericht hatte auf die Hauptverhandlung verwiesen. Die Antragsteller rie-
fen daraufhin das Bundesverfassungsgericht an.

Mit Recht: Das oberste Gericht hat entschieden, dass die Verfahrensdauer
bis zur Entscheidung im Hauptverfahren nicht zugemutet werden kann: Die An-
tragsteller müssen jeden Monat leben. Das Verfahren wurde an das Sozialgericht
Köln zurückverwiesen, mit einer entsprechenden Kritik an den Vorinstanzen und
der Auflage zur prompten Entscheidung.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Urteil vom 12. Mai 2005 (Quel-
le: „Tacheles“, Harald Thomé) sinngemäß festgestellt, dass der Bedarf im Jetzt
besteht und ein Verweis auf die Zukunft beschwert und daher nicht zumutbar ist,
ohne jedes Wenn und Aber. Damit sind auch die Kürzungen bei den vorläufigen
Anordnungen künftig ohne Rechtsgrundlage! –
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Eine Sperrzeit für ALG-I-Betroffene nach dem Wechsel in eine befristete Tä-
tigkeit kann unrechtmäßig sein. Die Betroffene hatte eine unbefristete Stelle selbst
gekündigt und eine auf drei Monate befristete Arbeit aufgenommen, mit der Aus-
sicht auf eine unbefristete Weiterbeschäftigung. Nachdem diese Tätigkeit been-
det war, hatte die Bundesagentur für Arbeit eine Sperrzeit verhängt. Dies ist un-
rechtmäßig, weil zum Zeitpunkt der Kündigung die Aussicht auf ein unbefristetes
Arbeitsverhältnis nachweislich bestand. Berufliche Mobilität muss möglich sein,
so die Begründung des Bundessozialgerichtes (AZ. B7 AL 98/03 R vom 26. Ok-
tober 2004 laut „Sozialinfo“ Nr. 86). –

Überzahlte Leistungen, so das Sozialgericht Magdeburg (AZ S28 AS543/05
ER), werden oftmals durch die „lange Leitung“ der Behörde verursacht. In diesem
Fall hat die Behörde eine Überzahlung von ALG II zurückgefordert und den Abzug
in Raten angekündigt.

Der Betroffene hat gegen den Bescheid Widerspruch eingelegt. Weil Wider-
sprüche nach dem SGB II keine aufschiebende Wirkung haben, hat er die Hil-
fe des Gerichts gesucht: Nach SSG § 86a Absatz 1 haben Widerspruch und
Anfechtungsklage aufschiebende Wirkung. Das Gericht hat der Behörde mitge-
teilt, dass der Widerspruch gegen die Überzahlung aufschiebende Wirkung hat!
Die Behörde muss nunmehr erst einmal über den Widerspruch entscheiden.

Das Fazit der bisherigen Gerichtsentscheidungen ist: Über 50 Prozent al-
ler ALG-II-Bescheide in Bremen sind falsch! Ihr müsst dies nur geltend ma-
chen, denn die Behörde wird keine Korrektur von Amts wegen vornehmen! Aber
wie geht das, den Anspruch rückwirkend geltend zu machen, angenommen, die
Widerspruchsfrist sei abgelaufen? Mit einem Brief an die Bagis!

Er lautet: „Ich bitte um Prüfung und rückwirkende Korrektur Ihres Bescheides
vom Soundsovielten aufgrund der Entwicklung der Rechtssprechung“ (Gericht
und Aktenzeichen angeben).

Oder einfach so: „Maßgeblich ist § 48 SGB X. Die Kürzung bei der Heiz-
kostenabrechnung/Nebenkostenabrechnung für die Warmwasseraufbereitung ist
demnach nicht zulässig.“

Oder: „Wir sind keine Bedarfsgemeinschaft, daher bitte ich Sie, die Unter-
haltsbeträge neu zu ermitteln und mir rückwirkend ungekürztes ALG II zu zahlen.“

Oder: „Bei der Erstbewilligung wurde mir auferlegt, mein Grundstück zu ver-
werten, und ALG II wurde nur als Darlehen gewährt. Ich bitte um Prüfung dieser
Entscheidung unter Anrechnung meines Schonvermögens, denn das Grundstück
soll meine Alterssicherung sein.“

Oder: „Der Hausbesuch wurde unbegründet durchgeführt, daher sind die Kür-
zungen rechtswidrig. Ich bitte um Nachzahlung.“

Oder: „Die Größe der Wohnung ist unerheblich, weil die Miete angemessen
ist, daher bitte ich um Nachzahlung.“

Oder: „Die Eigenheimzulage, die Steuerstattung, die Auszahlung der Ver-
sicherung, die Abfindung, die Nachzahlung des Arbeitgebers waren jeweils
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im Schonvermögen zu berücksichtigen. Ich bitte Sie, die gekürzten Beträge
nachzuzahlen.“

Oder: „Anlässlich des Verlängerungsantrages bitte ich Sie, das Schonvermö-
gen neu zu ermitteln“ (weil unerwartete Zahlungen, zum Beispiel Erbschaft oder
Gewinn, im laufenden Bewilligungszeitraum zu Anrechnungen geführt hatten).

Oder: „Ich bitte um Nachzahlung der Kürzung wegen nicht unterschriebener
Eingliederungsvereinbarung, weil diese für meine Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt nicht zwingend notwendig war.“

Oder: „Ich bitte um Nachzahlung meiner Kürzung wegen unerlaubter Abwe-
senheit, weil mich der Tod meiner Mutter so betroffen gemacht hat, dass ich die
Abmeldung und Einholung der Reiseerlaubnis vergessen habe.“

Oder: „Ich bitte um Neuberechnung meines Nebeneinkommens und Nach-
zahlung meiner Kürzung.“

Dies lässt sich fortsetzen! In den meisten Fällen sind die Fehlentscheidun-
gen auch für die Bagis ersichtlich, aber eine Änderung mit Nachzahlung von Amts
wegen ist mir von dieser Behörde nicht bekannt! Beantragt bitte auch die rück-
wirkende Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge und prüft den Versicherungs-
verlauf mit Hilfe der Deutschen Rentenversicherung! Denkt gegebenenfalls auch
daran, das Kindergeld rückwirkend einzufordern! Immer wieder vergessen oder
leider übersehen werden die Versicherungspauschale, der Zuschlag für Alleiner-
ziehende, der Zuschlag nach ALG-I-Bezug.

Soweit die bereits vorliegenden gerichtlichen Entscheidungen, die oftmals
keine Anwendung finden. Alles ist rückwirkend ab dem 1. Januar 2005 anwend-
bar und einforderbar, auch wenn inzwischen alles anders aussieht und kein ALG II
mehr nötig ist. Die Regelsatz-Klage steht vor der nächsten Instanz. Bewerbungs-
kosten nach dem SGB III zu begrenzen, dürfte unhaltbar sein. –

Wir möchten gerne die ganz normalen Briefe der Behörde und natürlich auch
die ausgefallenen Briefe öffentlich machen, ohne jeglichen Hinweis auf den jewei-
ligen Empfänger, jedoch mit sachlichem Kommentar zu Hintergrund, Anlass und
Inhalt des Schreibens, beispielsweise zur „möglichen Nachzahlung, aber Über-
zahlung“ (ohne Zusatz), auch zu den den Bearbeitungszeiten und den nicht ge-
nannten Ansprechpartnern der fehlenden Telefon- und Faxnummern.

Ziel ist es, den nicht von ALG II Betroffenen einen Einblick in diese Welt zu ge-
ben. Also bitte sehr sachlich, damit es auch gelesen wird! Bitte die Originale, den
Kommentar und ungeschwärzte Kopien mitbringen. Wir schwärzen gemeinsam,
somit können wir die Echtheit jedes Beitrags garantieren! Natürlich sind auch an-
dere Behördenbriefe willkommen. –

Im „Fortentwicklungsgesetz“ wird festgelegt, dass die Bagis keine Sozialge-
richtskosten mehr bezahlen soll, daher wurde das Sozialgerichtsgesetz entspre-
chend geändert. Leider vergessen wurde, dass Widersprüche gegen Rückzah-
lungsbescheide aufschiebende Wirkung haben (zum Beispiel Sozialgericht Ber-
lin S37 AS 11213/05 ER vom 12. Dezember 2005). „Vergessen“ wurde so man-
ches! Wir werden daran erinnern!
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Zuständigkeit
Im Jahre 2004 erhielten die meisten Sozialhilfeempfänger einen Aufhebungs-
bescheid für die Sozialhilfe. Gleichzeitig wurden diese Menschen aufgefordert,
Arbeitslosengeld II zu beantragen. Fast alle Sozialhilfeempfänger wurden so an
die „Bremer Arbeitsgemeinschaft für Integration und Soziales“ weitergereicht.

Der amtsärztliche Dienst der Bagis hat vorrangig Behinderte begutachtet.
Wer nach Meinung dieses Arztes weniger als drei Stunden arbeiten kann, erhielt
einen Einstellungsbescheid für das ALG II. Gleichzeitig wurden diese Menschen
aufgefordert, Sozialgeld zu beantragen. Das Sozialamt hat bei ihnen geprüft, ob
sie Erwerbsunfähigkeitsrente beantragen können und diesen Rentenantrag ein-
gefordert. Die Deutsche Rentenversicherung hat die Erwerbsfähigkeit der Behin-
derten festgestellt und die Rentenanträge abgelehnt. Erwerbsfähigkeit heißt: Je-
der kann länger als drei Stunden arbeiten. Entschieden wurde nach Aktenlage:
Der Mensch wurde nicht gebraucht!

Länger als drei Stunden arbeiten heißt auch: kein Sozialgeld, sondern ALG
II, also erneut einen Antrag stellen. Wie fühlt sich so ein behinderter Mensch? Ihr
könnt es mir glauben: sehr schlecht. Sein Restvertrauen in diese Gesellschaft ist
ihm abhanden gekommen, seine Medikamente wirken nicht mehr. Die sozialen
Betreuer versuchen, diese Verzweiflung wieder abzubauen; auch einige Mitarbei-
ter in den Ämtern verstehen diese Behördenwillkür nicht!

Egal ob Sozialgeld, ALG II oder Grundsicherung: Nirgends gibt es mehr Geld
für die betroffenen Behinderten, der Regelsatz ist gleich, aber keiner will zahlen.
Dies treibt die Gesamtausgaben in die Höhe, denn auch die Behördenmitarbeiter
müssen bezahlt werden, und Arztbesuche sind schon für die Allgemeinheit teuer,
doch besonders für Behinderte! Schwerer noch wiegen der Vertrauensverlust in
diese Gesellschaft und der Verlust an Lebensqualität.

Die betroffenen Behinderten haben bei ALG II den Vorteil, dass Rentenversi-
cherungsbeiträge gezahlt werden, allerdings nur geringe. Sie können auch gegen
die Feststellung der Deutschen Rentenversicherung Widerspruch einlegen und
erhalten dann weiterhin Sozialgeld, bis über den Widerspruch entschieden wur-
de. Ausgelöst wurde dieses Behördenhopping durch das Sozialamt, verantwort-
lich war letztlich Senatorin Röpke! –

Behinderte werden in § 21 hinsichtlich der Eingliederungsbeihilfen auf das
SGB XII § 54 Absatz 1 Satz 1–3 verwiesen. In § 28 werden die Zahlung von
Sozialgeld und Mehrbedarfe für Behinderte neu geregelt und Voraussetzungen
genannt. Die Bestimmungen zum SGB IX treten rückwirkend per 1. Januar 2005
in Kraft, gemäß Artikel 5 des Gesetzes zur Fortschreibung. –

Im „Fortentwicklungsgesetz“ wurde § 5 Absatz 3 SGB II dahingehend ge-
ändert, dass die Bagis jetzt für den Betroffenen nicht nur andere Sozialleistun-
gen beantragen, sondern auch per Widerspruch und Rechtsmittel einklagen darf.
Wenn also kein Rentenantrag gestellt wird, darf die Bagis dies tun und auf eigene
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Kosten Widerspruch und Klage erheben, allerdings nur im Rahmen der bestehen-
den Reihenfolge der Sozialleistungen und nach Aufforderung an den Betroffenen.

Bis zur Entscheidung muss die Bagis die Leistungen erbringen. Die ist einer-
seits eine Entmündigung, aber für die zum Behördenhopping getriebenen Behin-
derten eine Hilfe. Wer mit dem durch die Bagis beabsichtigten oder gestellten An-
trag nicht einverstanden ist, kann dies mit Widerspruch und Klage belegen. Es ist
interessant, dass auch die Bagis Widersprüche und Klagen benötigt, um Ansprü-
che gegenüber anderen Leistungsträgern durchzusetzen! –

Die Zusammenarbeit zwischen Bagis und der Agentur für Arbeit klappt nicht,
der Artikel 18a soll dies verbessern. Hier steht nichts Unverständliches, die nor-
male, logische Information wird dort geregelt. Das „Fortentwicklungsgesetz“ hat
auch im SGB III nochmals den Informationsaustausch mit der Bagis geregelt und
die Zusammenarbeit festgeschrieben! –

§ 33 regelt wie bisher den Übergang von Ansprüchen des Betroffenen ge-
genüber anderen auf die Bagis, doch nach der Neufassung muss die Bagis da-
für nichts mehr unternehmen. Ansonsten sind die Unterhaltsverpflichtungen un-
verändert definiert, die Durchsetzung wurde für die Bagis vereinfacht. Allerdings
kann auch der Betroffene einvernehmlich zur Klage bewegt werden. Neu ist der
§ 34a über die Ersatzansprüche aus anderen Gründen, die den Bestimmungen
des § 33 vorgehen, hier ohne die Einschränkungen des § 33. –

In § 36 wird klargestellt, dass dort, wo der Betroffene erscheint, auch die Arge
zuständig ist! In 36a sind nur geringe Änderungen feststellbar, bei gleichem Sinn.
Scheinbar hat die Abrechnung der Kommunen untereinander nicht geklappt! –

In § 40 wird die nachträgliche Antragsstellung auf einen Monat nach Monats-
ende beschränkt! Der Bewilligungszeitraum kann gemäß § 41 auf bis zu zwölf
Monate erweitert werden! –

§ 44a mit der Feststellung der Leistungsfähigkeit hat für die Betroffenen nichts
Neues, aber die Bagis kann verlangen, dass die anderen Träger den Widerspruch
begründen, und die Bagis kann von den anderen Schadenersatz verlangen, wenn
sie gewinnt.

§ 44b befreit die Argen von der Nutzung der Job-Center bei der Bundesagen-
tur für Arbeit, außerdem können die obersten Landesbehörden einvernehmlich
einen anderen Verantwortlichen benennen. Die Argen sparen Geld, und die Ar-
beitssuchenden nach SGB II sind die Dummen!

Laut § 45 regelt die Einigungsstelle die Streitverfahren der Ämter miteinander!
Die Krankenkassen haben Mitwirkungsrecht bei der Einigungsstelle.

Ab § 46 kommt die Weisungsbefugnis: Wer darf was ändern, wer muss was
tun innerhalb der Behörden, einschließlich Informationsaustausch und automati-
schem Datenabgleich zu bestimmten Terminen. Die uneingeschränkte Weiterga-
be von Daten erfolgt nach § 50 auch an Private! Auskünfte werden vom Meldere-
gister oder der Kfz-Zulassungsstelle eingeholt, unter anderem wenn es zur Auf-
klärung von „Leistungsmissbrauch“ erforderlich ist.
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Hier wurde auch entstaubt, zum Beispiel in § 60 Absatz 5 folgender Einlass
gestrichen: „ihm gegen Vergütung eine selbständige Tätigkeit überträgt“. Wer dies
gemacht hat, der hat Sozialversicherungsbeiträge hinterzogen! Nach § 65e kön-
nen Forderungen des Sozialamtes in den ersten zwei Jahren aufgerechnet wer-
den. –

Per „Fortentwicklungsgesetz“ wurden auch in anderen Gesetzen entspre-
chenden Verweise und Änderungen eingefügt. Im Straßenverkehrsgesetz wurde
der Begriff „Sozialhilfe“ gestrichen und durch „Leistungen der Grundsicherung für
Arbeitssuchende“ ersetzt. Im Soldatenversorgungsgesetz wurde der Begriff „Ar-
beitslosenhilfe“ gestrichen; in der Neufassung steht „Arbeitslosenbeihilfe“, ein mir
unbekannter Begriff.

Falls kein Anspruch auf ALG I besteht, werden die Zuschläge nach § 24 SGB
II zusätzlich zu den Übergangsgebührnissen gezahlt, und zwar 36 Monate lang,
aber in den letzten zwölf Monaten nur noch zur Hälfte.

Zwangsumzug: Sammelklage auf Anhebung der Mietobergrenzen eingereicht

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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Bremer Montagsdemo

Statistik

Teilnehmerzahlen
Gezählte Teilnehmer an der Bremer Montagsdemo im Jahr 2004

August 1.) 300 2.) 600 3.) 700
September 4.) 400 5.) 300 6.) 200 7.) 350
Oktober 8.) 250 9.) 200 10.) 200 11.) 150
November 12.) 150 13.) 250 14.) 120 15.) 100 16.) 90
Dezember 17.) 90 18.) 90 19.) 60

Durchschnitt: 242

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 am Marktplatz
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Bremer Montagsdemo

Kontakt
Seit August 2004 treffen wir uns jeden Montag um 17:30 Uhr in Bremens gu-
ter Stube, am Roland auf dem Marktplatz . Wir sind eine bunt zusammengewür-
felte Gruppe aus Arbeitslosengeld-I- und -II-Empfängern, Rentnern, Hausfrauen,
Schülern, Sozialgeldbeziehern und Arbeitnehmern, die sich mit uns solidarisie-
ren. Die Bremer Montagsdemo ist die größte regelmäßige politische Veranstal-
tung in der Hansestadt!

Uns eint die Empörung über die asozialen Gesetze der Bundesregierung,
die sich unter Hartz I bis IV und Agenda 2010 keinen guten Namen gemacht
haben. Wir wollen öffentlich zeigen, dass wir damit nicht einverstanden sind!
Noch haben nicht alle Menschen begriffen, dass absolut jeder davon betrof-
fen ist, sei es bei den Zuzahlungen für die medizinische Versorgung oder den
Rentenkürzungen!

Wir haben ein Offenes Mikrofon , wo jeder zu Wort kommen kann, um die
eigene Meinung oder auch ein persönliches Problem vorzutragen. Gerne helfen
wir einander, geben Tipps, begleiten uns zur Bundesagentur für Arbeit oder zum
(No-)Job-Center. Die Bremer Montagsdemo ist überparteilich , vertritt also keine
politische Partei. Nur von den Faschisten grenzen wir uns nachdrücklich ab!

Kontakt : Hans-Dieter Binder („Die Linke“), Donaustraße
81, 28199 Bremen, Telefon 0421-501 501, GDBinder(at)web.de;
Wolfgang Lange (MLPD), Biebricher Straße 30, 28199 Bremen,

Telefon 0421-554 337, Wolfgang.Lange(at)nord-com.net

Zuschriften an: Initiative(at)Bremer-Montagsdemo.de (Verteiler),
Manuskripte(at)Bremer-Montagsdemo.de (Redaktion)

Spendenkonto : Jobst Roselius, Kto.-Nr. 2 83.773.918 4,
Postbank Hamburg, BLZ 201 100 22

Impressum : G. WuIf, Luchtbergstraße 27, 28237 Bremen,
Info(at)Bremer-Montagsdemo.de

Für die Beiträge haften die Verfasser.
Zuschriften können veröffentlicht werden.

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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Weg mit
Hartz IV !
Warum gibt es eine Montagsdemo auch in Bremen? – Weil die katastrophalen
Auswirkungen von Hartz IV und Agenda 2010 alle Teile der Bevölkerung treffen!

Die Regelsätze für Arbeitslosengeld-II- und Sozialgeldempfänger sowie
der Grundsicherung für Rentner liegen mit 345 Euro weit unter dem
Existenzminimum!
Von den früheren Arbeitslosenhilfebeziehern erhalten 71 Prozent künftig we-
niger oder gar keine Geldleistungen mehr! Hiervon sind hauptsächlich Frau-
en betroffen: ein politischer Offenbarungseid!
Kinderbetreuungskosten müssen aus dem viel zu niedrigen Regelsatz be-
zahlt werden: Alleinerziehend zu sein, bedeutet unter dieser Regierung also
Verarmung!
Durch die Einführung der Ein-Euro-Jobs werden in den Betrieben reguläre
Arbeitsplätze vernichtet! Dieses Schicksal kann mittlerweile jeden Erwerbs-
tätigen treffen!
Die systematische Vernichtung der Massenkaufkraft bedroht Kleingewerbe-
treibende in ihrer Existenz!

Unsere Montagsdemo ist aber nicht nur
Ausdruck des Protestes! Wir organisie-
ren zugleich Hilfestellung für die Betrof-
fenen! Wehrt euch für eine menschen-
würdige Zukunft! Wehrt euch gemein-
sam mit uns, bevor es zu spät ist! Die
Montagsdemo geht uns alle an! Wir
sind das Volk! Hartz IV und Agenda
2010 müssen weg!

www. Bremer -Montagsdemo .de
immer ab 17:30 am Marktplatz



SOSYAL
YIKIMA HAYIR
Bremen �de neden Montagsdemo var? � Çünkü Hartz IV n1n yol açd1�1 büyük
y1k1m (Agenda 2010) bütün Halk1 kapsamakdad1r!

Uygulamalara sokulan yeni yasalar i_sizlik paras1 II (Arbeitslosengeld II) ve
sozial parayla geçinen insanlar, bununla birlikte emekliler paras1 345 � indi­
rilip ya_ama standardlar1n1n alt1na dü_ürülmektedir.
Geçmi_ de i_sizlik paras1 alanlar1n _imdi 71 % ya az almakda, yada hiç al­
mamaktad1r. Bu yeni yasalar en çok kad1nlar1 etkilemekdedir.
Çocuk bak1m paras1 bu yeni uygulamalarla ortadan kalkmakdad1r: yani tek
ba_1na çocuk büyütmek demek bir anlamda yoksulluk içinde ç1rp1nmak
demektir.
1�­Jobun yasalara geçmesi�le fabrikalarda i_ yerleri bir bir yok olmaktad1r.
Ve bu yokolu_ tüm insanlar1 kendi kaderine (yanl1zl1�a) itmekdedir.
Bu sistematik uygulama, (yani y1k1m) küçük firmalar1n al1_ gücünü yok etme­
kle birlikde, kendi eksistendlerini de koruyamamakdad1r.

Ama bizim Montagsdemomuz sadece
protesto olmamakla birlikde bu yasa­
lar1n etkiledi�i insanlara da yard1m
elli uzatmakdad1r. Ey Halk uyan,
insanca bir ya_am icin tek vucut
olup gelecegimizi kendi ellerimizle
yaratal1m. Montagsdemo hepimizi
ilgilendiren bir organization� dur. Biz
Halk1z. Hartz IV ve Agenda 2010
kay1ts1z, _arts1z, öyle veya böyle
gitmelidir.
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Hartz IV !
Why a Monday Demonstration in Bremen, too? – Because the disastrous conse-
quences of the Hartz IV laws and the Agenda 2010 have an effect on every secti-
on of the population!

The monthly amount of 345 Euros for recipients of unemployment benefit II
(Arbeitslosengeld II), social security benefits (Sozialgeld) and basic security
benefits for pensioners (Grundsicherung) is far below subsistence level!
71 per cent of those who used to receive unemployment benefit are getting
reduced payments now or losing financial support altogether! This hits mainly
women: a political oath of disclosure!
All expenditure for childcare is supposed to be covered by the insufficient basic
unemployment benefit, and being a single parent therefore equals poverty!
Introducing one-Euro-jobs leads to the destruction of regular employment in
the factories! Any employee could lose his or her secure job through this
development!
Systematic destruction of mass purchasing power threatens the existence of
small businesses!

Yet our Monday Demonstration is not a
mere expression of protest, it also or-
ganizes help for those concerned! Fight
for a human future! Join our fight before
it is too late! The Monday Demonstra-
tion does concern each of us! We are
the people! No to Hartz IV and Agenda
2010!

www. Bremer -Montagsdemo .de
17:30 Marktplatz


